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Erste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Sonntag, den 11. Februar 1906, mittags 12 Uhr.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchenbeider Bekenntnisse abgehaltenenGottesdienstes
versammeln sich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtags im Sitzuugssaale des Ständehauses.

Um 12 Uhr 15 Minuten eröffnet der Landtagskommissarius,Königlicher Obcrpräsident
der Rheinprovinz Dr. Freiherr von Schorlemer, den 46. Provinzinllcmdtag mit folgender
Ansprache, die die Mitglieder stehend entgegennehmen:

Hochgeehrte Herren!
Nachdem Seine Majestät der Kaiser und König Allergnädigstgeruht haben, den Provinzial-

landtag der Rheinprovinz zu seiner 46, Tagung einzuberufen,gereicht es mir zur hohen Ehre und
Freude, Ihnen als KöniglicherKommissariusbei dem Provinziallandtage zum ersten Mal von
dieser Stelle aus einen herzlichen Willkommgrußentbiete« zu dürfen.

Nur mit lebhaftem Dank wird mich der Provinziallandtag auf die Tage des Aufenthalts
Ihrer Kaiserlichenund Königlichen Majestäten in der Haupt- uud ResidenzstadtCoblenz gelegentlich
der Manöver im September v. Is, zurückblicken.Der Provinz sind bei diesem Anlasse zahlreiche
Beweise lcmdesvätcrlichen Wohlwollens zu Teil geworden. Die herrlichen uud denkwürdigen Worte,
mit welchen Seine Majestät der Kaiser und König Allerhöchst ihre Wünsche für das weitere
Wohlergehen der Rheinproviuz bei der Galatafel im Schlossezu Coblenz zum Ausdruckbrachten,
haben in den Herzen der getreuenRheinländer ebenso freudigen und dankbarenWiederhat! gefunden,
wie die Anerkennung,durch welche die Truppen des RheinischenArmeekorps aus Allerhöchstem
Munde ausgezeichnet worden sind.

Das schöne Fest der silbernen Hochzeit, welches unser geliebtes Herrscherpaar zugleich mit
der Vermählung des zweiten Sprossen unseres Hohenzollernhcmses zu feiern Sich rüstet, hat in
allen Kreisen der Provinz freudige Anteilnahme gefunden,die in der Errichtung zahlreicher wohl-
tätiger Stiftungen zum Gedächtnis dieses Festes bereits zum Ausdruck gekommenist. So hat
auch der Provinziallandtag einmütig und bereitwilligst dem Vorschlagedes Provinzialausschusses
entsprochen und die Stiftung zur Fürsorge für verkrüppeltePersonen genehmigt,deren Benennung
als „Wilhelm II. und Auguste Viktoria-Stiftung" inzwischen die AllerhöchsteGenehmigung
erhalten hat.

Hochgeehrte Herren! Daß es dem hervorragenden Manne, den das Vertrauen Seiner
Majestät vor 16 Jahren an die Spitze unserer Provinz berufen hatte, nicht länger vergönnt fein
konnte, ihrem Wohle und Gedeihen seine gewaltige nie versagendeArbeitskraft zu widmen, wird
sicherlichmit mir von Ihnen allen mit dem größten Bedauern empfunden worden sein. Auch in
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dem herzlichen Wunsche weiß ich mich mit Ihnen einig, daß es meinem hochverehrten Herrn Amts-
vorgänger Exzellenz von Nasse beschicken sein möge, sich an den reichen Früchten seiner segensreichen
Amtstätigkeitnoch lange Jahre im wohlverdientenRuhestande zu erfreuen.

Die wichtigsteVorlage, welche Sie bei Ihrem diesmaligen Zusammentreten beschäftigen
wird, betrifft die Uebernahmeder Garantieverpflichtungen,die in dem Gesetz vom 1. April 1905
über die Herstellung und den Ausbau der Wasserstraßenvon Ihnen verlangt weiden. Bei der
Stellung, die das hohe Haus in seinen bisherigen Tagungen zu der Verwirklichungder lange
erstrebten Wasservcrbindungdes Rheins mit den östlicher gelegenen Teilen des Staatsgebiets
eingenommen,glaube ich Ihrer Förderung des hochbedeutsamen Unternehmensum so mehr mich
gewiß halte» zu dürfen, als das gegenwärtigeGesetz bemüht gewesen ist, auch den Interessen der
Landeskultur nach Möglichkeit gerecht zu werden.

Das von dem 43. Provinziallcindtag gemäß § 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Juni 1902
beschlossene Reglement über die Verteilung der an leistungsschwache Kreise und Gemeinden zu
gewährenden Stacitsrenten verliert mit dem 31. März d. Is. seine Gültigkeit. Es wird Ihnen
daher der Entwurf eines neuen Reglements vorgelegt werden, welches an der Hand der inzwischen
gewonnenen Erfahrungen davon absieht, den Begriff der Leistungsschwache an die Erfüllung
bestimmter,zahlenmäßig festgelegterBedingungen zu binden, und damit die Möglichkeit schafft, in
größeremUmfange, als bisher, die Mittel des Gesetzes für Besserungder gegenwärtigenVerhältnisse
auf dem Gebiete des Armen- und Wegewesensflüssig zu machen.

Neben der Erledigung der dem Prouinziallandtnge regelmäßig zufallendenGeschäfte wird
Ihr Interesse wesentlichdurch die Beschlußfassung über verschiedene notwendig gewordene größere
Bauten in Anspruch genommen werden. So bedarf das Provinzialmufeum in Bonn eines
Erweiterungsbaues, welcher den dort untergebrachtenbedeutenden Sammlungen ein auskömmliches
und würdiges Heim gewähren soll.

Nicht minder dringend erscheintder Neubau und die Erweiterung der Provinzial'Hebammen-
lehranstalt in Cöln, die in ihren gegenwärtigen Räumen und Einrichtungen den gesteigerten
Ansprüchenan ihre wichtige Aufgabe nicht mehr voll zu entsprechen vermag!

Des Weiteren wird sich zur Unterbringung von Geisteskranken mit verbrecherischen
Neigungen die Schaffung eines neuen besonderenGebäudes nicht länger umgehen lassen.

Ihrem besonderen Wohlwollen empfehle ich ferner die Vorlage Ihres Provinzialausfchusses
wegen Errichtung von zwei neuen rheinischenProvinzialerziehungsanstalten für ältere Fürsorge-
zöglinge männlichen Geschlechts, welche dazu bestimmt sind, dem steigendenBedürfnis auf diesem
hochwichtigen, sozialen Gebiet gerecht zu werden.

Tage reicher, angestrengteraber auch fruchtbringenderArbeit harren Ihrer somit auch bei
der diesmaligen Tagung. Möge es Ihnen gelingen, durch Ihre Beratungen und Beschlüsse die
uns allen am Herzen liegendeWohlfahrt unserer teuren Rheinprovinz zu fördern.

Als KöniglicherKommisscmuserkläre ich hiermit den 46. Provinzillllandtag der Rhein¬
provinz für eröffnet.

Meine Herren! Nach § 32 der Provinzialordnung und § 1 Ihrer Geschäftsordnung
liegt es dem ältesten Mitgliede des Prouinzillllandtllg.esob, zunächst den Vorsitz zu übernehmen.
Wenn ich recht berichtet bin, so ist das älteste Mitglied, wie im Vorjahre, der am 13. Dezember1824
geboreneHerr Theodor Dietze.

Es meldet sich kein älteres Mitglied. Ich darf daher wohl Herrn Dietze bitten, feines
Amtes zu walten.
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Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Wie Sie eben aus dem Munde Sr. Exzellenz
des Herrn Ober-Präsidenten gehört haben, soll ich das älteste Mitglied dieser hohen Versammlung
sein. Im vorigen Jahre und im Jahre vorher bin ich nur als Stellvertreter auf diesem Platze
erschienen an Stelle des Herrn Claessen-Isencroidt. Derselbe war damals wirklich ein älteres
Mitglied, als ich es bin, und hatte damals, durch Krankheit verhindert, hier zu erscheinen, mich
gebeten,seine Stelle zu übernehmen.

Wenn ich nunmehr als wirklich ältestes Mitglied des hohen Hauses hier stehe, so bitte
ich vor allen Dingen, meine Herren, um Ihre Nachsicht.

Als jüngste Mitglieder, die mich hier im Präsidium unterstützen sollen, hätte ich zu
berufen Herrn Fritz Thyssen — der ist aber für heute entschuldigt —, Der nächstfolgendeist
Herr Landrat Dr. zur Nieden. Dürfte ich denselbenbitten, hier anzutreten. (Geschieht.)

Der nächste ist Herr Landrat von Bemberg. Auch der ist anwesend und ich bitte ihn
ebenso hier zu erscheinen. (Geschieht,)

Wir kämen dann, meine Herren, zum Namensaufruf. Ich bitte, recht deutlich mit „Hier"
zu antworten, damit die Herren Schriftführer die Notiz machen können. Ich bitte also, einen der
Herren, die Verlesung vornehmen zu wollen. (Der Namensaufruf wird vollzogen.)

Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Das Srutinium hat ergeben, daß 121 Mit¬
glieder anwesend sind. Der gegenwärtige Landtag zählt 155 Mitglieder, Er wäre also bei
78 Anwesendenbeschlußfähig.Vei 121 ist also die Beschlußfähigkeit unzweifelhaftvorhanden, was
ich hiermit konstatiere.

Meine Herren! Wir kämen nun zu der Funktion des Alterspräsidenten, den wirklichen
Vorsitzenden des 46. Provinziallandtags wählen zu lassen.

Ich frage vorher, ob das Haus geneigt ist, durch Akklamationzu wählen oder ob Zettel¬
wahl begehrt wird. (Rufe: Akklamation!)

Soweit ich verstehe, wird Akklamationswahl gewünscht,und ich frage nochmals — da
dies nur dann zulässig ist, wenn sich kein Widerspruchdagegen erhebt —, ob ein solcher Wider¬
spruch erhoben wirb, (Rufe: Nein!) Das ist nicht der Fall.

Dann bitte ich, aus dem Hause mir einen Vorschlag inbezug auf die Akklamationswahl
zu machen.

AbgeordneterConze: Ich erlaube mir vorzuschlagen, zum Vorsitzenden den in den letzten
drei Landtagen bewährten Vorsitzenden, Herrn OberbürgermeisterBecker, zu wählen. (Bravo!)

Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Der Herr OberbürgermeisterBecker von Cüln ist
durch Akklamation vorgeschlagen,also gewählt, wenn sich kein Widerspruch dagegen erhebt. —
Das ist nicht der Fall.

Ich bitte also den Herrn Oberbürgermeister Becker, mir zu sagen, ob er die Wahl
annimmt?

AbgeordneterOberbürgermeisterBecker: Ich nehme die Wahl an. Ich danke Ihnen
meine Herren für das Vertrauen, das Sie mir durch Ihre wiederholteWiederwahl bewiesen haben.
Ich werde bemüht sein, nach Kräften den Pflichten meines Amtes gerecht zu werden, bitte dabei
aber auch um Ihre allseitigeNachsicht und freundlicheUnterstützung. (Bravo!)

Alterspräsident Dietze: In gleicher Weise meine Herren haben wir dann den stellver¬
tretenden Vorsitzenden für diesen Landtag zu wählen. Ich frage, ob auch dafür Akklamationswahl
beschlossenwird. (Zustimmung.) Erhebt sich dagegen kein Widerspruch? (Rufe: Nein!) Das ist
nicht der Fall.
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Dann bitte ich mir auch dafür einen Vorschlagzu machen.
AbgeordneterEonze: Ich erlaube mir als stellvertretendenVorsitzenden unser verehrtes

Mitglied ExellenzGrafen von Fürstenberg-Stammheim vorzuschlagen. (Bravo!)
Alterspräsident Dietze: Herr Graf von Fürstenberg-Stammhcim ist als stellvertretender

Vorsitzender vorgeschlagen. Erhebt sich dagegen Widerspruch?— Das ist nicht der Fall.
Dann frage ich Seine Exzellenz,ob Sie die Wahl annehmen?
AbgeordneterGraf von Fürstcnberg Stammheim: Mit aufrichtigstem Dank gegen

die Herren erkläre ich mich zur Annahme der Wahl bereit, (Vravo!)
Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Dann ist meine Tätigkeit beendigt; ich danke

meinen Herren Mitarbeitern (zu den Schriftführern gewendet) und verschwinde in der Versenkung
(Heiterkeit).

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Ich bitte ums Wort zur Ge¬
schäftsordnung.

(Alterspräsident Dietze: Bitte!)
Meine Herren! Damit nicht ein Präzedenzfall sich cinschleicht nnd nachher forterbend

durch die Akten geht und in jedem Jahre so verfahren wird, erlaube ich mir darauf aufmerksam
zu machen, daß eine Wlamationswahl mir dann stattfinden darf, wenn vorher der Name des zn
Mlcnnierenden genannt ist. (Sehr richtig! Heiterkeit.) Denn wenn Sie erst beschließen,es soll
eine Akklamationswahl stattfinden und hinterher wird erst der Name genannt, der event, dem
allgemeinenWunschnicht entspricht, dann kann ja kein Widerspruchmehr erfolgen. Ich wiederhole
demnach, es muß erst eine Person in Vorschlag gebracht werden, nnd dann erst kann über den
Vorgeschlagenen zur Akklamationswahlgeschritten werden,

Alterspräsident Dietze: Ich muß mich dagegen verwahren, nicht korrekt verfahren zu sein.
(Heiterkeit.) Augenblicklich ist auch nicht die Gelegenheit gegeben, über diesen Gegenstand hier zu
verhandeln, er steht nicht auf der Tagesordnung. (Große Heiterkeit).

(AbgeordneterBecker begibt sich zum Platze des Vorsitzenden,um den Vorsitz zu über¬
nehmen.)

Vorsitzender Becker: Meine hochverehrtenHerren! Indem ich hiermit den Vorsitz über¬
nehme, glanbe ich in Ihrer Aller Sinne zu handeln, wenn ich unserm hochverehrten Herrn Alters¬
präsidenten für die liebenswürdigeWeise, in der er die Konstituierung des Hauses herbeigeführt
hat, Ihrer Aller aufrichtigenDank sage. (Beifall.)

Dann, meine Herren, kommen wir zur Wahl der Schriftführer. In der vorigen Tagung
waren es die Herren Regierungsrat Schrakcnnp, Landrat von Groote, Landrat Dr. Momm und
Landrat Snethlage.

Ich sehe Ihren Vorschlägenentgegen.
AbgeordneterConze: Ich bitte, die 4 Herren durch Akklamation wiederzuwählen. (Beifall.)
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Es wird der Vorschlaggemacht,diese Wahl durch

Akklamation zu tätigen. Das ist zulässig, wenn von keiner Seite Einspruch erhoben wird. —
Ein solcher Einsprucherfolgt nicht. Dann erkläre ich die vier Herren als Schriftführer gewählt.

Ich frage sie, ob sie das Amt annehmen? Herr Schrakamp? — Herr von Groote? —
Herr Nr. Momm? — Herr Snethlage? — (Die vier Herren bejahen.)

Dann bitte ich die Herren Dr. Momm und Landrat Snethlage, hier am Tische Platz
zu nehmen, indem ich zugleich den bisherigen Herrn Schriftführern für ihre Mühewaltung
bestens danke.
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Dann habe ich die Ehre, Seiner Exzellenz dem Königlichen Lcindtagskommissariusdie
Meldung zn erstatten, daß der 46. Provinziallandtag sich konstituierthat.

Und nun, meine hochverehrten Herren, lassen Sie uns (die Mitglieder erheben sich), ehe
wir in die Geschäfte selbst eintreten, den Gefühlen der Liebe, der Treue und der Anhänglichkeit
Ausdruck geben, die wir stets in diesem feierlichen Moment empfinden. Stimmen Sie ein in den
Ruf: „Seine Majestät unser tenrer Kaiser und König, er lebe hoch, nochmals hoch und nochmals
hoch! (Die Mitglieder stimmen begeistert in das dreimalige Hoch ein.)

Meine Herren! Seine Durchlaucht der Fürst zu Wicd hat dem Vorsitzendendes Pro-
vinziallandtags in einem Schreiben sein Bedauern ausgesprochen,den diesjährigen Verhandlungen
nicht beiwohnen zu können. Das Schreiben lautet:

„Euer Hochwohlgcboren beehre ich mich, die ergebenste Mitteilung zu machen, daß es
mir nicht möglich sein wird, den diesjährigenVerhandlungen unseres RheinischenPro-
vinziallandtags beizuwohnen. So groß meine Freude gewesen wäre, diesmal wiederum
zu den Landtagssitzungennach Düsseldorf kommen zu können, so muß ich es mir doch
versagen, da mir meine Gesundheitsverhältnissenoch eine zu große Behinderung auf¬
erlegen; es bleibt mir nur übrig, meiner Hoffnung Ausdruck zu geben, daß während
dieses Jahres eine derartige Besserungmeines Befindens eintreten möchte, daß ich an
den Beratungen des nächsten Provinziallandtages wiederum teilnehmen könnte.

Euer Hochwohlgcborendarf ich wohl ersuchen,mich deshalb bei dem Pro-
vinziallandtllge meines Fernbleibens wegen gütigst entschuldigen zu wollen."

Meine Herren! Ich möchte mir den Vorschlagerlauben, bei der allseitigenAnerkennung
und Verehrung, deren sich Se. Durchlaucht der Fürst zu Wied, der langjährige Landtagsmarschall
und Vorsitzendedieses Landtags bei Ihnen Allen erfreut, einen telegraphifchenGruß zu senden
(Beifall), dahingehend:

„Der 46. Provinziallandtag sendet Euer Durchlaucht, deren warmes, in langjähriger
Mitarbeit bewährtes Interesse für alles, was unsere schöne Hcimatprovinz angeht,
allseitig anerkannt wird, ehrerbietigste Grüße." (Beifall.)

Ich darf wohl Ihres Einverständnissesmich vergewissert halten.
Dann, meine Herren, ist es das erste Mal, daß wir zusammentreten, nachdem nnscr

langjähriger Herr Ober-Präsident Dr. von Nasse, Exzellenz, sein Amt niedergelegthat. Ich möchte
Ihnen auch hier vorschlagen, ihm in Anerkennung seiner hervorragenden langjährigen Verdienste,
denen schon sein Herr Amtsnachfolgerso warmen Ausdruck gegeben hat, einen telegraphischenGruß
zu senden (Beifall), dahingehend:

„Der 46. Provinziallandtag sendet bei Beginn seiner Tagung Eurer Exzellenz, dem
verehrten, langjährigen Königlichen Lcindtagskommissariusehrerbietigsten Gruß in dank¬
barer Erinnerung an Ihre langjährige gesegnete Tätigkeit au der Spitze der staat-
lichen Verwaltung der Rheinprovinz." (Beifall.)

Auch hier darf ich Ihr Einverständnis feststellen.
Meine Herren! Seit der letzten Tagung des Provinziallandtages sind folgende Mitglieder

desselbengestorben:
Herr Geheimer KommerzienratDr. Ing. Karl Lucg,

„ Rentner Schünnenbeck in Broich und
„ Landrat Helfferich in Saarlouis.
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Meine Herren! Die Verstorbenenhaben dem Provinziallandtage lange angehört, sich mit
regem Interesse an allen Verhandlungen des Provinziallandtages beteiligt nnd sich dadurch große
Verdienste um unsere liebe Provinz erworben. Ich bitte Sie, sich zum ehrenden Andenkender
Dahingeschiedenenzu erheben. (Geschieht.)

Als Ersatzmänner sind für die Dahingeschiedenen gewählt worden:
Herr KommerzienratLouis Kannengießer in Mülheim a. d. Ruhr,

„ Landrat vou Bemberg-Flamersheim in Mülheim a. d. Ruhr,
„ RittergutsbesitzerAlfred von Noch in Fremersdorf.

Durch Mandatsniederlegung sind aus dem Landtage ausgeschieden:
Herr Ober-Präsident Dr. Freiherr von Schorlemer, Exzellenz,

„ Geheimer KommerzienratServaes in Düsseldorf,
„ GutsbesitzerGottfried Claessen in Isencroidt und
„ Landillt Kotier in Ruhrort.

Es sind für diese als Ersatzmännergewählt worden:
Herr Kaufmann Anton Liell in Cues-Vernkastel,

„ Fabrik- und Bergwerksbesitzer Fritz Thyssen in Mülheim a. d. Ruhr.
Den Herren, die aus dem Landtage ausgeschieden sind, möchte ich den Dank sagen für

die Tätigkeit, die sie bisher entfaltet haben.
Die neuen Mitglieder heiße ich hier in unserem Hause willkommen,hoffe, daß sie wie

ihre Amtsvorgänger sich rege und regelmäßig an unseren Beratungen beteiligen werden, und biu
dann der Ueberzeugung,daß ihre Wirksamkeit ihnen selbst zur Befriedigung und der Rheinprovinz
zum Segen gereichen wird.

Da Herr GutsbesitzerClaessen erst in letzter Zeit sein Mandat niedergelegt hat, so ist
mit Rücksicht auf die zu erledigenden Formalien und da die Neuwahlen für den Provinziallandtag
für eine sechsjährige Amtsdauer vor der Türe stehen, mit Genehmigungdes Herrn Ober-Präsidenten
von einer Ersatzwahl im Kreise Iülich abgesehen worden.

In dem Kreise Ruhrort wird, nachdemLandrat Kutter erst Ende Januar sein Mandat
niedergelegthat, eine Ersatzwahl mit Zustimmung des Herrn Ober-Präsidenten nicht mehr vorge¬
nommen werden.

Wir kommenzu den Eingängen.
Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident hat die Akten über die in den Kreisen Mül¬

heim a. d. Ruhr (Land), Ruhrort und Saarlouis für den Provinziallandtag vorgenommenen
4 Ersatzwahlenüberscmdt.

Es wird vorgeschlagen, diese Akten an die Wahlprüfungskommissionzu überweisen.
Gegen den Vorschlag werden von keiner Seite Bedenken erhoben. — Dann darf ich

annehmen, daß die Ueberweisungdem Willen des Hauses entspricht.
Nach Mitteilung Seiner Exellenz des Herrn Ober-Präsidenten haben die Herren Provinzial-

landtags-Abgeordneten
Seine Durchlaucht Fürst zu Wied,
Rentner Gessert in Bonn,
RittergutsbesitzerHerriger in Barrenstein,
Fabrikdirektorund Finanzrat a. D. Klüpfel in Essen,
OberbürgermeisterIweigert in Essen,
GeheimerSanitätsrat Dr. Stratmann in Wald,
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Geheimer KommerzienratKarl Friederichs in Remscheid,
Landeshauptmann a. D. Dr. Klein in Bonn,
KommerzienratQuack in M. Gladbach,
GutsbesitzerKratz in Gruiten,
Landrat von Bönninghausen in M. Gladbach,
Geheimer KommerzienratHardt in Lennep

sich aus Gesundheitsrücksichtigen außerstande erklärt, den Sitzungen des Prooinziallcmdtags bei¬
zuwohnen.

Herr Landeshauptmann Dr. Hammerschmidt in Münster hat angezeigt, daß er wegen
des gleichzeitig tagenden WestfälischenProvinziallandtags zu erscheinen verhindert sei, und Herr
Fabrik- und Bergwerksbesitzer Fritz Thyssen in Mülheim a. d. Ruhr muß wegen einer längeren
Reise in das Ausland den Verhandlungen fern bleiben. Herr Regierungsrat I)r. von Guerard
ist nach seiner Mitteilung dienstlich verhindert, den Verhandlungen des Landtags beizuwohnen.
Herr Geheimer Bergrcü Hilger in Charlottenbnrg hat mitgeteilt, daß er wegen der Arbeiter-
unruhen auf den seiner Verwaltung unterstellten russisch-polnischen Werken an den Verhandlungen
des Provinziallandtags nicht teilnehmen könne, Herr Geheimer Regicrungsrat Freiherr von
Ayx hat angezeigt, daß er verhindert sei, vorderhand den Landtagssitzmigenbeizuwohnen und
Herr Weingroßhändler Wilhelm Huesgen in Traben hat sein Fernbleiben von den Sitzungen
mit der schweren Erkrankungseiner Gattin entschuldigt. Herr VerwaltungsgerichtsdircktorLinz in
Wiesbaden bittet, ihn bis zum 13. d. Mts. einschließlich von der Teilnahme an den Sitzungen
zu entbinden, da er bis dahin durch die Sitzungen der Schulgesetz-Kommission in Anspruchge¬
nommen sei. Herr Oberbürgermeister Dr. Lembke hat gebeten, ihn für die heutige Sitzung zu
entschuldigen.

Meine Herren! Ich habe dann noch folgende Mitteilungen zn machen:
Der Vorstand des Künstlervereins„Malkasten" teilt mit, daß die Räume des Malkastens

den Mitgliedern des Provinziallandtages zum Besuche freistehen.
Der Vorstand der Kunsthallehat Eintrittskarten für den Besuch der Kunsthalleübersaudt,

welche Sie auf Ihren Plätzen finden.
Ebenso hat auch der Zentral-Gewerbeverein die Herren Mitglieder des Provinzialland¬

tags um Besuch des Kunstgewerbemuseumsgebeten. Die Eintrittskarten sind auf die Plätze
verteilt.

Die Direktion der Gesellschaft„Verein" ladet die Mitglieder des Provinziallandtages
zum Besuche ihrer Gesellschaft für die Dauer der Session ein.

Wir kommendann, meine Herren, zu den geschäftlichen Mitteilungen.
Die Herren Abgeordneten werden gebeten, die Formulare der Anzeigen über die hiesige

Wohnung, welche sich bei den auf den Plätzen liegenden geschäftlichenMitteilungen befinden,wenn
es irgend angeht, noch heute ausgefüllt an das Landtagsbüreau Zimmer XV zurückgeben zu
wollen, da davon die baldige Herstellungdes Wohnungsverzeichnisses und die pünkliche Zustellung
der Ginladungen zu den Sitzungen und der Drucksachen abhängt.

Auch bitte ich die Herren, an der Rücklehneihres Sitzes, wo es noch nicht geschehenist,
den Namen anzubringen, damit der Situationsplan des Saales bald fertig gestellt werden und in
Ihre Hand gelangen kann.

Wie Ihnen schon aus einer zugesandtenDrucksache bekannt ist, war für das Ständeessen
in der städtischen Tonhalle hierselbst nur Mittwoch, der 14. Februar d. Is., als passenderTag
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übrig. Es war Ihnen hiervon rechtzeitig mit dem Ersuchen Kenntnis gegeben worden, die Anmel¬
dung der Gedecke für sich und die einzuführendenGäste bis spätestens heute an das Landtags-
bnreau gelangen zu lassen. Die Herren, welche dies bis jetzt noch nicht getan haben sollten, bitte
ich, es heute noch nachzuholen.

Entsprechend der auf dem vorigen Prouinziallandtage beschlossenenAbänderuug des § 3
der Geschäftsordnungfür den Provmziallandtag ist in der Sitzung des Provinzicilcmsschusses vom
9. Januar d. Is. die Verlosung der Mitglieder des Prouinziallandtags in 5 Abteilungen nach
meiner Anordnung vorgenommen. Zu der Sitzung war ich unter Hinweis auf die zur Tages¬
ordnung stehendeAuslosung besonders eingeladen. Das Ergebnis der Verlosung ist Ihnen aus
dem schon mitgeteilten gedrucktenVerzeichnis der Abteilungenbei dem 4l». Prouinziallandtage bekannt.

Zu ihrer Konstituierung und zur Wahl der Kommissionenbitte ich die Abteilungen als¬
bald nach Schluß der heutigenPlenarsitzung zusammenzutreten. Es sind zu wählen eine Geschiifts-
urdnungskommission,eine Wahlprüfungskommissionnnd vier Fachkommissionen,wie früher, in:
ganzen also sechs Kommissionen. Jede dieser Kommissionenhat geschäftsordnungsmäßig15 Mit¬
glieder, und es hat sonach jede Abteilung für jede dieser 6 Kommissionen 3 Mitglieder zu wählen.
Die Abteilungen versammeln sich: I. Abteilung ans Zimmer XXII, II. Abteilung auf Zimmer
XX, III. Abteilung auf Zimmer XVII, IV. Abteilung auf Zimmer XIX, V. Abteilung auf
Zimmer X. Die Zimmer werden übrigens auch durch entsprechende Schilder kenntlich gemacht sein.

Damit die Abteilungen eventuell in die Lage gesetzt sind, ganze Arbeit zu tun, wird es
erforderlich sein, wegen der geschäftlichenBehandlung der Regierungsvorlage, betreffenddie Ueber¬
nahme der Garantien für den Nhein-Weser-Kanal, schon heute Entscheidungzu treffen. In dem
Ihnen vorliegenden Verzeichnisder Landtcigsvorlagen ist vom Provinzialausschuß vorgeschlagen,
für die Vorberatung dieser Kanalvurlage eine Spczialkommissionzu wählen.

Ich stelle die Frage der geschäftlichen Behandlung der Kanalvorlage und ihrer Über¬
weisung an eine Spczialkommissionvon 15 Mitgliedern zur Verhandlung.

Ich nehme also an, meine Herren, daß Sie verstanden haben, daß Sie gleich nach der
Sitzung sich in den Abteilungen konstituierenund die 6 Kommissionenwählen sollen. Außerdem
wird Ihnen, wie Sie gehört haben, vorgeschlagen,auch jetzt gleich über die geschäftliche Behand¬
lung der wichtigenKanalvorlage Beschluß zu fasse», und zu dem Zwecke eine Spezialkommissiun
von 15 Mitgliedern einzusetzen.

Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann darf ich
die Verhandlung schließen und feststellen, daß Sie mit meinem Vorschlageeinverstandensind.

Nachdem dieser Vorschlag angenommen ist, ersuche ich die Abteilungen, auch in diese
Kanalkommissionje 3 Mitglieder zu wählen.

Verzeichnisseder konstituierten Abteilungenund der gewähltenKommissionen gehen Ihnen zu.
Die gemalten 7 Kommissionen — das sind also die 6 Kommissionen, die wir regelmäßig

haben und die Kanalkommissiun— ersuche ich, morgen vormittags 10 Uhr zur Konstituierung
zusammenzutreten,und zwar die Geschäftsordnnngskommissionim Zimmer IX, Sitzungssaal des
Provinzialausschusses, die Wahlprüfungskommissionim Zimmer X, die I. Fachkommissionim
Zimmer XXII, die II. Fachkommissionim Zimmer XX, die III, Fachkommissionim Zimmer
XVII, die IV. Fachkommission im Zimmer XIX, die Kanalkommission hier im großen Sitzungssaal.

Zu ihren geschäftlichen Beratungen wird die Kanalkommissiondemnächst den Sitzungssaal
des Provinzialausschussesbenutzen können.

Also morgen soll sich die Kanalkommissionhier in den, großen Sitzungssaal konstituieren.
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Ich nehme an, daß die Herren das verstanden haben. Sonst werde ich es noch einmal
wiederholen. (Rufe: nein!) Es ist nicht notwendig; dann fahre ich fort.

Zur Vertretung der Kcmalvorlage in der Kommission und im Plenum haben der Herr
Finanzministcr den Herrn UnterstaatssekretärDombois, der Herr Minister der öffentlichen Arbeiten
den Herrn UnterstaatssekretärHolle und die Herren Geheimen Ober-Regiemngsrat Kisker nnd
Geheimen Ober-Baurat Dr. Ing. Sympher bestimmt.

Wegen der Tagung des Landtags der Monarchie uud wegcu der gleichzeitige» Tagung
des Westfälischen Provinziallandtags, welcher die Kanaluorlage ebenfalls zu erledige» hat uud auf
welchem die genannten Herren Staatstommissare die Vorlage ebenfalls zu vertreten haben, kann
der Aufenthalt der Ministcrialkonimissarehier nur kurz bemesseu sein.

Zufolge Mitteilung des Herrn Unterstaatssekretärs Holle stehen die Kommissare nm
Dienstag den 13. Febrnar, vormittags 10 Uhr, zur Beratung in der Kommissionuud am Mitt¬
woch den 14, zur Beratung im Plenum zur Verfügung. Ich bitte daher wegen Anberaumung
der Sitzung der Kanalkommissionhierauf gefälligst Rücksicht zu uehmcn.

Den Antrag der Kommission würde ich dann auf die Tagesordnung für die Plenarsitzung
von Mittwoch setzen.

Also die Kommission,meine Herren, wird am Dienstag um 10 Uhr tagen müssen, und
wir werden im Plenum die Verhandlung über die Kanalvorlage am Mittwoch abhalten. Die
Einladungen gehen Ihnen ja noch zu.

Was nun die morgige Plenarsitzung anlangt, so schlage ich vor, um 10'/« Uhr zu be¬
ginnen mit folgender Tagesordnung:

1. Eingänge.
2. Bericht des Prouinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzialverwaltuug für das Rech¬

nungsjahr 1904.
3. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Proviuzinlvcrwaltung der Rheinprovinz sowie zu

den zu demselbengehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltnngszweigeund Anstalten
und

Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zn demselbengehörendenHaus-
haltsplänc der einzelne» Verwaltnngszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr vom
1. April 1906 bis 3l. März 190?.

4. Bericht des Provinzialcmsschusses, betreffendden Vermögensstcmddes Rheinischen Provinziell-
Verbandes,

5. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der eingegangenenVorlagen.
Also, meine Herren, morgen 10 ^2 Uhr, wenn Sie damit einverstandensind, wird Plenar¬

sitzung sein. — Auch das findet keine Bedenken. Dann stelle ich das fest.
Zum Schluß schlage ich vor, am Dienstag, den 13. Februar, keine Plenarsitzungzu halten,

diesen Tag vielmehr für die Kommissionsarbeitenfrei zu lassen, wie wir das auch in den früheren
Jahren getan haben.

Die folgende Plenarsitzung würde dann am Mittwoch, den 14. Februar, des Stände-
csfens wegen wohl um 11 Uhr vormittags, anzuberaumen sein. Auf die Tagesordnung für diese
Sitzung würde, wie schon von Ihnen genehmigt,die Kanalvorlcigezu setzen und im übrigen vielleicht
es Ihrem Vorsitzenden zu überlasse» sei», wie wir das auch in den früheren Jahren getan haben,
je nach Fertigstellung der Arbeiten in den Kommisstonendie Tagesordnung für diefe Sitzuug
aufzustellen
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Darf ich annehmen,daß Sie auch damit einverstandensind? — Das ist der Fall. Ich
stelle das fest.

Damit, meine Herren, bin ich am Ende meiner Mitteilungen und sind wir am Ende der
heutigen Sitzung, die ich hiermit schließe.

(Schluß 1 Uhr.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf am Montag, den 12. Februar 1906.

Beginn gegen 11 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisse der Provinzialvcrwaltung fiir das

Rechnungsjahr 1904.
3. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialvcrwaltung der Nhcinprovinzsowie zu

den zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der einzelnenVerwaltungszweigennd Anstalten
und

Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörenden Haus¬
haltspläne der einzelnenVcrwaltungszweigeund Anstalten für das Rechnungsjahrvom 1. April
1906 bis 31. März 1907.

4. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstand des RheinischenProvinzial-
vcrbandes,

5. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung der eingegangenenVorlagen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzung vom 11. d. Mts. liegt auf dem Tifche des Hauses

offen. (Unruhe. Glocke des Vorsitzenden.)
Als Schriftführer für die heutige Sitzung werden die Herren AbgeordnetenSchrakamp

und von Groote wirken.
Seine Exzellenz der Herr Königliche Landtagskommissariushat mir mitgeteilt, daß er der

heute erfolgenden Eröffnung der Ausstellung der kronprinzlichen Hochzeitsgeschenkcin Berlin bei¬
wohnen müsse und daher leider verhindert sei, in der heutigen Plenarsitzung anwesendzu sein.

Auf die gestern mit Ihrer Zustimmung an Seine Exzellenz den Herrn Ober-Präsidentena. D.
Dr. von Nasse und an Seine Durchlaucht den Fürsten zu Wied abgelassenen Telegramme sind
noch im Laufe des gestrigen Nachmittags die folgenden Antworttclegrammeeingegangen:
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„Dem Provinziallaudtage danke ich verbindlichstfür die freundlicheBegrüßung und
erwidere solche herzlichst in dankbarer Erinnerung an die mir in meiner Amtsführung
jederzeit gewährte Unterstützung. Nasse."

„In Erwiderung der freundlichen Grüße sende ich den Mitgliedern des
Landtages ebenfalls wärmste Grüße und beste Wünsche für eine glücklicheSession.

Fürst Wied."
Dann, meine Herren, treten wir in die Tagesordnung ein.
Der erste Gegenstand der Tagesordnung sind Eingänge.
AIs solche sind zu verzeichnen:
1. Gin Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddie an den vorigen Provinziallandtag

gerichtete Petition um Bewilligung einer Beihilfe zu den Kosten der Verlängerung des Iluerich-
Lank'er Deiches.

Der Bericht liegt Ihnen gedruckt vor. Es wird vorgeschlagen, ihn zunächst der IV. Fach¬
kommission zu überweisen.

Gegen den Vorschlagwerden Bedenkennicht laut. Ich stelle fest, daß Sie mit demselben
einverstandensind.

2. Ein Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddas Gesuch des Ackercrs
und Bäckers Hubert Pütz zu Wahn, Landkreis Mülheim am Rhein, vom 30. Januar 1906 auf
Abstandnahme von der Verfolgung eines Regreßanspruches der Rheinischen landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschllft gegen ihn.

Auch dieser Bericht liegt Ihnen gedruckt vor. Es wird vorgeschlagen,ihn ebenfalls der
IV. Fachkommission zu überweisen.

Auch gegen diesen Vorschlag werden Bedenken nicht laut. Der Bericht geht an die
IV. Fachkommission.

3. Ein Bericht des Provinzialausschusses(Drucksachen. Nr. 27), betreffend weitere Maß¬
nahmen zur Förderung des Baues von Wasserversorgungsanlagenin leistungsschwachen Gemeinden.

Der Bericht ist Ihnen gedruckt zugegangen. Es wird die Ueberweisungan die IV. Fach¬
kommission vorgeschlagen.

Auch damit scheint das hohe Haus einverstandenzu sein. — Ich stelle das fest.
4. Ferner ist Ihnen ein Verzeichnis der an den 46. RheinischenProvinziallandtag

gerichtetenPetitionen (Drucksachen. Nr. 24), zugegangen. Es ist darin vorgeschlagen,die beiden
eingegangenenPetitionen

a. der Inspektoren usw. an der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltum andere Regelung
ihrer Gehaltsbezüge;

K. des Vorstandes der katholischen PfarrgemeindeThür im Kreise Mähen um Bewilligung
einer Provinzialbeihilfe für die Wiederherstellungder Frauenkirchebei Thür-Nieder-
mcndig,

der I. Fachkommission zu überweisen.
Auch hiergegen erhebt sich von keiner Seite ein Bedenken. Dann gehen diese beiden

Gegenstände an die I. Fachkommission.
5. Sodann ist die Rechnung der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltfür 1903 zur Ent¬

lastung an den Provinziallandtag gelangt.
Es wird vorgeschlagen,diese der I. Fachkonmissionzu überweisen.— Auch damit ist

das hohe Haus einverstanden.
2»
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6. Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident hat die Akten über die im Kreise Bernkastcl
vorgenommeneErsatzwahl eines Abgeordneten für den Provinziallandtag hierher gelangen lassen.

Die Akten würden der Wahlprüfungskommifsionzu überweisensein.
Auch gegen diesen Vorschlag werden Bedenken nicht laut. Ich stelle Ihr Einver¬

ständnis fest,
7. Seine Exzellenz der Herr KöniglicheLandtagZkommissariushat den KöniglichenRe-

gicmngsrat Dr. Schultz als seinen Kommissarzu deu Sitzungen des Prouinziallandtagcs und den
von diesem zur Vorbereitung seiner Beschlüsse gewählte» Kommissionen angemeldet.

Endlich 8. ist eine Petition des Vorstandes des Vereins „Rheinischer Gemeinde-Oberförster"
wegen Verstaatlichungder Gemeinde-Forstverwaltungeneingegangen.

Die Vorschlägeuud die Eingabe des Vereins werde ich durch Druck vervielfältigenund
Ihnen zustellenlassen.

Die Angelegenheitdürfte au die IV. Fachkommission zu überweisensein.
Auch hiermit scheint das hohe Haus einverstandenzu sein. Ich stelle das fest.
Ehe wir zum zweiten Gegenstande der Tagesordnung kommen, habe ich noch einige

geschäftlicheMitteilungen zn machen.
Die Abteilungen haben sich gestern konstituiert. Ein Verzeichnis derselben ist Ihnen

zugegangen.Von der Verlesung des Verzeichnisseskann deshalbwohl abgesehen werden. (Zustimmung.)
Ein Antrag auf Verlesung wird nicht gestellt. Dann nehme ich an, daß Sie darauf

verzichten.
Auch die Kommissionensind gestern in den Abteilungen gewählt wurden. Da Ihnen

ein Verzeichnisder Kommissionenbereits gedruckt vorliegt, dürfte von der Vcrlesuug des Verzeich¬
nisses ebenfalls abgesehen werden können.

Auch hiermit scheint das hohe Haus einverstanden zu sein.
Heute Morgen haben sich die Kommissionenkonstituiert. Das Verzeichnis liegt bereits

vor. Ich möchte den Herrn Schriftführer bitten, aus dem Verzeichnis wenigstens den Herren
mitzuteilen, wer Vorsitzender, stellvertretender Vorsitzender, Schriftführer und stellvertretender
Schriftführer in den verschiedenen Kommissionengewordenist.

Schriftführer Schrakamp (liest:)

Wahlprüfungstommission.
Vorsitzender:Erouu, stellvertretenderVorsitzender: Blank, Schriftführer: Pastor, stellvertretender

Schriftführer: Böker.

Geschiiftsordnungstumlmssion.
Vorsitzender: Schulz-Briescn, stellvertretender Vorsitzender: Gauhe, Schriftführer:Dr. Sartorius,

stellvertretenderSchriftführer: von Ehreuberg.

I. Fachkommission.
Vorsitzender:Michels, stellvertretender Vorsitzender: Spiritus, Schriftführer: von Groute,

stellvertretenderSchriftführer: Dr. Kaufmann.

II. Fachkommission.
Vorsitzender:Conze, stellvertretenderVorsitzender: Dr. Venn, Schriftführer: Oslar von Nell,

stellvertretenderSchriftführer: Minten.
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III. Fachkommission.
Vorsitzender: von Stedman, stellvertretenderVorsitzender: Freiherr von Scheibler, Schrift¬
führer: Freiherr von Dalwigk, stellvertretenderSchriftführer: Freiherr von Hammerstein.

IV. Fachkommission.
Vorsitzender:von Brcuuiug, stellvertretender Vorsitzender: Hcising, Schriftführer: Engels,

stellvertretenderSchriftführer: Dick.

Kllnalkommission.
Vorsitzender: Lncg, stellvertretenderVorsitzender: Lehr, Schriftführer: Suethlage, stellvertretender

Schriftführer: Krens er.

Vorsitzender Becker: Damit ist der Gegenstand Nr. 1 der Tagesordnung erledigt.
Meine Herren! Wir treten in den zweiten Gegenstand der Tagesordnung ein:

Bericht des Piovinzialausschusses über die Ergebnisse der Pruvinzial«
Verwaltung für das Rechnungsjahr 1904.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDictzc, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dictze: Meine geehrten Herren! Nach Vorschrift des

Z 102 der Provinzialordnung soll der Provinzialausschußdem zusammengetretenenLandtag einen
Bericht über das letzte Rechnungsjahr erstatten. Das bezieht sich für dieses Jahr auf die Zeit
vom 1. April 1904 bis zum 31. März 1905. Darüber ist nun fast wieder ein Jahr hingegangen
uud namentlich die finanziellenVerhältnissehaben sich seitdem geändert. Auch in den Personal-
Verhältnissen sind zu unserem lebhaften Bedauern traurige Veränderungen eingetreten.

Wir haben ganz besonders den schmerzlichen Vcrlnst des Mitgliedes vom Ausschuß,des
Herrn Dr. Ing. Karl Lueg zu bedauern. Wir alle werden ihm ein dankbaresAndenken bewahren
uud ich glaube, das hohe Haus stimmt darin überein, daß er in seiner Stelle schwer zu ersetzen
sein wird. Er ist gestorben im Mai vorigen Jahres.

Im Oktober desselbenJahres hatten wir den schmerzlichenVerlust des Herrn Direktors
der FeuerversicherungsanstllltDr. Brandts zu beklagen. Auch er war der rechte Mann an rechter
Stelle, und sein eben begonnenesneues organisatorischesWerk ist durch seinen jähen Tod nnter-
brochen worden. Auch ihm werden wir ein dankbares Andenkenerhalten.

Erwähnen will ich auch noch den schmerzlichenHeimgang des Direktors der Arbeitsanstalt
Brauweiler, des Herrn Schellmann. Auch er wird schwer zu ersehen sein, der Früchte seiner Arbeit
aber werden wir uns noch lauge erfreuen.

Dann, meine Herren, hätte ich Ihnen mitzuteilen, daß Ihre Beschlüsse vom vorige»
Landtage ausgeführt sind, wie sie es nachgewiesen finden auf Seite 2—30. Sie werden es ja
alle in dem gedruckten Bericht gefundenhaben.

Zweitens hätte ich mitzuteilen, was schon gestern gestreift worden ist durch Seine Exzellenz
den Herrn Ober-Präsidenten, daß die Majestäten gerne unsere Stiftung für ein Krüppelheim ange
nommen haben, Sie finden in dem diesjährigen Etat schon l0 000 Mark anfgenommcu,und ich
glaube deshalb, daß ich auf die Angelegenheitnicht weiter einzugehenbrauche.

Die von Ihnen beschlossene Deputation, bestehend aus dem Herrn Vorsitzendendes
Landtags, aus dem Herrn Vorsitzendendes Piovinzialausschussesund aus dem Herrn Landes¬
hauptmann sowie drei Mitgliedern des Ausschusses, wird sich zur richtige» Zeit nach Berlin begeben
und von den Majestäten empfangenwerden.
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Ueber den finanziellenAbschluß der Verwaltung im Rechnungsjahre 1904 finden Sie die
näheren Angaben auf Seite 46—63 des Berichts.

Es ist daraus bemerkenswert,daß in diesem Jahre statt der ctatsmäßig veranschlagten
7 236 000 Mark ? 331 351,62 Mark, also 95 351,62 Mark mehr eingegangensind.

Außerdem ist noch mit einem Uebcrschuß von 109 946,93 Mark in der laufenden Ver¬
waltung zu rechnen, obschon das Hebnmmcnwesenund besonders auch das Fürsorgccrziehungs-
gesetz nicht unerhebliche Mehrkostenerfordert haben.

Bei der Landarmenverwaltung ist infolge der gesteigertenEinnahmen und der vermin¬
derten Ausgaben für landarme Personen der Zuschuß aus Provinzialmitteln nach dem Voranschlag
zurückgebliebenund bei der erweiterten Armenpflege haben die Einnahmen aus dem Vermögen
der Krankenund den Beiträgen von Drittvcrpflichtetenden Voranschlagweit überschritten.

Diese Überschüsse von 95 351,62 Mark und 109 946,93 Mark sind dem zur Ver¬
fügung des Provinziallandtages stehendenReservefondszugeführt worden. Ueber den Bestand und
die Inanspruchnahme dieses Fonds ist Ihnen im Vorbericht zu den Haushaltsplänen, Seite 15
und folgende, das Nähere mitgeteilt und der Herr Landeshauptmann wird ja in seinem Vortrage
gleich weiter auf die gegenwärtigeFinanzlage zurückkommen.

Aus dem Bericht der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltwäre zu bemerken, daß diese
mit einem Ueberschußvon 700 004,64 Mark abgeschlossen hat, während der Zinsüberschuß der
Landesbanksich auf 1 032 788,33 Mark gestellt hat.

Ueber die Verwendung dieser Ueberschüssefinden Sie auf Seite 76 und 85 des Berichtes
die näheren Angaben.

Bei der Fürsorgeerziehunghat die Zahl der Ueberweisungenvon Minderjährigen 1091
betragen, während im Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1904 mit einem Zuwachs von 900
Fürsorgezöglingengerechnet war. Hieraus ergibt sich auch der erforderlichgewordeneMehrzuschuß
aus Provinzialmitteln von rund 4? 000 Mark.

Der Bestand an Fürsorgezöglingenwar am Ende des Berichtsjahres auf 4621 gestiegen,
also eine Zahl, wie sie nie erwartet werden konnte.

Auf Seite 157 des Berichtes finden Sie, meine Herren, die Angabe, daß der Neubau
der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Iohannisthal bei Süchtcln im Geschäftsjahr 1904 so
gefördert worden ist, daß anfangs Juli 1905 die ersten Kranken aufgenommen werden konnten.
Aus dem Minderzuschuß für die Landarmenverwaltung von 133 432,76 Mark ist zunächst der
Rest des für den Erwerb und Ausbau der Anstalt in Urft aufgenommenenDarlehns Ihrem
Beschlusse gemäß gedeckt worden.

Die Straßenverwaltung hat mit einem cmsgabefreieu Bestand von 109 000 Mark
abgeschlossen, welcher dem Beschlusse des Provinziallandtages entsprechenddem Reservefonds der
Straßenverwaltung zugeführt worden ist, der damit einen Bestand von beinahe 282 000 Mark
erreicht.

Meine Herren! Das sind diejenigen Punkte, die ich für interessant und wesentlich gehalten
habe und ich beschränke mich im übrigen darauf, jetzt an Sie die Frage zu richten, ob Sie
noch andere Punkte näher erläutert haben wollen, die hier alle gedruckt in dem Bericht vor¬
gesehen sind.

Wenn das nicht der Fall ist — es scheint nicht der Fall zu sein, daß weitere Aufklä¬
rungen gewünscht werden — dann möchte ich Sie namens des Provinzialausschussesbitten, den
Belicht durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.
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Vorsitzender Becker: Meldet sich jemand znm Wort? — Das ist nicht der Fall. Dann
schließe ich die Verhandlung und stelle fest, daß das hohe Haus mit dem Antrage des Herrn
Berichtcrstattcseinverstandenist.

Damit ist der Gegenstand erledigt.
Wir kommen zum Gegenstand Nr. 3 der Tagesordnung:

Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialvcrwultung der
Rheinprovinz sowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen
der einzelnen Verwaltungszwcige und Anstalten

und
Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben
gehörenden Haushaltspläne der einzelnen Verwaltnngszweige und An¬
stalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist der Herr Landeshauptmann. Ich gebe demselbendas Wort.
Berichterstatter Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine verehrten Herren! Ich

möchte Sie zunächst bitten, mir zu gestatten, eine kleine Verschiebungin der Tagesordnung vor
zunehmen, nämlich den Punkt 4, die Vermögcnsübersicht, zuerst zu besprechen. Vs entsprichtdas
einem alten Brauche, den ich ohne Grund nicht verlassenmöchte.

Meine Herren! Der Vermögensbestcmd des Provinzialuerbaudes ist in einem besonderen
Druckstück den Herren mitgeteilt worden, und ich kann wohl im allgemeinenauf dieses Druckstück
bezug nehmen und mich darauf beschränken, die Hauptmomente hervorzuheben.

Meine Herren! Am 1. April 1905 belief sich das Vermögen des Provinzialuerbandes
auf 45 16? 374 Mark. In diesem Bestände sind aber auch fremde Vermögen einbegriffen. Das
Vermögen der Stiftungen, der Witwen- und Wmsenkasse, des Viehuersicherungsfonds uud ähnliches.
Diese fremden Vermögen betragen im ganzen 5 780 030 Mark. Diese Summen müssen also von
dem ebengenannten Bestände in Abzug gebrachtwerden, so daß als Vermögen 39 386 839 Mark
verbleibt.

Andererseits muß diesem Vermögensbestandeauch der Bestand der Provinzialinstitute,
Feuerversicherung,Lcmdesbnnk und auch des Meliorationsfonds wieder zugeführt werden.

Das Vermögen der Landesbank ist mit 7 735 000 Mark, das der Feuerversicheruugs-
cmstalt mit 8 066 000 Mark und das des Meliorationsfonds mit 2 003 800 Mark einzustellen.
Zählt man diese drei Posten zu dem eben genannten Posten von 39 Millionen Mark hinzu, dann
ergibt sich ein Vermögensbestandvon 5? 30? 938 Mark.

Meine Herren! An dieser Stelle dürfte ein Rückblick auf das vorige Jahr wohl ange-
bracht sein.

Das Vermögen belief sich am 1. April 1904 nur auf 53 886 425 Mark, so daß also
ein Plus von 3 421513 Mark zu konstatieren ist. Sie weiden nun fragen, woraus dieser Ver¬
mögenszuwachs entstanden ist, und um Ihnen hierüber Aufklärung zu geben, möchte ich Sie bitten,
den Vorberichtzur Hand zu nehmen. Die Positionen sind ans Seite 20 bis 22 des Vorberichts
im einzelnenaufgeführt. Ich darf im großen ganzen bemerken: der Zuwachs ist dadurchentstanden,
daß einzelne unserer Institute z B. die Heil- und Pflegeanstalt in Süchteln, die Anstalt für
Fürsorgezöglinge,Haus Fichtenhain, und die Hebammenlchrcmstaltin Elberfeld fertig gestellt sind,
daß Umbauten und Zubauten einer ganzen Anzahl von Anstalten stattgefundenhaben, deren Wert
also dem Vermögen zuzuschreiben ist, daß einzelne Vermögensmassendes Verbandes, z. B. der
Pensionsfonds, der Ständefonds angewachsen sind, ferner, daß wir eine große Abfindung von dem
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Cölner Verein zur Beförderung des Taubstummen-Unterrichts im Betrage von 285 715 Mark
ausbezahlt bekommenhaben, wofür diefer Verein uns in Zukunft jährlich 10 000 Mark Rente
weniger gibt bezw. nicht mehr auszahlt; kurz, durch Anwachsenunserer Institute, und Anwachsen
einzelnerFonds ist dieser Vermögenszuwachsentstanden.

Meine Herren! Dem Vermögen stehen andererseits auch wie in jedem Kommunalwcsen
Schulden gegenüber. Die Schulden betrugen am 1, April 1905 21766 604 Mark, Woraus
diese Schulden sich zusammensetzen ist im Vorbericht auf Seite 22 eiugehcud dargelegt. Ich
möchte nur hervorheben: sie bestehen in der Hauptsacheaus der sogenannten alten Irrenanstalts-
bauschuldvon ruud 4 Millionen, aus der 6'/2 Millionen-Anleihe, der 8 Millionen-Anleihe,einer
Anleihe für die Arbeitelkolonien, einer Wäfchereianlagefür Brauwcilcr, dann aus den Straßcn-
bauanleiheu ^.. L. <ü. v, die Ihnen ja aus dem Etat bekanntsind, aus der einen Wafserleitungs-
anleihe und aus laufenden Krediten, die wir zu Neubauten in Fichtenhain usw. bei der Landes¬
bank in Anspruchgenommenhaben.

Auch hier muß ich zur Erklärung der Höhe der Schulden einmal um ein Jahr zurück¬
greifen; am 1. April 1904 hatten wir nur 19154 883 Mark Schulden, so daß also ein Schulden¬
zuwachs von 2 611720 Mark festzustellen ist. Worin dieser Zuwachs besteht, das ist auf Seite
23 ff. des Vorberichts kurz zusammengestellt. In der Hauptsacheist der Zuwachs darauf zurück¬
zuführen, daß wir die vom Landtage für Neubauten zur Verfügung gestelltenKredite in Anspruch
genommen haben zu Bauzwecken,also bei der Landesbcmk die betreffendenSummen entnommen
haben. Diese Summen find noch nicht in definitive Anleihen umgewandelt, nnd weiden erst
in solche umgewandelt, wenn die Baukuntus abgeschlossensind. Bei der großen Zahl der
Bauten, die zurzeit in Angriff genommen sind, kann es nicht wundernehmen, daß in einem
Jahre 2^2 Millionen für diefe Bauten schon in Anspruch genommen worden sind. Auf der
anderen Seite haben wir ja auch vorschriftsmäßigeinen Teil der Schulden amortisiert. Das sind
392 292 Mark, so daß, wie gesagt, ein Zuwachs von Schulden von rnnd 2 61 l 000 Mark bestehen
gebliebenist.

Meine Herren! Da das Vermögen nun 3 421 513 Mark zugenommen hat, die Schulden aber
nur um 2 611 720 Mark, so bleibt immerhinnoch ein Vermögenszuwachs von 809 793 Mark bestehen.

Die Schuldenlast der Provinz ist mit diesen Zahlen nicht abgeschlossen,sondern auch im
kommenden Jahr und späterhin wird die Schuldenlast sich steigern, denn es treten stets neue An¬
forderungen an unsere Anstalten heran. Wir müssen, wie ja auch aus den diesjährigen Vorlagen
hervorgeht, wieder neue Anstalten baueu — ich brauche nur an die Fürsorgeerziehungscmstalt,an
die Vorlage betreffend die Errichtung einer Anstalt für irre Verbrecher zu erinnern — und die
Kosten dieser Bauten können wir doch nicht aus laufenden Mitteln bestreiten,sondern wir müssen,
wie das in jedem Kommnnalwesender Fall ist, sie aus Anleihen bestreiten,damit auch die Zukunft
an diesen Lasten mitzutragen hat. Also ein Sisticren, ein Stillstand im Anwachsen der Schulden
kann nicht eintreten, sondern wir werden in Zuknnft auch weitere Anleihen aufnehmenmüssen, und
ich darf wohl bemerken, daß vielleicht fchon der nächstjährige Etat an Schuldentilgung und
Amortisation rund eine Million aufweifcnwird.

Aber wie gesagt, daran ist wohl nichts zu ändern. Wir müssen den Bedürfnissen,die an
uns herantreten, Rechnung tragen. Das geht nur dadurch, daß wir im Wege der Anleihe Mittel
aufnehmen.

Meine Herren! Ich darf nun wohl zu Nr. 3 der Tagesordnung übergehen, zu unserm
jetzigen Etat für 1906.
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Der Voranschlagfür 1906 belänft sich auf 25 308 028 Mark. Gegen das Jahr 1905
ist das ein Plus an Ausgaben von 1 043 099 Mark.

Meine Herren! Sie wissen, daß der Etat, abgesehenvon der Umlage auch aus den
eigenen Einnahmen der Anstalten Deckung findet. Die eigenen Einnahmen der Anstalten für
1905 haben betragen 10 965 929 Mark. Die eigenen Einnahmen des neuen Etats sind auf
11600 028 Mark festgesetzt, so daß die eigenen Einnahmen im kommenden Jahre 1906 sich um
634 099 Mari höher belaufen. Also das, was an Ausgaben im Etat für 1906 mit rund
1 043 000 Mark vorgesehenist, wird schon durch die eigenen Mehreinnahmen von rund 600 000
Mark zum größten Teil gedeckt. Es ist also aus andern Quellen nur noch die Differenz zu
zu decken, und diese beträgt 409 000 Mark.

Gtatsmäßig müssen diese mehr zu deckenden 409 000 Mark nun zunächst in den Einnahmen
erscheinen und andererseits auch in den Ausgaben.

Ich darf zunächst wohl auf die Einnahmen eingehen. Sie finden diefe Mehrsumme
eingestelltbei der Straßenbauverwaltung mit nur 9600 Mark, bei der erweiterten Armenpflege
mit 27 000 Mark, bei den vermehrten Pruvinzialumlagen mit 341 400 Mark, bei der Einnahme
aus der Landcsbank und der Feuerversicherungmit 6? 548 Mark und unter Varia mit 150 Mark.
Das sind im ganzen 445 698 Mark. Auf der anderen Seite stehen diesen Mehreinnahmen aber
auch Mindereinnahmen im Gesamtbetragevon rund 3? 000 Mark gegenüber,so daß in Wirklich¬
keit dann die Summe von 409 000 Mark herauskommt,die also anderweit zu decken wäre.

Diese Summe muß nun auch, wie ich eben sagte, bei den Ausgaben in Erscheinungtreten,
und das ist auch der Fall. Wenn Sie mir gestatten, werde ich an der Hand des Etats bei den
einzelnen Titeln die einzelnen Beträge, aus denen sich diese Summe zusammensetzt, kurz angeben.
Ich glaube, bei jedem einzelnen Titel hier wohl nicht eingehend ausführen zu brauchen,zu welchem
Zwecke eine Mehreinstellungerforderlichgewordenist, dazu ist hier wohl nicht der Platz, das muß
in der Kommission und eventuell spater hier, in der Plenarsitzung, besprochenwerden. Ich kann
das hier bei den einzelnen Titeln nur kurz andeuten.

Meine Herren! Es ist zunächst bei Titel II, 1 Provinziallandtag, Provinzialausschuß
und Zentralverwaltung ein geringer Betrag von 6700 Mark mehr eingestellt. Das ist haupt¬
sächlich darauf zurückzuführen, daß die Gehälter für zwei Landesassessoren und für einige Sekretäre
neu ausgeworfenworden sind.

Bei II, 2 ist der Pensionsetat um 8293 Mark erhöht. Meine Herren! Wir müssen ja
15°/° des Durchschnittsgehaltszum Pensionsetat abführen. Da eine Anzahl neuer Stellen bei
der Landesversicherungsllnstaltusw. entstanden sind, müssen diese 15°/« der neuen Gehälter ja
auch hier zum Vorschein kommen.

Meine Herren! Beim Taubstummenwesenist ein Betrag von 8240 Mark mehr eingestellt
worden. Das ist hauptsächlichauf zwei Lehreistellen, die in Essen und Trier neu gegründet
worden sind, auf ein Anwachsen der Kosten für die Beköstigung und endlich darauf zurückzuführen,
daß die im vorigen Landtage von Ihnen für die TaubstummenlehrerbewilligtenGehaltserhöhungen
hier znm ersten Male in die Erscheinungtreten.

Beim BlindenwcsenII 8 ist nur ein geringer Betrag von 9800 Mark eingesetzt worden.
Das ist eigentlichnur deshalb nötig geworden, weil in der Anstalt in Düren extraordinär das
ganze Dach mit einem Kostenaufwcmde von etwa 10 000 Mark erneuert werden muß.

Meine Herren! Titel II 9 ..Hebammenanstalten" sind 12 740 Mark mehr eingesetzt,
wovon auf Cölu nur 850 Mark und auf Elberfeld 11890 Mark kommen. Die Hauptkosten

3
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entfallen also auf die neue Anstalt Glberfeld. Diese mußten hier eingestellt werden, weil jetzt die
Gehälter und Remunerationen der Assistenten, der Geistlichen,entsprechend den Gehältern in Cöln
reguliert werden mußten, und weil jetzt Heizung, Licht, Steuern usw. zum ersten Male in der
vollen Höhe zur Erscheinungkamen.

Meine Herren! Bei II 10 Fürsorge-Haushaltsplan sind 80 600 Mark meht eingesetzt. Es
ist das ein Drittel des Mehraufwandes für dieses Jahr, das 249 800 Mark beträgt. Die übrigen
zwei Drittel müssenseitens der Königlichen Staatsregierung ja der Provinz zurückerstattet werden.
Ueber die Gründe, weshalb wir beim Fürsorge-Haushaltsplan ständig in dieser Weise in die Höhe
gehen müssen, werden wir in der Kommissionan der Hand der Nachweisungüber die Zahl der
Zöglinge noch genauere Auskunft geben müssen.

Bei II 11 „Heil- und Pflegeanstaltcn" ist eine höhere Summe von 33 950 Mark ein¬
gesetzt worden. In Wirklichkeit beträgt der Mehraufwand für die Heil- und Pflegeanstalten rund
225 000 Mark. Aber wir konnten» diese geringe Summe hier einsetzen,weil das Uebrige aus den
erhöhten Einnahmen der Anstalten gedeckt wird.

Bei II 14 „erweiterte Armenpflege" haben wir nur 27 000 Mark mehr eingestellt.
Der Haushaltsplan beträgt ja rund 4^ Millionen, wovon 1200 000 Mark auf die Provinz
entfallen. Ich glaube, bei dieser Summe ist die Mehreinstellung von 27 000 Mark eigentlich
eine minimale.

Bei II 15 „Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler" haben wir nichts mehr eingestellt.
Was dort mehr gebrauchtwird, das wird aus dem eigenen erhöhten ArbcitsbetriebDeckung finden.

Bei II 1? „Beaufsichtigung der Bauten" ist ein Betrag von 1000 Mark mehr eingesetzt,
der hauptsächlich für Reisekosten erforderlich ist.

Bei I1 18 „Haushaltsplan der milden Stiftungen" haben wir 10 000 Mark mehr eingesetzt.
Meine Herren! Das entsprichtIhrem vorjährigen Beschlusse. Es handelt sich hier um die Kaiser
Wilhelm II- AugusteViktoria-Stiftung, die aus Anlaß der silbernen Hochzeit Ihrer Majestäten
von der Provinz gegründet worden ist.

Bei II 19 „Provinzilllstraßen" ist nur ein geringer Betrag von 9600 Mark mehr einge¬
setzt. Im übrigen sind aber die Kosten der Provinzialstraßenveiwaltung ja um ein Beträchtliches
vermindert worden.

Bei IV 2 „Museen" haben wir den ganz geringen Betrag von 1000 Mark mehr einsetzen
müssen. Diese Summe entsprichtder Erhöhung der Gehälter der Direktoren, die im vorigen Jahre
beschlossenund nun hier zum ersten Male in den Haushaltsplan gebrachtworden ist.

Bei IV 3 „GewerblicheZwecke" ist ein Betrag von 6550 Mark mehr eingestellt, und
zwar fallen davon 5000 Mark auf eine neue Fachschule für Solingen, zu der der Staat seiner¬
seits rund 15 000 Mark gibt und 1550 Mark auf die Rheydt'er Schule, bei der wir vertrags¬
mäßig Zuschüsse zu leisten haben. Ich darf dazu bemerken: diese 6550 Mark werden auf die
Steuern keinen Einfluß haben, da sie aus Uebelschüssen der Landesbank gezahlt weiden.

Bei IV 6 „Ständefonds" sind 30 000 Mail und bei IV 7 „Provinzial-Feucrversiche-
rung" ebenfalls 30 000 Mark mehr eingesetzt worden, zusammen also 60 000 Mark. Meine
Herren! Das entsprichtauch den Beschlüssen des hohen Hauses vom vorigen Jahre. Die ersten
30 000 Mark sind dem Ständefonds ja zugesetzt worden und werden auch nicht aus den Steuern,
sondern aus den Ueberschüssender Landesbank genommen. Die zweite Summe von 30 000 Mark
ist für Wasserleitungszweckebestimmt. Sie wird aus den Uebelschüssen der Feuer.Sozietiit
genommenwerden.
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Bei Titel V 3 sind als Zinsen 128 000 Mark mehr eingesetzt. Es entspricht das dem
Anwachsen der aufgenommenenDarlehen.

Bei V 5 „Besoldungsvorlage"sind 30 000 Mark mehr eingesetzt. Es liegt dazu dem
hohen Hause eine besondere Vorlage vor, betreffend die Erhöhung der Gehälter der unteren und
mittleren Provinzialbeamten. Wir haben diese Erhöhung, wie es ja auch im vorigen Jahre ge¬
schehen ist, nicht bei den einzelneu Etats schon zur Erscheinunggebracht,sondern eine Pauschsummc
von 30 000 Mark, die den Bedürfnissenentsprechend berechnet ist, hier eingestellt.

Bei V 6 „Verzinsung der Vorschüssebei der Landesbank" mußten 2841 Mark mehr
eingesetzt werden.

Diese Positionen zusammengeben 436 315 Mark.
Dieser Mehrausgabe stehen aber auch einige Minderausgaben beim Landarmcnwesenmit

27 000 Mark, bei der Verwaltung der landwirtschaftlichenAngelegenheitenmit 11? Mark und
an Zinsgewinn des jetzigen Meliorationsfonds mit 198 Mark gegenüber, zusammen also 2? 315 Mark,
so daß, wenn diese Summe abgezogenwird von der vorher genannten, genau 409 000 Mark übrig
bleiben, wie gesagt, eine Summe, die anderweit gedeckt weiden muß.

Meine Herren! Es fragt sich nun, wie diese Summe von 409 000 Mark aufgebracht
werden kann. Ich habe bereits dargelegt, daß die 30 000 Mark, die für den Stiindefonds erhöht
ausgeworfensind, die 30 000 Mark, die für Wasserleitungenmehr gegeben werden, die 5000 Mark
für die Solinger Schule und die 1000 Mark, die für das Museum gegeben werden, aus den
Uebelschüssen der Landesbank und der Sozietät genommenweiden, zusammenalso 6? 548 Mark.
Ziehen wir diese ab von 409 000 Mark, dann bleiben 341400 Mark. Dazu kommt noch der
besonders zu behandelnde Straßenbau-Haushaltsplan mit 9600 Mark, so daß 351000 Mark
verbleiben,und für diese muß nun definitive Deckung gesucht werden.

Meine Herren! Bereite Mittel, aus denen wir diese 351000 Mark zahlen können, sind
nach der Auffassungdes Provinzialausschussesnicht vorhanden. Beim Beginn des Rechnungsjahres
1904 waren aus den Mehreinnahmen an Prouinzialabgaben und aus Uebcrwcisungenvon der
Landesbank vorhanden 542 538 Mark. Diese Summe hat sich noch im Laufe des Jahres ver¬
mehrt, da die Prouinzialabgaben 95 351 Mark mehr einbrachten und aus der Verwaltung des
Jahres 1904 sich ein Ueberschuß von 109 946 Mark ergab, so daß die eben genannte Summe
auf 747 85? Mark anwuchs. Anderseitshat auch eine kleine Verringerung der Summe im Jahre
1904 wieder stattgefunden,da wir an die Kreise Essen und Solingen 2304 Mark Steuern haben
zurückzahlen müssen und insofern, als wir aus diesem Bestände 150 000 Mark für die Sicgregu-
lierung, die ja vor einigen Jahren hier bewilligt worden ist, gezahlthaben. Das ergiebt im ganzen
152 304 Mark. Diese Summe muß von den rund 74? 000 Mark wieder abgesetztwerden, dann
verbleiben 595 552 Mark. Dieser Betrag stand anfangs 1905 der Verwaltung respektive dem
Landtage zur Verfügung. Aber sie ist nicht frei von Belastungen. Sie haben zunächst für die
Siegregulierung 230 000 Mark bewilligt, wovon wir nur 150 000 Mark gezahlt haben. Also
bleiben noch 80 000 Mark zu bezahlen. Diese Summe können wir nur aus diesen sogenannten
bereiten Mitteln nehmen. Sie haben weiter 120 000 Mark für das Siebengebirge bewilligt, die
auch aus bereiten Mitteln genommenwerden sollen.

Dann, meine Herren, ist Ihnen aus früheren Jahren ja wohl bekannt, daß die Königliche
Staatsregierung sich ständig weigert, > der Generalkostender Fürsorgeerziehungzu übernehmen.
Wir haben diese ^ also von 1901 ab vorschußweise bezahlt und weiden es auch noch 1906 tun
müssen. Es schwebt darüber ein Prozeß, der seitens der Provinz Brandenburg namens der anderen
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Provinzen gegen den Fiskus geführt wird. Wir haben auf diese Weise, wenn ich das Jahr 1906
schon mit einschließe, 275 005 Mark vorschußweise bezahlt. Der Landtag hat nun im vorigen
Jahre ja beschlossen,daß zur Deckung dieser Summe auf den disponiblen Bestand zurückzugreifen
sei. Die drei Posten, Sieg, Siebengebirge uud diese im Prozeß befindlichenallgemeinenVerwal¬
tungskosten der Fürsorgeerziehungmachen zusammen 475 000 Mark — ich nenne runde Zahlen.
Wenn wir diese abziehen von 595 000 Mark, dann bleiben noch 120 54? Mark übrig. Diese
Summe wird sich aber im laufenden Rechnungsjahre1905 durch Mehreinnahmen aus der Umlage,
die ich vorläufig auf 266 000 Mark schätzen kann, noch erhöhen, so daß pro 1906 bei Beginn
des Etatsjahres 386 500 Mark verfügbar sind.

Aber, meine Herren, Sie dürfen nun nicht annehmen, daß dieser Bestand der ja über
die Anforderung von 351000 Mark hinausgeht, nur ohne weiteres zur Deckung dieser 351000
Mark genommenwerden könnte. Das wäre außerordentlichunvorsichtig.

Meine Herren! Es sind hierbei drei Momente in Betracht zn ziehen. Aus dem Haus¬
haltsplan werden Sie ersehen haben, daß pro 1904 uud 1905 und voraussichtlichauch pro 1906
die erweiterte Armenpflegeaus Beiträgen der Drittverpflichtctcnrund 300 000 Mark eingenommen
hat. Diese Einnahmen sind erhoben worden auf Grund der Rechtsprechung des Bundesamtes für
das Heimatwesenund des Ober-Verwaltungsgerichts. Die beiden haben sich dahin ausgesprochen,
daß die Beiträge der Drittverpflichtcten zunächst zur Deckung der allgemeinen Vcrwaltuugskosten
des Landarmenvcrbandes als des auf dem Gebiete der erweiterten Armenpflegevorläufig Unter-
stützungspflichtigcn Verwendung finden dürfen.

Meine Herren! Nachdem diese Erkenntnissedes Obcr-Verwaltungsgerichts,die von der
bisherigenPraxis abwichen, ergangensind, mußte die Verwaltung natürlich auf sie Rücksicht nehmen,
zumal für die Provinzialuerwnltung ja damit ein Gewinn — wie ich schon sagte — für drei
Jahre von 300 000 Mark verbunden ist.

Aber die Kreifc und die Städte find anderer Auffassung. Sie behaupten, es sei schon
oft vorgekommen,daß das Ober-Verwaltungsgericht uud das Bundesamt sich geirrt hätten, sie
könnten sich auch hier geirrt haben; sie zahlten die Summe nur vorläufig unter der Bedingung,daß
ein nochmaligesErkenntnis des Bundesamtes für das Heimatweseu extrahiert werde, und wir haben
uns mit der Stadt Aachen dahin geeinigt, daß die Stadt Aachen namens der anderen Korpo¬
rationen den Prozeß gegen die Provinzialuerwaltung führt. Verlieren wir den Prozeß, so müssen
wir natürlich die für die drei Jahre eingenommenenGelder den Kommnnen und den Kreisen
zurückerstatten.

Ich darf bemerken, in erster Instanz schwebt der Prozeß bei dem Bezirksausschußin
Aachenund dieser hat gegen den Prouinzialuerband erkannt. (Ruf: Bravo!) Sie sagen bravo;
auf das Erkenntnis lege ich vorderhand noch fehr wenig Gewicht. (Heiterkeit.) Wir müssen doch
noch abwarten, wie die letzte Instanz schließlich entscheiden wird, auf jedeu Fall aber ist es vor«
sichtig, daß wir diese 300 000 Mark reservieren, damit, wenn wir in letzter Instanz unterliegen,
wenn das Bundesamt seine bisherigeIudikatur aufgeben sollte, wir die Mittel haben, diese Summe
zurückzuzahlen.

Meine Herren! Das zweite Moment, das ich anführen möchte, weshalb wir auf die
386 500 Mark nicht zurückgreifen können, ist folgendes. Ich habe heute schou erwähnt: wir bauen
eine Anzahl von Anstalten, bauen sie mit laufenden Krediten, die wir bei der Landcsbcmk nehmen;
und zahlen solange, wie die Anstalten nicht fertig sind, die Zinsen aus dem Baukonto. In dem
Moment wo das Baukonto abgeschlossenwird, wird der Vorschuß in eine definitive Anleihe ver-
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wandelt und dann müssen wir die Zinsen und Amortisationsraten aus den laufenden Beständen
decken, nicht mehr aus dem Baukonto. Im Jahre 1906 wird nun eine Reihe dieser Kontis
abgeschlossenund in definitiveAnleihen verwandelt. Im Haushaltsplan werden Sie keine Position
finden, woraus wir etwa vom Juni oder Juli ab die Zinsen und die Amortisationsraten der dann
definitiven Anleihen bezahlen konnten; wir müssen sie aus diesem baren Bestände decken.

Meine Herren! Dann darf ich drittens darauf hinweisen, daß wir, wie immer, so auch
in diesem Jahre bei unseren Fürsorgczöglingenmit der Summe, die in den Haushaltsplan einge¬
setzt ist, nicht reichen werden; daß auf die Provinz rund 30 000 Mark Mehrleistungenfallen.

Und endlich möchte ich noch hinweise» auf ein neues Gesetz, von dem die Herren
Landratc der Provinz gegenüber gewiß gern Gebrauch machen werden. Es ist dies das vor
kurzem publizierte Gesetz über die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten. Da finden Sie
die schöne Bestimmung: Die Komnmnalaufsichtsbehördekann der Gemeinde gegenüber fordern,
daß sie alles das tut, was zur Bekämpfung der gemeingefährlichen Krankheitennötig ist, daß sie
Desinfektionsbarackenhinstellt, Lazarette errichtet, Tragbahren schafft, --------------kurz, alles tut,
was die Kommunalaufsichtsbehördein dieser Hinsicht verlangt. Selbstverständlichwerden die Re¬
gierung und die Landräte Gebrauch davon machen. Die Gemeinden haben dann die Berechtigung,
gegen die Forderung der Aufsichtsbehörde an den Kreisausschuß,oder iu Städten an den Bezirks¬
ausschußzu gehen, und wenn sie erklären, wir sind nicht leistungsfähig,dann wird im Beschluß-
verfahre« festgestellt: ihr seid leistungsfähigbis zu dem und dem Betrage; was darüber hinaus ist,
hat die Provinz zu zahlen, die ihrerseits aber zur Hälfte eiueu Rückgriffauf den Staat hat.

Meine Herren! Bei unsern Verhältnissen im Trierer Bezirk, wo der Typhus überall
herrscht, und bei der Bereitwilligkeit, mit der die armen Gemeinden des Coblenzcr Bezirks der¬
artige Vergünstigungenin Anspruch nehmen weiden, können wir sicher darauf rechnen, daß eine
ganz erkleckliche Summe auf Grund des Gesetzes von der Provinz zu zahlen ist.

Da wir aber nicht berechnen können, was in diesem Jahre an uns herantritt, ist auch
keine Haushaltsposition ausgeworfen, sondern wir müssen die Anforderungen, die an nns gestellt
werden, zunächst aus bereiten Mitteln bestreitcn, und das sind nur diese 386 500 Mark. Im
nächsten Jahr würden wir dann eine besondere Haushaltsplanposition auf Grund der Erfahrungen
des ersten Jahres einsetzen.

Also, meine Herren, wenn Sie diese Summen zusammenzählen,dann ist schon mehr als
386 500 Mark in Anspruch genommen, sodaß wir in Wirklichkeit einen freien Reservefondsnicht
haben. Unter diesen Umständen bleibt nichts anderes übrig, als daß wir die 351 000 Mark aus
den Umlagen decken.

Meine Herren! Das können wir in diesem Jahre getrost tun, ohne daß wir irgendwie
höhere Prozentsätzeeinzustellen brauchen.

Das direkte Steuersoll für 1905 wird auf 63 Millionen Mark berechnet werden können;
das für 1904 war auf 61250 000 Mark berechnet, fodah wir für 1905 also ein Plus von
1 750 000 Mark annehmen können.

Es ist ja nun mit Sicherheit anzunehmen,daß auch für 1906 die Verhältnisse sich fort¬
laufend bessern, so daß wir ruhig über das Steuersoll von 1905 mit 1 500 000 Mark hinaus¬
gehen und 64 500 000 Mark Steuersoll annehmen können.

Wenn wir den alten Prozentsatz von 12^2"/» darauf anwenden und bedenken,daß
wir nach dem Haushaltsplan nur 7 960 000 Mark an Umlagen erfordern, so würden wir
8 062 500 Mark einnehmen, also ein Plus von 102 500 Mark haben. Also, wie gesagt, ohne
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Steuererhöhung — bei der Annahme eines Solls von 64 V» Millionen Mark - würden wir
alle Bedürfnissedecken können und behielten noch 102 500 Mark übrig.

Meine Herren! Dieses Plus von rund 100 000 Mark bliebe ja zur Verfügung des
nächsten Prouinzillllandtllges, und diese Summe ist. wirklich nicht so groß, daß man darüber
erschrecken müßte. Es treten ja immer neue Anforderungen an die Provinz heran. Ich darf
bemerken,daß heute den Herren noch die Vorlage Ilverich-Lanker Deich in Erinnerung gebracht
worden ist, zu der wir rund 170 000 Mark zahlen sollen. Ich darf ferner bemerken,daß der
Präsident der Generalkommissionmir mitgeteilt hat, daß er im nächsten Jahr eine Vorlage zur
Regulierung des Effelsbachsund des Indeflusses bringen werde, wofür er beinahe 200 000 Mark
fordert. Diese großen Forderungen sollen ja immer nur aus bereiten Mitteln und nicht aus der
Steuer bezahlt werden. Also, meine Herren, wenn wir jetzt einen kleinen Reservefondsschaffen,
so kommt das nicht nur dem nächsten Jahre und den darauffolgendenJahren zu gut, sondern es
ist sogar unbedingt notwendig, einen derartigen Fonds zu schaffen.

Zum Haushaltsplan hätte ich eigentlich nun wenig noch hinzuzufügen. Ich möchte
weitere Ausführungen unterlassen, weil es sich um zu große Details handelt, die ja besser in der
Kommission, im engeren Kreise zunächst besprochen werden.

Aber Sie gestatten mir, daß lch auf einzelne Vorlagen, die dem Landtage gemacht sind,
kurz eingehe und uur die Vorlagen herausnehme, die für die Provinz von finanzieller Bedeutung
sind oder doch werden können.

Da möchte ich zunächst kurz auf die Hauptvorlage, die Kanalvorlage hinweisen.
Selbstverständlich kann ich hier die Details nicht geben, sondern nur einige große Punkte
hervorheben.

Meine Herren! Wenn Sie lediglichden § 2 des Kanalgesetzes ins Auge fassen, so wird
vom Provinziallandtag verlangt: erstens für den Rhein—Herne—Kanal eine Garantie an Betriebs-
und Unterhaltungskostenbis zur Höhe von 535 000 Mark jährlich. Dann weiter eine Garantie
für die Zprozentige Verzinsung und nach dem sechzehnten Jahre die ^ prozentige Amortisation
einer Vansumme von 24 830 000 Mark. Ferner für die Lippe eine Garantie der Betriebs- und
Unterhaltungskosten bis jährlich 430 000 Mark, dann die Verzinsung eines Vaukapitals von
14 870 000 Mark und später vom sechzehnten Jahre ab auch eiue '/Zprozentige Amortisation.

An den beiden Forderungen für Rhein—Heine und Lippe ist ja nicht nur die Rhein¬
provinz beteiligt, sondern auch Westfalen, und zwar die Rheinprovinz am Rhein—Herne—
Kanal mit 44,5 und für die Lippe mit 26,8 Prozent. Das andere fällt auf die Provinz
Westfalen.

Meine Herren! Wenn man die gedachten Summen und die prozentuale Verteilung zu
Grunde legt, dann könnte auf die Rheinprovinz im Maximum jährlich an Garantien für Bau¬
summen und Betriebskostendie Summe von 879 105 Mark fallen.

Es ist das ja ein ganz kolossaler Betrag, der kopfscheu machen könnte, aber es ist doch
auch ein Betrag, der in Wirklichkeitniemals entstehen kann, da er unter der Voraussetzung
berechnet ist, daß der Kanal überhaupt keine Einnahme bringt, und das ist ja vollständig
ausgeschlossen.

Meine Herren! Es ist nun von der Königlichen Staatsregierung unter Mitwirkung des
Herrn Gcheimrats Sympher eine Berechnung darüber aufgestellt worden, was eigentlich unter
Berücksichtigungder mindesten Ginnahmen und der höchstenAusgaben vom Kanal eingebracht
werden könnte, und da lautet die Berechnung: die Provinz müßte für den Rhein—Herne—Kanal
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zusammen in sechs Jahren 800 000 Mark aufbringen und für den Lippekanal 2 534 000 Mark
in 33 Jahren, zusammenalso 3 334 000 Mark.

Die Summe klingt ja schon ganz anders, als ein Iahresbetrag von über 800 000 Mark.
Aber es ist doch immerhin noch eine ganz respektable Summe. Um diesen Betrag noch herunter¬
zudrücken,hat die Königliche Staatsregicrung darauf hingewiesen,daß eine Erleichterung der
Lasten möglich sei, wenn die Rheinprovinz und Westfalen ihre Kanäle als einheitlichesUnter¬
nehmen mit einheitlicher Unterhaltung und Abrechnung betrachtetenoder wenn nach dem Beitritt
der Provinz Hannover die drei beteiligten Provinzen, sagen wir einmal, einen Topf aus ihrem
Kanal machten. Wenn dies eintritt, daß die drei Provinzen ihre Kanäle zu einem einheitlichen
Unternehmen gestalten, dann ist nach der Berechnung der KöniglichenStaatsregicrung eine viel
geringereSumme aufzubringen,und zwar in siebzehn Jahren nur die Summe von 886 000 Mark.
Das wäre die gesamte Belastung.

Meine Herren! Wenn wir diese Summe von 886 000 Mark in ihrer Verteilung einmal
näher betrachten, dann macht das für das erste Jahr 166 000 Mark; in den folgenden Jahren
nur viel geringere Beiträge aus, es sind 60 000, 70 000, 80 000 Mark, je nachdem. Im Durch¬
schnitt genommen,macht die ganze Summe '/2 5 Prozent der Umlage aus. Also darüber brauchen
wir eigentlich nicht zu erschrecken. '/«5 Prozent der Umlage können wir für den Kanal wohl
auch aufbringen, und zwar aufbringen, ohne daß wir auf Steuern usw. zurückzugreifen haben.
Wir können diese in Zukunft voraussichtlichaus den Ueberschüssen,sei es der Landesbank,sei es
der Sozietät — wenn diese einmal für allgemeineZwecke flüssig werden — decken.

Meine Herren! Die Summe, die ich eben genannt habe, 886 000 Mark, würde sich im
Falle der Beteiligung am Schleppmonopol noch um ein Erkleckliches verringern; ich glaube, sie
würde dann ans 736 000 Mark heruntergehen.

Der Provinzialausschuß ist der Auffassung, daß ein Bedenkengegen die Uebernahmeder
Garantien in dem Sinne, wie ich eben mich äußerte, nicht besteht. Ich glaube aber, es wird der
Vorsicht entsprechen, wenn wir im nächsten Jahre aus etwaigen Ueberschüssender Umlagen, dem
kleinen Reservefonds, doch einen Ausgleichsfonds schaffen, damit wir für den Fall, daß diese
Berechnungen der KöniglichenStaatsregicrung, die übrigens auch von anderer Stelle eingehend
nachgeprüftworden sind, nicht ganz stimmen,dann irgend eine Summe zur Verfügung haben, auf
die wir zurückgreifen können. Ich glaube, das wird um so nötiger sein, als ja auch die Kanali¬
sation der Mosel, Lahn und Saar in Zukunft auf die Tagesordnung kommen wird, wobei wir
ebenfalls Garantien werden übernehmenmüssen.

Ueber den Kanal genügen wohl diese in großen Zügen gemachten Angaben. Wir werden
uns darüber ja auch noch anderwärts unterhalten.

Meine Herren! Gestatten Sie mir nun, daß ich noch kurz die Fürsorgevorlageerwähne.
Auch bei dieser werden von Ihnen neue Kosten für 2 Anstalten gefordert: Kosten zu einer Anstalt
für evangelische Zöglinge und Kosten zu einer solchen für katholische Zöglinge.

Als das Fürsorgegesetzin Kraft trat, da dachte die Provinzialuerwaltung: wir haben
eigene Anstalten nicht nötig, sondern wir können die Fürsorgezöglingcunterbringen in Familien,
in katholischen Klöstern, in evangelischen Diakonissenanstalten,oder bei Privaten und Vereinen, die
uns ihre Anstalten gerne öffnen werden.

Meine Herren! Diese Erwartung ist sehr getäuscht worden. Alle Anstalten, die wir
haben und die uns zur Verfügung standen, sind bald gefüllt gewesen. Aber gerade die ältesten,
die verkommensten dieser Zöglinge konnten wir nirgendwomehr unterbringen. Die Familien sagten
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selbstverständlich: danke schön, wir können sie bei uns nicht mehr brauchen; die Klöster erklärten,
wir wollen unsern Bestand nicht vollständig durch diese Gesellschaft ruinieren; die Privatanstcilten
sagten dasselbe und die Königliche Regierung, die uns ihre drei Anstalten für die Fürsorgczöglingc
zur Verfügung gestellt hatte, betrachtete die Dinge ein Jahr und sagte dann: diese Elemente
können wir nicht erziehen;haltet sie von uns fern. Wir standen also gerade mit den Schlimmsten
dieser Gesellschaft ohne jede Nnterbringungsmöglichkeitda. Da hat der Provinzialcmsschuß— und
zwar mit Ihrer Billigung - zunächst zu dem Mittel gegriffen, die Anstalt Brauweiler oder
Freimersdorf als Aushilfe zur Unterbringung dieser Zöglinge einzurichten.

Meine Herren! Es ist das ja eigentlich mit dem Sinne des Gesetzes nicht ganz vereinbar.
Das Gesetz wünscht nicht, daß Arbeitsanstalten und Fürsorgeanstalten miteinander verbunden
werden und hat nur für die Uebergangszeiteine äußere Verbindung in der Verwaltung geduldet.

Die Verwaltung konnte diese Verbindung selbst auch nicht wünschen, denn wir haben
die Anstalt in Brauweiler für unsere eigenen Zwecke sehr notwendig und diesen notwendigenZwecken
war sie durch die Mrsoigeanstalt entzogen worden. Aber wir haben, der Not gehorchend,
Freimersdorf einrichtenmüssen und dort sind zur Zeit 270 Zöglinge untergebracht.

Meine Herren! Bereits im vorigen Landtag wurde dem Hause eine Vorlage gemacht,
worin wir darauf hinwiesen, daß eine Vermehrung der Anstalten unbedingt nötig sei, und das
Haus hat ja auch die Anstalt Fichtenhain bewilligt.

Im Mai oder Juni wird Fichtenhain mit 170, vielleicht auch 180 Zöglingen belegt
werden können. Wir sagten uns dann im vorigen Jahre, wir wollen jetzt abwarten, bis die Anstalt
Fichtenhain einmal im Betrieb ist, und bis wir sehen, wie dort gewirtschaftetwird; dann erst
wollen wir mit ferneren Vorlagen über eine evangelische und eine weitere katholischeAnstalt kommen.

Meine Herren! Diese Absicht ist aber vereitelt worden. Trittenheim ...... (Heiter¬
keit.) ...... Fichtenhain — Trittenheim wäre ja schöner!(Große Heiterkeit) — ist vollständig
belegt und selbst wenn wir die Zöglinge dorthin gebracht haben, bleiben in Brauweiler oder
vielmehr Freimersdorf immerhin noch 100 Zöglinge übrig, und das sind gerade, da Fichtenhain
eine katholische Anstalt ist, die evangelischen Zöglinge, und für diese müssen wir, wenn wir für
die katholischen eine bessere, gute Anstalt besorgen, schon aus paritätischenGründen eine Anstalt
einrichten, und endlich, wie gesagt, haben wir auch unsere Räume in Brauweiler für die eigenen
Zwecke sehr nötig; denn die Fürsorgezöglingesind dort im alten Lazarett untergebracht,so daß wir
zur Zeit nicht mehr über Lazaretträume in Brauweiler verfügen.

Endlich nötigte uns aber auch die öffentliche Meinung, Brauweiler und Freimersdorf zu
verlassenund aufzugeben.

Sie müssen mir gestatten, daß ich bei dieser Angelegenheiteinen Moment verweile. Wir
sind in Zeitungen und in Broschürenwegen der Vorkommnisse in der Anstalt Freimersdorf ange¬
griffen worden. Ich möchte das hohe Haus doch über diese Vorkommnisse kurz aufklären.

Meine Herren! Vor einigen Monaten brach in Freimersdorf eine Emeute der Zöglinge
aus. Sie mißhandelten die Aufseher in der tollsten Weise, und schlugen sie blutig, so daß diese
ihren Dienst längere Zeit nicht verrichtenkonnten.

Es lag nun im Interesse der Verwaltung, Klarheit in diese Sache hinein zu bringen
und da wir nichts zu verbergenund auch nichts zu vertuschen haben, habe ich der Staatsanwalt¬
schaft sofort Mitteilung gemacht mit der Bitte, eine Untersuchunggegen die Zöglinge anzustellen
und eventuell gegen die Wärter oder die Aufseher, wenn sich in ihrem Verhalten etwas als
fehlerhaft herausstellte,gerichtlich vorzugehen.
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Die Zöglinge klagten in der Gcrichtsuerhandlung über schlechtes Essen, über harte Be¬
handlung, über Stockhiebe und schwere Arrcststrafen. Meine Herren! Die Zeugen haben zwar
anders ausgesagt wie die Zöglinge, aber das schadet nichts. Der Verteidiger hat angenommen,
mehr den Zöglingen glaubeu zu dürfen als den Zeugen. Er hat in der Verhandlung in Gegen¬
wart der Zöglinge ausgeführt: wenn das richtig ist, was die Zöglinge hier sagen, dann ist es
allerdings zu verstehen, daß die Iungens aus Vrcmweilcrherauszukommenversuche«und lieber
ins Gefängnis gehen, denn im Gefängnis haben sie eine bessere Verpflegung und eine größere
Freiheit, als in Vrauweiler. Der Rcchtsanwalt — ich bemerke das ausdrücklich— hat das
hypothetischgesagt: „wenn das der Fall ist"; aber, meine Herren, die Zöglinge haben es anders
aufgefaßt und haben das bedingte Urteil des Rechtsanwalts, als Tatsache hingenommen.

Ich habe nun gebeten,die Justizverwaltung möge die harten Strafen, die den Zöglingen
auferlegt worden waren, nicht vollstrecken, sondern die Iungens nach Freimersdorf wieder zurück»
bringen, damit sie ihren Kopf nicht durchsetzten und daraus nicht weitere Konsequenzen entständen.
Seitens der Strafvollstreckungsbehördeist darauf nicht eingegangenworden, die Iungens sind viel¬
mehr ruhig ins Gefängnis gefühlt worden. Also sie haben erreicht, was sie wollten. Infolgedessen
brach dann unmittelbar darauf eiue zweite Emeute in Brauweiler aus. Die Iungens sagten sich:
Draußen ist es besser, wir brauchen hier nur dem Aufseher gegen den Kopf zu schlagen,dann
bekommen wir ja wieder drei Monate Gefängnis und wir sind aus der Anstalt.

Meine Herren! Die Angriffe gegen die Wärter bei der zweiten Emeute waren noch
gefährlicherund noch unangenehmer für die Wärter, als beim eisten Vorfall. Ich habe mich
natürlich auch bei diesem Vorfall nicht gescheut, die Sache sofort der Staatsanwaltschaft mitzuteilen,
mit der Bitte, anch hier strafrechtlich einzuschreiten.

Bei der mündlichen Verhandlung vor der Strafkammer wurden genau dieselben Beschuldi¬
gungen gegen die Anstalt erhoben: schlechtes Essen, schlechte Behandlung, Stockhiebeusw. Dieser
Verhandlung haben nun eine Reihe von Beamten der Anstalt beigewohnt. Diese haben zwar
das Gegenteil in ihrer Aussache bekundet, aber es nutzte nichts. Es steht nun einmal fest:
Brauweiler ist eine Anstalt, wo die Iungeus geprügelt weiden! Das ist uns in einer Reihe
von Zeitungen nun fortwährend entgegengehaltenworden. Die Zeitungen verschweigen das, was
die Zeugen ausgesagt haben, und bringen nur das, was die Zöglinge behaupten und was nach
außen hin die Verwaltung möglichst zu diskretiticrenimstande ist.

Unter den Umständen blieb mir nichts anderes übrig, als mich in zwei Artikeln an die
Kölnische Zeitung zu wenden, die auch so liebenswürdig war, die Artikel als von der Provinzial-
verwaltung ausgehend aufzunehmen. Ich habe in den Artikeln mich bemüht darzulegen, daß wir
in Brauweiler nichts weiter üben als eine strenge Zucht, eine tüchtigeHeranbildung der Iungens
zur Arbeit und daß wir eine gerechte Behandlung obwalten lassen (Beifall), daß wir auf der
anderen Seite aber auch eiue Arrcststrafe,auch eine verschärfte Arreststrafe, uuter Umständen auch
Stockhiebenicht entbehren können (lebhafter Beifall); und zwar folgen wir dabei auch nicht etwa
nur einem Beispiel, das wir uns selber da in der Anstalt statuiert haben, — sondern in den
staatlichenAnstalten wird so gut wie in Brauweiler den Verruchtesteneine Portion Stockhiebe
verabreicht(Beifall) — nur mit dem einen Unterschied: in den königlichen Anstalten werden nur
10 Stockhiebe gegeben, bei uns bis zu 20, wir üben dafür aber auch die Vorsicht,daß vor der Pro¬
zedur der Arzt den Jungen untersucht, daß die Prozedur in Gegenwart eines Beamten vorge¬
nommen wird und daß der Junge nach der Prozedur wieder untersuchtwird. (Iustimmuug und
Beifall.) Daß da Fülle vorgekommensind, in denen den Jungen das Blut herunterlief, daß
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ihnen die Kleider am Leibe klebten, das ist einfach eine ganz infame Lüge seitens dieser Bengels,
die es mit der Wahrheit nicht so streng nehmen.

Ich habe in den Zeitungsartikeln ausgeführt, wenn ein Fehler vorgekommensei, dann
sei es nicht ein Fehler, der der Provinzicilverwaltungzur Last fallt, sondern ein Fehler der Gesetz¬
gebung. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Wenn wir 18 bis 20 jährige Iungens überwiesenbekommen, die so und
so oft im Gefängnis gesessen, die sich in Hafenstädtenherumgetriebenhaben, die uns krank einge¬
liefert werden, wenn wir Mädchen von 18 bis 20 Jahren bekommen, die von einem Bordell zum
andern gewandert sind, dann frage ich Sie, was sollen wir mit solchenJungen und Mädchen
eigentlich machen? (Sehr richtig!) Sie in Familien zu erziehen, ist ausgeschlossen; die anderen
Anstalten nehmen sie nicht, wir müssen sie in geschlossenenAnstalten unterbringen und wenn da
keine strenge Zucht ist, dann erreichenwir meiner Ueberzeugungnach gar nichts. (Sehr richtig!)

Der eine oder der andere Junge, das eine oder das andere Mädchen bessert sich, die
Mehrzahl halten wir nur bis zum 21. Lebensjahr von der Öffentlichkeit fern. (Sehr richtig!)
Wir können diese Zöglinge vielleichtbei einem Alter bis zum 17. oder 18. Jahre noch erziehen,
aber darüber hinaus können wir mit dieser verkommenenGesellschaft nichts anfangen, es müßte
auch ein Wunder geschehen, wenn da noch etwas hineinzubringenwäre. (Abgeoedneter Dr Nevcn-
DuMont: Sehr richtig!)

Der beste Beweis ist für mich, daß die Königliche Swatsregicrnng uns ihre eigenen
Anstalten schließt und erklärt: die Kerls kann ich nicht erziehen, das mögt ihr selbst versuchen.
Also wenn die Stacitsregierung selbst die Hoffnung aufgibt, dann kann man es uns nicht übel¬
nehmen, wenn wir sagen, auch wir glauben nicht daran, daß wir mit diesen Zöglingen etwas
erreichen.

Ich kann hier nur bemerken, daß ich eine ganze Anzahl von Mitteilungen von Geistlichen,
von Lehrern, von Pädagogen, von Aeußerungen in Zeitschriftenusw. bekommenhabe, die aus¬
drücklich der Verwaltung beitrcten und sagen: eine andere Art und Weise der Erziehung für diese
Vagabunden ist eigentlich kaum möglich.

Aber, meine Herren, alles das hat den Provinzialausschuß doch nicht abhalten können,
zu sagen, das Interimistikum in Brauweiler muß aufhören. Wir sind das der öffentlichen Meinung
schuldig,nachdem sie sich so mit dieser Angelegenheitbefaßt hat; wir sind es aber auch unserer
eigenen Verwaltung schuldig. Wir müsseu in Brauweiler für andere Zustände sorgen. Eins vielleicht
ist richtig. Möglicherweise schädigt der Aufenthalt in Brauweiler den einen oder anderen Zögling
in seinem Fortkommen,wenn in seinen Papieren steht: „Brauweiler". Es ist das möglich, aber
ich glaube es nicht. Wenn der Junge sich tüchtig führt, dann wird er wohl auch so einen
Meister finden.

Meine Herren! Wie gesagt, aus diesen Gründen hat der Provinzialausschuß sich ent¬
schlossen, von seiner früheren abwartenden Stellung abzuweichen und Ihnen jetzt schon eine Vorlage
zur Errichtung zweier neuer Anstalten zu bringen.

Wir denken uns diese Anstalten, wenn ich das kurz bemerken darf, nicht so großartig
angelegt wie die in Fichtenhain, sondern wir wollen irgend ein Terrain von vielleicht 30 Morgen
acquirieren,auf dem womöglich schon Gebäude stehen, die wir umbauen und avtiereu und wollen
da Handwerksarbeiten,Garten- und Feldwirtschaftdurch die Jungen betreiben lassen.

Wir hoffen also, in viel billigerer Weise zu den Anstalten zu kommen, als in Fichten¬
hain. Nebenbei bemerkt wird die Sache in der Verzinsung usw. uns nicht so sehr belasten —
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wir zahlen jetzt für jeden Zögling 1,30, 1,40 Mark je nachdem—; wir werden die Summe,
statt sie den Klöstern oder den privaten Anstalten zuzuführen, in Zukuuft in unseren eigenen
Säckel stecken und verrechnen und vielleichtwerden wir bei dieser Gelegenheit noch einen kleinen
Gewinn gegen die jetzige Verechnungsarterzielen.

Ich möchte damit diese traurige Affäre verlassen und bitte, mir einige Worte über die
Irrenvorlage zu gestatten.

Meine Herren! Es liegen dem Hause zwei Vorlagen vor. Die eine Vorlage betrifft die
Errichtung einer neuen Station für irre Verbrecher. Die zweite Vorlage gibt nur ein kurzes Bild
über das, was auf diesem Gebiete geschehen ist und was in Zukunft noch zu geschehen haben wird.

Meine Herren! Zu der ersten Vorlage sind wir gekommen, weil die Zahl der irren Ver¬
brecher oder wenigstens die Zahl der uns überwieseneneine immer größere gewordenist und wir
mit dem bisherigen Hause in Düren, das nur 48 Personen faßt, nicht mehr auskommenkönnen.

Wir muhten aber mich dazu kommen, weil das Obcrverwnltuugsgerichteinen seit Jahren
bestehendenStreit zwischen den sämtlichen Provinzialverwaltungen und der Königlichen Stacits-
rcgierung zuungunsten der Provinzen entschieden hat. Die Provinzen standen immer auf dem
Standpunkt: Wir haben in unseren Anstalten nur Geisteskranke aufzunehmen,die zum Zwecke der
Heilung und in ihrem eigenen Interesse der Anstaltspflegebedürfen. Die Staatsregierung steht
auf dem Standpunkte: Ihr habt jeden aufzunehmen,der nach dem Urteil der Polizeibehördefür
die Oeffcntlichkeit gefährlich ist und bei dem man etwa Geisteskrankheitannehmen kann. Also jetzt
sagt die Polizeibehörde:der Kerl leidet an Hcilluzinatiunenoder so etwas; hier Provinz sorge für
ihn auf Grund des Erkenntnissesdes Oberverwaltnngsgerichts,bringe ihn nnter. Dadurch ist die
Zahl der Verbrecher,die wir unterzubringenhaben, ganz kolossal gewachsen.

Wir können aber diese irren Verbrechernicht in unseren jetzigen Anstalten unterbringen.
Die jetzigen Anstalten sind alle nach den modernen Anforderungender Psychiatrie als Anstalten
mit offener Tür konstruiert, also nicht mehr mit der Einrichtung von Vewachungszellenusw.,
sondern es sind offene Häuser. Da können wir die irren Verbrecher nicht hineinspcrren, umso-
wcniger als bei jeder Ucberweisungin liebenswürdigsterWeise gesagt wird: Nun haltet den Kerl
fest; wenn ihr ihn nicht fest haltet, wenn er entlauft, so wird ein Strafverfahren gegen euch ein¬
geleitet. (Heiterkeit.)

Aber auch aus einem anderen Grunde können wir diese irren Verbrecher dort nicht
unterbringen. Wir können wirklich den Kranken aus guten Familien, die dort in unserer Anstalt
sich aufhalten, nicht zumuten, mit Verbrechernihr Leben zu verbringen.

Daher kommen wir dazu, noch eine zweite Anstalt für die irren Verbrecherzu erbauen,
und wollen aus Ersparnisrücksichten diese Anstalt an Brcmweilerangliedern. Da haben wir eine
eigene Verwaltung, haben einen besonderen Arzt, der psychiatrisch vorgebildet ist, wir haben
besondere Wirtschaftseinrichtungen,wir haben Lehrer usw.; es werden uns dort keine Gencral-
uukosten entstehen, die ja überall an jedem anderen Orte entstehen würden. Ich werde darüber
das Nähere wohl in der Kommission ausführen dürfen.

Die zweite Vorlage fordert von Ihnen vorläufig keine Mittel, sondern sie weist nur
darauf hin, daß wir mit unserem Platz bei dem Anwachsen von rund 290 Kranken im Jahr in
3-4 Jahren zu Ende sein werden, trotz der neuen Anstalten Süchteln und Galkhcmsen,

Also in 3—4 Jahren werden wir unbedingt für neue Unterkunftsräumesorgen müssen.
Da diese Anstalten aber doch nicht aus der Erde zu stampfen sind, möchten wir jetzt

schon die Erlaubnis erbitten, darüber Ermittelungen anzustellen, ob wir eine wirkliche Heilanstalt
4*
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für die neu Unterzubringenden errichten sollen oder eine Anstalt, wo nur solche Kranke unter¬
zubringen sind, die nicht mehr genesen können, also eine Pflcgccmstalt, und zugleichmöchten wir
bitten, uus zu ermächtigen, auch den nötigen Grund und Boden uns schon hierzu an die Hand
geben zu lassen.

Wie gesagt, im nächsten Jahre würde daraus eine definitive Vorlage werden.
Meine Herren! Dann wird eine große Summe von rund 1200 000 Mark vom hohen

Hause für die Errichtung einer Hcbammenanstciltin Cöln erbeten.
Die jetzige Anstalt in Cöln stammt aus den 70 er Jahren uud hat sich von vorne herein

schon als kaum den wachsenden Bedürfnissender Stadt Cöln entsprechend herausgestellt. Wir haben
dann zunächst zwei Anbauten gemacht. Dann wurde ein Haus gekauft, dann wurde eine Dircktor-
wohuuug gebaut, dann wurden zwei Häuser eingemietet,dann wurde das Hauptgebäude, in dem
ansteckende Krankheiten herrschten, von oben bis unten neu ausgebaut, dann wurden zwei Ent'
bindnngsbnrackenund eine Infcktiousbamckebeschafft. Jetzt sind wir mit dem Terrain, mit Luft
und Licht dort vollständig fertig.

Es wurden in diefer Anstalt im letzten Jahre 2600 Geburten vorgenommen,eine Zahl,
wie sie keine preußische Anstalt bisher erreichthat.

Es fehlt uns in der Anstalt eigentlich alles. Die Küche fehlt, Verwaltungsräumc fehlen,
die Opcrationszimmer sind mäßig, es fehlen uns Privatzimmer für Privatkranke der besseren
Klassen, die Unterkunft der Schülerinnen ist eine ungenügende. Kurz die StaatZaufsichtsbehörde
hat wiederholt darauf hingewiesen, daß die Anstalt in dem Zustande, wie sie jetzt ist, nicht
bleiben könne.

Meine Herren! Wenn trotz dieser nicht günstigen Verhältnissein einem vor einiger Zeit
sich abspielendenProzeß der Anstalt doch das Zeugnis gegeben weiden konnte, daß Unordnungen
nicht vorkommen,daß die Anstalt innerhalb ihres Rahmens alles das leiste, was von ihr gefordert
werden könne, so verdankenwir das den Aerzten der Anstalt, die sich bestens bemühen, aus dcu
uicht mehr reichenden Verhältnissen,doch das zu machen, was zu machen ist. (Beifall.)

Wir fragten uus nun: Was muß hier geschehen?Wir wollten zunächst den kleinen Hof-
raum, den Gartenrnum noch bebauen. Aber dann fehlt es an Licht und an Luft, und es würde
nur eine halbe Sache sein.

Wir haben daher zunächst uns an die Stadt Cöln gewandt, die ja einen großen Vorteil
von der Anstalt hat, weil die Anstalt zugleich die Entbindungsanstalt für die ganze Stadt ist,
und die Stadt Eöln ist uns sehr entgegengekommen.Sie will uns die alte Anstalt zu 625 000 Mark
abnehmenund wir brauchen sie erst abzutreten in dem Moment, wo eine neue Anstalt fertig ist.

Für die neue Anstalt ist schon ein Terrain vorgesehen,das etwa 425 000 Mark kostet,
so daß uns noch 200 000 Mark von der Cülner Summe zum Bau übrig bleiben. Aber der
Bau wird rund 1400 000 Mark tosten. Wir müssen also die nicht gedeckteSumme von
1 200 000 Mark vom hohen Hause erbitten. Wir können um die Sache nicht gut herumkommen,
da die Staatsaufsichtsbehördc uns seit Jahren schon darauf aufmerkfam gemacht hat, daß sie auf
Erneuerungen bestehen muß.

Meine Herren! Weniger hart ist eine weitere Vorlage auf Erweitenmg des Museums in
Bonn, Sie wird uus wenigstenskein bares Geld kosten, weil wir die Summe, die aufzuwenden
ist ja in anderer Weise verzinsen und amortisieren können, zumal wenn das hohe Haus auf den
Vorschlagdes Provinzialausschusscseingehen und einen kleinen Betrag jährlich aus dem Stände-
fonds für die Verzinsung zur Verfügung stellen sollte.
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Das Museum iu Bonn genügt schon lange nicht mehr dem Bedürfnis. Die Zahl der
Objekte hat sich, wie sich aus der Denkschrift ja ergibt, beinahe verdreifacht. Die Kisten des
Limesfundcsliegen in Kellern, das Magazinierungsfystemist schon längst angewandt, die Bibliothek
des Vereins der Altertumsfreunde ist aufgestapelt, und tanu nicht mehr untergebracht werden,
die akademische Altcrtumssammlung ist mähig untergebracht. Wir haben das Denkmälerarchivin
Bonn und haben dafür sogar Räume in der Stadt mieten müsse». Die Muscumskommission
hat wiederholt darauf hingewiesen,daß wir weitere Räume schaffen müßten. Wir haben das
früher immer abgelehnt und haben gedacht, wir kommen in späteren Jahren dazu. Aber eine
günstige Gelegenheit,die sich jetzt bietet, hat den Ausschußveranlaßt, der Sache näher zu treten:
Das ist die Unterbringung der Wcsendonk'schen Gallerte in die Obhut der Stadt Bonn. Die
Stadt Bonn hat diese wertvolle Sammlung auf 99 Jahre in Obhut übernommen und muß
Platz für diese Sammlung schaffen. Auch wir selbst haben ja noch eine kleine Bildersammlung
dort im Museum, es ist auch ein weiteres Anwachsen der Bonner städtischenSammlung zu erwarten,
und da schien es doch sehr einfach, wenn wir mit Bonn gemeinsameSache machten, unserem
Bedürfnis im Bau Rechnung trügen und den Bau etwas größer gestalteten, so daß wir die
Sammlung der Stadt Bonn und die Wescndoiü'sche Sammlung auch dort unterbringen können.
Dann wird in Bonn eine einheitliche große Muscumsanlage vorhanden sein, es werden nicht
4—5 Sammlungen zerstreut sein.

Wir werden etwa 300 000 Mark brauchen. Die Stadt Bonn will zu den Zinsen
5500 Mark jährlich beitragen. Wir brauchen dann ferner die Mittel für das Denkmälcrarchiu
in Höhe von etwa 1100 Mark nicht mehr aufzuweudcu. Diese Summe kommt dazu und der
Rest könnte ja vielleicht alle Jahre durch einen Zuschuß aus dem Ständefonds gedeckt werden.

Ich glaube, auch hier brauche ich wohl Details nicht anzuführen.
Kurz möchte ich noch hinweisenauf die Besoldungsvorlage.
Meine Herren! Im vorigen Jahre hat der Prouinziallandtag die Gehälter der Pfleger

nud der Lehrer schon erhöht. Aber auch die Gehälter der mittleren Bureaubecunteuund der Unter-
bcnmten entsprechen nicht mehr den heutigen Anforderungen und den heutigen Teucrungsver-
Hältnissen. Es ist Ihnen eine Vorlage gemacht worden, in der Erhöhungen für diese Beamten
erbeten weiden, die sich aber in den Grenzen halten, die die großen Städte für ihre Beamten
und die der Staat für die seinigen aufgestellt haben. Ich möchte ausdrücklichbemerken: Es
handelt sich hier nur um die unteren und die mittlere« Beamten.

Ein Wort noch über die Vorlage, betreffendAbänderung der Dotation.
Wenn diese Dotationsabänderung auch keine direkte finanzielle Bedeutung für die Etats«

aufstcllunghat, so ist sie doch von großer allgemeinerBedeutung.
Nach dem Vorschlage, den wir dem hohen Hause unterbreitet haben, soll die schematische

Verteilung der Dotation, wie sie nach dem bisherigen Reglement vorgenommenwurde, aufhören.
Nach dem bisherigen Reglement bekam jede Gemeinde, die bestimmte Voraussetzungen erfüllte,
ganz gleichgültig,ob sie das Geld nötig hatte oder wofür sie es verbutterte, einen bestimmten
Betrag, der zwischen 200 und, ich glaube, 2500 Mark schwankte. Das waren rein weggeworfene
Gelder. Die Gemeinde stellte sie in den Etat oder machte irgend einen Vrunncntrog dafür usw.
Genug, das, was das Gesetz wollte: eine Erleichterungder Armen- und Wegelast der Gemeinden
trat nicht ein. Ein anderer Teil der Dotation ist zu Wegezwcckcu verwendet worden, und dieser
Teil hat eine zweckentsprechendeAnlage gefunden. Wir wollen nun diese schematiche Verteilung
wonach wir jedem Ort, wenn er gewisse Voraussetzungenerfüllt, eine bestimmte Summe geben
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müssen, aufhören lassen. Wir wollen 70°/» der freien Dotation, das sind 300 000 Mark für
Wegcblluzweckeund 30"/», das sind rund 130 000 Mark für Armenzwecke verwenden, und zwar
verwenden, frei von diesem alten Schema, dort, wo die Bedürfnisseam größten sind und wo die
Not am grüßten ist.

Die Herren Minister haben sich mit dem Reglement schon einverstandenerklärt. Nimmt
das hohe Haus das Reglement an, dann behalten wir auch einen erklecklichenBetrag übrig, den
wir solchen Kreisen, die die Kommunalwcgcbauvcrwaltungin eigene Regie übernehmen, im Wege
der Unterstützungusw. zuwenden können.

Meine Herren! Eine Vorlage, die den Herren heute oder gestern zugestellt wurde, ist
die Wasserleitungsvorlageoder die Erhöhung des Westfonds auf eine Million Mark. Bisher hat
der Westfonds 640 000 Mark betragen. Er soll um 400 000 Mark erhöht werden, ausschließlich
verwendbar für Wasserleitungennicht nur in den Notstandsgebieten,sondernin der ganzen Provinz.

Von diesen 400 000 Mark soll der Staat die Hälfte mit 200 000 Mark tragen und die
Provinz die andere Hälfte,

Meine Herren! Wir können das ruhig tun ohne jede Belastung der Steuer- oder der
freien Einnahme. Wir haben jetzt schou 150 000 Mark aus den Ueberschüssen der Sozietät
entnommen. Wir können die Ueberschüsse der Sozietät zu dem Zwecke ruhig weiter heranziehen,
denn sie hat im vorigen Jahre einen Ueberschuß von 1 ^2 MillionenMark ergeben,an die wir ja gar
nicht herankönnen, solange nicht das Reglement geändert ist. Für Wasscrleitungszwcckesind
aber die Uebelschüsse schon nach den bisherigen Bestimmungenverwendbar. Es wird wirklich den
Ueberschüssen nichts schaden, wenn wir ihnen noch eine Summe abzapfen, seien es 80- oder
100 000 Mark oder wie viel; es macht sich das gar nicht bemerkbar, und es wird dabei
etwas in die Wege geleitet und erreicht,was für die ganze Provinz von Nutzen ist und was auch
allenthalben bisher Anklang gefundenhat.

Das Bedürfnis nach Wasserleitungenist ein außerordentlich großes. Aber wir werden
aus unseren eigenen Mitteln nicht fortdauernd große Summen, hnndcrttcmsende, in jedem Jahre
geben können. Ich möchte also im Namen des Provinzialausschusscsauch diese Vorlage Ihrem
Wohlwollen empfehlen.

Meine Herren! Der Provinzialausschuh legt also dem hohen Hause den Haushaltsplan
und die einzelnen Vorlagen mit der Bitte vor, sie einer eingehendengenauen Prüfung unterziehen
zu wollen.

Der Ausschußist der Ueberzeugung,daß Sie bei dieser Prüfung zu dem Resultat kommen
werden, daß in der Provinzialverwaltung in haushälterischerWeise gewirtschaftct worden ist, und
daß auf der anderen Seite der Ausschuß auch Sorge getragen hat, daß die Einrichtungender
Provinz nicht nur auf dem jetzigen Stande bleiben, sonderndauernd verbessert werden zum Besten
unserer Provinz. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung.
Das Wort hat Herr AbgeordneterConze.
Abgeordneter Conze: Meine Herren! Wer einen Blick in den neuen Haushaltsplan

geworfenhat --------------
VorsitzeuderBecker: Dürfte ich bitten, von hier aus (auf die Rednertribüne deutend) zu

sprechen. Die Herren Stenographen können Sie nicht verstehen.
AbgeordneterConze: Wer einen Blick in den neuen Haushaltsplan geworfenhat, der

wird darin einen alten Bekannten gefunden haben. Von Jahr zu Jahr unterscheidensich diese
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Haushaltspläne in der Tat nur in dem Maße, wie die Einwohnerzahl der Rheinprovinz, ihre
Bedürfnisseund ihre Steuerleistung wachsen. Prinzipielle Aenderungen, solche die einer wirklichen
Beratung bedürfen, haben wir in den letzten Jahren im Haushaltspläne nicht finden können.

Wer nun die große Arbeit ansieht, die dieses dicke Heft notwendig für die Provinzial-
uerwaltung hervorruft und nicht minder auch für die Abgeordneten in der Beratung, da sie doch
die Zahlen prüfen sollen, der, meine ich, müßte sich sagen: Es ist nicht notwendig, jedes Jahr
einen solchen Haushaltsplan dem Landtag zur Genehmigungvorzulegen. (Beifall,) Wir sind früher
mit dem zweijährigenHaushaltsplan auch ganz gut gefahren, und ich glaube, die Abänderung
würde nicht vorgenommensein, wenn man nicht damals diesen jährlichenHaushaltsplan mit der
jährlichen Ginberufung des Landtages in engen Zusammenhanggebracht hätte.

Die Provinz Westfalen beruft auch jährlich ihren Provinziallcmdtag ein; aber sie stellt
nur alle zwei Jahre einen neuen Haushaltsplan auf.

Ich möchte das hohe Haus bitten, zu erwägen, ob wir der Provinzialverwaltung und
auch uns hier nicht die Mühe ersparen wollen, die feststehenden und eigentlichin festen Geleisen
laufenden Zahlcnverhältnisse jedes Jahr aufzustellenund zu prüfen, und ob wir nicht wieder zum
zweijährigen Haushaltsplan übergehenwollen, um unsere kostbare Zeit dann um so ausgedehnter
für die anderen Vorlagen verwenden zu können, die, wie auch der Herr Landeshauptmann hier
vorgetragen hat, doch den eigentlichen Kern unserer Beratungen hier bilden sollen.

Ich erlaube mir den Antrag zu stellen:
„Provinziallandtag wolle den Fachkommissionen, insbesondere der I. Fachkommission
auftragen, in Erwägung zu ziehen, ob es zweckmäßig erscheint,den Haushaltsplan
für zwei Jahre festzustellen, unabhängig von der jährlichen Einberufung des Prouin-
ziallllndtllges."

Ich wollte dem Hause hier nicht zumuten, jetzt darüber eine Entscheidungzu treffen
(sehr richtig!), sondern ich schlage vor, bei der Beratung des Haushalts, die ja in diesem Jahre
stattfinden muß, zu prüfen, ob es nicht zulässig ist, die zweijährigeFeststellungeinzuführen. Sie
würden also den Entschluß erst dann zu fassen haben, wenn über die Haushaltspläne im einzelnen
oder in der Generaldebatte zu entscheiden sein wird.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ueber den Antrag, den Herr AbgeordneterConze
soeben eingereicht hat, werden wir also zum Schluß der Verhandlung Beschlußfassen.

Ich gebe zunächst das Wort dem Herrn AbgeordnetenFritzen:
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich hatte nicht vor, am heutigen Tage das Wort

zu ergreifen. Aber nach den Ausführungen des Herrn Vorredners glaube ich doch veranlaßt zu
sein, denselbeneinige Worte hinzuzufügen.

Nach meiner Erinnerung ist vor etwa drei Jahren auf Antrag des Herrn Oberbürger¬
meisters Zweigert — den ich zu meinem Bedauern nicht hier sehe — beschlossenworden, von der
vorher üblichen zweijährigen Haushaltsplan-Aufstellung abzugehenund einjährigeHaushaltspläne
aufzustellen,und^zwar, wie ich sagen will, aus wohlerwogenen Gründen. (Sehr richtig!) Der Herr
OberbürgermeisterZweigert hat damals hauptsächlich angeführt, daß es dringend notwendig wäre,
daß eine engere Fühlung zwischendem Provinziallandtag, der Verwaltung und dem Provinzial-
ausschußbestände. Ferner wurde allerseits gewünscht, daß der Landtag jedes Jahr zusammen¬
berufen werde, und einen Zwang hierzu glaubte man darin zu finden, daß man nur für ein Jahr
den Haushaltsplan feststellte.
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Das waren, so weit ich mich erinnere — ich habe nur im vorigen Jahre die Verhand¬
lungen gelesen, in diesem Jahre nicht mehr — die Gründe, welche damals den Landtag veran¬
laßten, von der vorher üblichen zweijährigenAufstellungdes Haushaltsplans abzugchen.

Nun, meine Herren, eigentlich sachliche Gründe sind damals für diesen Beschlußnicht
vorgebracht worden. Es ist nicht darauf eingegangen worden, ob die Natur der Einnahmen,
die Natur der Ausgaben und die Natur der ganzen Verhältnissees notwendig und wünschenswert
machten,eine einjährige Etatspcriodc herbeizuführen,und wenn wir auf diese Frage eingehen —
ich meine, meine Herren, die können wir bei dieser Angelegenheitdoch nicht übergehen —, dann
muß doch anerkannt werden, daß es wenige Verwaltungen gibt, wo die Einnahmen so konstant
dieselben bleiben, wie bei der Prouinzialverwaltung. Wir haben ja in den großen Körperschaften,
also beim Reich, bei den Staaten fast überall einjährige Etats. Das liegt aber, meine Herren, in
der bitteren Notwendigkeit. Nehmen Sie z. B. den Reichshaushaltsplan, welcherhauptsächlich auf
indirektenEinnahmen, auf Zöllen und Gcbrauchssteucrnberuht. Ja, meine Herren, wie schwanken
da die Einnahmen! wie schwankt z. B. die Zuckcistcuer;sie wechselt um 20—30 Prozent; sie ist
von 80 Millionen in einigen Jahren aus 130 Millionen Mark gestiegen. Auch im preußischen
Staat haben wir einjährige Etatspcrioden. Die Einnahmen des prcußschen Staates haben zwar
auch ein stationäres Element: das ist die Einkommen-und die Vermögenssteuer. Diese schwankt
bekanntlich nicht sehr; sie hat eine Neigung in die Höhe zu gehen; große Schwanknngcn finde»
jedoch nicht statt. Aber die Haupteinnahmen des preußischenStaates, die Eisenbahncinnahme,
meine Herren, unterliegt einem sehr großen Wechsel, uud daher würde ich es für den Staat
Preußen für absolut unmöglichhalten, zweijährigeHaushaltspläne aufzustellen. Ebenso sind die
Ginnahmen aus den Forsten, aus den Domänen, ans den Bergwerken nach ihrer Natur Ein¬
nahmen, die großen Veränderungen unterliegen.

Dasselbe Verhältnis findet sich bei den anderen deutschcu Staaten, und trotzdem hat ein
Teil der mitteldeutschen Staaten zweijährigeEtats. Ich erinnere z. B. an das KönigreichBayern
und an das Großherzogtnm Baden. Obschon dort auch das Staatsbahnsystcm herrscht, obschon
dort auch große Domänen und Forstverwllltuna.cnsind, hat man dort doch zweijährigeHaushalts¬
pläne, und man denkt nicht daran — wie mir von kompetenterSeite versichert worden ist —
diese zweijährigenEtatspcrioden in einjährige zu verwandeln.

Wie ist es nun bei uns, meine Herren, unsere Einnahmen bestehen teils in den Einnahmen
der Dotationsrente — die stehen ein für allemal fest —; sie bestehen in eigenen Einnahmen der
Anstalten — die stehen auch fest. Der Rest wird aus der Umlage bezogen,aus dem Prozentsatz,
den wir von den Staatsstcuern erheben. Da aber, wie ich bereits ausgeführt habe, diese Staats-
steuern ein durchaus stationäres Element bilden, so kann ein Schwanken in unseren Einnahmen
kaum möglich sein. Es handelt sich um ^/Z, um ^«/o mehr oder wemger.

Mit den Ausgaben ist es ebenso. Die Ausgaben für die Anstalten stehen fest, ebenso
die Ausgaben für Kunst und Wissenschaft,für Gewerbe und Landwirtschaft,für die Straßenver¬
waltung liegen die Anschlägevor, da können große Erschütterungen, große Umwälzungen nicht
vorkommen.

Also, meine Herren, eine innere Notwendigkeit, bestehend in der Natur der Einnahmen
und der Ausgaben, ist nicht vorhanden, um hier einjährige Etatsperioden einzuführen.

Nun weiß ich ja, daß die übrigen Kommunaluerwaltungcn,die Städte, die Gemeinden
alle einjährige Haushaltspläne haben. Das beruht aber auf gesetzlichen Bestimmungen, und,
meine Herren, da ist die Sache ja auch viel leichter zu machen. In den Städten wohnen die
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Stadtverordneten zusammen,sie können jederzeit einberufenwerden, da macht sich das alles sehr
leicht. Hier bei uns ist die Sache anders. Hier sind namentlichsehr große Vorarbeiten erforder¬
lich, und gerade das ist ein Moment, welches auch zu beachten wäre. Wenn der Landtag im
März zusammentritt, um den Haushaltsplan zu beraten, dann muß schon im September des vor¬
hergehenden Jahres, so viel ich weiß — wenigstensfrüher war es so — mit den Vorarbeiten zum
Haushaltsplan angefangen werden, dann müssendie Bauinspektorcn ihre Berichte, die Anstalts-
direktorenihre Vorlagen einreichen, es werden statistische Arbeiten gemacht — kurz und gut die
Vorarbeiten für die Haushaltspläne ziehen sich ein halbes Jahr ungefähr hin. Das geschah früher
alle zwei Jahre; jetzt alle Jahre, und daß dadurch die Verwaltung mit einer großen Menge
unnötigen und vermeidbarenArbeitsstoffesbelastet wird, liegt auf der Hand.

Daher ist mir persönlichder Antrag des Herrn Conze sehr symphatisch gewesen. Ich
sage: ich achte durchaus die Gründe, welche den Prouinziallandtag vor drei Jahren bewogen
haben, zu einjährigenHaushaltsplänen überzugehen.Ich erkenne auch die Berechtigungder Gründe
in gewissem Maße an. Aber, meine Herren, ich sage eine innere Berechtigungaus der Natur
der Einnahmen und Ausgaben, wie wir sie haben, besteht nicht, und ans der anderen Seite ver¬
ursacht die jetzige Einrichtung der Verwaltung große Last und Mühe, uud ich irre mich wohl nicht,
wenn ich annehme, daß die so erhebliche Steigerung der Verwaltungskostenin den letzten Jahren
wohl auch zum Teil auf Rechnung dieser einjährigen Etatspenoden zu schreiben ist.

Also, meine Herren, ich will ein Urteil heute nicht aussprechen. Ich verstehe es sehr wohl,
daß der Landtag wünscht, jedes Jahr zusammenzu kommen, und das ist auch mein Wunsch. Ich
glaube, es ist sehr gut und sehr notwendig, daß durch eine jährliche Zusammenkunftdes Landtages
die enge Fühlung, welche zwischen dem Landtag und der Verwaltung bestehen soll, stets aufrecht
erhalten wird. Das wird aber auch ohne dies geschehenkönnen, denn, meine Herren, Sie sehen
ja, die Fülle des Stoffes ist so groß, daß wir mit einem alle zwei Jahre zusammentretenden
Landtag unmöglich mehr auskommenkönnen. Wir könnten ja, wenn wir zur Annahme des An¬
trages übergehen, noch die Voraussetzungdaran knüpfen, daß dennocheine jährlicheBerufung des
Landtages auch später erfolgen soll.

Also, meine Herren, ich kann dem Antrage des Herrn Conze nur symphatisch gegenüber¬
stehen. Ich würde geneigt sein, ihn anzunehmen,und ich würde wünschen, daß auch der Provinzial-
ausschuß Stellung dazu nimmt, das Material vorbereitetund uns entweder im Ausschuß oder hier
die große Belastung darlegt, die durch die einjährigen Etatspenoden entsteht, sowie die Gründe
die nach seiner Ansicht dafür oder dagegen sprechen.

Wenn der Ausschußdie Sache erwogen hat, können wir dann wiederum über dieselbe
verhandeln. Heute halte ich mit dem Urteil zurück. Aber ich glaube, es ist wohl der Mühe wert,
daß wir diese Frage einmal gründlichprüfen, daß wir uns fragen: welche Früchte hat dieses Ver¬
fahren gezeitigt,welches ist der Erfolg dieses Verfahrens gewesen, hat es wohltätig gewirkt oder hat
es auch Nachteileerzeugt, und daß wir in eine erneute Prüfung eintreten, ob der damalige Versuch
ein günstiges Ergebnis gehabt hat oder nicht.

Meine Herren! Da ich einmal das Wort habe, will ich auch einige Bemerkungenzu
dem Haushaltsplau machen,obwohl ich dies anfangs nicht vor hatte.

Zunächst spreche ich dem Ausschuß und auch dem Herrn Landeshauptmann den Dank
dafür aus, daß sie den zahlreichen Anregungen, welche im vorigen Jahre hier im Landtage
bezüglichdes Haushaltsplans gegeben worden sind, ich möchte wohl sagen, in allen Fällen ent-
sprochen haben.

5
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Ich will nur zunächst den Ständefunds hervorheben,der bedeutend erhöht ist, die Aus¬
gaben für die Wasserleitungenusw.; auch verschiedeneformelle Wünsche,die im vorigen Jahre aus¬
gesprochen sind namentlichin bezug auf den Haushaltsplan der Straßcnverwaltung, sind sehr glatt
erfüllt worden, so daß wir meines Erachtens für diese korrekte Erledigung unserer Wünsche nur
dankbar sein können.

Dann, meine Herren, wissen Sie ja, die Umlage bleibt nach dem Prozentsatz dieselbe.
Es sollen ja, wie im vorigen Jahre vorgeschlagen, wieder 12^2"/« genommenweiden. Ich glaube,
wenn man scharf rechnete, könnte man sehr gut auf 12 "/u herunter gehen. Das ^ °/„ mehr
haben wir meines Erachtens nicht nötig. Der Herr Landeshauptmann rechnet ja selbst aus, daß
bei 12^2"/» Umlage eine Summe von etwa 100 000 Mark zu viel erhoben wird. Dabei will
ich noch hervorheben, daß Restbestände aus dem Vorjahre im Betrage von etwa 386 500 Mark
durch wahrscheinliche, aber nicht sichere Anforderungenals absorbiert angenommenwerden, obschon
diese Bestände wohl schwerlich in vollem Maße in Anspruch zu nehmen sind. Immerhin ist das
ein Verfahren, das ich nicht mißbilligen kann. Im Gegenteil, es entspricht der Vorsicht, die eine
so große Verwaltung zu üben hat. Es liegt mir auch sehr fern, hier einen Antrag zu stellen, die
Umlagevon 12 ^2"/« auf 12«/« zu ermäßigen. Denn ich glaube, gerade in der augenblicklichenSituation,
wo wir vor der Garantie der Kanalkostenstehen, wo die Ausgaben für die Fürsorgezöglingejedes
Jahr wachsen, wo uns überhaupt wegen der Irrenanstalten sehr große Anforderungenbevorstehen,
ist es sehr gut, wenn wir auch im nächsten Rechnungsjahr einen Ueberschußhaben, mit dem
wir einen Reservefondsund einen Ausgleichsfondsansammeln, welcherdazu dienen kaun, künftige
Ausgaben leichter zu bestleiten. Also ich bescheidemich damit und bin damit einverstanden, daß
eine Umlage von 12^2°/« erhoben wird.

Das sind die Bemerkungen, die ich zum Haushaltsplan habe machen wollen.
Meine Herren! Ich bitte Sie, den Antrag des Herrn Conze wohlwollend aufzunehmen.

Herr Conze hat ja ein Urteil über die Sache, da er in früherer Zeit dem Landtage mit zwei¬
jähriger Etatsperiode lange Jahre angehört hat und zu den Veteranen des Hauses gehört.
Ich bitte Sie, dahin zu beschließen, daß eine Prüfung der Frage in der I. Fachkommission und
im Ausschusse stattfinden möge. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Wünscht noch jemand das Wort? — Dann schließe ich die Ver¬
handlung. Es liegt der Antrag des Herrn Conze vor:

„Provinziallandtag wolle den Fachkommissionen, insbesondereder I. Kommissionauf¬
tragen, in Erwägung zu ziehen, ob es zweckmäßigerscheint,den Haushaltsplan für
zwei Jahre festzustellen, unabhängig von der jährlichen Einberufung des Provinzial-
lllndtages."

Ich nehme an, daß der Provinzialausschuß,da der Antrag eingebrachtist, wenn er hier
angenommenweiden sollte, sowiesoauch seinerseits dazu Stellung nehmen wird, (wird bejaht),
und von dem Standpunkte aus glaube ich, daß der geschäftsordnungsmäßigrichtige Weg der
wäre, wenn der Antrag an die I. Fachkommission ginge. (Zustimmung.)

Meine Herren! Auch zu dem Vorschlagedes Herrn Conze, diesen Antrag der I. Fach¬
kommission zu überweisen, wird von keiner Seite das Wort gewünscht.

Dann darf ich die Verhandlung schließen und feststellen, daß das hohe Haus den Antrag
Conze der I. Fachkommission überwiesenhat.

Ebenso haben wir darüber zu beschließen, daß der Haupt-Haushaltsplan der I. Fach¬
kommissionüberwiesen wird. (Zustimmung.)— Das ist ebenfalls Ihr Wille. — Dann stelle ich das fest.
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Meine Herren! Den Gegenstand unter Nr. 4 der Tagesordnung:
Vermögensstand des Provinzialverbandes,

hat der Herr Landeshauptmann schon in seinem Bericht mit behandelt.
Ich frage, ob jemand noch zu dem Gegenstand Nr. 4 der Tagesordnung das Wort

wünscht? — Das ist nicht der Fall.
Dann darf ich feststellen, daß das hohe Haus von diesem Gegenstände der Tagesordnung

Kenntnis genommenhat.
Wir kommendann zum letzten Punkt der Tagesordnung:

Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eingegangen Vorlagen.
Meine Herreu! Die Entscheidungüber die geschäftlicheBehandlung haben Sie bereits

getroffen, als ich Ihnen Mitteilung von den eingegangenenVorlagen machte. In dem Ihnen in
Druckfachen. Nr. 23 vorliegendenVerzeichnis der Vorlagen ist bei jeder einzelnen Vorlage vor¬
geschlagen, in welche Kommissionsie zu überweisenist. Gegen diese Behandlungder Vorlagen ist
nichts einzuwenden. Sie haben das Ihrerseits genehmigt,so daß wir am Ende unserer heutigen
Tagesordnung stehen.

Meine Herren! Sie haben mich ermächtigt, die nächste Plenarsitzung auf übermorgen,
Mittwoch, den 14. Februar, vormittags 11 Uhr anzuberaumenund die Tagesordnung festzustellen
Ich werde nach dieser Ermächtigung verfahren. Sie können alfo damit rechnen, daß die Sitzung'
am Mittwoch um 11 Uhr beginnen wird.

Ferner möchte ich nicht unterlassen, schon jetzt darauf hinzuweisen,daß am Donnerstag
oder Freitag die Neuwahlen für den Provinzialausschuß vorzunehmensind. Die Vorschlägefür
diese Wahlen haben die Vertreter der einzelnen Regierungsbezirkeunter sich festzustellen. Es
kommen in Frage die RegierungsbezirkeAachen, Cöln und Düsseldorf. Die Vertreter diefer
Bezirke ersuche ich deshalb, wegen der Feststellung ihrer Vorschläge für die Wahlen rechtzeitig
zusammenzutreten,damit die Wahlen, wenn sie auf der Tagesordnung stehen, auch ohne Schwierig¬
keiten ihre Erlediguug finden können.

Nun, meine Herren, habe ich Mitteilungen nicht mehr zu machen. Auch aus dem Hause
ist keine Bemerkung zu machen. — Dann sind wir am Ende unserer Sitzung, die ich hiermit
schließe,

(Schluß 12 Uhr 55 Minuten.)

!>'
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Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Mittwoch, den 14. Februar 1906.

Beginn 11'/, Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der Kanalkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Uebernahme der in dem Gesetze, betreffenddie Herstellungund den Ausbau von Wasser¬
straßen, vom 1. April 1905 verlangten Verpflichtungen.

3. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan
ll) zur Zahlung von Pensionen usw. an Prouinzialbeamteund von Witwen- und Waisen¬

geldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene,
K) zur Zahlung von Invalidcngeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengeldcrn

an nicht inhegehaltsbcrechtigtcAngestellteund Arbeiter bczw. deren Hinterbliebene,
o) über die Dr. Klein-Stiftung

für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31. März 1907.
4. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialmisschusfes,betreffend

die weitere Entwicklungdes RheinischenIrrenwesens.
5. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Errichtung einer Irrenstcition bei der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler.
6. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und

Beaufsichtigungder bauliche«Unterhaltnngsarbeiten, sowie über den Fonds zur Erneuerung
maschinellerAnlagen in den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906
bis 31. März 1907.

7. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Heil- und Pflegc-
anstalteu zu Nndcruach,Bonn, Düren, Galkhausen,Grafenberg, Merzig und Iohmmisthal für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

8. Antrag der II. Fachkommission zu deu Haushaltsplänen der Prouinzial-Taubstummenanstalteu
zu Aachen, Vrühl, Cöln, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier, sowie über die Ver¬
wendung der WilhelnuAugusta-Stiftung, des Untcrstützungsfondsder früheren Vereins-Taub-
stummcnanstalt zu Cöln und des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für das
Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

9. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erbauung einer Dienstwohnungfür den Direktor der ProvinziabArbeitsnnstall zu Brauweiler.
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10. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzes uom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis
31. März 190?.

11. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1906 bis 31. März 190?.

12. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der Proviuzialmufccn
zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

13. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs,betreffend
Bewilliguugcu aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Ständefonds).

und
zur Petition der katholischen Pfarrgemeinde Thür um Gewährung einer Beihilfe zur Wieder¬
herstellungder Frauenkirchebei Thür-Niedermcndig.

14. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

15. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über das Hebammcnwcscneinschließlich der
Hebammenlchranstaltenzu Cüln und Elberfeld für das Rechnungsjahr uom I. April 1906
bis 31. März 1907.

16. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blindenanstalten zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste-Viktoria-Haus),sowie über den Unter-
ftützungsfondsfür Blinde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

17. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschufscs,betreffend die Ueber¬
sicht über den Eisenbahnfondsund die Förderung von Bahuunternehmungcn.

18. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschnsfcs,betreffend die soge¬
nannten gleislosenelektrischen Straßenbahnen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzung vom 12. d. Mts. liegt auf dem Tische des

Hauses uffcu.
Als Schriftführer (Unruhe! Glocke des Vorsitzenden) — als Schriftführer für die heutige

Sitzung sind die Herren AbgeordnetenI)r. Momm und Snethlage bestimmt.
Meine Herren! Vor der Tagesordnung hat zu einer geschäftlichenMitteilung der Herr

AbgeordneteConze das Wort erbeten. Ich gebe ihm das Wort.
Abgeordneter Conze: Meine Herren! Ich bin ersucht wurden, die Abgeordneten des

RegierungsbezirksDüsseldorfzu veranlassen,zu einer Besprechung über die Wahl zusammenzutreten.
Nun ist es außerordentlich schwer, bei der großen Zahl von Abgeordneteneine bestimmte Meinung
über den richtigen Zeitpunkt für die Versammlung zu gewinnen.

VorsitzenderBecker: Ich muß den Herrn Redner bitten, hier vorn zu sprechen. Die
Stenographen können nichts verstehen.

AbgeordneterConze (fortfahrend): Ich schlage deshalb vor, daß die Abgeordnetendes
Regierungsbezirks Düsseldorf unmittelbar nach der heutigenSitzung zusammentretenim Saal XXII,
wenn die Zeit noch ausreicht, zwischen dem Schluß der Sitzung und dem Beginn des Ständefestes.
Sollte das nicht der Fall sein, sollte die Sitzung sich etwa bis 3 Uhr hinziehenoder noch länger,
dann würde ich mir erlauben, am Ende der Sitzung Ihnen zu sagen, zu welcher Tageszeit
morgen Sie sich versammelnmöchten. Ich hoffe, daß die Herren damit einverstandensind.
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Vorsitzender Becker: Wir treten dann in die Tagesordnung ein. Erster Gegenstand der
Tagesordnung sind:

Eingänge.
Es liegt zunächst ein Antrag des AbgeordnetenMooren vor. Ich bitte, denselben zunächst

zu verlesen:
Schriftführer AbgeordneterSnethlage:
Der 46. RheinischeProvinziallandtag wolle beschließen:

In Erwägung,
daß die landesgesetzlich,zum Teil gegen den Wunsch der beteiligten Interessenten gebildeten Wiesen-
Genossenschaften zur Melioration der Erst- und Niers-Niederung ihren Zweck gar nicht oder nur
unvollständigerreicht haben, daß namentlichdie damit verbundenen Bewässerungs-Einrichtungen
nach dem Geständnis zuverlässiger Gewährsmänner als durchaus verfehlt bezeichnetwerden
müssen und daß gerade durch ihre Ausführung eine erhebliche Überschreitung des Kostenanschlages
herbeigeführtworden ist, daß die früher in Aussicht genommeneAmortisation von 25 Jahren
jetzt schon über die doppelte Zeit hinausgeht, ohne daß eine wesentliche Abbürdung der Schulden
erfolgt oder für die nächsten Jahrzehnte zu erhoffen ist,
daß im Gegenteil die drückenden Meliorationsbeiträge in vielen Fällen nicht den Ertrag
der Grundstückedecken,
daß besonders durch die totale Verseuchung der Niers unterhalb Gladbach das Pflanzen- und
tierische Leben vollständig gefährdet und in weitem Umfange zerstört wird,
daß an diesen bedauerlichenUebelständen die, wenn auch in bester Absicht getroffenenMaß«
nahmen der KöniglichenStaatslegierung offenbar die größte Schuld tragen,
daß also die Regierung für die Folgen ihrer Handlung verantwortlich ist und die bedrängten
Genossenschaften nicht an die eigentlich unbeteiligteRheinifche Provinzialverwaltung verweisen darf,

aus diesen Gründen
wolle der 46. RheinischeProvinziallandtag die Königliche Staatsregierung bitten, die noch rück¬
ständigen Schulden*) den genannten Genossenschaften wie's in den älteren Provinzen bei vielen
anderen in ähnlichen mißlichenVerhältnissen stehenden (aus einer Periode, wo die Meliorations¬
technik noch nicht entwickeltwar) in erfreulicher Weise bereits früher geschehen ist, mit dem
Jahre 190? auf die Staatskasse zu übernehmen.

Düsseldorf, 13. Februar 1906.
gez. Mooren.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Der Antrag bedarf nach unserer Geschäftsordnung
zunächsteiner Unterstützungvon 20 Mitgliedern,

Ich bitte die Herren, welche den Antrag unterstützen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
Die Unterstützungreicht aus.

Dann schlage ich vor, den Antrag der IV. Fachkommission zu überweisen. Auch gegen
diesen Vorschlagweiden leine Bedenkenlaut. — Dann wird der Antrag der IV Fachkommission
überwiesen.

») bei der Niers: 311752 Mail.
„ „ Erst ca. 650000 Mark.
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Wir kommen zum zweiten Gingange: ein Bericht und Antrag des Provinzialausschuffcs,
betreffend die Erweiterung der Geschäftsräumeder Landesbank,welcher der I. Fachkommission zu
überweisen sein dürfte. Auch hiergegenwird von keiner Seite Bedenken erhoben. — Dann wird
der Antrag der I. Fachkommission überwiesenwerden.

Damit sind die Eingänge erledigt.
Wir kommen zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der Kanalkommissiou zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial¬
ausschusscs, betreffend die Uebernahme der in dem Gesetze, betreffend die
Herstellung und den Ausbau von Wasserstraßen, vom 1. April 1905 ver¬
langten Verpflichtungen.

Vorsitzender Becker: Als Vertreter der Königlichen Staatslegierung zu diesem Antrage
sind im Hause anwesend die Herrcu UuterstaatssekrctäreDombois und Holle und die Herren
Geheimrat Kisker und Sympher.

Berichterstatterist der Herr Landeshauptmann Dr, von Renvers, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Landeshauptmann Dr. von Renners: Meine Herren! Ich habe die

Ehre, im Auftrage der Kanalkommissiondas Referat in dieser Angelegenheitzu übernehme!:. Ich
werde mir gestatten, zunächst die Vorlage des Provinzialausschussesan das hohe Haus zu erörtern
und daran anknüpfenddie Stellungnahme, die die Kanalkommissionzu diesem Antrage genommen
hat, zu entwickeln.

Meine Herren! Das Gesetz vom 1. April 1905, betreffend die Herstellung und den
Ausbau von Wasserstraßenist zwar perfekt geworden, aber das Gesetz hat die Bestimmung,daß
bis zum 1. Juli 1906 von den Kommunalverbändeneine gewisse Garantie übernommenwerden
muß. Wird diese Garantie nicht übernommen, dann ist das ganze Gesetz hinfällig, die Kanäle
werden nicht gebaut. Uebernimmt die Nheinprovinz und die anderen beteiligten Provinzen die
Garantien, dann steht dem Ausbau der Kanäle ein Hindernis nicht mehr im Wege.

Es wird nun zunächst von Interesse für das hohe Haus sein, zu wissen, welche Stellung
die bisherigen Provinziallandtage zur ganzen Kanalfrage eingenommenhaben. Ich darf hier kurz
erwähnen, daß der 38. Provinziallcmdtag im Jahre 1894 beschlossenhat, obwohl der preußische
Landtag den Gesetzentwurf vom 17. April 1894, betreffendden Bau eines Schiffahrtskanals vom
Dortmuud-Ems-Kanal zum Rhein, die sogenannteSüdemscherlinie,schon abgelehnt hatte, doch die
Wichtigkeitdieses Kanals für die Rheinprovinz anzuerkennen,und ausdrücklich zu erklären, daß
der Provinziallandtag die gefordertenGarantien übernommen haben würde und zwar mit '/g
auf die Provinz uud mit 2/8 durch Vorausleistungender besondersinteressierten Kreise.

Meine Herren! Im Jahre 189? hat der 40. Provinzmllandtag beschlossen, der König,
lichcn Staatsregierung die Bitte vorzutragen, eine Vorlage über die Südemscherlinie nochmals
einzubringen und damit zugleich auch eine Vorlage, betreffend den Lippekanal, vorzulegen. Im
Jahre 1899 hat sodann der 41. Provinziallandtag beschlossen, die von der Königlichen Staats¬
regierung verlangte Garantie von 560 000 Mark für die Gmschertalliniezu übernehmen, und
zwar in der Weise, daß drei Viertel des Betrages durch Vorausleistungen der beteiligten vier
Kreise aufgebracht würden und ein Viertel von der Provinz zugeschossenwürde.

Der Gesetzentwurf,auf deu sich dieser Beschluß bezog, ist im August 1900 zu Falle
gekommen. Die übernommenen Garantien waren also damit auch hinfällig. Das Jahr 1901
brachte uns dann die große sogenannte wasserwirtschaftliche Vorlage und der 42. Provinzial¬
landtag hat im Jahre 1902 auch zu dieser Vorlage Stellung genommen. Er hat — ich darf
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das hervorheben— einstimmigbeschlossen, daß er zunächst die Emschertalliniefür nötig erachte,
daß aber auch der Lippekanal auf die Dauer uicht zu umgehen sei und daß die Provinz auch die
Erbauung des Mosel- und Saarkanals für im Interesse der Provinz liegend erachte. Auch dieses
Gesetz ist ja bekanntermaßennicht zustande gekommen. Aber der 44. Provinziallandtag hat im
März 1904 nochmals ausdrücklich seine Stellungnahme zum Kanal dahin präzisicrt, daß er den
Bau der Gmscherlinie und der Lippelinie für erforderlicherachte.

Nunmehr, meine Herren, brachte die Königliche Staatsregierung die Vorlage von 1904,
die. sich wesentlich von der vorletzten, der großen wasserwirtschaftlichen Vorlage, unterscheidet.
Während die große wasserwirtschaftliche Vorlage den Mittellandkanal herstellen,also die Kanäle
des Ostens und des Westens in Verbindung bringen wollte, läßt die neue Vorlage zwei ganz
getrennte Kcmalnctzein die Erscheinung treten, ein östliches und ein westliches Kanalnetz, läßt
den Mittcltrakt, die Verbindung von Hannover bis Magdeburg, wegfallen nnd hat damit den
alten Zankapfel zwischen Osten und Westen vorläufig beseitigt.

Wir brauchen uns hier ja um die östliche Vorlage, die sich auf Oder nud Weichsel, auf
den Schiffahrtsweg Berlin—Stettin bezieht, nicht zu kümmern. Wir können diese ganz außer
Betracht lassen. Für uns handelt es sich nur um die westliche Vorlage.

Für die westliche Vorlage ist die Königliche Staatsregierung durch das Gesetz ermächtigt
worden, bestimmteBetrage für bestimmte Linien aufzuwenden,es soll für einen Schiffahrtskanal
vom Rhein in der Gegend von Ruhrort oder einem nördlicher gelegenen Punkte bis zum Dort-
mu»d-Ems°Kanal in der Gegend von Herne der Betrag von 74 500 000 Mark, für verschiedene
Ergänzungsbautcn an dem schon fertigen Dortmund-Ems-Kanal in der Strecke von Dortmund
bis Bewcrgern der Betrag von 6 150 000 Mark, für einen Schiffahrtskanal vom Dortmund-
Ems-Kanal in der Gegend von Vewergern zur Weser in der Gegend von Vückeburgmit dem
Zweigkcmal nach Osnabrück und Mindeu einschließlich der Herstellung einiger Staubecken im
oberen Quellgebiet der Weser und einiger Regulicrungsarbeiten in der Weser der Betrag von
81 Willionen Mark verwandt werden,

Es soll dann ferner von Bückeburgbis Hannover ein Anschlußkanalgelegt werden mit
einem Zweigkanal nach Linden. Dafür sollen 39 500 000 Mark aufgewendetwerdcu.

Weiter soll die Kanalisierung der Lippe mit dem ScitenkcmalDatteln-Hamm hergestellt
und dafür rund 44 Millionen Mark verwandt werden, und endlich sollen im Gegensatzzu den
früheren Gcfetzesvorlagenim Interesse der Landeskultur ein Betrag von 5 Millionen Mark vor¬
gesehen werden, so daß insgesamt eine Summe von rund 250 Millionen Mark zur Verwendung
kommen soll.

Meine Herren! Es soll der Rhein, wie gesagt, mit dem Dortmund-Ems-Kanal und da¬
mit mit den Emshäfen und mit der Weser in Verbindung gebracht werden. Hierfür ist ein
doppelter Weg vorgesehen, einmal die Emschertallinieund zweitens die Lippelinie.

Was die Emschertallinie betrifft, fo soll diese beginnen in der Nähe von Ruhrort.
Es sind drei Möglichkeiten für den zu erbauendenKanal in der Vorlage vorgesehen, und in der
Kommissiondes Preußischen Landtags ist eine vierte Möglichkeit ja auch noch hereingebracht worden,
um der Grundstücksspekulation vorzubeugen. Dieser Kanal wird im ganzen eine Länge von rund
39 Kilometern haben.

Für die Emschertalliniesoll das unbedingt nötige Wasser durch einen Seitenkanal, den
Lippekanal von Hamm nach Datteln, verschafft weiden. Dieser Kanal ist von doppelter Bedeu-
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tung, einmal, wie gesagt, als Speise- und Wasserzuführuugfür den Emscherkanal,und zweitens
stellt dieses Stück Kanal auch einen Teil des Lippekaualsdar. Ich muß das hier betonen, weil
spater bei Verteilung der Kosten sehr viel auf die Doppelnatur dieses Stückes Hamm-Datteln
ankommt.

Die zweite Verbindung, die vom Rhein zu den Emshäfen respektive zum Dortmund-
Ems-Kanal vorgesehenist, ist die Lippelinie. Die Lippeliuie soll in der Nähe von Wesel be¬
ginnen und soll dann durchgeführtwerden bis zu dem Kanal Hamm-Datteln; später soll dann von
Datteln noch ein Stück Lippe also von Hamm bis Lippstadt mit kanalisiertwerden. Diese Linie
ist jedoch eine viel längere als die erstbenanntc.

Der weitere Teil der Kcmalvorlagc erstreckt sich auf die Strecke von Bevcrgern bis
Osnabrück bezw. Hannover. Das ist eine Linie, die uns hier direkt weniger interessiert als
Emscher- und Lippe-Linie,

Meine Herren! Ich möchte zunächst kurz auf das hinweisen, was in dem Antrage des
Provinzialausschussesüber die Abmessungen der Kanäle mitgeteilt ist. Die Kanäle sollen, abgesehen
von dem kleinen Kanal Hamm-Lippstadtund dem Stichkanal nach Osnabrück, 18 Meter Sohlen-
breite, 30 Meter Wasserspiegelbreite und 2'/« Meter Tiefe erhalten. Neben dem Kanal soll ein
Leinpfad von 3 '/^ Meter Breite angelegt werden. Im ganzen soll der Kanalstreifenetwa 50 Meter
breit sein. Nur beim Emscherkanal wird die Breite und die Tiefe des Kanals etwas größer vor¬
gesehen, weil dort ein größerer Verkehr in Zukunft derartige Maßregeln bedingt.

Was die Wasserversorgungdieser Kcmalstrecken betrifft, so habe ich schon darauf hinge¬
wiesen, daß die Emscher allein das nötige Wasser nicht hat, sondern daß aus der Lippe durch
den Seitenkanal Hamm-Datteln ein Wasserzuschußgebracht werden soll. Von der Idee, die
Ruhr heranzuziehcu,hat man mit Rücksicht darauf Abstand genommen,daß die Ruhr für zahl¬
reiche Städte schon das Wasser liefern muß uud nicht mehr in der Lage ist, weiteres abzugeben.

Man wollte deshalb zunächst das Lippewasscr durch Staubeckenerhöhen. Aber auch da¬
von ist man zurückgekommen, weil das Terrain durchlässigund unsicherfür Anlagen von Stau¬
weihern erscheint. Mau hat sich daher entschlossen, das fehlendeWasser von der Weser hercmzu»
holen uud zu dem Zwecke im Detmoldscheuein großes Staubassin anzulegen, das seinerseits
wieder den Wasserstandder Weser hebt und das nötige Wassermaterial gibt.

Meine Herren! Was die Leistungsfähigkeitder Kanäle betrifft, so soll die Strecke
Rhein-Herne jährlich 8 Millionen Tonnen, bei Einrichtung der Schleppzugsschleusen10 bis
12 Millionen Tonnen und, falls drei Schleusen nebeneinander gelegt werden, 16 Millionen
Tonnen befördern können. Die Lippe kann 4 Millionen bei einfachen und 8 Millionen bei
Doppel-Schleusenund 16 Millionen bei Schleppzugsschleusen befördern. Die Strecke Dortmund-
Elns-Kanal-Hannover kann bei Tag und Nachtbetrieb16 Millionen Tonnen und bei Tagbetrieb
allein 10 Millionen Tonnen bewältigen.

Das Gesetz sieht abweichend von den früheren Vorlagen vor, daß der Betrieb auf dem
Kanal durch staatlichesSchleppmonopol ausgeführt wird. Es soll also Privaten die mechanische
Schlepperei untersagt werden. Das Gesetz enthält die näheren Bestimmungenüber das Schlepp¬
monopol noch nicht, diese Bestimmungensind vielmehr einem weiteren Gesetze noch vorbehalten.

Weiter sieht das Gesetz die Erhebung von Schiffahrtsabgaben auf den Kanälen und den
regulierten Flüssen vor. Auch das ist eine Neuerung, wie gesagt, gegen früher.

Eine fernere Neuerung des Gesetzes ist die, daß die Leute, die durch die Anlagen des
Kanals in ihren landwirtschaftlichen Interessen geschädigt und geschmälert werden, schadlos zu halten
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sind und daß ferner selbständigeMeliorationsanlagen, abgesehen von dieser Schadloshaltung, aus¬
geführt werden sollen.

Meine Herren! Wenn das Gesetz in dem eben geschilderten Umfange zur Ausführung
kommen soll, dann sind bestimmte Garantien seitens der beteiligenden Provinzen zu bewilligen.

Diese Garantien sind im Gesetz ausdrücklich festgelegt. Es werden beim Rhein-Herne-
Kcinal verlangt die Betriebs- und Unterhaltungskostenbis zum Betrage von 535000 Mark jähr¬
lich und ferner eine 3°/»ige Verzinsung und von 16 Betriebsjahren auch die halbprozentige
Tilgung eines Baukostenanteilesvon 24 830 000 Mark. Beim Ems-Weser-Kanal wird die Be¬
triebs- und Unterhaltungskostengarantiebis zum Betrage von 84? 000 Mark und die Verzinsung
des Baukostenanteiles von 37 350 000 Mark, und zwar m den ersten 5 Jahren mit einer
cinprozentigen,in den zweiten 5 Jahren mit einer zweiprozentigenund in den dritten 5 Jahren
mit einer dreiprozentigenVerzinsung und vom 16. Netriebsjahre ab mit einer Amortisation von
'/»"/» verlangt. Bei der Lippe wird verlangt die Uebernahme der Garantie für die Betriebs¬
und Unterhaltungskostenbis zu einem Betrage von 430 000 Mark und eine dreiprozentigeVer¬
zinsung des Baukostenanteilesvon rund 15 Millionen Mark und vom 16. Betriebsjcihrcab auch
eine halbprozentigeTilgung dieses Betrages.

Meine Herren! Die Garantien, die also von den Verbänden verlangt werden, sind nach
oben genau begrenzt. Ob die Baukosten höher werden, das kann die Garantieverbände ganz kalt
lassen, Sie brauchen niemals über den hier festgesetzten Betrag hinaus zu gehen. Weiden die
Kosten höher, dann sind die Mehrkostenlediglich zu Lasten des Staates.

Die Verrechnungder Einnahmen und die Feststellungder Garantieverpflichtungensoll sich
etwa folgendermaßengestalten: Für jedes Rechnungsjahr wird das Aufkommenan Abgaben, die
etwa durch das Befahren des Kanals eingehen,und an sonstigen Ginnahmen festgestellt. Der
ermittelte Betrag dient nun zunächstzur Deckung der Garantiebeträge. Ist der Betrag höher als
die Garantiebeträge, dann wird der Ueberschuß für die Verzinsung des Baukapitals und eventuell
für die Amortisation verwandt, Sind die Iahreseinnahmen geringer als die Garantiesumme für
den Betrieb, dann haben die Garantieverbände das Entsprechende zuzuschießen, natürlich dann auch
ganz die Kosten für Verzinsungund Amortisation der Bausumme.

Bei der Verwaltung des Kanals ist den Garantieverbänden eine doppelte Mitwirkung
eingeräumt; einmal wird durch § 1? des Gesetzes ein Wasserstraßenbeiratgeschaffen, der nach dem
Wortlaut des Gesetzes nur zur Durchführung der in diesem Gesetz beschlossenen Arbeiten gebildet
werden soll. Es wird aber weiter den Garantieverbänden seitens der Königlichen Staatsregiernng
auch eine Mitwirkung mit beratender Stimme in Bezug auf die Fragen gewährt werden, die den
Bau und Betrieb der betreffendenWasserstraßensowie die Festsetzung der Tarife betreffen. Meine
Herren! Gerade auf diese Bestimmung müssen die Garanten ein großes Gewicht legen, da ein
Ausgleich zwischenEisenbahn- und Kcmaltarifen dadurch ja mit in die Hand der Verbände
gelegt wird.

Es fragt sich nun zunächst, welche Stellung wird der Provinziallcmdtag zu dieser
Vorlage prinzipiell einnehmen müssen. Ich habe schon darauf hingewiesen,daß die früheren
Landtage sich für die Kanalvorlage ausgesprochen haben. Aber es war damals eine etwas andere
Vorlage. Es handelte sich um den ganzen Mittellandkanal, der ja jetzt nicht mehr in Frage
steht. Es handelte sich nicht um Schleppmonopolund auch nicht um Schiffahrtsabgaben. Diese
Hineinfügung in die neue Vorlage hat ja bekanntermaßen in weiten Kreisen die Liebe für
den Kanal etwas abgeschwächt;ob mit Recht oder Unrecht, das lasse ich ja ganz dahin gestellt.
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Wir können uns hier darüber, ob etwa Schleppmonopoloder Schiffahrtsabgaben aus der Vorlage
wieder herausgebrachtwerden sollen, nicht unterhalten. Das Gesetz verlangt von uns einfach die
Annahme der Garantie, und das Gesetz, wie es lautet, erlaubt uns nicht, besondere Wünschein-
bezug auf Schleppmonopol oder Abgaben usw. vorzubringen.

Meine Herren! Ich möchte aber glauben — und das war auch die Auffassungdes
Provinzialausschusses—, daß das neue Gesetz auch bei dieser Belastung mit Schleppmonopolund
Abgaben doch das erzielt, was wir vom Gesetz immer gewünscht haben, nämlich die Entlastung
der Eisenbahnlinien,die überlastet sind, und daß es auch ermöglicht, daß an die Industriezentren
die Rohmaterialien zu ciuem billigeren Tarife herangebracht werden können.

Der Provinzialausschuß war daher der Auffassung, daß man das neue Gesetz wie die
früheren zur Annahme dem hohen Hause nur empfehlenkönne.

Meine Herren! Der Ausschuß ist aber zu dieser Beschlußfassung natürlich nur gekommen,
uachdem er sich vorher auch klar gemacht hat, welche Ansinnen in Bezug auf die Höhe der
Garantien an die Verbände gestellt würden. Da muß ich nun zunächst darauf hinweisen, daß
das Gesetz jeden Kanalteil als selbständigesUnternehmen betrachtet, daß jeder Kanalteil für sich
abgerechnet wird.

Es ist schon in der Kommissiondes Landtages darauf hingewiesenworden, daß es
eigentlich sehr ungünstig sei, wenn der eine Kanalteil früher eine Rente abwirft als die anderen
daß dann aber auch das Befahren dieses Kanalteils, der Rente abwirft, ja billiger ist, als das
Befahren derjenigen Kanalteile, die keine Rente bringen, und daß das Unbequemlichkeiten und
Verschiebungen herbeiführe. In der Landtagskommission ist schon betont worden, daß es besser sei,
die sämtlichen Kanalteile als ein einheitlichesUnternehmen zu betrachten, einer Verwaltung und
einer Abrechnung zu unterstellen. Es wird in dieser Verhandlung des Landtages gesagt, die
Garantien würden sich dann mehr anschließen an die tatsächliche Gestaltung des Betriebes. Da
der ganze Kanal voraussichtlich einer Verwaltung unterstellt werde, könnte alsdann das Rechnungs¬
wesen erheblich vereinfacht werden. Sodann sei die Frage auch nach der wirtschaftlichen Seite
nicht ohne Bedeutung. Wenn nämlich die Garantien für die drei Strecken gesondertbehandelt
würden, so könne sehr wohl der Fall eintreten, daß ein Teil des Rhein-Hannouer-Kanals sich als
rentabeler erweise und sein Anlagekapital eher amortisiert werde, als bei den anderen Strecken;
dann würden wahrscheinlichseine Abgaben heruntergesetztwerden müssen, und das würde nicht
unerhebliche Verschiebungen hervorrufen,die besser vermiedenwürden,

Der Herr Finanzminister hat sich in der Kommissionbereit erklärt, wenn eine derartige
Zusammenfassungder Kcmalteile erfolge, diesen Standpunkt auch seitens der Staatsregierung im
Landtage zu vertreten. Wenn aber eine derartige Zusammenfassung der Kanalteile eintritt,
dann hält die Staatsregierung es für unbedingt nötig, daß auch der schon bestehende Dortmund-
Ems-Kllnal in diese gemeinschaftliche Verwaltung hereingezogen wird, und zwar nicht nur mit den
schon aufgewandten,sondern auch mit den jetzt zur Verbesserung des Kanals noch nötigen Summen.
Die Staatsregierung hat ja bereits die Erklärung abgegeben, daß beim Dortmund-Ems-Kanal in
gleichem Sinne wie beim Ems-Weser-Kanal der Ermittelung der Zuschüssewahrend der eisten
5 Jahre eine cinprozentige und wahrend der folgenden5 Jahre eine zweiprozentigeVerzinsung
des in Betracht kommenden Baukapitals zugrunde gelegt werde.

Ferner hat sie sich bereits zu der Erklärung herbeigelassen,daß die anschlagsmäßigen
Betriebs- und Unterhaltungskostendes Dortmund-Ems-Kanals, welche in Ermangelung genügender
Einnahmen dem Staate ganz zur Last fallen, auf 1 300 000 Mark festgestellt werden.

6*
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Meine Herren! Es hat nun vor einiger Zeit in Berlin eine Konferenz der Provinzial-
venualtungen von Hannover, Westfalen und der Rheinprovinz mit den betreffendenMinisterien
abgefunden und da haben die drei Provinzialuertrctungen vinach eingehender Prüfung der Sach¬
lage sich dahin — vorbehaltlichder Zustimmung der Landtage — ausgesprochen, daß ein einheit¬
liches Unternehmen aus der ganzen Sache zu bilden das vorteilhaftere sei. Sie haben bei dieser
Beschlußfassungim wesentlichengefußt auf den Mitteilungen, die die Königliche Staatsregierung
durch die Denkschrift und durch den Mund des Herrn Gehcimrats Sympher uns hat zukommen lassen.

Der Herr Geheimrat Sympher hat zunächst im Auftrage der Staatsregicrung eiumal
festgestellt, welche Höchstbcträge die Garantieverbändcfür den Kanal an Unterhaltungskosten,Zinsen
und Amortisationen aufzubringenhatten, wenn diese Kanalteile als einzelne Unternehmen betrachtet
würden. Ich nehme da Bezug auf die Tabelle, wie sie in der Denkschrift auf Seite 12 zum
Abdruck gekommen ist.

Danach würden für die Strecke Nhein-Herne auf die Rheinprovinz 44,», auf Westfalen
55,» "/« fallen. Die Rheinprovinz würde für Rhein-Hernc im Höchstfalle jährlich 624 650 Mark
und für die Lippe, bei der sie mit 26,8 "/« beteiligt ist, im Höchstfallejährlich 254 455 Mark
aufzuwendenhaben, zusammenalso jährlich 879105 Mark.

Meine Herren! Das ist eine Aufstellung, der die Annahme zugrunde liegt, daß die
Kanäle überhaupt gar keine Einnahmen bringen, alfo ein Zustand, der in Wirklichkeit niemals
eintreten wird. Irgendwelche Einnahmen bringen die Kanäle ja jedenfalls.

Es ist dann von der KöniglichenStaatsregierung eine weitere Prüfung vorgenommen
worden, wie sich das Verhältnis gestaltet, wenn die Rheinprovinz und Westfalen ihre Kanäle
als einheitlichesUnternehmen betrachten, und auch für den Fall, daß die drei Provinzen die
Kanäle als ein Unternehmen behandeln. Es hat bei dieser Aufstellungberechnet werden muffen,
was als höchste Ausgabe zu betrachtenund was als geringsteEinnahme anzusprechen ist.

Ferner hat die Staatsregiernng dann noch eine Reihe von Reserven in Rückhalt genom¬
men, die uns also, wenn die Berechnungennicht stimmen, auf jeden Fall noch einige Erträge zu¬
führen werden.

Unter Zugrundelegung dieser Sympher'schenBerechnungenist festgestellt, daß der Rhein-
Herne-Kanal einschließlich der Lippe-Kanalisierung der Rheinprovinz im ganzen in 33 Jahren
3 334 000 Mark kosten würde. Wenn wir uns mit Westfalen vereinigen, so würden wir nur
1289 000 Mark aufzubringen haben und zwar in 10 Jahren. Wenn aber die drei Provinzen
sich vereinigen,dann würden wir im ganzen nur 886 000 Mark in 17 Jahren zu bezahleu brauchen.

Meine Herren! Es ist das also eine kolossale Differenz in den drei Aufstellungen.
Nehmen wir die sämtlichen Kanäle zusammen,dann haben wir gegen die ursprünglicheSumme
von 3 334 000 Mark einen Gewinn von 2 448 000 Mark, so daß von uns dann nur 1 289 000
Mark auszugebenwären.

Nehmen wir nur 2 Kanalteile zusammen— also die von Rheinland und Westfalen —,
dann haben wir nur einen Gewinn von 2 045 000 Mark gegen die ursprünglicheSumme von
3 334 000 Mark.

Meine Herren! Ich möchte Ihnen nicht allem diese Differenz vorführen, sondern auch
einmal darauf hinweisen,wie wir im einzelnen Jahr belastet werden. Wenn wir die Kanäle als
Einzelteile betrachten, dann hätten wir für Rhein-Herne zu bezahlen 1912—1917, und zwar im
ersten Jahre 296 000, im zweiten 220000, im dritten 151000, im vierten 90 000. dann
36 000 und endlich im Jahre 191? 7000 Mark. Von da ab würde der Kanal sich rentieren.
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Für die Lippe würden wir von 191? ab 143 000, 130 000, 119 000, 115 000 Mark
usw., wie Sie das in der Tabelle auf Seite 16 angegebenfinden, zn bezahlen haben.

Meine Herren! Verbindenwir uns mit Westfalenallein, dann haben wir im Jahre 1912
296 000, im folgenden 220 000, dann 151000, 90 000, 36 000; 182 000, 137 000, 94 000,
5? 000 und endlich 23 000 Mark zu zahlen. Von 1922 ab wttrde eine Rentabilität der Kanäle
eintreten.

Nehmen wir aber die sämtlichen Kanäle zu einem einheitlichen Unternehmenzusammen,
dann hätten wir vom Jahre 1912 ab im ersten Jahre 166 000, im zweiten 112 000 Mark und
so heruntergehendin 1? Jahren bis auf 8000 Mark im letzten Jahre zu zahlen, und zwar die
Gesamtsummevon 886 000 Mark.

Meine Herren! Es ist ja überraschend,wie es möglich ist, daß die große Summe, die
ursprünglichin Anschlag angenommenist, sich so, wie hier ausgeführt, verringern kann.

Aber der Grund ist folgender: Bei der Einzelabrechnungstießen die Ueberschüsse, die ein
Kllnalteil gibt, lediglich diesem Kanalteil zu, nicht den anderen. Werfen wir die sämtlichen Strecken
zusammen, dann stießen die Ueberschüsse, die ein Kanalteil macht, in die gemeinschaftlicheKasse
und dienen auch zur Erleichterungder Lasten der anderen Kanalteile. Also wenn ich von Rhein-
Hcrne annehme, daß dieser nach 6 Jahren schon Ueberschüsse erzielt, dann wird dieser Ucberschuß
nicht auf Rhcin-Hcrne abgeschrieben, sondern er wird übertragen auf die anderen Kanäle.

Einen Nachteil hat ja die Verrechnungfür die Provinzen offenbar. Wir kommen viel
später wieder in den Besitz der von nns verausgabten Beträge für Garantien, die wir für Unter¬
haltung und Bauzins etwa gezahlt haben sollen.

Aber, meine Herren, das ist für die Provinzialverwaltungen nicht so schlimm, ob wir
diese Summen 10 oder 15 Jahre früher oder später zurückbekommen.Für die Verwaltung ist es
viel wichtiger,daß wir im ganzen eine geringere Summe zahlen und daß wir für jedes Jahr auf
eine bestimmtegeringere Summe rechnen können. Wenn wir annehmen, daß, wie sich das aus
der Tabelle ergibt, der Hüchstbetrag,den wir überhaupt in einem Jahre bei der Vereinigung der
Kauäle zu zahlen haben, nur 166 000 Mark beträgt, so stellt das >/4 Prozent Umlage dar.
Wenn wir die Gesamtbeträge im Durchschnitt nehmen, so kommt auf jedes Jahr nur ein Betrag
von 51 000 Mark. Das ist 2/25 Prozent der Umlage.

Meine Herren! Der Provinzialausschuß war der Auffassung, daß uns diese Beträge
wirklich nicht zu erschreckenbrauchen, daß wir ohne weiteres in der Lage wären, diese Garantien
zu übernehmen.

Es war noch vom Ausschuß weiter zu erwägen, ob wir uus am Schleppmonopol— an
den Einnahmen und Ausgaben desselben — beteiligen sollten, weil nach der Berechnung der
Königlichen Staatsregierung für den Fall der Beteiligung die Garantiesumme von 886 000 Mari
noch um ein Erkleckliches— etwa 150 000 Mark — herunterginge.

Meine Herren! Ueber die Organisation des Schleppmonopols steht ja eigentlich noch
nichts fest, aber man war doch allseitig der Auffassung, daß man sich die Möglichkeitder Betei¬
ligung vorbehalten müsse, und daher hat der Ausschuß auch den Vorschlaggemacht,prinzipiell die
Möglichkeit sich offen zu halten.

Weiter war auch mit Rücksicht auf die früheren Vorlagen noch die Frage zu prüfen, ob
die Garantien, die von uns verlangt werden, auf die beteiligten Kreise unterzuverteilenseieu oder
nicht. Früher hatte der Landtag ja eine derartige Unterverteilung in Aussichtgenommen. Auch
jetzt hat der Provinzialausschußgesagt: wir wollen prinzipiell die Verteilung auf die interessierten
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Kreise festlegen,wir wollen aber zurzeit die prozentuale Zahl noch nicht bestimmen. Denn wir
sind gar nicht in der Lage, beurteilen zu können, wie die Trace jetzt läuft. Wir wifsen nicht,
welche Vorteile die einzelnenInteressenten in Zukunft von der Sache haben werden; wir wissen
auch nicht einmal, ob die einzelnen Verbände, die für die Unterverteilung in Betracht kommen,in
16 Jahren, wenn der Kanal einmal in Betrieb gesetzt wird, in dem jetzigen Zustande überhaupt
noch bestehen. Wie gesagt, prinzipiell wollte der Ausschuß die Vorausleistung der Beteiligten fest¬
legen, aber er hat kein Zahlenverhältnis bestimmt.

Der Ausschuß war daher, nach dem, was ich ausgeführt habe, in der Lage, dem hohen
Hause vorzuschlagen, die Garantien im Sinne des Gesetzes zu übernehmen,und dabei den Wunsch
auszusprechen, daß die sämtlichenKanäle zu einem einheitlichenUnternehmen zusammengefaßt
würden, weil hieraus ja besondere finanzielle Vorteile entständen.

Meine Herren! Diese Vorlage hat nun gestern auch die Kcmalkommissioneingehend
beschäftigt. Ich darf aus den Beschlüssen der Kcmalkommission folgende Hauptpunkte hervorheben:

„Die Kommission tritt dem Provinzialcmsschuß darin bei, daß das Gesetz vom
21. Mai 1905 dankend zu begrüßen ist und daß der KöniglichenStaatsregierung
die Freude wohl darüber auszusprechen wäre, daß nach so vielen Mühen und Nöten
endlich diese Vorlage doch zur Perfektion gelangt sei.

Auch darin tritt die Kommissiondem Provinzialcmsschußbei, daß das Gesetz
auch mit Schleppmonopol und mit Abgaben und ohne das Stück Mittellandkanal
einen Gewinn für die beteiligten Provinzen darstelle, und daß daher prinzipielle
Bedenken gegen die Ausführung des Gesetzesseitens der Kcmalkommissionnicht zu
erhebenseien,"

Meine Herren! Die Kanalkommissionhat weiter dem Ausschußdarin beigepflichtet, daß
das Unternehmen als ein einheitlicheszu behandeln und zu betrachtensei, weil die einheitliche
Behandlung den Garanten große finanzielleVorteile gegen die Behandlung der Kanäle als Einzel¬
teile biete.

Die Kanalkommisston ist drittens dem Ausschuß dariu beigetreten,daß die nach Mitteilung
der Staatsregierung von der Rheinprovinz höchstens zu zahlende Garantie von zusammen
886 000 Mark nicht zu groß sei und daß die Durchschnittsbelastungvon 51000 Mark jährlich
sehr wohl von der Provinz gegenüberdiesem bedeutendenProjekt getragen werden könne.

Viertens hat die Kanalkommissionsich mit dem Provinzialcmsschußdahin einverstanden
erklärt, daß zwar prinzipiell die Unterverteilung festgehalten,daß aber entsprechend auch dem Vor¬
schlage des Ausschusses eine prozentuale Verrechnungauf die einzelnen, noch nicht feststehenden Inte«
ressentenkreise unterbleiben soll, daß diese Beschlußfassung einem späteren Landtage, der die Vorteile,
die den einzelnenInteressenten zufließen,besser zu übersehenin der Lage wäre, vorzubehaltensei.

Die Kanalkommission hat aber noch einen besonderen Wunschzum Ausdruckgebracht, der
über die Vorlage des Provinzialcmsschusses hinausgeht. Auf Seite 9 der Vorlage des Ausschusses
ist eine Erklärung der beteiligten Staatsministerien mitgeteilt, die folgendermaßenlautet:

„Eine endgiltige Bestimmung über die Höhe der zu erhebendenSchiffcchrtsabgaben
kann zwar zurzeit nicht getroffen werden, jedoch erklärt sich die Staatsregierung
damit einverstanden,daß die Abgaben in ständigem Benehmen mit den von den
Garantieverbänden zu bildenden ständigen Ausschüssentunlichst so bemessen werden,
daß sie unter Berücksichtigungdes wirtschaftlichen Bedürfnisses nach billiger Wasser¬
fracht außer Deckungder Betriebs- und Unterhaltungskosteneine 3^9 prozentige Ver¬
zinsung und Tilgung der Baukosten ermöglichen."
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Diese Erklärung der beteiligten Ministerien schien der Kanalkommissionvon so großer
Bedeutung, daß sie beschloß, dem hohen Hause vorzuschlagen, ausdrücklich zu erklären, daß von
dieser Erklärung der Staatsministerien Kenntnis genommensei.

Meine Herren! Die Kanalkommission legt dem hohen Hause nun folgende, mit den Vor¬
schlägen der Provinzialverwaltnng sich deckende Anträge vor:

Der Provinziallandtag wolle folgendenBeschlußfassen:
„1. Der Provinzialcmsschußwird ermächtigt,die im § 2 des Gesetzes, betreffend die Her¬

stellung und den Ausbau von Wasserstraßen, vom 1. April 1905 (Ges.-Samml.
S. 179) verlangten Verpflichtungen,soweit sie auf die Rheinprovinz fallen, und zwar
44,5 °/° der Verpflichtungenfür den Rhein-Herne-Kanal (§ 2 ^. 1) und 26,8 °/o
derjenigen für die kanalisierte Lippe (§ 2 L) in rechtsverbindlichcr Form zu über¬
nehmen. Bei Feststellungder von den beteiligten Verbändenzu leistenden Zahlungen
ist indessen, wenn möglich, der gesamte Rhein-Weser-Kanal einschließlich des Ems-
Dortmund-Kanals von Herne/Dortmund bis Papenburg als ein einheitliches Unter¬
nehmen zu behandeln. Hierbei entfallen auf die Rheinprovinz von den nach § 2 des
Gesetzes zu leistendenBeträgen, solange die kanalisierteLippe (§ 1 ä) nicht in Betrieb
genommenist, 17,5 °/u und nach diesem Zeitpunkt 19.5°/«.

2. Zur Aufbringung der in Gemäßheit des vorstehenden Beschlusses unter 1. seitens des
Provinzialuerbandes zu zahlenden Beträge wird die Provinz, wie dies auch in den zu
dieser Frage von den früheren Provinziallandtagen gefaßten Beschlüssen vorgesehen war,
von der ihr zustehenden Befugnis der Mehrbelastung einzelnerInteressenten Gebrauch
machen. Die Beschlußfassungüber die Frage, welche Interessenten hiernach heran¬
zuziehen sind und in welchem Umfange die Mehrleistung bei ihnen eintreten soll
bleibt vorbehalten.

3. Der Provinziallandtag nimmt die Erklärung der Herren Minister der Finanzen und
der öffentlichen Arbeiten vom 26. August 1905 dahin gehend:

„Die Staatsregierung erklärt sich bereit, in dem nach 8 19 des Wasserstraßen-
gesetzes demnächst vorzulegenden Gesetzentwurf über einheitlichen staatlichenSchlepp-
betrieb auf dem Nhein-Weser-Kanaleine Bestimmung vorzusehen und dem Landtag
der Monarchie gegenüberzu vertreten, daß den Garantieverbänden das Recht vor¬
behalten wird, an den Einnahmenund Ausgaben des Schlcppbetriebeseinschließlich
Verzinsung und Tilgung der Einrichtungskosten im Verhältnis der Höhe ihrer Garan¬
tieverpflichtungen für Verzinsungund Tilgung des Baukapitals beteiligt zu werden."

Und weiter
4. Der Provinziallandtag nimmt Kenntnis von der Erklärung der beteiligtenMinisterien,

wie sie auf Seite 9 der Drucksache4 des Provinzialausschussesniedergelegt ist
und die folgendermaßenlautet:

„Eine endgültige Bestimmung über die Höhe der zu erhebenden Schiffahrtsabgaben
kann zwar zur Zeit nicht getroffen werden, jedoch erklärt sich die Staatsregierung
damit einverstanden,daß die Abgaben in ständigem Benehmen mit den von den
Garantieverbändenzu bildenden ständigen Ausschüssen tunlichst so bemessen weiden,
daß sie unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen Bedürfnissesnach billiger Wasser-
fracht außer Deckung der Betriebs- und Unterhaltungskosteneine 3'/«"/°ige Verzinsung
und Tilgung der Baukosten ermöglichen."
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Die Kanallommissionempfiehlt dem hohen Hause die Annahme dieser Vorschläge,(Beifall).
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächstdas Wort Herrn

AbgeordnetenLueg.
AbgeordneterLueg: Meine Herren! Im Anschlußan das Referat des Herrn Landes¬

hauptmanns möchte ich als Vorsitzender der von Ihnen gewähltenKommission den hohen Landtag
bitten, diese Vorlage, die ja nicht allein für unsere Provinz, sondern auch für unser ganzes Vater¬
land von eminenterBedeutung ist, einstimmiganzunehmen,ebenso wie die Vorlage ja auch in der
Kommissioneine einstimmige Annahme gefundenhat.

Wenn auch, wie das ja in dem Ihnen vorliegenden Berichte des Provinzialausschusses
näher ausgeführt ist, das Gesetz mit verschiedenen Bestimmungen versehen ist, welche für die
Industrie nicht wünschenswertsind und in weiten Kreisen große Bedenken in Bezug auf die
Verkehrsentwickelung hervorgerufenhaben, so ist es doch als ein großer Fortschritt zu begrüßen,
und ich glaube, wir können alle daher freudig zustimmen.

Mit großer Befriedigung ist bei den Verhandlungen in der Kanalkommissiondie volle
Uebereinstimmungzwischenden Vertretern der Landwirtschaft und der Industrie herbeigeführt
worden und es würde gewiß allseitig mit Genugtuung begrüßt weiden, wenn auch hier im hohen
Hause diese Stimmung zum Ausdruck käme, würde man damit doch auch wieder zeigen, daß man
die Sonderinteressenzurückstellt, wenn es gilt, ein dem Wohlc des Landes dienendes Werk zum
Abschluß zu bringen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteLehr.
AbgeordneterLehr: Meine Herren! Ich wollte mich in meiner Eigenschaft als Mitglied

der Kanalkommissiondem Antrag und dem Wunsche des Herrn Geheimrat Lueg anschließen.
Meine Herren! So wichtigdie Vorlage auch ist, so klar und einfach liegt sie für uns

da. Wir würden meines Erachtens uns vollständig untreu werden und inkonsequenthandeln,
wenn wir jetzt eine andere Stellung zu der Kanalvorlage einnähmen, nachdem nun seit annähernd
20 Jahren fortgesetzt die Stimmung dieses Hauses dazu eine überaus günstige gewesen ist.

Es ist in dem Berichte des Provinzialausschussesdavon die Rede, daß die gegenwärtige
Vorlage wesentlich verschieden sei von den früheren. Das möchte ich doch nicht in dem vollen
Umfange unterschreiben. Gewiß sind Bestimmungen in das Gesetz hineingekommen,die nicht
allen konvenieren.

Ich meine aber, man müsse, wie das eben auch von dem Herrn Landeshauptmann
geschehen ist, der Staatsregierung Dank dafür wissen, daß es ihr gelungen ist, durch all der
Parteien Hader und ungeachtet der verschiedenen Interessen in unserem Vaterland ein solches
Gesetz zustande zu bringen.

Worin, meine Herren, sollen nun die Erschwerungendieses Gesetzesliegen? Einmal in
dem Wegfall des Mittellandkanals! Gewiß, das ist ja sehr zu bedauern, aber ich meine, wir
haben in früheren Jahren, als der Mittellandkanal überhaupt garnicht in der Vorlage enthalten
war, doch schon die damalige Kanalvorlage genehmigt.

Des weiteren ist vom Schleppmonopoldie Rede. Da glaube ich, ist es im allgemeinen
für einen ordnungsmäßigenSchiffahrtsbetrieb gar nicht so ungünstig, wenn die Schleppveihältnissc
in den Kanälen einheitlich geregelt werden.

Und endlich spricht man von den Schiffahrtsabgaben. Ja, meine Herren, das ist gewiß
für viele ein sehr schwieriger und zweifelhafter Punkt. Ich habe aber gestern in der Kommission von
dem Herrn UnterstaatssckretärHolle mit Freuden gehört, daß man die Schiffahrtsabgabenso regeln



46. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 14. Februar 1906. 49

wollte, daß sie sehr mäßig gehalten werden sollten, zum andern aber auch, daß ein gewisser Schiff-
fahrtsfonds gebildet weiden solle für die Regulierung der einzelnenStröme. Wenn die Sache in
dieser Weise geregelt wird, dann glaube ich, kann man doch wohl die für viele bedenkliche Frage
der Schiffahrtsabgllbenmit etwas anderen Augen ansehen.

Meine Herren! Wir können uns ein gewisses Bild von derartigen Schiffahrtsfonds
machen,wenn wir den bekanntenRuhrschiffahrtsfondsins Auge fassen. Es hatte — das kann ich
Ihnen versichern — die Hafenentwickelungin Ruhrort niemals in dem Umfange stattfindenkönnen,
wie das der Fall gewesen ist, wenn der Ruhrschiffahrtsfondsnicht gewesen wäre. Also so ge¬
fährlich sind die Schiffahrtsabgaben, über welche ich mich hier aber heute weiter nicht äußern
will, doch nicht, wenn sie den Vergleichmit dem Ruhischiffahrtsfondsheranziehen;es kommt eben
ganz auf die Regelung derselben an. Dann ist aber auch in dem Gesetze den Interessenten ein
gewisses Recht gegeben, indem dasselbe einen Wasserbeirat vorsteht. Das klingt ja allerdings
etwas wässerig. Aber in der Wirklichkeit ist die Sache anders, wenn man sich einmal solchen
Beirat ansieht, wie er bei unseren großen Nnhrhäfen in der Gestalt eines Hafenbeirats geschaffen
worden ist; in dieser Weise gestaltet kann ein Beirat ein außerordentlichwirksames Institut für
die Wahrung der Schiffahrtsinterefsensein. Weiter, meine Herren, glaube ich, daß darüber kein
Zweifel fein kann, daß bei den Garantieleistungen nur die Einheitlichkeit des ganzen Unternehmens
in Frage kommen kann. Sie haben aus den Schriftstücken, die Ihnen vorliegen, ja gesehen,daß
die Provinz sich am besten dabei steht. Aber auch davon abgesehen, ist im wirtschaftlichen Interesse
diese Einheitlichkeitdes ganzen Unternehmenseine absolute Notwendigkeit. Meine Herren! Wir
sind in der Kommission einstimmig,wie der Herr Geheimrat Lueg eben schon gesagt hat, zur en
dloo-Annllhme der Vorlage in ihren drei Teilen mit dem Zusatz, den eben der Herr Landes»
hauptmann erwähnt hat, gekommen.

Ich möchte Sie bitten, auch heute hier diese en dloo-Annahme einstimmig zu beschließen.
(Bravo!) Sie werden, meine Herren, wenn Sie das tun, unserem Vaterlande und unserer engeren
Provinz in wirtschaftlicher Hinsichteinen bedeutendenVorteil gewähren. Ich habe die feste Ueber¬
zeugung, daß die Vertreter der Rheinprovinz eine Vorlage von fo eminenter Wichtigkeit und Be¬
deutung niemals zu Falle bringen weiden. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr UnterstaatssekretärHolle.
UnterstaatssekretärHolle: Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hm sein Referat

angeknüpft an die Beschlüsse, die die Provinzialvertretung der Rheinprovinz in früheren Jahren
gefaßt hat. Nach meinem Dafürhalten ist der Beschluß, den Sie heute zu fassen haben, von
weittragender und größerer Bedeutung als alle früheren Beschlüsse, die sich auf denselbenGegen¬
stand bezogen; denn damals waren Ihre Beschlüsse mehr vorbereitenderNatur. Die gesetzgebenden
Körperschaften hatten noch nicht gesprochen, während heute ein Gesetz vorliegt und demgemäß Ihre
Bewilligung das letzte Glied in dem Zustandekommender großen wasserwirtschaftlichen Vorlagen
bildet. Freilich bedarf es außerdem noch der hoffentlich gleichlautendenBeschlüsse der beiden
anderen an dem Nhein-Hannover-Kanal beteiligten Provinzen. Aber, meine Herren, da wir zuerst
mit Ihnen hier in Verhandlungen eingetretensind, so nehmen wir die Aufnahme, die der Kanal
hier findet, als ein glückliches Omen auch für unsere Verhandlungen in den beiden anderen
Provinzillllandtagen.

Meine Herren! Das Wasserstraßengesetz vom 1. April vorigen Jahres hat ein ganzes
Bündel von Unternehmungengebracht,die zum Teil im Osten, zum Teil im Westen der Monarchie
liegen. Bei allen Wasserstraßen, die den Gegenstand dieses Gesetzesbilden, ist Voraussetzung
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für die Ausführung die Bewilligung der im Gesetz bestimmten Garantien durch die beteiligten
öffentlichen Verbände.

Wir haben mit Rücksicht darauf, daß wir im Osten, der doch weniger Verkehr als der
Westen hat, und der auch mit seinen steuerlichen Leistungen erheblich hinter dem Westen zurücksteht,
und in der Meinung, daß wir dort größere Schwierigkeitenfinden würden, zunächst dort die
Verhandlungen mit den Provinzen geführt. Wir sind jedoch mit allen Provinzen zu gutem
Abschluß gekommen, so daß die Herstellungder östlichen Wasserstraßen gesichert erscheint.Es steht
also fest, daß dem Gesetze entsprechenddie Wasserstraße zwischenWeichsel und Oder verbessert
und vertieft wird. Es steht fest, daß die Oder kanalisiertwird von der Glatzer-Neissebis Breslau
und unterhalb Breslau die Wasserstraße der Oder verbessert wird, daß der Großschiffahrtsweg
Berlin-Stettin für Schiffe mit 600 Tonnen Tragfähigkeitausgebaut wird, daß die untere Oder
im wesentlichen zum Besten der Landwirtschaftreguliert wird. Außerdem weiden ja bekanntlich die
Havel und die Spree ebenfalls ausgebaut.

Meine Herren! Jetzt sind wir im Begriff, in die Verhandlungen einzutreten für den
Kanal vom Rhein bis Hannover. Es ist bereits von anderer Seite in diesem Hanse darauf hin¬
gewiesen worden, daß in dem Wasserstraßengesetzeinzelne Bestimmungen enthalten sind, die
namentlichzuerst hier in dem Westen, in dem man eine freiere Bewegung des Verkehrs wünscht,
zu gewissen Bedenken Veranlassung gegeben haben. Namentlich sind von dein Herrn Landes¬
hauptmann das Schleppmonopol und auch die Schiffahrtsabgaben gestreift. Meine Herren! Ich
glaube es ist doch richtig, wenn ich mich gegen diese Bedenkenhier wende und hervorhebe,daß in
den beiden Häusern des Landtags der Monarchie für die Einführung des Schleppmonopols nicht
fiskalische Rücksichten maßgebend gewesen sind, sondern lediglichder Gesichtspunkt,den gewaltigen
Verkehr,den voraussichtlich der Rhcin-Hannover-Kanal zu bewältigen haben wird, glatt und ohne
Störung zu bewerkstelligen.Ich habe mir bereits erlaubt, gestern in der Kommissiondarauf hin«
zuweisen,daß wir auf dem Oder-Spree-Kanal, derjenigen modernen künstlichen Wasserstraße, die
bisher den größten Verkehr in der Monarchie auszuweisen hat, großen Schwierigkeitenbegegnen
durch den freien Schleppbetrieb, und daß Verfrachtermir persönlich gegenüberden Wunsch ausge¬
sprochen haben, man möchte doch dort eine einheitliche Regelung des Schleppbetriebcsim Interesse
einer besseren Bewältigung des Güterverkehrs, erforderlichenFalls durch ein staatliches Schlepp¬
monopol herbeiführen.

Es ist also kein burecmkratischer Eingriff, der beabsichtigtwird, sondern lediglicheine
Maßregel, die durch den großen Verkehr — man kann wohl sagen — geradezu bedingt ist. Wie
die Maßregel sich in die Praxis übersetzen wird, ob ein elektrischer Schiffszug vielleicht vom Ufer
aus zur Einführung gelangt oder ob der Schleppbetrieb durch Dampfer erfolgt, das hängt von
den weiteren Prüfungen ab. Die Prüfung der Frage ist aber bereits eingeleitet, ohne daß sie
freilich,wie das in der Natur der Sache liegt, bis dahin zur Erledigung gebrachtwerden konnte.

Inbezug auf die Einführung von Schiffahrtsabgaben auf den natürlichen Wasserstraßen
hat sich die Staatsrcgierung durch das Gesetz in voller Uebereinstimmungmit den beiden Häusern
des Landtags grundsätzlich festgelegt. Bei Beurteilung dieser Tatsache hat man in der Oeffent-
lichkeit vielfach eine Verwechslungeintreten lassen, mit den alten fiskalischen Zöllen, die von den
Wasserstraßen früher erhoben wurden. Damit hat die nunmehr geplante Schiffahrtsabgabenicht
das Geringste zu tun, sondern sie beruht nur auf dem Gedanken,daß der inzwischen stark gehobene
Verkehr namentlich auf dem Rhein auch in der Lage ist, die Ausgaben, die die Unterhaltung und
der Ausbau des Stromes erfordern, selbst zu tragen.
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Faßt man dieses Ziel, das bei den Schiffahrtsabgabenverfolgt wird, ins Auge, so sollte
man meinen, daß es als erstrebenswert allgemein anerkannt weiden mußte, namentlich für die¬
jenigen, die Freunde eines freien Verkehrs sind. Denn es wird durch eine solche Gestaltung, bei
der selbstverständlich die Bemessungnur so geschehen darf, daß sie den Umfang des Wasserstraßen¬
verkehrs nicht hemmend beeinträchtigt, ein Einkommen aus den Abgaben gesichert, welches in Zukunft
die Vervollkommungdes Stromes unabhängig von der Bewilligungder einzelnen parlamentarifchen
Körperschaftender beteiligten Uferstaaten mache. Weiter wird erreicht, daß die Möglichkeit ge¬
schaffenwird, die Regulierung auf Nebenflüsse des Rheins und Strecken von diesen Nebenflüssen
auszudehnen, die der Schiffahrt heute nur, wie der Main und der Neckar, in beschränktem Um¬
fange zur Verfügung stehen. Damit wird dem Rheinverkehre, wie er sich gegenwärtig auf dem
Strome bewegt, eine Zukunft eröffnet, die ihm sonst kaum beschert sein würde. Es ist endlich
daran zu erinnern, daß die Abgabe selbstverständlich nur unter Zustimmungund im Einverständnis
der beteiligten Uferstaaten zur Einführung kommt, daß die Stromlasse, die die Einnahmen in sich
aufnimmt, verwaltet werden foll unter Hinzuziehungvon Vertretern der hcmptbeteiligten wirtschaft¬
lichen Interessenten, d. h. also von Handel, Industrie und Landwirtschaft. Dadurch ist nach meiner
Meinung eine Bürgschaft gegen jede bureaukratische Handhabung dieser Maßnahme gegeben.

Meine Herren! Auf den Kanälen werden ja bekanntlichüberall Kanalabgaben erhoben,
und wenn man bezüglich dieser Kanalabgaben und der Tarifgestaltung auch anfänglichja wohl
Bedenken gehabt hat, so dürften diese Bedenken ja wohl beseitigtsein durch die Erklärung der
beteiligten Herren Minister vom 26. August v. Is., die in der Druckvorlageim Wortlaut wieder¬
gegeben worden ist. In ihr ist ausdrücklich zugesichert, daß die Bemessungder Tarife stets im
Einvernehmenmit dem aus den Garantieverbänden zusammengesetzten Beirat erfolgen foll.

Nach dem Wasserstraßengesetz ist ein Beirat der Garantieverbände und außerdem ein
Wllsserstrahenbeirateinzurichten. Dieser Beirat der Garantieverbände wird sich zusammensetzen
aus denjenigenKreisen,die die Garantie aufbringen, d. h. aus Vertretern der drei Provinzen und
Bremens, das ja bekanntlich die Garantie von Schaumburg-Lippe und Hessen mit übernehmen
soll. In diesem Garantenbeirat müssen alle diejenigen Maßnahmen finanzieller Art erwogen
werden, die irgendwie auf die Garantien der Provinzen von Einfluß sein können. Damit ist also
eine starke Mitwirkung der Provinz in die Verwaltung und in den Betrieb dieser Wasserstraßen
hineingeworfen, die die Provinz stets in die Lage bringen wird, ihr finanziellesInteresse zur
Geltung zu bringen.

Daneben steht der Wasserstraßenbeirat,der sich zusammensetzen soll aus Vertretern der
Landwirtschaft,des Handels und der Industrie. Hand in Hand mit diesem Wasserstraßenbeirat
soll der Bau und der Betrieb des Kanals erfolgen. Wir wollen von Anfang an bei Aufstellung
der Projekte diesen Wasserstraßenbeirat zuziehen, seinen Rat hören und auf die Weife auch eine
Bürgschaftdafür finden, daß wir bei dem Bau resp, auch bei der Ausarbeitung der Projekte alle
in Betracht kommenden wirtschaftlichen Gesichtspunkte möglichst zweckmäßig berücksichtigen.

Meine Herren! Wenn so das Gesetz schon gewisse Garantien Ihnen geschaffen hat, so
darf ich hier ausdrücklich aber auch namens der Staatsregierung noch erklären, daß sie auf dem¬
selben Boden steht, aus dem das Gesetz entsprungenist, auf dem Boden, daß in Zukunft bei der
Verwaltung der großen Wasserstraßenkeine einseitigestaatlicheVerwaltung eintreten soll, sondern
daß wir immer in engster Verbindung mit den Beteiligten arbeiten wollen. (Bravo!) Durch
solches Hand in Handgehen seitens der Männer der Praxis und der Männer der staatlichenVer¬
waltung ist nach meiner Meinung die beste Bürgschaft dafür geboten, daß die neuen großen
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Wasserbautensich ausgestalten zu dem, was sie sein sollen, daß sie Unternehmungenwerden, die
segensreich wirken für die Gesamtentwickelungder beteiligten Provinzen, Unternehmungen, die sich
wesentlichselbst erhalten, ohne die für ihren wirtschaftlichenErtrag garantierenden Provinzen
empfindlich zu belasten. Daß die Entwickelung so kommen möge, das ist mein innigster Wunsch.
(Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKrawinkel,
AbgeordneterKrawinkel: Meine Herren! Die verklärendenBetrachtungen und schonen

Aussichten, die uns der Herr UnteistaatssekretärHolle soeben gemacht hat, will ich in keiner Weise
verdunkeln. Ich will auch in die volle Einmütigkeit, mit der der Provinzialausschuß und die
Kanalkommission uns die Vorlage gemacht haben, keine Bresche legen. Aber, meine Herren, in der
Kanalkummission wurde auch von einer Seite, vom Oberrhein, angedeutet,daß man diese Vorlage
annehme mit dem Gedanken, daß die Kanalisierung der Mosel, der Saar und der Lahn folgen
werde, und, meine Herren, Kompensationensind so oft bei den Verhandlungen über die Kanal-
Vorlage genannt worden, daß auch ich als Vertreter eines hinterbcrgischcn Kreisesnicht unterlassen
kann, bei dieser Gelegenheit Ansprüche anzumelden,meine Herren, nicht in dem Sinne, als ob ich
nun daraufhin Rechtsansprüchegeltend machen könnte, aber Billigkeitsansprüche. Auf der anderen
Seite glaube ich dann allerdings sagen zu sollen, daß nach meiner festen Ueberzeugung die Aus¬
sichten für eine so geringe Belastung, wie sie der Herr Landeshauptmann in Aussicht genommen
hat, sich nicht verwirklichen werden.

Meine Herren! Nxswpla, äooeut! Alle künstlichen Wasserstraßen, auf denen Abgaben
erhoben weiden, haben bisher nicht viel über die Betriebs- und Unterhaltungskosten,zum Teil gar
nicht einmal die Betriebs- und Unterhaltungskostenaufgebracht. Bekannt ist das vom Dortmund-
Ems-Kcmal. Bekannt ist es vermutlichauch von dem kanalisiertenMain, trotzdemer das dreifache
des im Voranschlage vorgesehenenVerkehrs zu bewältigen hat und trotzdem dieser kanalisierte
Main außerordentlichbillig hergestelltworden ist. Soeben hat der Herr UnteistaatssekretärHolle
noch den Oder-Spree-Kanal mit seinem kolossalen Verkehr genannt. Ich bestätige das durchaus.
Es werden ja viele Millionen Donnen jedes Jahr, auch in dem letzten Jahre steigenddort ver¬
frachtet. Er ist außerordentlich billig gebaut und wird billig betrieben, und trotz und alledem
bringen die Märkischen Wasserstraßenund die Berliner Wasserstraßennicht entfernt die Verzinsung
auf; ich gebe zu, ein gut Stück über die Betriebs- und Unterhaltungskosten. Bei einem so gering¬
fügigen Anlagekapital,wie das dort vorhanden ist, was hier um das zehnfache, zwanzigfache über¬
troffen wird, spielen aber die Betriebs- und Unterhaltungskostentatsächlich eine verhältnismäßig
geringe Rolle. Wir werden demgemäß nach meiner Ueberzeugungbei diesem Rhein-Herne- und
Lippekanal und dem ganzen System bis Hannover erleben, daß die Voranschlägeim weitesten
Maße nicht bestätigt werden, und bei aller Achtungvor den Berechnungendes Herrn Geheimrats
Sympher sei es mir gestattet, doch immerhin an Hand der Praxis zu behaupten, daß das Gegen¬
teil eintreffen wird. So bin ich davon überzeugt, daß die Rheinprouinz mit ihren Garantien
anders herangeholt weiden wird, als das die Voraussetzungendes Herrn Landeshauptmanns
bilden. Ich bin davon überzeugt, daß wir nicht nur die Verzinsung, sondern auch noch einen
Teil der Unterhaltung tragen müssen.

Ich erkenne aber an, daß trotzdemdie von der Rheinprovinz zu übernehmendeGarantie
ein Maß nicht überschreitet,das erträglich, ja das im Vergleich mit den Anforderungen,die der
Staat bei der Anlage von Nebenbahnen an Gemeinden und Kreise stellt, sogar als mäßig zu
bezeichnen ist, und demgemäß erhebe ich keinerleiWiderspruchdagegen, sondern wünsche mit Ihnen
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und mit dem Endzwecke, den das Gesetz verfolgt, daß die Dezentralisation der Industrie und die
Stärkung unserer wirtschaftlichen Kräfte im inländischen und ausländischenMarkte dadurch gesichert
werden, daß also die große Industrie hier am Niederrhein und im Ruhrrevier dadurch für alle
Zukunft gesichert und in ihrem Blühen und Gedeihen gefördertwird.

Wenn man das aber so lebhaft wünscht, wie Sie es mir als Industriellem schon zu¬
trauen dürfen, so werden Sie mir gegenüber auch anerkennenmüssen, daß weite Lcmdesteile mit
gewissem Unbehagen sehen, wie auf den Reichtum neuer Reichtum gehäuft wird und wie dagegen
in den Hinteren abgelegenenBezirken der Jammer und die wirtschaftliche Misere außerordentlich
groß sind, ja, vielfach erdrückend wirken und zur vollständigenLandflucht geführt haben.

Meine Herren! Im vorigen Jahre habe ich von dieser Stelle aus gegenüberdem Herrn
Landeshauptmann, als er mir vorhielt, wie vorteilhaft der Kreis Gummersbach,den ich hier zu
vertreten die Ehre habe, abschneidet gegenüberseiner Steuerleistung, auch hervorgehobenund mit
seiner Zustimmung, daß wir dort außerordentliche Anstrengungenmachen, um uns selbst zu helfen.
Ich habe angeführt, daß dort eine Gemeinde vor 40 Jahren 40 Prozent mehr Einwohner zählte
als bei der Volkszählungdes Jahres 1900. Wir machen alle Anstrengungen,um uns zu helfen.
Aber wir können uns nicht selbst genug helfen, und wir müssen wohl oder übel hier an der Stelle
den Wunsch und das dringende Verlangen äußern, auch uns beizuspringenund nicht nur meinem
oberbergischen Heimatslande, sondern auch anderen zurückgebliebenen Gegenden beizuspringenmit
tatkräftiger Hilfe. Daß das nach verschiedenen Richtungen möglich ist, das wissen wir alle. Ich
will Sie hier heute nicht damit behelligen,wie diese Bedürfnisse zu befriedigen sind. Aber dringend
ist das Bedürfnis, und wenn man hier nun einem großen leistungsfähigen Landesteil große
Zuwendungen macht, so seien Sie so freundlichund stellen Sie bei der Beratung der Dotations¬
rente und des neuen Reglements, wie auch bei den Beihilfen zum Kreis- und Gemeidewegebau
und zu der Förderung für Verkehrsunternehmungenaller Art auch Ihre tatkräftige Hand uns zu
Gebote. Damit bitte ich Sie, der Vorlage zuzustimmen. (VereinzeltesBravo.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Graf und Marquis von und zu Hoensbroech.
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Das hohe Haus möge

mir gestatten, daß ich als Vertreter, welcher der Landwirtschaftnahe steht, dieser Vorlage auch
gute Wünsche mit auf den Weg gebe. Sie wissen alle, meine Herren, daß in weiten Kreisender
Landwirtschaft erheblicheBedenken gegen die Kanäle bestanden. Wenn diese Bedenkenhier in
unserer Provinz mehr und mehr geschwundensind, so liegt wohl der Grund hierfür darin, daß
die Landwirtschaft unserer Provinz das Glück hat, eine aufnahmefähige gesunde Industrie in
nächsterNähe zu habe», und daß sich infolgedessendas Verhältnis zwischen Landwirtschaftund
Industrie so harmonischausgebildet hat, wie es einer der Herren Vorredner, der Geheimrat Lueg
soeben schon angedeutet hat. Daß dies in anderen Teilen unseres Vaterlandes, wie vornehmlich
im Osten, in dem Maße nicht der Fall ist, liegt eben in den Verhältnissen,wie ich sie anzuführen
mir erlaubte.

Ich will dem geehrten Herrn Vorredner, dem Herrn AbgeordnetenKrawinkel, nicht in
allen Details folgen. Ich möchte aber doch seiner Kritik über die Kosten eine kurze Bemerkung
entgegenstellen. Zunächst sind wir nicht in der Lage, die Aufstellungen, die uns die Königliche
Staatsregierung vorgelegt hat, sachlich zu bemängeln. Dann aber, find auch die Beispiele,die
der Herr AbgeordneteKrawinkel in dieser Beziehung angeführt hat meines Erachtens nicht voll¬
ständig zutreffend. Ich verweise insbesondereauf die Erfahrungen, die bei dem bestehenden Kanal
Durtmund-Ems gemacht sind. Es ist ja richtig, daß die Baukosten dieses Kanals erheblich höhere
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waren als der ursprünglicheKostenanschlag, Das spricht aber meines Grachtensgerade dafür, daß
die Baukostenfür diese Kanäle nicht erheblich höhere sein weiden, weil man doch zweifelsohnesich
die Erfahrungen, die man damals gemachthat, zu Nutze machenwird.

Was dann ferner die Erträgnisse des Kanals Dortmund-Ems betrifft, so ist zu berück¬
sichtigen, daß dieser Kanal bisher ein Torso bildete, in dem die Verbindung zwischen Dortmund
und dem Rhein abgeschnitten war. Gerade die jetzige Herstellung dieser Verbindung soll ja den
Zweck haben, die Erträge auch dieses Kanals zu heben, und nicht nur die Unterhaltungskostenzu
decken sondern auch eine Verzinsung herbeizuführen.

Meine Herren! Die ganze wasserwirtschaftliche Vorlage kann man ja als eine große
Kompromißvorlagebezeichnen. Es sind auch gestern in der Kommissionnoch Wünsche zu Sprache
gekommen. Solche Wünsche müssenaber zurückgestellt werden, wie es bei Kompromissenimmer
der Fall ist. In der Beschränkung zeigt sich der Meister! Und da glaube ich es hier aussprechen
zu können, daß sowohl die Vertreter der Industrie, wie die Vertreter der Landwirtschaftdiesen
Meistertitel für sich in Anspruch nehmen können. Und so schließe ich mich uon Heizen dem
Wunsche an, den der Herr Vertreter der Königlichen Staatsregierung ausgesprochenhat, daß die
Aufnahme, welche diese Vorlage in dieser Provinz gefunden hat und hoffentlichauch bei der
heutigen Schlußabstimmungfinden wird, ein gutes Omen sein möge für die anderen Wege, die die
Vorlage noch in den anderen Provinzen zu wandeln haben wird. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr UnterstaatssekretärDombois.
UnterstaatssekretärDombois: Meine Herren! Der finanzielle Teil der Vorlage, den ich

zu vertreten habe, ist im Grunde von keiner Seite angegriffen worden. Auch der Herr Abge¬
ordnete Krawinkelhat ja ausdrücklich anerkannt, daß die Leistungen,die von der Provinz gefordert
werden, billig und gerecht bemessen seien.

Der Herr AbgeordneteKrawinkel hat nur gewisseZweifel ausgedrückt hinsichtlich der
Rentabilität der neuen Wasserstraße. Meine Herren! Ich glaube nun, die Beispiele, auf die er
sich berufen hat, find doch nicht beweiskräftig. Er hat den Dortmund-Gms-Kanal und den Oder-
Spree-Kanal angeführt.

Bezüglichdes Dortmund-Ems-Kanals hat ja der Vorredner, der Herr Graf Hoensbroech,
schon das Nötige gesagt, daß dort nämlich ganz besondere Verhältnisse obwalten. Einmal, meine
Herren, ist der Dortmund-Ems-Kcmal erst vor einigen Jahren fertiggestelltworden, sodann ist er
eine Konkurrenz-Wasserstraßegegenüberder abgabenfreiengroßen leistungsfähigenNheinwasserstraßc.
Daß da namentlich im Anfang der Entwickelungder Gebührenertrag ein verhältnismäßig geringer
war, das kann nicht überraschen,zumal da am Endpunkt dieser WasserstraßeEmden liegt, eine
kleine Stadt, wo alle Hafeneinrichtungenerst gewissermaßenaus dem Nichts heraus geschaffen
werden muhten, während am Endpunkt der Rheinwasserstraßedie großen niederländischen Häfen,
vor allen Dingen Rotterdam, liegen, die dem neuen Umschlagshafen Emden eine große erdrückende
Konkurrenzbereiten.

Meine Herren! Trotz alledem ist die Entwickelungdes Dortmund-Ems-Kanals eine
durchaus erfreuliche. Es hat sich in wenigen Jahren der Verkehr schon mehr als verdoppelt und
der Ertrag an Schiffahrtsabgaben sich wesentlich gesteigert, so daß die Ausfichtvorhanden ist, daß
wenigstens die Betriebs- und Unterhaltungskostenin absehbarer Zeit selbst auf dieser in finanzieller
Hinsicht ungünstigen Wasserstraßegedeckt werdeu.

Meine Herren! Was den Oder-Spree-Kanal angeht, so ist der viel leistungsunfähiger,
als die hier geplante Wasserstraße. Er ist in geldknapper Zeit erbaut, seine Abmessungensind
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nur für Schiffe bis zu 450 Tonnen berechnet und seine Einrichtungen vielfach unvollkommen,
so daß die Leistungsfähigkeit in der Tat eine sehr beschränkte ist. Aber auch dort ist die Verkehrs-
cntwickelung eine recht günstige. Der Kanal ist Anfang der neunzigerJahre fertiggestellt worden
und etwa ein Jahrzehnt in Betrieb. Die Einnahmen sind von Jahr zu Jahr gestiegen. Es
werden nicht nur die Betriebs- und Unterhaltungskostengedeckt, sondern es wird auch eine Ver¬
zinsung von etwa 2"/o erzielt.

Aber, meine Herren, alle diese Kanäle bilden kein Analogon zu dem hier in Frage
stehenden. Namentlich der Dortmund-Rhein-Kanal geht ja durch die verkehrsreichste, Industrie-
reichste Gegend, die wir überhaupt in Deutschland besitzen,und es werden ihm Verkehrsmengen
zufließenwie keinem andern Kanal. Und wenn ihm ein so großer Verkehr zufällt, dann ist auch
die Schlußfolgerung gerechtfertigt, daß bei Erhebung angemessener Abgaben der finanzielle Ertrag
nicht ausbleiben wird.

Und, meine Herren, daß angemessene Abgaben erhoben werden, wird uns in Zukunft bei
diesem Kanal wesentlich erleichtert, weil zum Unterschied von den bisherigenWasserstraßen,bei den
neuen Kanälen die Provinzen und durch diese wieder die engeren Kommunalverbändemit ins
Interesse gezogen sind, diese aber einen Druck auf die nächsten Interessenten dahin ausüben werden,
daß deren Widerspruch, der sich leider bei Einführung der Abgaben auf anderen Wasserstraßen
vielfach erhoben hat, zurücktretenmuß; wir dürfen daher alle die Ueberzeugung haben, daß hier
in der Tat die Rentabilitätsaussichtengünstigeresind, als bei den älteren Wasserstraßen.

In dieser Beziehung sind ja Berechnungen aufgestellt worden, die allerdings mit einem
gewissen Vorbehalt aufgenommen werden müssen. Niemand, meine Herren, kann in die Zukunft
sehen und kann die wirtschaftliche Entwickelung und die finanziellenAussichteneines Unternehmens,
wie es der Kanal ist, mit Sicherheit vorausberechnen. Deshalb kann die Regierung nach der
Natur der Sache leine Gewähr für die Richtigkeit dieser Berechnungenübernehmen. Aber, meine
Herren, sie sind von Sachverständigen gründlich und vorsichtig aufgestellt worden; es sind auch
eine ganze Reihe von Sicherheitscoeffizienteneingestellt worden.

Diese Berechnungen gehen dahin, daß zwar in den ersten Jahren Uebergangsschwicrig-
kciten zu überwinden sein weiden und dann die Garantien praktisch weiden und Opfer verlangen
werden, daß aber, nachdem die ersten Schwierigkeiten überwundensind, die Rentabilität gesichert ist

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat Ihnen schon diese Zahlen mitgeteilt
Im ganzen würden innerhalb 1? Jahren nach diesen Berechnungennur rund 880 000 Mark von
der Rheinprovinzaufzubringen sein. Diese verteilensich aber, wie gesagt, auf 17 Jahre, so daß durch¬
schnittlich der Betrag von 51 000 Mark pro Jahr aufzubringensein wird. Der Höchstbetrag, der
in einem Jahre zu leisten ist, ist der für das erste Betriebsjahr 1912; da würde der Betrag von
166 000 Mark zu leisten sein, das würde ungefähr einem viertel Prozent der Provinzialumlage
der Rheinprovinz entsprechen. Ich meine, meine Herren, dieses Opfer ist doch wahrlich gering
gegenüber der großen wirtschaftlichenBedeutung, die das Kanalunternehmen für die ganze
Provinz hat.

Meine Herren! Alle Redner haben ja auch ihr Einverständnis ausgesprochen,und
namentlich haben Herr Geheimrat Lucg von selten der Industrie und Herr Graf Hoensbroech
von feiten der Landwirtschaft ihre Zustimmung erklärt. In der Tat, meine Herren, es ist hoch-
erfreulich,zu sehen, wie Industrie und LandwirtschaftHand in Hand gehen und übereinstimmend
für das Unternehmeneintreten. Das ist durchaus das Richtige, und die Erkenntnis von der Not¬
wendigkeit eines solchen Zusammengehenswar ja hier in der Rheinprouinzimmer lebendig,während
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sie in den anderen Provinzen erst neuerdings mehr Verbreitung findet. Es ist in der Tat ein
Unternehmen,das, wie ich glaube, nicht blos dem Interesse der Industrie und der Städte, sondern
dem Gcsamtwohl der Provinz entspricht; daran sind die landwirtschaftlichenKreise aber ebenso
beteiligt. Denn an dem Blühen und Gedeihen der Provinz, an der Forderung ihrer Finanz- und
Steucrkraft haben alle beteiligtenKreise, auch die landwirtschaftlichen, ein Interesse, und wir können
nur dankbar die Anschauungen begrüßen, wie sie Herr Grus Hocnsbruech zum Ausdruck gebracht hat.

Meine Herren! Ich kann Sie auch nieinerseitsnur dringend bitten, diesem Unternehmen
Ihre Zustimmung zu geben, von dem wir alle überzeugt sind, daß es der Provinz zu dauerndem
Segen gereichen wird, (Beifall,)

VorsitzenderBecker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich schließe die
Verhandlung und frage den Herrn Berichterstatter, ob er das Wort noch wünscht? (Bericht¬
erstatter: Ich verzichte.) —

Dann kommen wir zur Abstimmung. Es liegt nur der Antrag ihrer Kanalkommission
vor, der Ihnen bereits von dem Herrn Berichterstatterverlesen ist. Wenn sie die Verlesung nicht
wieder wünschen, (Rufe: Nein!), — das ist nicht der Fall — dann ersuche ich diejenigenHerren,
welche diesen Antrag annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Machen wir die Gegen¬
probe. — Ich darf die einstimmige Annahme des Antrages ihrer Kommission hiermit feststellen.
(Beifall.)

Damit ist der Gegenstand erledigt.
Meine Herren! Wir kommen zum 3. Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan
n,) zur Zahlung von Pensionen usw. an Provinzialbeamte und von

Witwen- und Waisengeldern sowie Unterstützungen an deren Hinter¬
bliebene,

b) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen) und Witwen-
und Waisengeldern an nicht ruhegehaltsberechtigte Angestellte und
Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,

o) über die Dr. Klein-Stiftung
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Neven Du Mont, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Neven Du Mont:
Meine Herren! Der Haushaltsplan, über den ich Ihnen Bericht zu erstatten habe,

schließt in seiner Summe mit 512 900 Mark und mit einem Mehr an Ginnahmen und Ausgaben
von 34 200 Mark. Es ist einer derjenigen Haushaltspläne in dem Gesamtetat, die man
unter die durchlaufenden rechnet. Er hat keine besondere Bedeutung in bezug auf das ganze
geldliche Gebaren der Provinz. Seine Einnahmen bestehen aus zwei verschiedenen Teilen:
einmal aus den Zinsen des Kapitals, das gewissermaßenals Reservefondsfür die Pensionen
und Unterstützungenmit 276 800 Mark zinsbar bei der Landesbank hinterlegt ist, und dem in
diesem Jahr ein Mehr von 1635 Mark an Zinsen zufließt. Er hat im übrigen als Einnahmen
zu verzeichnen aus dem Haupt-Haushaltsplan, aus der Landesversicherungsanstalt„Rheinprovinz",
aus der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt,aus der Landesbank,den Anstalten für die Fürsorge¬
erziehung und aus einer Reihe von kleinerenBetrieben und Abteilungen je 15 "/<, der gesamten
Gehälter, die in diesen Abteilungen gezahlt weiden, woraus denn für den laufenden Haushaltsplan
sich ein Mehr von 26 033 Mark ergibt.
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Demgegenüberstehen nun die Ausgaben.
Wir haben für Pensionenund Wartegelderin diesem Jahre mehr aufzuwenden10 ??? Mark

und haben im ganzen 171 Personen mit diesen Pensionen und Wagegeldern auszurüsten.
Wir haben dann für Witwen- und Waisengelder18 021 Mark mehr auszubezahlenund

185 Witwen und 100 Waisen aus diesen Geldern zu unterstützen. Wir haben schließlich an
28 Personen laufende Unterstützungenzu zahlen — es sind dies frühere Beamte der Provinz —
und dafür einen Mehrbedarf von 300 Mark.

Wir haben schließlich noch einen Mehrbedarf von 3628 Mark an Invalidengeldern für
Angestellte und Arbeiter zu verwenden,während wir einen Minderbedarf von 598 Mark an Unter¬
stützungen zu verzeichnen haben für frühere Beamte, für solche Personen nämlich, die schon in den
Diensten der Provinz gewesen sind und Unterstützungenund Gnadengehälter erhielten, ehe die von
Ihnen erlassenenRegulative in Kraft getreten sind.

Aus allem diesem resultiert der Mehrbedarf und das Mehraufkommenvon 34 200 Mark.
Ich habe die Ehre, Sie im Namen der I. Fachkommission zu bitten, diesem Haushalts¬

plan in unveränderter Form Ihre Zustimmung zu geben.
Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!

Ich frage, ob jemand das Wort ergreifen will. — das ist nicht der Fall. Dann frage ich, ob
vom Herrn Berichterstatternoch das Wort gewünscht wird. (Berichterstatter: Ich verzichte,)

Der Herr Berichterstatterverzichtet. Dann kommen wir also zur Abstimmung. Ich bitte,
daß diejenigenHerren, welche gegen den Antrag der I. Fachkommission sind, sich erheben.

Es hat sich Keiner erhoben. Ich konstatiere,daß der Antrag der Fachkommission in der
Weise, wie er eben vorgetragen war, angenommenworden ist.

Wir gelangen dann zum 4. Gegenständeder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die weitere Entwicklung des RheinischenIrrenwesens.

Ich erteile dem Herrn BerichterstatterAbgeordnetenKyll das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterKyll: Meine Herren! Vor ungefähr 10 Jahren begann der

Landtag mit der Reform des Irrenwesens in der Provinz. Heute steht das verdienstliche Werk
dieser Umänderungen, die den modernen Anforderungenin ärztlicherBeziehungund in erziehlicher
Hinsicht in gleicher Weise Rechnung trägt, fast bis zum Schlußsteinvollendetda, und es drängt sich
der Gedanke auf, Rückschauzu halten und das Fazit zu ziehen über die 10jährige Tätigkeit,
welche Sie entfaltet haben, und gleichfallsRückschauzu halten aus dem Grunde, um aus den
gemachtenErfahrungen und Resultaten Veranlassung zu nehmen, vorsichtig zu ermessen,welche
Anforderungendie nächste Zukunft an den Provinziallandtag in dieser Beziehung stellen wird.

Denn, meine Herren, die Summen, welche die Provinz mit freigebigerHand für die
bedauernswerten Irrenkmnken hergegebenhat, sind ganz gewaltig. Sie betragen über 12 Milli¬
onen Mark.

Erweitert und modernisiert wurden Grafenberg mit 940 000 Mark, Merzig mit
640 000 Mark; die fünf alten bestehenden Anstalten absorbierten in ihren Verbesserungen
1 200 000 Mark.

Neu gebaut wurden Galkhausen, Iohannisthal-Süchteln mit über 8 Millionen Mark in
diesen 10 Jahren.

Meine Herren! Mit zwar teuer erkauftem,aber gerechten Stolze kann daher der in Ihren
Händen befindliche Bericht sagen:
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„Auf Grund des einstimmigenUrteils der Fachliteratur, sowie der zahlreichen Sach^
verständigen,welche aus fast allen Kulturstaaten die Neuschöpfungen der Rheinprovinz
auf diesem Gebiete in Augenschein genommenhaben, darf behauptet werden, daß die
Rheinprovinz nunmehr hinter keiner Provinz der Monarchie und keinem Lande der
Welt in dem Ausbau ihres Irrenwcsens zurücksteht,"

Indessen, meine Herren, dürfen wir in der Förderung des Irrenwesens die Hände heute
nicht in den Schoß legen, um nicht in die Gefahr zu geraten, in den nächsten Jahren wiederum
vor Anforderungengestellt zu werden, denen gerecht zu werden wir nicht in der Lage sein können.

Nach den uns aufgemachten Statistiken — sie gehen 11 Jahre zurück — ist die Zunahme
der Irren in der Provinz ungefähr 290; 230 aus öffentlichen und ungefähr 60, die aus privaten
Mitteln behandelt werden. Diese Zahlen sind Mittelzcihlenund hoffentlich Veharrungszahlen.

Meine Herren! Der Bau einer neuen Anstalt nimmt ungefähr 4 Jahre in Anspruch und
in 4 Jahren werden Sie, wenn die Zunahme der Irren ungefähr 290 für das Jahr beträgt,
1160 neue Betten schaffen müssen. Das ist mehr als eine Vollcmstalt faßt. Freilich sind in den
bestehendenAnstalten Betten noch unbesetzt. Iohannisthal hat von den 800 Betten noch 200
nicht belegt und in Waldbroel sind ungefähr noch 100 frei; aber wie gesagt in 4 Jahren wird
für eine neue Vollanstalt Raum geschafft werden muffen.

Eine solche Anstalt, meine Herren, wird wahrscheinlichzwischen3 und 4 Millionen
Mark kosten.

Gegenüber diesen enormen Ausgaben kann es nicht Wunder nehmen,daß die Verwaltung
sich bemüht, ohne Schädigung der Krankenauf möglichst billige Art und Weise Abhilfe zu schaffen;
sie glaubt das Projekt, eine Provinzialpflegeanstalt zu bauen, für die große Anzahl solcher Irren,
denen nach menschlichem Ermessen und nach dem heutigen Zustande der Wissenschaft auf immer
versagt sein wird, wieder zn genesen, .... nicht kurzerhand von der Hand weisen zu dürfen.
Denn, meine Herren, eine Pflegeanstalt ist bedeutend billiger herzustellenund verursacht vor allem
auch in dem Betriebe weniger Kosten. Freilich hat die Pflegeanstalt auch manche Nachteile in,
Gefolge, und die Provinzialverwaltung ist vorsichtigerweise nicht weiter gegangen, als daß sie in
Ueberlegung gezogenhat, ob sie später diesem Gedanken naher treten wird. Dieser Gedanke ist
auch im Neschlußentwurf niedergelegt, nm dessen Annahme ich Sie namens der Fachkommission bitte.

Der Provinzialausschußbeantragt demnach: der Provinziallandtag wolle von vorstehenden
Darlegungen Kenntnis nehmen und den Provinzialausschußbeauftragen, dem nächsten Provinzial¬
landtag geeignete Vorschläge zur Unterbringung des zu erwartenden weiteren Zuwachses an
Geisteskranken zu machen

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenbcrg-Stammheim: Ich stelle den
Gegenstand zur Diskussionund frage, ob jemand das Wort verlangt. — Das ist nicht der Fall.
— Dann frage ich den Herrn Berichterstatter,ob er das Wort verlangt? — Von feiten des
Herrn Berichterstatters ist auch nichts mehr zu erwähnen. Dann schließe ich die Diskussionnnd
bitte, daß diejenigenHerren, die gegen den Antrag Ihrer II. Fachkommission sind, sich erheben. —
Der Antrag ist einstimmignach dem Vorschlagedes Herrn Berichterstattersangenommen.

Wir gehen dann zum 5. Gegenstand der Tagesordnung über:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusscs, betreffend die Errichtung einer Irrenstation bei der
Provinzial-Arbeitsanstalt zn Brauweiler.

Berichterstatterist ebenfalls wieder Herr AbgeordneterKyll.
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BerichterstatterAbgeordneterKyll: Meine Herren! In Düren besitzen wir eine Station
für irre Verbrecher,die 48 Plätze für Männer umfaßt. Für Irre weiblichen Geschlechts hat sich
noch nicht die Notwendigkeitherausgestellt, besondere Plätze zu reservieren. Diese Station genügt
nicht mehr, denn die Zahl der irren Verbrecher hat sich in ungeahnter Weise vermehrt. Sie
beträgt jetzt ungefähr 20 Prozent der sämtlichen Irren, die untergebracht worden sind. Die
Gründe dafür, meine Herren, sind teils äußerlicherund teils innerlicherNatur,

Die äußerlichen Gründe liegen in der Iudikatur, worüber Sie ja durch die Ausführungen
des Herrn Landeshauptmannesaufgeklärtworden sind, aus denen sich ergibt, daß die Anforderungen,
die an die Provinz gestellt werden, mit Rücksichtauf die Unterbringung verbrechenscher Irren,
viel größer gewordensind, als das früher der Fall war.

Innere Gründe, meine Herren, liegen darin, daß, wie auch in dem Berichte schon aus¬
geführt ist, heute an den meisten Strafanstalten psychiatrisch gebildeteAerzte fungieren und diese
Aerzte überweiseneine große Menge von Verbrechernals mehr oder weniger irre der Irrenpflegc
zu, so daß sich, wie gesagt, die Anzahl der irren Verbrecheraus diesen beiden Gründen bedeutend
vermehrt hat, ohne daß man behaupten kann, die Irren wären verbrecherischer geworden.

Die Provinz ist infolgedessendazu übergegangen, eine besondere Abteilung für irre
Verbrecherin Brcmweiler von Ihnen zu fordern. Diese Anstalt soll für ungefähr 60 Plätze aus¬
reichend sein. In diese 60 Plätze werden aber nur 24, eigentlich schwere Verbrecher untergebracht.
Denn man hat es für nützlich gehalten und für gut befunden, die Gesellschaft der schweren Ver¬
brecher,wenn ich so sagen soll, durch weniger verbrecherischeIrre zu verdünnen. Den Konnex
zwischen den Insassen von Brauweiler und den schweren irren Verbrechern,die dorthin kommen,
hat man für etwas sehr wünschenswerteserachtet.

Der Bau dieser Anstalt, meine Herren, wird ungefähr 244 000 Mark kosten. 40 000 Mark
sind noch von anderer Seite erübrigt, so daß vom Provinziallandtag ungefähr 200 000 Mark
begehrt werden.

Meine Herren! Ein solches Bett wird also ungefähr 4070 Mark kosten. Ich nenne hier
Bett nicht im figürlichenSinne, sondern die Wohnung, die Zelle des Verbrechers. Mit Rücksicht
auf die vorsichtige Art und Weise, mit der bei dem Bau einer solchen Anstalt wegen der Unter¬
bringung, der Internierung, verfahre» werden muß, halte ich den Preis einer Zelle, eines Bett¬
raumes von 4070 Mark für durchaus billig.

Ich möchte daher im Sinne der II. Fachkommission den Antrag des Provinzicilausschusscs,
der dahin geht, diese Bewilligung auszusprechen, bei Ihnen befürworten.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammhcim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussionund frage, ob Jemand das Wort verlangt, — Das ist nicht
der Fall. — Der Herr Berichterstatterwird wohl auch nichts mehr zu erinnern haben? — Dann
fchließe ich die Diskufsiouund bitte, daß diejenigen Herren, welche gegen den Antrag der II. Fach¬
kommission sind, sich erheben.— Ich konstatiere,daß der Antrag nach dem Vorschlage des Herrn
Berichterstattersangenommenist.

Wir kommen dann zum 6. Gegenstand unserer Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten der
Leitung und Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten, sowie
über den Fonds zur Erneuerung maschineller Anlagen in den Pruvin-
zilllanstlllten für das Rechnungsjahr vom I.April 1906 bis 31, März 1907.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr AbgeordneteKyll.
8»
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BerichterstatterAbgeordneterKyll: Meine Herren! Hier kann ich mich durchaus kurz
fassen. Es ist ein solcher Fonds von 60 000 Mark eingestellt worden im vorigen Haushaltsjahr.
Verbraucht worden sind nur ungefähr 30 000 Mark, so zwar, daß dieser Fonds einfach übertragen
werden kann in das nächste Rechnungsjahr. Sie sehen das auf Seite 496 ausgeführt.

Ich möchte Sie bitten, auch hier dem Antrage der Fachkommission,dem Beschlusse des
Prouinzilllllusschusscs in dieser Richtung stattzugeben,beizutreten.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussionund frage, ob Jemand das Wort verlangt. — Das ist nicht
der Fall. — Dann schließe ich die Diskussionund bitte, daß diejenigenHerren, welche gegen den
Antrag Ihrer Fachkommission find, sich erheben. Es hat sich Keiner erhoben. Der Antrag ist
einstimmigangenommen.

Wir kommen dann zum 7. Gegenständeder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen,
Grafenberg, Merzig und Iohannisthal für das Rechnungsjahr vom
I. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr AbgeordneteKyll.
BerichterstatterAbgeordneterKyll: Meine Herren! Auch bei diesem Punkte der Tages¬

ordnung habe ich das Recht, mich kurz sassen zu können. Sie sehen die Aufstellungen auf
Seite 243 des Haushaltsplans. Wir haben ein Mehr einzustellen aus Provinzialmitteln von
33 950 Mark, gegenüber einer Ausgabe von 2 700 000 Mark im vorigen Jahr und der heutigen
Ginstellungvon 2 943 000 Mark. Die Erhöhung von 33 950 Mark ist fast ausschließlich bedingt
durch Lohnerhöhungen,die Sie früher bewilligt haben. NamentlichbetreffenSie das Pflegepersonal.
Auch, meine Herren, kommt zur Geltung ein früherer Beschlußvon Ihnen, der dahin geht, daß
wie Sie auf Seite 253 sehen, die Pfleger ein Anfangsgehalt von 450 Mark, steigend jährlich um
30 Mark und 400 Mark Prämie nach 5 jähriger ununterbrochener Dienstzeit beziehen. Nach
diefer fünfjährigen Dienstzeit, meine Herren, erst ist es gestattet, daß diese Angestelltensich ver¬
heiraten dürfen und den höheren Satz der Verheirateten beziehen.

Aus diesen Erwägungen, meine Herren, und aus diesen Beschlüssen ist das Plus von
33 950 Mark hervorgegangen.

Ich möchte noch anführen, daß in den einzelnen Anstalten Verschiebungen stattgefunden
haben, die aus der neu errichteten Anstalt in Iohannisthal resultieren, worüber Sie auf Seite 374
unterrichtetweiden. Sie weiden daraus auch ersehen, daß das Minus, das da in die Erscheinung
tritt, herrührt von der Ginstellungneuer Beamten, die geringeres Gehalt beziehen.

In dieser Anstalt sehen Sie auch zum ersten Mal den Voranschlag für die Land¬
wirtschaft. Denn diefe Anstalt ist mit ungefähr 129 Hektaren Land versehen und erst in diesem
Jahre konnte die landwirtschaftliche Bearbeitung in Angriff genommen werden.

Ich möchte Sie also auch hier bitten, meine Herren, daß Sie unverändert den Haus¬
haltsplan, wie er Ihnen vorgelegt wird, annehmen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet und darf wohl, da weitere Anträge nicht vorliegen, ohne weitere Abstimmung
feststellen, daß das hohe Haus den Antrag der II. Fachkommission angenommenhat.

Wir treten in die Verhandlung des Gegenstandes 8 der Tagesordnung ein:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Taubstummcnanstalten zu Aachen, Brühl, Cöln, Elberfeld, Essen,
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Kempen, Neuwied und Trier, sowie über die Verwendung der Wilhelm»
Augusta-Stiftung, des Unterstützungsfonds der früheren Vereins-Taub-
stummenanstalt zu Cöln und des Unterstützungsfonds für entlassene
Taubstumme für das Rechuungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterKyll, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Kyll: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Taub¬

stummenanstalten der Rheinprovinz schließt in Einnahme und Ausgabe mit 397 00) Mark ab.
Für das Rechnungsjahr ist das eine Mehrausgabe von ungefähr 13 000 Mark. Diese Mehraus¬
gaben werden ungefähr zu einem Drittel durch Pflegekosten und zu zwei Dritteln vom Provinzial-
ausschußzu decken sein.

Von den Mehrausgaben entfallen auf Titel I der Ausgaben: Besoldungen3691 Mark.
Dieses Mehr rührt her von der Einführung des neuen Besoldungsplans und einer Stelle
sür Trier.

Unter Titel II der Ausgaben ist die Mehrausgabe von 800 Mark für persönlicheAusgaben
verzeichnet. Es ist diese Mehrausgabe entstanden durch Schaffung einer Schuldienerstellean der
neuen Anstalt in Neuwied, die Sie ja im vorigen Jahre erst errichtethaben.

Unter Titel III der Ausgaben ist ein Plus von 7400 Mark für Beköstigung vorgesehen.
Es ist das eine Folge der größeren Schülerzahl und der höheren Pflegesätze,die eingesetzt sind
für Brühl mit 400 Mark, für Neuwied — welches ein neues Internat eingerichtet hat — mit
4000 Mark, und für Trier mit 3000 Mark.

Unter Titel III der Ausgaben: Heizung mit 405 Mark liegt der Grund für die Mehr
ausgäbe darin, daß die Direktoren freie Heizung und freie Beleuchtung erhalten haben.

Titel III 4 der Ausgaben: Krankenpflegeund Arznei 100 Mark; für Titel III 5 der
Ausgaben: Bauliche Unterhaltungen 330 Mark; für Titel III 7 der Ausgaben: Sonstige Ausgaben
und zur Abrundung mehr 104 Mark,

Sonst, meine Herren, bietet dieser Haushaltsplan zu Bemerkungenkeine Veranlassung.
Ich möchte Sie auch hier bitten, dem Antrag der Fachkommission Folge zu geben, die

die unveränderte Annahme des Beschlusses des Provinzialausschussesbegehrt.
Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort? — Dann schließe ich

die Verhandlung und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus dem Antrage
seiner Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen zum nächsten GegenstandeNr. 9 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Erbauung einer Dienstwohnung für den Direktor
der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. von Beckernth,dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. von Beckernth: Meine Herren! In der Provinzial-

Arbeitsanstalt zu Brauweiler hat der bisherige hochverdienteDirektor Herr Schellmcmn eine
Wohnung zur Benutzung gehabt, die sich eigentlichfür die Zweckeeiner Direktorwohnungnicht
ganz eignete. In seiner Bescheidenheit aber hat er größere Ansprüche nicht gestellt, und die Sache
ist bisher vertagt gewesen. Bei seinem Weggang ist nunmehr die Ueberlegungan die Provinzinl-
verwaltung herangetreten, dem bereits früher empfundenenMangel abzuhelfen. Es läßt sich das
auch sehr gut einrichten. Sie haben aus den anderweiten Vorlagen ersehen, daß die Schassung
einer Oberinspektorenstelle an dieser Arbeitsanstalt notwendig gewordenist. Es hat sich das aus
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verschiedenen geschäftlichen Gründen als sehr zweckmäßig erwiesen, und wie uns in der II. Fach¬
kommission berichtet wurde, hat die I. Fachkommission bereits in der Weise Stellung genommen,
daß sie die Annahme und Schaffung dieser Stellung befürworten wird.

Es wird dann der Oberinspektorin diese bisherige Direktorwohnung ziehen und für den
neu ernannten Direktor eine neue Wohnung geschaffen werden müssen.

In der Drucksache Nr. 1? finden Sie einen Bericht und Antrag des Prouinzialausschusscs,
welcher Ihnen vorschlagt,zu dem geringenKostcnansatze von 40 000 Mark eine derartige Wohnnng
herzustellen. Die Pläne über die Einrichtung und Herstellung dieser Wohnung sind in der
Kommissioneingehenderörtert worden und haben wesentliche Bedenken nicht ergeben. Sie finden
bei der Drucksache Nr. 1? als Anlage einen Plan, in dem die neue Direktorwohnung auf einem
freien Platz mit roter Farbe eingezeichnet ist.

Ihre II. Fachkommissionhat mich beauftragt, Ihnen vorzuschlagen,den Antrag des
Pruvinzialausschussesauf Erbauung einer neuen Dienstwohnung für den Direktor der Arbeitsanstalt
in Brauweilcr nach den vorgelegten Plänen und Kostcnvoranschlägenzu genehmigen und die
Mittel von 40 000 Mark aus der Anleihe für Zwecke der Fürsorgeerziehungentnehmen zu dürfen,

Sie haben auf Seite 18 des Vorberichtes zu dem Haushaltsplan der Proviuzialver-
waltung der Rheinprovinz unter Nr. 2 die näheren Ausführungen ersehen, wie diese Anleihe für die
Durchführung der Fürsorgeerziehungbeschafft werden soll und welche Gründe entgegenstehen,um
Ihnen über diese Anleihe selbst derzeit schon genauere Vorschläge zu machen. Es würde also
genügen, wenn Sie sich dem Antrage des Piouinzialausschussesanschlössen, daß die 40 000 Mark
aus der zu erwartenden Anleihe entnommen weiden dürfen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Ver¬
handlung und darf feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage seiner Fachkommission beigetreten ist.

Wir gelangen znm 10. Punkte der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Hanshaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rech¬
nungsjahr vom 1, April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteMinten, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterMinten: Meine Herren! Die Beiträge aus dem Vermögen

der Kranken oder von Drittverpftichteten haben im Jahre 1904 die Summe von 204153 Mark,
also 104 000 Mark über den Etatsausatz betragen. Im laufenden Jahre 1905 werden sie
ebenfalls voraussichtlich ca. 204 000 Mark betragen.

Diese außerordentlicheSteigerung ist, wie Sie ans den Nebenbemerkungen zum Haushalts¬
plan ersehen, auf die iu letzter Zeit ergcingene Entscheidungdes Oberverwaltungsgerichtszurückzu¬
führen, wonach die laufenden PflegekostcnbeiträgeDrittverpflichteter zunächst zur Deckung der
allgemeinen Verwaltungslostendes LandarmenverbandesVerwendung fiudeu sollen. Es ist deshalb
in diesem Jahre unter Berücksichtigung dieser Entscheidungein Betrag von 180 000 Mark statt
130 000 Mark im Vorjahre eingesetzt worden.

Es ist jedoch noch zu bemerken, daß statt des vorhin sich ergebendenBetrages von
204 000 Mark nur 180 000 Mark eingesetzt sind, weil nach einer Abmachungzwischen dem Land-
armenuerband und den Ortsarmenverbänden die letzteren 10»/" Hebegebührenbekommen, also etwa
20 000 Mark. Daraus rechtfertigt sich der Ansatz von 180 000 Mark.

Meine Herren! Zu den Punkten 2 und 3 der Einnahmen und ebenso Punkt 1 der
Ausgabe» ist nur das zu erläutern, daß die höheren Einnahmen und die höheren Ausgaben dem



46. Rheinischer Pruuiuziallaudtag, 3. Sitzung am 14. Februar 1906. 63

sich alljährlich vollziehendenAnwachsen der Zahl der Kranken etwa 200, und demgemäß auch der
Pflegetage zuzuschreiben sind.

Die II. Fachkommission bittet das hohe Haus, dem vorgelegten Haushaltsplan seine
Zustimmung zu erteilen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage Ihrer Fachkommission fest.

Wir gehen zum Gegenstand Nr. 11 über:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der
Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen, für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteSpiritus.
Berichterstatter Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Der Haushaltsplan für die

Verwaltung der Angelegenheiten,welche die Förderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen,
schließt unverändert wie im Vorjahre in Einnahmen und Ausgaben mit der Summe von
28 150 Mark ab. Allerdings ist in der Ausgabe ein neuer Kredit von 1500 Mark Gehalt und
432 Mark Wohnungsgeldzuschußfür einen technischen Bureauassisteuten vorgesehen. Es soll
nämlich dem Verwalter der Denkmälerstatistikeine ständige Hilfe für die Schreib- und Zeichen¬
arbeiten beigegeben werden. Bisher ist ein Angestellterhiermit beschäftigt worden, ohne daß seine
Bezüge im Haushaltsplan Aufnahme gefunden hatten. Da es sich aber um eine dauernde Ein¬
richtung handelt, empfiehlt es sich, diese Stelle in den Haushalsplan aufzunehmen. Ein Mehr an
Ausgaben für den Haushaltsplan wird dadurch nicht hervorgerufen, da die diesem Beamten zu
zahlenden Beträge wie bisher aus dem Fonds für Denkmälerstatistikentnommen werden sollen.

Im übrigen ist, wie bemerkt, der Haushaltsplan in Einnahme und Ausgabe völlig unver¬
ändert. Es empfiehlt daher die Fachkommission, daß das Haus den Haushaltsplan genehmigen wolle.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung — und schließe dieselbe, da sich
niemand zum Worte meldet und darf wohl ohne Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus dem
Antrage der I. Fachkommission beigetreten ist.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 12:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom
1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterSpiritus.
Berichterstatter AbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Auch hier ist nicht viel neues

zu berichten.
In Einnahme und in Ausgabe ist ein Betrag von 1000 Mark mehr vorgesehen, der aus

Provinzialmitteln diesem Haushaltsplan in Einnahme zuzufügenist.
In den Ausgaben verteilt sich diese Summe von 1000 Mark zur Hälfte auf Gehalts¬

erhöhungen und zur anderen Hälfte auf Mehrausgaben bei dem Titel „technische Hilfskräftebei
dem Museum in Bonn". Es ist nämlich wegen bevorstehender größerer Ausgrabungen die vor¬
übergehendeAnnahme einer technischen Hilfskraft beim Museum in Bonn erforderlich geworden.

Was die Personalien der Museumsbeamtenangeht, so ist in diesem Jahre wiederum der
Verlust eines unserer Museumsdirektoreuzu beklagen. Nachdemwir vor 2 Jahren im Landtage
mit Bedauern das Ableben des verdienten Herrn Direktors Hettner in Trier feststellen mußten, ist
auch sein Nachfolger, der Herr MuscumsdirektorDr. Hans Graeven nach kurzer Wirksamkeit am
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Museum in Trier am 4. November abgelaufenenJahres gestorben. Trotz der kurzen Dauer seiner
Amtstätigkeithat der verstorbene Direktor es verstanden, die Geschäfteerfolgreich zu führen und die
Entwickelungdes Trierer Provinzialmuseums im Sinne seines Vorgängers zu fördern und zu
gedeihlichen Ergebnissenzu bringen.

Namens der Fachkommission gebe ich dem Bedauern über das vorzeitige Ableben dieses
verdienten Provinzialbeamten Ausdruck und bin überzeugt, daß das Haus in dieses Bedauern
einstimmen wird.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. —
Ich schließe die Verhandlung und stelle ihr Einverständnis mit dem Antrage der I. Fach¬

kommission fest.
Wir treten in die Verhandlung des nächstenPunktes Nr. 13 der Tagesordnung:

Antrag der I, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des
Provinziallandtllgs (Ständefonds),

und
zur Petition der katholischen Pfarrgemeinde Thür um Gewährung einer
Beihilfe zur Wiederherstellung der Frauenkirche bei Thür-Niedermendig.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Groote.
Berichterstatter Abgeordnetervon Groote: Meine Herren! Im vorigen Jahre ist der

Ständefonds wieder auf seine alte Höhe von 120 000 Mark gebracht worden. Die Erhöhung betrug
30 000 Mark, woraus als erste Rate einer Beihilfe von 100 000 Mark für den Dombau in
Wetzlar 20 000 Mark bereitgestellt wurden. Für den Rest lagen damals Verwendungsvorschläge nicht
vor, so daß in diesem Jahre außer der neuen Ueberweisnngvon 120 000 Mark noch ein Bestand von
12 955 Mark 35 Pfg. und ferner an Zinsen von rentbar angelegten Geldern etwa 3500 Mark,
im ganzen demnach rund 136 450 Mark zur Verfügung stehen.

Davon sind nun bereits durch frühere Beschlüsse des Provinziallandtages festgelegt:
1. Die Kosten der Denkmälerstatistikmit 22 000 Mark.
2. Die Beihilfe für Bearbeitung des historischen Atlas mit 3000 Mark und
3. die zweite Rate für den Wetzlarer Dom mit 20 000 Mark, zusammen45 000 Mark.
Es bleiben dann noch zur Verteilung in diesem Jahre übrig 91450 Mark.
Hinsichtlich der Verwendung dieser Summe, meine Herren, hat sich die I. Fachkommission

in allen Punkten den Vorschlagendes Provinzmlausschussesangeschlossen, die auf den Gutachten
der Denkmalspflegekommission und des Provinzialkonscrvatorsberuhen.

Sie finden die einzelnenVorschlägeals Anlage zu der Drucksache 11 zusammengestellt.
Eine Neuerung von grundsätzlicherBedeutung ist dabei unter Nr. 4 der Zusammenstellungdie
Einstellung von 1000 Mark für die Baulcituug bei Ausführung der unterstützten Arbeiten.
Meine Herren! Eine sachverständige Ueberwachunghat sich als dringend erwünschterwiesen,damit
die Gewißheit gegeben ist, daß die Verwendung der Beihilfen in der beabsichtigtenWeise und
tatsächlich im Interesse der Denkmalpflege erfolgt. Es wird dafür ein Betrag von jährlich
3000 Mark erforderlich sein, und für dieses Jahr wird Ihnen vorgeschlagen, auf den Ständefonds
hiervon 1000 Mark zu übernehmen,während die verbleibenden2000 Mark je zur Hälfte aus dem
Haushaltsplan für Kunst und Wissenschaft und aus dem Dispositionsfonds des Provinzialaus-
schusses genommenwerden sollen.

Unter den übrigen Vorschlägen möchte ich mit Rücksichtauf ihre besondere Bedeutung
zunächst zwei herausgreifen.
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Der erste, welchersich unter Nr. 3 der Zusammenstellungbefindet, betrifft die Aufnahme
und Veröffentlichung der gotischen Wandmalereien in den Rheinlanden. Den Herren ist ja bekannt,
daß in den letzten Jahren von der Gesellschaftfür RheinischeGeschichtskunde eine Sammlung
romanischerWandmalereien in vortrefflicherAusführung veröffentlichtworden ist. Die Provinz
hat hierzu Zuschüssegeleistet. Die Herausgabe war aber hauptsächlichermöglichtworden, durch
die äußerst dankenswerte,reiche Unterstützungeines RheinischenKunstfreundes, der auch sonstigen
historischen und kunsthistorischen Forschungenin den Rheinlanden schon mannigfache Förderung hat
zuteil weiden lassen, nämlich unseres verehrten Kollegen, des Herrn Geheimen Kommerzienrats
Emil vom Rath.

Nunmehr soll an die im Interesse der Denkmalpflege nicht minder wichtige Veröffentlichung
der gotischen Wandmalereien herangegangenweiden, die sich gleichfalls der Munifizenz des Herrn
vom Rath erfreuen, uud wofür von der Provinz 4000 Mark als Zuschuß erbeten werden, und
zwar in zwei gleichen Jahresraten. Es sind also 2000 Mark für dieses Jahr eingestellt.

Ein anderes Unternehmen, das einigermaßenaus dem bisherigen Rahmen der Denkmal¬
pflege herausfällt, aber auch von besonderer Bedeutung ist, das ist die unter Nr. 22 der Zusammen¬
stellung erwähnte Gewinnung von Bauentwürfen für die beigischen Schieferhäuser, Diese Häuser
sind bedauerlicherWeise immer mehr im Verschwinden begriffen, und um ihren eigenartigen, auch
künstlerisch wertvollen Charakter zu erhalten und wenn möglich weiter zu entwickeln,soll versucht
werden durch AusschreibungBaupläne in Anlehnung an alte Muster zu bekommen. Es wird
angenommen, daß auch die bergischen Städte und der bergische Geschichtsverein sich an diesem
Unternehmen beteiligen weiden.

Bei allen übrigen Vorschlägenhandelt es sich wieder um Erhaltungsarbeiten an alten
Bau- uud Kunstwerken in allen Teilen der Nheinprovinz.

Wie in früheren Jahren so kommen auch diesmal vorwiegend kirchliche Bauten und
Kunstwerkein Betracht, auf welche 11 Vorschlägeentfallen. Außerdem sollen 7 Profanbauten
bedacht werden, worunter sich 3 Burgen befinden, die Burgruine zu Heimbach,in Wildenburg und
die Fustenburg bei Stromberg.

Meine Herren! Ich glaube auf die einzelnen Anträge nicht näher eingehen zu sollen. Ich
darf vielmehr annehmen, daß hier ein Hinweis auf die Gutachten genügt, welche für jeden einzelnen
Vorschlag in der Druckscichcvorliegen. Wenn Sie die Drucksache näher prüfen, so werden Sie
ersehen, daß überall die Bedeutung des Denkmals, der Umfang der Erhaltungsarbeiten und die
Leistungsfähigkeitdes Baupflichtigeneingehendgewürdigt worden find.

Hinsichtlich der Beihilfen unter Nr. 12 möchte ich nur bemerken, daß auch die künftige
Erhaltung des sogenanntenPesthäuschens in Xanten dadurch gesichert erscheint, daß das Eigentum
demnächst an die Stadt Xanten übergeht. Die I. Fachkommission hält es aber für erwünscht, die
Bewilligung ausdrücklich an die Bedingung dieses Eigentumsüberganges zu knüpfen und das in
Ihrem Beschlusse auch zum Ausdruckzu bringen.

Meine Herren! Wenn auch in diesem Jahre erfreulicherweise reichlichere Mittel für die
Zwecke der Denkmalpflege zur Verfügung standen, so waren sie doch durch die volle Berück¬
sichtigung der Vorschlägedes Provinzialausschussesgänzlich erschöpft, und die Kommissionhat es
aus diesem Grunde bedauert, baß sie nicht noch weiteren Wünschen Rechnung tragen konnte.
In der Kommission wurden nämlich noch zwei Anträge gestellt auf Erhöhung der Beihilfen für die
Burgruine in Heimbach und für die Kirche in Bendorf. Es blieb aber nichts anderes übrig, als
den Antragstellern anheimzugeben,ihre Wünsche bis zum nächsten Jahre zurückzustellen.
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Meine Herren! Außerhalb der aufgeführten Mittel des Ständefonds war aber noch ein
Betrag von 3150 Mail dadurch verfügbar geworden,daß eine Beihilfe für die Wiederherstellung
der Wandmalerei in der Münsterkirche in Essen nicht Verwendungfinden konnte, weil die ursprünglich
beabsichtigte Wiederherstellungsich vom Standpunkt der Denkmalpflegenicht empfahl. Da aber
wertvolle Stücke aus der Schatzkammer dieser Kirche dringender Sicherungsarbeitenbedürfen, deren
Kosten der Herr Provinzialtonservator auf 8 — 10 000 Mark schätzt, so hat sich die Kommission
damit einverstanden erklärt, daß der Betrag von 3150 Mark für diese Sicherungsarbeiten Ver¬
wendung finden soll.

Schließlich würde noch Erwähnung zu tuen sein der beiden Petitionen, welche im vorigen
Jahre dem Provinziallcmdtage vorgelegen haben und von dem hohen Hause dem Prouinzialaus-
schusse zur näheren Prüfung überwiesenwurden. Die erste Petition betraf die Wiederherstellung
des Figurenkranzes auf der Ludwigskirche in Saarbrücken. Diese Petition hat durch den Antrag
auf Bewilligung einer Beihilfe, wie er in der Zusammenstellungenthalten ist, ihre Erledigung
gefunden. Die zweite Petition war ausgegangen von der Gemeinde Küdinghouen. Es handelt
sich dort um den Ersatz von Kosten, die durch eine bereits vor längeren Jahren vorgenommene
Instandsetzung der Kirche entstanden waren, ohne daß dabei die staatlichenoder Provinzialorgane
der Denkmalpflegezugezogenwaren. Die I. Fachkommission hat sich der grundsätzlichen Auffassung
des Prouinzialausschussesangeschlossen, daß in einem solchen Falle eine Berücksichtigung nicht
stattfinden könne.

Die I. Fachkommission kommt demnach zu dem Antrage: die in der anliegenden Zu¬
sammenstellungunter Nr. 1—23 vorgeschlagenen Beihilfen im Gesamtbeträgevon 136 450 Mark
aus dem Dispositionsfonds des Prouinziallandtages zu bewilligen, diejenigen für das Pesthäuschen
in Xanten unter der Bedingung, daß das Pesthäuschen in den Besitz der Stadt übergeht und 2.
zu genehmigen,daß der aus den Bewilligungendes 31. Prouinziallandtags noch verfügbareBetrag
von 3150 Mark für die Wiederherstellungvon Kunstwerkenaus dem Schatze der Münsterkirche
in Essen nach Maßgabe des Gutachtens des Provinzialkonservatorsverwendetwird.

Auch in diesem Jahre liegt noch eine erst in letzter Zeit eingegangene Petition vor, welche
die Wideiherstellungder Frauenkirchein Thür im Kreise Mayen betrifft. Meine Herren, hier sind
die Verhandlungen noch nicht zum Abschlußgelangt. Die Sache wird von dem Provinzial-
ausschußnoch geprüft, und sie kann einstweilen nicht als spruchreifangesehen werden. Es wird
Ihnen daher vorgeschlagen,diese Petition dem Provinzialausschuß zu weiteren Behandlung zu
überweisen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — ich schließe dieselbe, da sich
niemand zum Wort meldet. (AbgeordneterWegeler: Ich bitte ums Wort!)

Das Wort hat Herr AbgeordneterWegeler.
Abgeordneter Wegeler: Ich kann es ja nur mit den Kollegen dankbar begrüßen, daß der

Herr Konservator Clemen in so hervorragend sorgfältiger Weise all das zusammenstellt, was
gefördert und erhalten werden soll. Aber nichts dcstowcnigerglaube ich, daß wir die Ernennung
eines ständigen Beirats für die Sache uud eiue Ueberwachungnur dankbar begrüßen können. Ich
hoffe, die Ueberwachungbeschränktsich aber nicht allein auf das, was zu erhalten ist, sonderu
auch auf das, was der Renovation bedarf und dieser unterzogen wird. Da wird oft gesündigt.
Wir haben ganz eklatante Beispieledavon in der nächsten Nähe von mir, wo man wünschte, es
wäre weniger renoviert worden, wo man sagte, es wäre recht gut, daß der Schwamm einmal
wieder käme und das, was zuviel gemalt wurde, abwischte.
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Auf der anderen Seite beklage ich es, daß z. B. für die Renovation der Kirche in
Vendorf der Ausschutz nicht in der Lage war, irgendwie etwas mehr zu bewilligen. Soviel ich
mich erinnere, ist es eine Art Grundsatz, daß man der Gemeinde selber 2/3 der Kosten auferlegt
und daß die Provinz dann allenfalls ^ aus dem Denkmalfonds zur Erhaltung so wichtiger
Denkmäler gibt. Die Summe, die da gegeben ist, beträgt 5000 Mark. Damit taun das in
Bendorf nicht geschaffen weiden, was geschaffenwerden muß. Die evangelischeGemeinde in
Bendorf ist durch Wegziehen und durch andere Veränderungen in eine traurige Lage gekommen.
Es werden 220 Prozent Gemeindesteuererhoben, es werden 33 Prozent Kirchensteuererhoben,
und so kam die Bitte, doch diese Summe etwas zu erhöhen. Die Kosten, die der Herr Clemen
selbst angibt, die wohl nutig werden, belaufen sich auf 23 000 Mark, wobei er sehr sorgfältig
geprüft hat, was überhaupt geschehen muß, uud so wollte ich doch nur hier noch die Bitte aus¬
sprechen, für das nächste Jahr die Bedürfnisse der Gemeinde Bendorf schon in etwa festzusetzen
oder festzuhalten, damit die Gemeinde an die Renovation in dem Sinne herantreten kann; es
wird sonst vielleicht dort Schwierigkeitenmachen,die Mittel zu beschaffen.

Ebenso möchte ich das letzte Projekt Ihnen auch sehr warm empfehlen. Ich glaube, daß
es nach allem, was uns darüber vorliegt, auch ein Werk ist, das die Unterstützungdes Provinzial-
landtages unbedingt verdient.

Vorsitzender Becker: Sonst meldet sich niemand weiter zum Wort? — Das Wort hat
der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich darf mir vielleicht gestatten, zu dieser Unter¬
stützung für Bendorf folgende Mitteilung zu machen: Ich bin zur Zeit mit Herrn Konservator
Clemen in Bendorf gewesen und habe mir den Bau unter Zuziehung des Pfarrers und des
Kirchenvorstandesangesehen. Der Bau hat zwei Seiten, einmal die Strukturseite und zweitens
den Denkmäleiwcrt. Nun hat Herr Clemen angegeben: Für die Instandsetzuug des Gebäudes,
soweit es sich um die Wiederherstellungder Mauern und des Daches handelt, braucht die Denk¬
malpflege nicht einzutreten, das ist lediglich Sache der Kirchengemeinde, die Provinz soll nur
eintreten, soweit die Kirche Denkmalswert für uns hat und von der gesamten Bausumme von
28 000 Mark fallen nur 15 000 Mark auf die Denkmalsscitc,auf den Wert, den die Kirche als
Denkmal für uns hat, uud danach haben wird nach dem alten Gebrauch auch 5000 Mark gegeben,
also das volle Drittel.

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterWegeler hat das Wort.
AbgeordneterWegeler: Ja, wenn ich überzeugt wäre, daß die Gemeinde damit zurecht

käme, würde ich es ja sehr dankbar akzeptieren. Ich habe aber die Befürchtung, daß das doch
kaum möglich ist. Der Herr KonservatorClemen hält doch verschiedeneSachen für noch erhaltungs-
fähig, während von sachverständiger Seite mir gesagt worden ist, daß wenn man einmal daran
komme, unbedingtauch weiter geschritten werden müsse. Aber ich habe die Anregung gegeben. Ich
hoffe, der verehrte Herr Vorredner behalt sie im Gedächtnis.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand weiter zum Wort. — Das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Verhandlung. Gegenanträge liegen nicht vor. Ich darf daher fest¬
stellen, daß das hohe Haus dem Antrage seiner Fachkommission zugestimmthat.

Wir kommen zur Tagesordnung Nr. 14:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Barthels.
9-°
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Berichterstatter Abgeordneter Barthels: Meine Herren! In dem Haushaltsplan für
gewerbliche Zwecke sind die alten Positionen fast sämtlich wieder unverändert gebliebenund werden
Ihnen zur unveränderten Annahme auch vorgeschlagen. Es sind nur zwei nene Beträge eingesetzt
worden, nnd zwar zunächst ein neuer Betrag von 5000 Mark als Veitrag für die Unterhaltung
der Fachschulefür die Solinger Industrie. Es hat sich das dringende Bedürfnis herausgestellt,
auch für die Solinger Industrie ähnlich wie Remscheid, Barmen, Crefeld und andere Industrie-
Städte eine solche haben, eine spezielleFachschuleherzurichten. Die Bedingungen, unter denen
das geschehen soll, sind dieselben wie bei den Fachschulen, welche in den letzten 10 Jahren errichtet
worden sind. Die Gemeinde hat die Gebäulichkeitenherzustellenund der Staat übernimmt die
Hälfte der Etats und sorgt auch für maschinelle Einrichtungen. Es wird daher beantragt,
diese Schule in derselbenWeise zu unterstützen, wie es bei den übrigen Fachschulen geschieht und
das würden l0 000 Mark sein. In dem vorliegendenHaushaltsplan waren, weil die Schule erst
im Laufe des Jahres fertig werden wird, 5000 Mark einzustellen.

Außerdemfinden Sie, meine Herren, nur noch eine kleine Erhühuug in dem Haushalts¬
plan. Sie bezieht sich auf die Haushaltungsschule in Rhcydt. Da werden 1550 Mark mehr
gefordert und das beruht auf bestehenden Verträgen. Die Schule ist dadurch hergerichtetworden,
daß bekanntlich seinerzeit ein großes Kapital dafür gestiftet wurde. Es ist da eine bestimmte
Quote angeuommenworden, welche die Provinzialuerwaltung zu leisten haben würde. Infolge
dieses früheren Uebereinkommcnswürde für das nächste Jahr der Betrag um 1550 Mark zu
erhöhensein. Das sind die beiden einzigenAenderungen,die der Haushaltsplan aufweist.

Die I. Fachkommission empfiehlt Ihnen mit diesen beiden Zusätzen, die aber auch schon
im Haushaltsplan vorgesehensind, die unveränderte Annahme.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Ver¬
handlung und darf feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage der I. Fachkommission beigetreten ist.

Wir gehen zum nächsten Punkte der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über das Hebammen¬
wesen enschließlich der Hebammenlehranstalten zu Cöln und Elberfeld
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 190?,

über.
Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Kirchartz, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Kirchartz:Ja, meine Herren, über das Hebammenwesen

ist nicht viel zu sagen, (Heiterkeit) wenigstens was die Haushaltspläne anbelangt. (Erneute
Heiterkeit.)

Was das Hebammcnwcsmim allgemeinen anbetrifft, so ist der Hanshaltsplan wieder
gleichstimmend mit dem vorjährigen und schließt ad mit 2885 Mark.

Ueber die Hebammenlehranstaltin Cöln ist auch nichts besonderes zu bemerken; ihr Haus¬
haltsplan schließt ab mit 134 140 Mark, hat also einen Mehrbedarf von 2950 Mark, der aber
auch wieder gedeckt ist durch Mehreinnahmen und durch einige kleinere Sparsamkeiten in den
Ausgaben.

Ueber die Hebammenlehranstalt in Elberfeld ist auch wenig zu sagen, nur daß diese
etwas Mehrbedarf zeigt, weil sie ja noch neu, nämlich im vorigen Jahre erst eröffnet worden ist.
Dadurch ist der Haushaltsplan etwas höher; er beträgt nämlich 101 220 Mark, gegen das vorige
Jahr, in dem 94 330 Mark eingestelltwaren, also ein Plus vou 6890 Mark, das ebenfalls
gedeckt ist durch Mehreinnahmen und stellenweise geringere Ausgaben.
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Die Fachkommission stellt den Antrag, daß das hohe Haus diese Haushaltspläne unver¬
ändert annehmen möge.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließedie Verhandlung
und darf feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage der II. Fachkommission bcigetreten ist.

Wir kommen zu Nr. 16 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Blinden-
Unterrichtsanstlllten in Düren und Neuwied, sowie über den Unter¬
stützungsfonds für entlassene Blinde für das Rechnungsjahr vom 1. April
1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Kirchartz.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Kirchartz: Meine Herren! Ueber die Haushaltspläne

der Blindenanstalten glaube ich, kann ich mich sehr kurz fassen, weil da nichts ist, was besonders
zu bemerkenist. Das einzige bei der Blindenanstalt in Düren ist eine größere Mehrausgabe.
Diese erfordert für das nächste Jahr 10 000 Mark, die nötig sind zu Ncueindeckungvon Dächern
und zur Herstellung von durchlässigen Giebeln,

Ihr Haushaltsplan schließt ab mit 114 640 Mark, welches ein Mehr von 9240 Mark
gegen das Vorjahr ausmacht, die aber gedeckt sind teilweise durch Mehreinnahmen und zum Teil
durch niedrigere Ausgaben.

Zu dem Haushaltsplan der Unterrichtsanstalt dieser Blindenanstalt in Düren ist garnicht«
zu bemerken;er schließt ganz genau wieder ab wie im vorigen Jahre mit 24 000 Mark.

Ueber die Blindenanstalt in Neuwied ist ebenfalls nichts besonderes zu bemerken. Deren
Haushaltsplan schließt ab mit 63 960 Mark, gegen 62 150 Mari im Vorjahre, Es ist also
ein Mehrbedarf von 1810 Mark eingetreten, der ebenfalls gedeckt ist durch Mehreinnahmenresp,
auch durch hier und da etwas weniger Ausgaben.

Bei dem Untcrstützungsfoudsfür die Blinden ist ebenfalls garnichts zu erinnern; er
balanziert mit 8710 Mark, Das ist ungefähr ganz dasselbe wie im Vorjahre. Also es ist da
garnichts zu erinnern.

Die II. Fachkommissionstellt den Antrag, das hohe Haus wolle diese Haushaltspläne
ganz unverändert annehmen.

Vorsitzender Becker: Da sich niemand zum Wort meldet, schließe ich die Verhandlung
und darf ohne Abstimmung feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage der II. Fachkommission
beigetretenist.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 17 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Uebersicht über den Eisenbahnfonds und die Förderung von
Bahnunternehmungen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterAlfred von Voch, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Alfred von Boch: Durch Beschluß des 45. Rheinischen

Provinziallandtages vom 15. März vorigenJahres ist der Fonds zur Gewährung von Kleinbahn-
Darlehen auf 26 Millionen erhöht worden. Diesem Fonds sind als Darlehen im ganzen
20 804 000 Mark entnommen worden. Die eingegangenenTilgungsbetrage belaufen sich auf
849 600 Mark, so daß zur Förderung von Kleinbahnunternehmungeneine Summe von 6 044 000
Mark verfügbar bleibt. Eine Erhöhung des Kleinbahnfondswird für das kommende Rechnungsjahr
somit aller Voraussicht nach nicht erforderlich sein.
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Die III. Fachkommission hat den Bericht des Prouinzialausschussesbetreffend die Uebersicht
über den Eisenbahnfonds und die Förderung von Eiscnbahnunternehmungengeprüft. Es haben
sich Bedenkennicht ergeben und ich bin beauftragt worden, Erledigung durch Kenntnisnahme zu
beantragen. Ich möchte Sie bitten, sich diesem Antrage anzuschließen.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort — ich schließe die Ver¬
handlung und darf Ihr Einverständnis mit dem Antrage der III. Fachkommission feststellen.

Es kommt der letzte Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Prouinzialausschusses,
betreffend die sogenannten gleislosen elektrischen Straßenbahnen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Lucas, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lucas: Meine Herren! Ich bitte, die Sache durch

Kenntnisnahme zu erledigen.
Es ist bisher nur eine einzige gleislose Bahn auf Provinzialstraßen angelegt worden

und diese wird erst im nächsten Jahre eröffnet, so daß also von Mehrunterhaltungskostenan Pro¬
vinzialstraßenbisher noch keine Rede sein kann. Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung wohl
erledigt. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Auch hier scheint allseitigesEinverständnis zu herrschen. — Ich
schließe die Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis fest.

Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, die morgige Sitzung um 11 Uhr zu beginnen
mit folgender Tagesordnung:

1. Eingänge.
2. Antrag der II, Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwesens

der Rheinprovinz für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31. März 1907.
3. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfondsund des Ehren-

breitstciner allgemeinen Armenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis
31. März 1907.

4. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Rheinische Prouinzial-Grziehungsanstalt für schulentlasseneFürsorgczöglingc männlichen
Geschlechts und katholischen Bekenntnisseszu Haus Fichtenhain bei Crefeld.

5. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung weiterer RheinischerVrovinzial-Erziehungsanstaltenfür ältere Fürsorgezöglinge
männlichenGeschlechts, katholischen und evangelischen Bekenntnisses.

6. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906
bis 31. März 1907.

7. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweilcr
sür das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

8. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan des Landarmenhauseszu Trier für das
Rechnungsjahr vom 1. April !906 bis 31. März 1907.

9. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstalten, sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes
von Epileptikern, Idioten, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinprouinz, welche
bezw deren Angehörigekeinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1909.
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10. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzial-
ausschußund die Zentmluerwaltungsbehörde für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis
31. März 1907.

11. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Rheinischen
Provinzial-Feuerversicherungsanstllltfür das Kalenderjahr vom 1. Januar 1906 bis 31. De»
zember 1906.

12. Antrag der IV. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Viehentschädigungen infolge:

a) von Rotz und Lungenseuche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr
und Unterdrückungvon Viehseuchen, und Ausführungsgesetz vom 12. März 1891),

b) von Milz- und Rauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung
für an Milzbrand gefallene Tiere),

für das Rechnungsjahr vom 1. Npril 1906 bis 31. März 1907.
13. Antrag der IV. Fachkommission zum Bricht des Provinzialausschusses,betreffenddie an den

vorigen Provinziallandtag gerichtete Petition um Bewilligung einer Beihilfe zu den Kosten der
Verlängerung des Ilverich-LcmkerDeiches.

14. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend weitere
Maßnahmen zur Forderung des Baues von Wasserversorgungsanlagenin leistungsschwachen
Gemeinden.

15. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausfchusses,betreffend
Gesuch der Erben des am 11. August 1905 verstorbenen Gutsbesitzers Ophoff zu Schonnebeck
bei Kray, Landkreis Essen, vom 5. Mai bezw. 7. November 1905 um Abstandnahmevon der
Verfolgung einesRegreßanspruchesderRheinischen landwirtschaftlichen Bcrufsgenoffenfchaft gegen sie.

16. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
das Gesuch des Ackerers und Bäckers Hubert Pütz zu Wahn 32, LandkreisMülheim am Rhein,
vom 30. Januar 1906 auf Abstandnahme von der Verfolgung eines Regreßcmfpruchesder
RheinischenlandwirtschaftlichenBerufsgenossenschaft gegen ihn.

Vielleicht ermächtigen Sie mich aber noch, Gegenstände,die inzwischenvon den Kommissionen
erledigt sind, mit auf die Tagesordnung zu setzen. (Zustimmung.)

Das scheint Ihren Wünschen zu entsprechen.
(AbgeordneterMooren: Ich bitte ums Wort)
Sie scheinen noch zur Geschäftsordnungdas Wort zu wünschen.
Abgeordneter Mooren (zur Geschäftsordnung): Zur Geschäftsordnungerlaube ich mir

den Herrn Präsidenten zu bitten — da ich meinen Antrag für dringend erachte — gütigst zu
veranlassen, daß eine halbe Stunde vor dem Zusammentreten des Plenums in der IV. Fach¬
kommission die betreffendeVorverhandlung stattfindet.

Vorsitzender Becker: Ich habe Sie nicht verstanden, Ihr Antrag wird auf die Tages¬
ordnung gesetzt werden, sobald er in der Fachkommission beraten ist und ein bestimmterVorschlag
der Fachkommission vorliegt.

(AbgeordneterMooren: Ich bitte ums Wort.)
Der Herr AbgeordneteMooren hat das Wort zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterMooren (zur Geschäftsordnung): Zur Geschäftsordnungwollte ich gebeten

haben, zu veranlassen, daß diese Beratung der Fachkommission möglichst bald, vielleicht eine halbe
Stunde vor der Plenarsitzung beginne.
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VorsitzenderBecker: Ja, soweit kann ich den Herrn Vorsitzendender Fachkommission
nicht beeinflussen. Aber der Herr Vorsitzende wird ja in Ihrer Mitte sein. Sonst habe ich auch
keine Möglichkeitmehr, ihn zu erreichen. Er wird ja Ihren Wünschennach Möglichkeitzu ent¬
sprechen suchen.

(AbgeordneterConze: Ich bitte ums Wort.)
Der Herr AbgeordneteConze hat das Wort zur Geschäftsordnung.
AbgeordneterConze (zur Geschäftsordnung): Ich erlaube mir die Abgeordneten des

RegierungsbezirksDüsseldorf daran zu erinnern, daß wir uns jetzt gleich im Zimmer XXII ver¬
sammeln, um die Wahlen zu besprechen.

(AbgeordneterMooren: Ich bitte ums Wort.)
Vorsitzender Becker: Der Herr Abgeordnete Mooren hat das Wort zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter Mooren (zur Geschäftsordnung): Noch eine zweite Bemerkung. Meine

Herren! Ich erlaube mir dieselbe Bitte an die Herren Kollegen des Bezirks Aachen zu richten,
zu einer vertraulichen Vorbesprechungwegen der zu treffendenWahlen, und zwar sagen wir einmal
eine halbe Stunde vor Eröffnung des Plenums.

Vorsitzender Becker: Also morgen eine halbe Stunde vor Beginn der Plenarsitzung. Das
wäre um 10^2 Uhr.

(AbgeordneterFreiherr v. Solemacher: Ich bitte ums Wort.)
Herr Abgeordneter Freiherr v. Solemacher hat das Wort zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter Freiherr v. Solemacher-Antweiler (zur Geschäftsordnung):Ich weih

nicht, ob auch für den RegierungsbezirkCöln eine Neuwahl stattfindet? (Zuruf: Ja!)
Vorsitzender Becker: Liegen für Cöln Wahlen für den Ausschußvor? (Zustimmung.)
Abgeordneter Freiherr v, Solemacher-Antweiler (fortfahrend): Dann würde ich die

Herren des RegierungsbezirksCöln bitten, morgen eine halbe Stunde vor Eröffnung des Plenums
hier in einem auf dem Bureau zu erfahrendenZimmer zusammenzutreten.

VorsitzenderBecker: Sonst meldet sich niemand mehr zum Wort? — Es ist das der
Fall.-

Meine Herren! Dann schließe ich unsere Sitzung.
(Schluß 2 Uhr 12 Minuten.)
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Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Donnerstag, den Ib. Februar 1906.

Beginn 11 Uhr 35 Minuten.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwesens

der Rheinprovinz für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31. März 1907.
3. Antrag der II, Fachkommissionzum Haushaltsplan der Polizcistrafgelderfonds und des

Ehrenbreitsteinei allgemeinen Armenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis
31. März 1907.

4. Antrag der II, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Pruvinzialausschusses,betreffend
die Rheinische Provinzial-Erziehungsanstalt für schulentlasseneFürsorgezöglinge männlichen
Geschlechts und katholischen Bekenntnisses zu Haus Fichtenhain bei Crefcld.

5. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung weiterer RheinischerProvinzial-Erziehuugsanstaltenfür ältere Fürsorgezöglinge
männlichenGeschlechts, katholischen und evangelischen Bekenntnisses.

6. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906
bis 31. März 1907.

?, Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Bmuweiler
für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

8. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauses zu Trier für das
Rechnungsjahr vom I. April 1906 bis 31. März 1907.

9. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstlllten,sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes
von Epileptikern, Idioten, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinprovinz, welche
bezw. deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentlicheArmenpflege haben, für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzial-
ausschußund die Zentralverwaltungsbehördefür das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis
31. März 1907.

11. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Rheinischen
Provinzial-Feuerversicherungsanstaltfür das Kalenderjahr vom 1. Januar 1906 bis 31. De¬
zember 1906.

10
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12. Antrag der IV. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Vichcntschädigungen infolge:

«,) von Rotz und Lungenseuche (Reichsgesctzvom 23. Juni 1880, betreffenddie Abwehr und
Unterdrückung von Viehseuchen, und Ausführungsgefctzvom 12. März 1891),

b) von Milz- und Rauschbrand(Gesetz vom 22, April 1892, betreffenddie Entschädigung
für an Milzbrand gefallene Tiere),

für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31. März 1907.
13. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddie an den

vorigen Prouinziallandtag gerichtete Petition um Bewilligung einer Beihilfe zu den Kosten der
Verlängerung des Ilverich-LankerDeiches.

14. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend weitere
Maßnahmen zur Förderung des Baues von Wasserversorgungscmlagenin leistungsschwachen
Gemeinden.

15. Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffendGesuch der Erben des am II. August 1905 verstorbenenGutsbesitzersOphoff zu
Schonnebeck bei Kray, LandkreisEssen, vom 5. Mai bezw. 7. November 1905 um Abstand¬
nahme von der Verfolgung eines Regrcßanfpruchesder Rheinischen landwirtschaftlichen Vcrufs-
genofsenschaft gegen sie.

16. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
das Gesuch des Ackerersund Bäckers Hubert Pütz zu Wahn 32, Landkreis Mülheim am
Rhein, vom 30. Januar 1906 auf Abstandnahmevon der Verfolgung eines Regreßansprnches
der Rheinischen landwirtschaftlichen Berufsgenofsenschaft gegen ihn.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll über die Plenarsitzung
vom 14. d. Mts. liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Als Schriftführer werden walten für die heutige Sitzung die Herren Abgeordneten
Schrakamp und von Groote.

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung hat der Herr Abgeordnete Conze zu einer
geschäftlichenMitteilung ums Wort gebeten.

Abgeordneter Conze: Meine Herren! Nachdem ich mich überzeugt habe, daß hier im
Hause die Meinungen über den von mir gestelltenAntrag auf Abänderung der einjährigen Haus-
haltsperiodc in die zweijährige sehr geteilt sind, und es jedenfalls nicht wünschenswertist, eine
solche Aenderung, nachdem sie erst vor zwei Jahren beschlossen ist, mit einer geringen Majorität
zu beschließen oder zu verwerfen,ziehe ich meinen Antrag zurück. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Wir treten dann in die Tagesordnung ein.
Der erste Gegenstand der Tagesordnung sind:

Eingänge.
Zunächst — (Glocke des Vorsitzenden)— ein Bericht und Antrag des Provinzialaus¬

schusses, betreffenddie Einführung zweijährigerHaushaltsperioden.
Der Gegenstand ist durch die eben von dem Herrn AbgeordnetenConze abgegebene

Erklärung erledigt.
Zweitens eine Petition der GemeindenUnkel und Scheuren, Kreis Neuwied, betreffend

die Pflasterung der Provinzialstraße Bendorf-Honnefzwischen Kiu 37,98? und 38,«,?.
Ich möchte vorschlagen, die Petition der III, Fachkommission zu überweisen.— Hiergegen

wird von keiner Seite ein Bedenken erhoben. — Dann stelle ich das als Beschlußdes Hauses fest.



46. Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 15. Februar 1906. 75

Damit sind die Gingänge erledigt.
Wir kommen zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zum Haushalsplan für die Verwaltung
des Landarmenwesens der Rheinprovinz für das Rechnungsjahr vom
1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteMintcn, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Minten: Meine Herren! Der Haushaltsplan des Üandarmeu-

wesens der Rheinprovinz schließt ab mit einem Mindcrzuschußvon 2? 000 Mark. Dieser Minder-
zuschuß setzt sich zusammen zunächst aus einer Mehreinnahme bei Position I von 3000 Mark,
ferner aus einer Minderausgabe bei Position I von 19 536 Mark und, meine Herren, schließlich
aus dem Wegfall der Verzinsungnnd Tilgungsrate von 4464 Mark, die für den Erwerb uud den
Ausbau der Hermann Joseph-Anstalt in Urft bisheran gezahlt worden ist.

Zu den Einnahmen Position I möchte ich bemerken, daß nicht eine solche Einnahme wohl
zu erwarten ist, wie sie in den Jahren 1903/04 erzielt worden ist, von 72- bezw. 73 000 Mark.
Es waren dort außerordentlicheBeträge eingegangen,die in Zukunft nicht zu erwarten sind, so daß
also nur ein Mehr von 3000 Mark eingesetzt werden kann.

Sodnnn, meine Herren, mochte ich zu Punkt 2 der Ausgaben noch erläutern, daß bis
zum Jahre 1902 die Kosten des Landarmenwesens fortwährendeine Steigerung von 60—70 000 Mark
pro Jahr aufwiescn. Seit diesem Jahre ist eine gewisse Stabilität eingetreten,wie Sie das aus
den Zahlen der Jahre 1902, 1903 und 1904, die Sie auf Seite 393 des Haushaltsplans ab¬
gedruckt finden, ersehen können.

Für die Folge hat der üandarmenverband nur mit einer stetigen Vermehrungvon 2'/««/o
zu rechnen. Das entsprichtder alljährlichen Bevölkerungszunahme. Diese 2^/2"/» machen einen
Betrag von 40 000 Mark aus.

Sodann ist aber noch ein weitereswichtiges Moment hinzugekommen, das eine Steigerung
der Pflegekostenherbeiführen wird. Es ist ja schon von dem Herrn Landeshauptmann in seiner
Etatsrede erwähnt worden eine Entscheidungdes Obervcrwaltungsgerichtsvom 20. Juni 1905,
wonach für die Folge der Prouinzialverband verpflichtet ist, nicht nur Irre in ihrem eigenen
Interesse in Anstalten unterzubringen,sondern auch solche, die wegen ihrer Gemeingcfährlichkeit der
Öffentlichkeit entzogenwerden müssen, also sogenannte „irre Verbrecher".

Sie haben ja bereits in der letzten Plenarsitzungbeschlossen,zwecks Aufnahmedieser Irren
eine besondere Irrenstation zu errichten uud mit der Anstalt von Brnuweiler zu verbinden.

Von diesen irren Verbrechernentfällt natürlich auch eine gewisse Zahl auf solche Personen,
die keinen Unterstützungswohnsitz haben, also landarm sind. Es wird angenommen, daß für das
Jahr 1905 die dafür aufzuwendenden Kosten 5000 Mark betragen, wobei sie auf ein halbes Jahr
berechnet sind. Es werden daher zu der Summe von 1904 von 1490 000 Mark hinzutreten die
40 000 Mark für die voraussichtliche Zunahme der Landarmen als 2^»/« der Mehrkosten,und die
5000 Mark für die halbjährigenKosten der irren Verbrecher;das macht im ganzen 1 535 000 Mark.

Es werden dann für das Jahr 1906 die weitere Steigerung von 2,5°/» mit 40 000 Mark
und 10 000 Mark für die irren Verbrecherhinzutreten, so daß sich der haushaltsplanmäßige Ansatz
von 1 585 000 Mark oder zur Abrundung 1 585 179,25 Mark ergibt.

Meine Herren! Bei der Aufstellung des Haushaltsplans sind gewisse Momente noch
nicht berücksichtigt worden, so daß also diese Summe keinen Anspruchauf eine große Sicherheit
gewählt.

10-
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Es sind das zunächst die gesetzlichen Bestimmungengewesen, wonach die III., IV. und V.
Servisklassefortfallen, sodaß also in Zukunft die Pflegekostenbcträge,die den Ortsarmenverbänden
zu leisten sind, von 60 Pfennig auf 80 Pfennig pro Tag steigen. Das wird nach mutmaßlicher
Schätzung ein Betrag von 20 000 Mark ausmachen.

Ferner ist nicht berücksichtigt worden die Novelle zum Reichs-Unterstützungswohnsitzgesetz,
wodurch der Erwerb und Verlust des Unterstützungswohnsitzes an andere Bedingungen geknüpft ist,

Ich habe eben schon bemerkt, daß die Position IV, Nr. 4 mit 4464 Mark in Wegfall
gekommen ist.

Die II. Fachkommission bittet das hohe Haus, den Haushaltsplan des Landarmenwesens,
wie vom Provinzilllausschußvorgeschlagen, festzustellen.

VorsitzerBecker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet, und darf ohne besondereAbstimmungfeststellen,daß das hohe Haus mit dem
Antrage seiner II. Fachkommission einverstandenist.

Wir gehen über zum dritten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Polizeistrafgeldcr-
fonds und des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für das Rech¬
nungsjahr vom l. April 1906 bis 31. März 1907.

Bericherstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterMinten, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterMinten: Meine Herren! Ich habe nichts weiter zu sagen,

als daß die II. Fachkommission bittet, das hohe Haus möge den Haushaltsplan wie vorgeschlagen
feststellen. Dieser Haushaltsplan enthält nur durchlaufende Einnahmen und Ausgaben. Es handelt
sich nur um die Verwaltung von staatlichenNcbenfonds.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort — ich schließe die Ver¬
handlung und darf feststellen,daß das hohe Haus mit dem Antrage seiner II. Fachkommission
einverstandenist.

Wir kommen zum 4. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Rheinische Provinzial-Erziehungsanstalt für
schulentlassene Fürsorgezöglinge männlichen Geschlechts und katholischen
Bekenntnisses zu Haus Fichtenhain bei Crefeld.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. Vcnu,
BerichterstatterAbgeordneterI)r. Venn: Meine Herren! Der Ihnen vorliegendeBericht

und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung einer Rheinischen Provinzial-
Erziehungsanstalt für schulentlasseneFürsorgezöglinge männlichen Geschlechtes und katholischen
Bekenntnisses, ist eine Folge der von dem Provinziallandtage in den Jahren 1904 und 1905
gefaßten Beschlüsse.Auf Grund der letzteren,die des näheren am Eingänge der Drucksache Nr. 13
aufgeführt sind, hat der Provinzialausfchuß dem Anstaltsgeistlichenan dem KöniglichenZellen¬
gefängnis in Düsseldorf-Derendorf,Pastor Elaßen, die auftragsweise Wahrnehmung der Direktor¬
stelle, zunächstauf die Dauer eines Jahres mit der Maßgabe übertragen, daß derselbespäter nach
definitiver Anstellungdie im Besoldungsplan für die Stelle vorgesehenen Bezüge, unter angemessener
Einrangierung erhalten soll. Gegen den Vorschlag des Provinzialausschusses,die Bezüge des
Genannten bis zum Tage der Eröffnung der Anstalt den Anstaltsbaukosten zuzurechnenund mit
dem Tage der Eröffnung der Anstalt auf den Haushaltsplan der Anstalt zu übernehmen, hat die
Kommission nichts zu erinnern gefunden. Ingleichen wurden Bedenken gegen die Art der Heran-
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ziehung und Anstellungder anderen Beamten und sonstigen Angestellten nicht erhoben und ebenso
war auch die Kommissiondamit einverstanden,daß ein besondererHaushaltsplan für die Anstalt
erst wohl dem nächsten Prouinziallandtage vorgelegt werden könne. Von feiten der Verwaltung
wurde an Hand eines Situationssilanes die Lage der einzelnen Anstaltsgebäude erläutert und der
gegenwärtigeStand der Bauarbeiten dargelegt. Auf eine aus der Mitte der Kommission erhobene
Frage, wie die Beschäftigungder Zöglinge gedacht sei, wurde seitens der Verwaltung erwidert,
daß die kleinere Hälfte der Zöglinge, also etwa 70, in der Landwirtschaftund die andere Hälfte
im Handwerk zu beschäftigen sei. Die Anstalt verfüge über einen Grundbesitzvon 459 Morgen
und finde sich da wohl Arbeit genug, namentlich, wenn man Gemüsebau und Blumenzucht
besonders bevorzuge. Als Absatzgebiet für die landwirtschaftlichen Produkte, insoweit sie nicht bei
der AnstaltsbeuölkerungAbnahme fänden, würde besondersCrefeld in Frage kommen. Was das
Handwerk anbelange, so seien für die Schlosserei, Schreinerei, Schusterei und Schneiderei nebst
den verwandten Handwerken:Schmiederei,etwas Klempnerei, Stcllmacherei,Sattlerei und Polsterei,
große geräumigeHandwerksstättenerrichtetund sei es eine Hauptaufgabe gute Meister anzuwerben,
die es nicht blos verständen, die Zöglinge angemessen zu unterrichten, sondern auch der Anstalt
Absatz zu gewinnen. Nach den in einigen anderen Anstalten gemachten Erfahrungen dürfte gehofft
werden, daß es nnch in Haus Fichtenhain gelingen würde, die Zöglinge in verschiedenen Hand¬
werken anstrengend, aber auch belehrend und anregend zu unterweisenund heranzubilden.

Nach diesen Ausführungen, meine Herren, darf ich namens der II. Fachkommission die
Anträge des Provinzialausschusseszur Annahme empfehlen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließedie
Verhandlung und darf feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage seiner II. Fachkommission zu»
gestimmthat.

Wir treten in die Verhandlung des 5. Gegenstandesder Tagesordnung ein:
Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinziell-
ausschusses, betreffend die Errichtung weiterer Rheinischer Provinzial-
Erziehungsanstalten für ältere Fürsorgezöglinge männlichen Geschlechts,
katholischen und evangelischen Bekenntnisses.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Venn.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Venn: Meine Herren! Nach den Darlegungen des

Herrn Landeshauptmanns zu dem Vorberichte des Haupt-Haushaltsplanes in der I. Plenarsitzung
glaube ich mich kurz fassen zu können.

Die Zahl der älteren, verwahrlosteren FürsorgezöglingemännlichenGeschlechtes, beider
Bekenntnisse, ist fortgesetzt so im Anwachsen begriffen,daß die vorhandenenPrivat- und königlichen
Erziehungsanstalten zu ihrer Aufnahme keineswegs ausreichen. Dazu kommt, daß das Lnzarett-
gebäude in Brauweiler, welches seiner Zeit seitens der Verwaltung notgedrungen zur
Aufnahme von Fürsorgezöglingen mit verwendbar gemacht werdenmnßte, den Zwecken
der Arbeitsanstalt selbst zurückgegeben werden muß, und endlich ist auch der Gesichtspunkt zur
Geltung gekommen, daß es richtiger ist, wenn gerade die schlimmeren Elemente unter den Zöglingen
in besondershierfür eingerichteten Erziehungsanstaltenuntergebrachtwerden.

Die II. Fachkommissionhat sich aus dieser Erwägung heraus, den in der Vorlage des
Provinzialausschusscsenthaltenen Gründen nicht zu entziehen vermocht und sich daher mit dem
Bau von zwei weiteren Erziehungsanstalten einverstandenerklärt.
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Darüber, daß dauernd Zöglinge in ausreichenderAnzahl vorhanden sein werden, um die
neuen Provinzial-Erziehungsanstaltenzu besetzen und gleichzeitig die einigen Priuataustalten gegen¬
über übernommenenVerpflichtungen des Provinzialverbcmdeszu erfüllen, war in der Kommission
kein Zweifel. Andererseits war die Kommission sich auch im Klaren darüber, daß der Unterricht,
die Erziehung uud Ausbilduug der Zöglinge in den Provinzialanstalten etwas teurer seiu würde
wie in den Privatanstalten, glaubte aber daraus einen Grund gegen die Errichtungvon Provinzial¬
anstalten nicht herleiten zn können, weil Privatanstalten, die gewillt und geeignetwaren, alle
Fürsorgezüglinge,auch die schlimmsten unter ihnen, aufzunehmen,nicht vorhanden sind.

Aus der Mitte der Kommission wurde noch die Frage an die Verwaltung gerichtet, welche
Gesichtspunkte bei der Wahl der Orte für die neuen Anstalten in Frage kämen. Hierauf wurde
erwidert, daß beabsichtigtsei, die katholischeAnstalt in eine Gegend mit mehr katholischer, die
evangelische Anstalt in eine Gegend mit mehr evangelischer Bevölkerungzu legen, und daß feiner
für die Anstalten eine abgelegene Gegend nicht iu Frage kommen dürfe, dieselbenvielmehr am
besten so lägen, daß sie für ihre landwirtschaftlichenund sonstigen Arbcitscrzcuguisse in nächster
Nähe Absatzgebietehätten. Außerdem sei es im Interesse des Anstaltspersonals wünschenswert,
wenn sich die erforderlichenSchulen in der Nähe der Anstalt befänden.

Mit diesen Ausführungenerklärte sich die Kommission für befriedigt,und so habe ich denn
namens derselben die Ehre, Ihnen, meine Herren, die unveränderte Annahme der Vorlage des
Provinzialausschusseszu empfehlen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Ver¬
handlung und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage Ihrer Fachkommission fest.

Wir kommen zum 6. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der
Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Venu.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Venn: Meine Herren! Der Haushaltsplan über die Kosten

der FürsorgeerziehungMinderjähriger für das Jahr 1906 schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit
1491800 Mark, also mit einem Mehr gegen das Vorjahr von 250 000 Mark, wovon nach den Ihnen
bekannten Bestimmungen '/» auf den Provinzialverband — 488 200 Mark, also 80 000 Mark
mehr wie im Vorjahre, entfallen. Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat Ihnen gelegentlich
der Erstattung des Vorbcrichtcszu dem Haupt-Hcmshaltsplau bereits mitgeteilt, wie die Anzahl der
Fürsorgezüglingenoch fortgesetzt im Anwachsenbegriffen ist, und daß die anfänglich vielfach gehegte
Ansicht,es würde nach dem starken Andrang in den ersten Jahren ein Hcmbsinkenin den Uebcr-
weisungsziffernstattfinden, sich nicht verwirklichthat. Es steht mit Sicherheit zu erwarten, daß
der Zugang an Fürsorgczöglingcnden Abgang derselben im kommendenHaushallsjahre noch
übersteigen wird, und da feiner heute bereits feststeht,daß die Zahl der Fürsorgczöglingeam
1. April ds. Is. um l!0l> höher ist wie die Zahl derselbenam 1. April 1905, so ist eine ent¬
sprechendeErhöhung des Haushaltsplans unvermeidlich. Derselbe rechnet für 1906 mit einem
Durchschnittsbestandevon 5365 Zöglingen, weicht aber hinsichtlich der Höhe des Pflegesatzesim
Betrage von 260 Mark von dem des laufenden Jahres nicht ab. Hierdurchist gegen das laufende
Jahr eine Erhöhung der Ausgabe, wie bereits bemerkt, zu einem Betrage von 243 000 Mark,
gegeben. Die übrigen Ausgaben, die sogenannten Verwaltungskosten, sind im ganzen nur um
6700 Mark höher angesetzt und zwar im wesentlichen deshalb, weil an Stelle des wissenschaftlichen
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Hilfsarbeiters ein Landesasscssor treten soll, weil ferner einige Beamten in höhere Stellungen auf¬
rücken und die Gehälter einiger anderen Beamten anders reguliert sind; außerdem sind die Aus¬
gaben für Miete, Beleuchtungund Reinigung um etwa 1000 Mark gestiegen, weil die bisherigen
Diensträume nicht mehr ausreichten,so daß im Nachbarhauseeinige Zimmer hinzugemietetwerden
maßten.

Auf eine Anregung aus der Mitte der Kommission wurde seitens der Verwaltung mit¬
geteilt, daß vom 1. April 1901 bis 31. März 1905 im ganzen überwiesen worden sind in
Preußen nahezu 27 000 Zöglinge, darunter au» der Nheinprovinz 4200 Zöglinge, Auf je
10 000 Einwohner kommen hiernach in Preußen 7,95 Zöglinge und in der Rheinprovinz 7,Z<.
Von den sämtlichen vorgenannten Minderjährigen waren in Preußen nur 3,8»°/», in der Rhein-
Provinz nur 3,21°/» noch nicht schulpflichtig, während ans die Gruppe der Schulpflichtigenin Preußen
nahezu 57°/« entfallen, in der Nheinprovinz gerade 50°/», Dahingegen beträgt der Anteil der
Schulentlassenen in Preußen nur 39,28»/», und wenn man Berlin, wo die Zahl der Schul¬
entlassenenaus naheliegenden Gründen eine besondershohe ist, außer Betracht läßt, nur 37,23°/»,
in der Rheinprovinz aber nahezu 4?°/»,

Auf Grund der Ziffer 1 des § 1 des Gesetzes, die zu den bekannten Erörterungen geführt
hat, sind überwiesenworden in Preußen nicht ganz 2?«/», in der Nheinprovinz fast 31«/».

Diefe Ziffern lassen erkennen,daß die Anwendung gerade der wichtigsten Bestimmung
des Gesetzes in der Rheinprovinz nicht unter sondern, und zwar nicht unerheblich, über dem
Durchschnitt steht, daß aber andererseits gerade in der Rheinprovinz sehr viele schulentlassene ältere
Minderjährige beiderlei Geschlechtes noch zur Fürsorgeerziehunggelangen.

Seitens der Verwaltung wurde dann feiner noch auf die rege Mitarbeit und treue
Hingebung der zur Unterbringung in Anspruch genommenenAnstalten und, soweit die Erziehung
in Familien in Frage kommt, der hierfür in Betracht kommenden Fürsorger hingewiesenund nur
hervorgehoben,wie die Unterbringung und Erziehung der Fürsorgczöglinge durch die in allen
Anstalten herrschende Ueberfüllungerschwert wird.

Sonst, meine Herren, habe ich zu dem Haushaltsplan nichts zu bemerken, und ich
empfehle Ihnen namens der II. Fachkommission den Antrag des Provinzialcmsschusses zur Annahme.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet, und darf Ihre Zustimmung zu dem Antrage Ihrer Fachkommission feststellen,

Wir kommen zum 7. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Arbeits-
llnstalt zu Brauweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis
31. März 1907.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. von Bcckerath,dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter I)r. von Beckerath: Meine Herren! Der Haushaltsplan der

Piovinzilll-Arbeitsanstalt in Brauweiler hat einer ausführlichen Besprechung in Ihrer II. Fach'
tommissionunterlegen, aus deren Inhalt ich Ihnen vielleicht einige Punkte hervorhebendarf.

Wie im vorigen Jahre ist die Zahl der männlichenKorrigendenwiederum im Wachsen,
und wir müssen damit rechnen, daß sie sich im neuen Geschäftsjahrvon 925 auf 1090 mindestens
erhöhen wird. Sie sehen in dem Haushaltsplan auf Seite 426 auf dem Vordruck, daß man
andererseits mit einer Konstanz der weiblichenInsassen, und mit einer geringen Abnahme der
Land- und Ortsarmen von 150 auf 120 rechnen kann, und ebenso eine Abnahme der Fürsorge¬
zöglinge in dieser Anstalt vorgesehenhat. Diese Letzteren sollen nämlich, sobald die Anstalt in
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Fichtenhain bei Crefeld baulich soweit eingerichtet ist, zum Teil dorthin überwiesenwerden, so daß
sich die Zahl von 200 auf 165 vermindern wird. Die Folge der Steigerung der Gesamt-Insassen
der Arbeitsanstalt Brauweiler von 1500 auf 1600 Köpfe sehen Sie im Haushaltsplan sich in
zwei verschiedenen Tatsachen wiederspicgeln. Sie haben unter den Ausgaben nämlich eine wcsent-
Erhöhung auf Seite 435 für die Beköstigung,Bekleidungund Reinigung, während Sie andererseits
als Folge davon, daß die Insassen Arbeit leisten, in dem Spezialplan Anlage L über den Arbcits-
betrieb auf Seite 451 unter Berücksichtigung der erhöhten Kopfzahl auch eine wesentliche Erhöhung
der Einahmen finden. Es ist erfreulich,daß trotz dem Steigen der zu Beköstigenden der Zuschuß
aus Provinzialmitteln für die Anstalt der gleiche geblieben ist, wie im vorigen Jahre, nämlich
163 000 Mark. Der gesamteHaushaltsplan balanziert in der Höhe von 556 000 Mark.

Gestatten Sie mir zu den Ausgaben des Haushaltsplans kurz Bezug zu nehmen auf die
Ihnen bereits in einem anderen Berichte dargelegte Neugründung einer Oberinspektorstelle,die für
einen ständigen Vertreter des Direktors bestimmt sein soll und die eine Mehrausgabe von 3600 Mark
bedingt. Es sind dann außerdem 2 Aufseher zur Verstärkung des Nachtdienstes mehr nötig geworden,
und feiner hat man es für billig gehalten, dem Anstaltsarzte für den Fall seiner Vertretung die
Kosten für eine solche abzunehmen, und sie mit 300 Mark auf den Haushaltsplan der Anstalt
zu setzen.

Aus den einzelnen Unterabteilungen des Haushaltsplans für Land- und Vichwirtschaft,
Arbeitsbetrieb,Materialienverwaltung und Mühlenbetrieb dürfte kurz zu erwähnen sein, außer dem
bereits gesagten, daß die Einnahmen aus der Land- und Viehwirtschaftsich nicht wesentlich ver¬
ändert haben. Es ist eine Vermehrung der Gebäudcflächeund eine Verminderung der Ackerfläche
vorgenommen worden, wodurch natürlich die Ginnahmensich ein wenig verringert haben. Von dem
Herrn Berichterstatter wurde im vorigen Jahre darauf hingewiesen, daß die Einnahmen für das
Mehl in der Bäckerei — Anlage v des Haushaltsplans — sich wesentlich verringern müßten aus
dem Grunde, weil es nicht mehr möglich sei, das geeignete Handelsmehl zu produzieren, was in
den übrigen Anstalten der Provinz genommen würde. Der Verwaltung ist es aber inzwischen
gelungen, durch- eine anderweite Produktion die Einnahmen aus dem Mühlbetriebe und der Bäckerei
doch wieder zu heben, dergestalt, daß infolgedessen 1500 Mark mehr, als im Vorjahre mit Be¬
stimmtheit für die Einnahmen in Aussichtgenommen werden konnten.

Meine Herren! Das ist alles, was ich zu dem Haushaltsplan zu bemerken habe, ich
habe Ihnen namens der II. Fachkommission die unveränderteAnnahme des Haushaltsplanes hier¬
mit zu empfehlen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort, — Dann schließe ich die Ver¬
handlung und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage der II. Fachkommission fest.

Wir gehen über zum Gegenstand der Nnmmer 8:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauses
zu Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist wiederum der Herr AbgeordneteDr. von Veckerath.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Veckerath: Meine Herren! Zum Etat des

Landarmenhauses zu Trier auf Seite 478 ff. des Haushaltsplans ist nichts zu bemerken. Nach
wie vor unterhält sich das Landarmenhaus selbst.

VorsitzenderBecker: Aus dem Hause wird das Wort nicht gewünscht, — Dann schließe
ich die Verhandlung uud stelle Ihr Einverständnis fest.
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Wir kommen zum Gegenstand Nr. 9 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützung
milder Stiftungen und Wohltätigkeitsanstalten, sowie über die Kosten
der Unterbringung und des Unterhaltes von Epileptikern, Idioten,
Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinprovinz, welche bezw.
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. von Beckerath.
Berichterstatter Abgeordneter vi-. von Beckerath: Zu dem Haushaltsplan über die

Unterstützungmilder Stiftungen, die Sie auf Seite 500 des Haushaltsplans finden, ist nur das
Eine hervorzuheben,daß gemäß Ihrem früheren Beschluß 10 000 Mark in Ginnahmeund Ausgabe
erscheinen für die Fürsorge für Verkrüppelte, für die Stiftung, die wir aus Anlaß der silbernen
Hochzeit Ihrer Majestäten des Kaisers und der Kaiserin seinerzeiteingesetzt haben.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort — ich schließe die Ver¬
handlung und stelle Ihr Ginverständnisfest.

Wir gelangen zum 10. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinzial»
landtag, den Provinzialausschuß und die Zentralverwaltungsbehörde
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

(Zurufe.)
Meine Herren! Der Antrag muß heute abgesetzt werden, weil wir uns zunächst über die

Vorlage wegen der Aenderung der Beamtengehälter schlüssig gemacht haben müssen. Er wird also
später auf die Tagesordnung kommen.

Dann kommen wir zum Gegenstand Nr. 11:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltung«^
kosten der Rheinischen Provinzial-Feuerversicherungsanstalt für das
Kalenderjahr vom 1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1906.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteSpiritus.
BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Der Haushaltsplan über die Ver-

wllltungskostender Provinzial-Feuerversicherungsanstaltder Rheinprovinz weist in diesem Jahre
ein Mehr in Einnahme und Ausgabe von 19 500 Mark auf. Die Ausgaben werden gedeckt aus
den eigenen Einnahmen der Feueruersicherungsanstalt.Die Ausgabenverteilen sich im wesentlichen
auf die verschiedensten Gehaltspositionen. Die Mehrbeträge sind hervorgerufendurch die erhebliche
Mehrarbeit, die auch iu diesem Zweige der Provinzialverwaltung obwaltet.

Im übrigen ist hinsichtlich des Haushaltsplans nichts besonderes hervorzuheben. Die
Kommissionempfiehlt dessen Annahme.

Meine verehrten Herren! Als ich im Vorjahre von dieser Stelle aus über den Haus¬
haltsplan der Rheinischen Provinzial-Feuerversicherungsanstaltreferieren durfte, konnte ich mit
Ihrer Zustimmung auf die erfolgreiche Arbeit des Direktors der Anstalt hinweisen. Leider ist es
Dr. Brandts nicht vergönnt gewesen, den Abschluß seiner reformatorischenWirksamkeit zu erleben.
Wir beklagen alle aufrichtigsein vorzeitiges Hinscheiden.Seine Tätigkeit im Dienste der Rheinischen
Provinzilverwaltungund sein Wirken auf sozialem Gebiete weiden in der Provinz unvergessen bleiben.

Meine Herren! Gestatten Sie mir zum Schluß noch ein Wort hinsichtlich der Ueber¬
schüsse der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt.

ii
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Das abgelaufene Jahr hat 700 000 Mark Ueberschüsseergeben und nach den Mitteilungen,
die sowohl der Herr Landeshauptmann in seinem einleitenden Etatsvortrag gemacht und
wie sie uns in der Fachkommissionnoch eingehender zu Teil geworden sind, ist die Annahme
berechtigt, daß das laufende Haushaltsjahr mit einem Ueberschuß von 1600 000 Mark abschließen
wird. Wahrlich sehr erfreuliche Resultate!

Es hat sich nun auch in diesem Jahre in der Fachkommissionwieder der Wunschund
der Gedanke geltend gemacht, daß diese schonen Überschüsse mehr, als das bisher möglich ist,
zu gemeinnützigen Zwecken der Provinz verwendetwerden können. Ich darf darauf hinweisen, daß
der Prouinziallandtag im Jahre 1904 den Beschlußfaßte, den Provinzialausschußzu beauftragen,
die erforderlichenSchritte zu unternehmen, um einen Teil der jährlichenUebelschüsse der Ver¬
sicherungsanstaltder Verwendung durch den Provinzallandtag als Gegenleistungenfür die von dem
Proviuzialverbande übernommene Garantie zuzuführen. Wie Sie wissen, hat dnrch die neuen
Satzungen die Rheinprovinz die volle Garantie für die Versicherungübernommen, eine Garantie,
wie sie wohl in größerem Maße und in sicherer Weise nicht gegeben werden kann. Dadurch ist
aber der Wunsch durchaus berechtigt, daß als Gegenleistung für die Garantie die Überschüsse
auch der Provinz in weiterem Maße zuteil werden mögen. Nach unserenSatzungen ist es nämlich
nnr gestattet, die Ueberschüssezum Teil zn verwenden für gemeinnützige,zugleich aber auch die
Interessen der Proviuzial-Feuerversicherungsanstaltfördernde Zwecke. Es wurde nun damals
angeregt, daß dicfe Bestimmung des Statuts dahiu geändert werden möge, daß der Zusatz „zngleich
die Interessen der Anstalt fördernde Zwecke" in Wegfall komme. Es hat indessen, obwohl auch
der letzte Landtag dieser Anregung nochmals seine Unterstützunghat zuteil werden lassen, sich
in dieser Hinsicht noch nichts erreichen lassen, weil abgewartet werden soll, bis das Gesetz über
den Versicherungsvertragverabschiedetsein wird. Wann das der Fall ist, entzieht sich einstweilen
noch der Beurteilung. Aber ob das Gesetz verabschiedet wird oder ob es nicht verabschiedet wird,
der Wunfch der Fachkommission, und ich nehme auch an, des Provinziallandtags ist der, daß mög¬
lichst bald Schritte mit Erfolg geschehenmögen, welche den Rheinischen Prouinziallandtag berech¬
tigen, von den großen und schönen Überschüssenseiner Feuer-Versicherungsanstaltfür gemeinnützige
Provinzialzweckeeinen erheblichenTeil zu verwenden. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich uicmcmdzum Wort. — Dann schließe ich die
Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis fest.

Wir kommen zum zwölften Gegenstandder Tagesordnung:
„Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Ver¬
waltung der Fonds zur Gewährung von Viehentschädigungen infolge:
»,) von Rotz und Lungenseuchc (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, be¬

treffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, und Aus-
führuugsgesetz vom 12. März 1891),

li) von Milz- und Rauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend
die Entschädigung für an Milzbrand gefallene Tiere)

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907."
Berichterstatterist der Herr AbgeordneteEaspers.
Berichterstatter Abgeordneter Easpers: Meine Herren! Bevor ich die unveränderte

Annahme empfehle, darf ich vielleicht vorausschicken, daß der vorige Provinziallandtag in einer
Resolution beschlossen hat, den Provinzialausschuß zu ersuchen,die bestehenden Vorschriftenüber
die Feststellung des Vorhandenseins von Milzbrand etwas abzuändern. Es hat sich damals



46. Rheinischer Provinziallaudtag, 4. Sitzung am 15. Februar 1906. 83

herausgestellt, daß die Bestätigung des Vorhandenseins von Milzbrand sehr häufig nicht erfolgt
ist, obgleich tatsächlich Milzbrand vorgelegen hat, weil die Präparate in Fäulnis übergegangen
waren und somit der Milzbrand nicht festzustellenwar. Der Provinzialausschuß ist dieser An¬
regung in dankbarsterWeise gefolgt und die Vorschriften,die in dieser Beziehung nunmehr neu
erlassensind, lassen nichts zu wünschen übrig.

Dieses vorausgeschickt, darf ich wohl im Namen der IV. Fachkommission die unveränderte
Annahme des Etats empfehlen.

Vorsitzender Becker: Auch hier scheint allseitigesEinverständnis zu herrschen. Es meldet
sich niemand zum Wort — ich schließe die Verhandlung und stelle das Einverständnis fest.

Wir treten in die Verhandlung des GegenstandesNr. 13 der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die an den vorigen Provinziallandtag gerichtete Petition um
Bewilligung einer Beihilfe zu den Kosten der Verlängerung des Ilverich-
Lanler Deiches.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteBrücker.
Berichterstatter Abgeordneter Vrücker: Meine sehr geehrtenHerren! Im vorliegenden

Antrage handelt es sich um den Bau resp, die Verlängerung des Ilverich-LankerDeiches um eine
Länge von ca. 5 Km. Der betreffende Antrag hat bereits dem hohen Hause im vorigen
Jahre vorgelegen. Es konnte jedoch kein Beschlußdarüber gefaßt werden, weil er erstens zu spät
eingegangenwar und zudem auch seiue Begründung nicht erfolgen konnte. Dieses ist nun inzwischen
redlich geschehen, erstens seitens der zuständigenMinisterien, welche das Projekt als absolut not¬
wendig anerkannt und eine Beihilfe von 144 500 Mark in Aussicht gestellt haben. Zweitens
ist das Projekt anerkannt worden von der Rheinstrombanveiwaltung, welche auch ihrerseits die
Nützlichkeit und absolute Notwendigkeit anerkennen mußte, indem dort, wo der Deich gebaut
werden soll, der Strom eine große Krümmung macht und wo bei plötzlich eintretendemHochwasser
die Wllsseimassen sich durch die Talmulde des einzudeichenden Gebietes werfen. Die Rheinstrom¬
bauverwaltung hat zu diesem Zwecke 35 000 Mark in Aussichtgestellt. Es sind demnach gedeckt
179 500 Mark.

Der Antrag hat wiederum dem Provinzialausschußvorgelegen,welcher denselben ebenfalls
geprüft und auch sich zustimmend zu demselbenerklärt hat, und nun, meine Herren, bleibt
mir eigentlich noch übrig die nähere Begründung der Vorlage. Das jetzige einzudeichende Gebiet
umfaßt eine Größe von 2000 Morgen. Es ist meistenteilsAckerboden, aber wenn jeden Augenblick
die Leute gefaßt sein müssen, daß durch die Fluten all ihre Mühe und all ihre Auslagen wiederum
zu nichte gemacht weiden können, kann es doch mit Fug und Recht nicht in Angriff genommen
werden. Durch den Bau des Deiches wird die Inundation verhindert, und die Leute können mit
Ruhe dort ihre Saaten bestellen, was bisher absolut uicht möglich war. Weiterhin wohnen in
diesem Landstrich so ca. 700 Menschen, und wie die letzten Hochwasser ergeben haben, hat das
Wasser dort in manchenHäusern eine Höhe von 1 bis 2 m erreicht. Daß die gesundheitlichen
Verhältnissedadurch nicht besser werden, wird jedem einleuchten.

Die Inundierung hat bisher so ca. alle drei bis vier Jahre stattgefunden. Bei der
letzten Inundierung ist ein Schaden von 203 000 Mark durch unparteiische Sachverständige
festgestellt. , ^

Weiterhin wird durch die Eindeichung der neuerbaute CrefelderHafen einen wesentlichen
Schutz empfangen,in den die von oben hereinfließenden Wassermassen sich auf deu dortigen Hafen-

11*
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dämm stürzen und denselbenso in eine große Gefahr bringen können. Infolgedessenhat auch die
Stadt Crefeld zu den Kosten 20 000 Mark bewilligt.

Weiterhin,meine Herren, haben auch der Landkreis Crefeld und die DeichschauUerdingcn ein
großes Interesse daran, daß der Deich ausgebaut wird; denn der jetzige Baundcich liegt über der
Crcfeld-DüsscldorferProvinzialstraße, die also bei Eisgängen sehr in Gefahr gesetzt werden könnte,
und wenn da eine Katastrophe einträte, dann würden im Landkreis Crefeld, vor allen Dingen in
der Dcichschau Uerdingen,und weiter bis in den LandkreisMors hinein die Bewohner sehr darunter
zu leiden haben. Ersterer hat daher eine Beihilfe von 30 000 Mark uud die Dcichschau Uerdingen
eine solche von 20 000 Mark zugesagt.

Dann, meine Herren, ist es weiterhin auch noch von einem sehr großen Interesse, daß
dieses Projekt gerade das letzte Stück bildet in der Oeffnung der ganzen Deichanlagedes Nicder-
rhcins, und somit auch das Schlußstück hergestelltwird, welches den Rhein mit seinen oft gewal¬
tigen Flutmassen in feste Bahnen zurückdrängt.

Ich erlaube mir daher, namens der IV. Fachkommissiondem hohen Hause den Antrag
zu unterbreiten:

„Provinziallllndtag wolle zu den Kosten der Verlängerung des Ilverich-LankerDeiches
eine Beihilfe in Höhe eines Drittels der Kosten bis zum Höchstbctrage von 162 000 Mark
— zahlbar in 5 Jahresraten aus den zur Verfügung des Provinziallandtllgs stehenden
Mitteln — bewilligen,unter der Voraussetzung,daß die übrigen Kosten aus Mitteln
des Staates, der Interessenten oder von anderer Seite aufgebrachtwerden."

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
znm Wort meldet, und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage Ihrer IV. Fachkommission fest.

Wir kommen zum 14. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission znm Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend weitere Maßnahmen znr Förderung des Baues von Wasser¬
versorgungsanlagen in leistungsschwachen Gemeinden.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHeising.
Berichterstatter Abgeordneter Heising: Meine Herren! Der Provinziallandtag hat ver¬

schiedene Male Veranlassung genommen, sich mit der Frage zu befassen, in welcher Weise Maß¬
nahmen zur Förderung des Baues von Wasserleitungsnnlagenin leistungsschwachen Gemeindender
Provinz zu treffen seien. In Anerkennungder Notwendigkeit,daß diese Angelegenheitdringend
der Förderung bedürfe, hat der Provinziallandtng in verschiedenen Sitzungen erhebliche Mittel zur
Vcrfüguug gestellt, um dem Bedürfnis abzuhelfen, Der 43. Provinzillllcmdtaghat neben Beihilfen,
die aus den Ucberschüssender Provinzial-Feuerversicherungsanstaltzu entnehmen waren, eine Anleihe
von 750 000 Mark, und der 45. Landtag eine Anleihe von 500 000 Mark bewilligt, um einen
Fonds zn schaffen, aus dem die Wasserleitungsnnlagenunterstützt werden könnten. Zur Deckung
dieser Anlagen waren die Ueberschüsseder Provinzial-Fener-Sozietüt vorgesehen und es ist seit der
Zeit ein Betrag von 150 000 Mark jährlich zur Verzinsungund Tilgung der Anleihen aus diesen
Mitteln bereit gestellt.

Auf Grund dieser Bewilligungen ist seit dem Jahre 1903 im ganzen verfügbar gewesen
die Summe von 1 734 199 Mark 68 Pfg., als Unterstützungenaus diesen Mitteln ist bisher die
Summe von 1356 826 Mark 4? Pfg. gewährt, so daß für das Haushaltsjahr 1906 noch zur
Verfügung stehen 37? 372 Mark 21 Pfg.

Außerdem ist diese Angelegenheit insofern noch erheblich gefördert, als auch von der
Landes-Vcrsicherungsllnstlllt, wie von der Landesbank leistungsschwachenGemeinden erhebliche Darlehen
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zum Zinsfuß von 3 bezw. Z^«/» gegeben sind, und zwar bisher in der Gesamthöhc von
2 871270 Mark. Trotz dieser immerhin sehr erheblichen Beihilfe hat sich das Bedürfnis nach
weiterer Hilfe immer mehr herausgestellt; denn es liegen schon jetzt noch — wie die Herren aus
den Drucksachen erscheu wollen — 127 Antrage mit einer Anschlagssumme uuu 3 497 408 Mark
vor, zu denen eine Beihilfe von 1 04? 341 Mark erbeten ist.

Die vorhandenen Mittel reichen um so weniger zur Bestreitung des Bedürfnisses aus,
als auch nach den angestelltenErmittelungen überall, in sämtlichen Regierungsbezirken,noch eine
sehr große Anzahl von Anträgen zu erwarten ist.

So ist beispielsweise diese vorläufige Untersuchungim RegierungsbezirkEobleuz in der
Weise ausgefallen,daß noch 402 Wasserleitungenin den nächsten Jahren mit einem Kostenaufwand
von 11005130 Mark zu erbauen sind, zu denen ein Drittel der Beihilfe, also 3 343 948 Mark
erbeten werden.

Aehnlich wie im Regierungsbezirk Coblenz liegt es in den RegierungsbezirkenAachenund
Trier, und auch in den Regierungsbezirken Cöln und Düsseldorfgibt es eine Reihe von Gemeinden,
in denen man dringend auf eine Beihilfe aus diesem Fonds rechnet.

Mit Rücksicht auf dieses große Bedürfnis, das also nach dieser Richtung hin noch zu
befriedigenist, hat denn auch schon im vorigen Jahre der Prooiuziallandtag auf Anregung der
IV. Fachkommission die Frage erörtert, ob es nicht an der Zeit wäre, auch den Staat für diese
Angelegenheitmehr zu interessieren. Es wurde festgestellt,daß bisher seitens des Staates ver¬
hältnismäßig sehr geringe Mittel zur Verfügung gestellt sind, die auch nicht annähernd ausreichte«,
um nur die dringendsten Wasserversorgungsanlageu— welche vielleicht lediglich aus hygienischen
Rücksichten notwendig waren — zu bestreikn.

Es ist dann auf Antrag der IV. Fachkommission eine Resolution vom Provinziallandtag
gefaßt worden, worin die Staatsregierung ersucht werden sollte, größere Mittel für die Unterstützung
von Wasserlcitungscmlagendiesen leistungsschwachen Gemeindenzur Verfügung zu stellen.

Zu diesem Antrage hat die KöniglicheStaatsregierung bisher eine bestimmte Stellung
nicht genommen.

Aus den Verhandlungen nnd den Erklärungen des Herrn Ministers für Landwirtschaft,
Domänen und Forsten ist aber zu entnehmen, daß dem Antrage wohl auch kaum näher getreten
werden wird, wenn man sich nicht entschließt,seitens der Provinz einen ganz bestimmtenzahlen¬
mäßigen Antrag einzubringennud gleichzeitig weitere Mittel zur Verfügung zu stellen.

Es ist nun zunächst die Frage erörtert worden, — wenn ein solcher Antrag gestellt werden
sollte: — In welcher Höhe müßte dann der Beitrag der Provinz bezw, des Staates eingestellt
werden? und da ist unter Berücksichtigungder in den Jahren 1903, 1904 und 1905 wirklich
bewilligtenBeihilfen, eine Summe von etwa 400 000 Mark jährlich für notwendig erachtet, um
wenigstensden dringendstenBedürfnissenin den nächsten Jahren gerecht zu werden.

Es ist deshalb vom Provinzialausschuß in Aussicht gcuommeu worden — und dieser
Antrag liegt heute dem hohen Hause vor — bei der Staatsregierung eine Summe von 200 000 Mark
zu erbitten bei gleichzeitiger Gegenleistungder gleichen Summe seitens der Provinz.

Es würde dann die Summe von etwa 400 000 Mark jährlich zur Förderung dieser
wichtigenAngelegenheitzur Verfügung stehen.

Weiter ist die Frage erörtert, in welcher Weise diese Mittel wohl beschafft werden könnten,
resp, gegen welchen Titel diese Forderung zu richten sei. Und da hat man zunächst an den
Westfonds gedacht. Der Westfonds selbst ist aber nach übereinstimmendenUrteilen sämtlicher
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Beteiligten bereits derartig durch alle möglichen Anlagen in Anspruch genommen, daß eine Ent¬
nahme von größerenBeträgen aus dem Westfondszu Wasserleitungszwecken nicht angängig erscheint.
Dagegen könnte man nach dem Beispiel der Nachbarpromnzvielleicht doch den Westfondswenigstens
als Anhaltspuntt nehmen und eine Erhöhung des Westfonds selbst beantragen. In der
Provinz Westfalen ist tatsächlichder Westfonds erhöht und zwar sind ausdrücklich 30 000 Mark
unter gleicher Gegenleistungder Provinz eingestellt worden lediglichzur Unterstützungvon Wasser-
versorgungsanlagen.

Es ist deshalb vom Provinzialausschuß vorgeschlagen,doch den Westfonds zu erhöhen
und ihm gewissermaßeneine besondere Abteilung für diese Angelegenheitanzugliedern.

Es würde dann gewissermaßender Westfonds aus zwei Teilen bestehen; einmal aus
den 640 000 Mark, die seitens des Staates und der Provinz gegebenwerden, und andererseits
dann noch einmal wieder aus 400 000 Mark, die lediglich zur Unterstützung von Wasscr-
leitungsanlagen zur Verfügung gestellt werden sollten.

Es würde eine besondere Abteilung zu bilden sein, in der im wesentlichen in derselben
Form über die Bewilligung von Beihilfen für Wasserleitungen zu beraten wäre, wie über den
Westfondsüberhaupt, allerdings dann aber mit der Maßgabe, daß nicht etwa allein die sogenannten
landwirtschaftlichzurückgebliebenen Gegenden der Provinz, sondern sämtliche Teile der Provinz
je nach Bedürfnis aus diesem Fonds entsprechend Berücksichtigung finden könnten.

Ferner ist erörtert worden, in welcher Weise nun seitens der Provinz die Deckung zu
erfolgen haben würde. Dabei ist nun wohl mit Recht — und darin ist auch die IV. Fach¬
kommission mit dem Provinzialausschuß vollständig einverstanden— hervorgehobenworden, daß
die Leistungen der Rheinprovinz ja bisher schon sehr erheblichegewesen sind, daß sie jährlich
ohnehin schon zur Deckung der Zinsen und der Amortisierungder bisher aufgenommenenAnleihen
von 1250 000 Mark jährlich 150 000 Mark in den Haushaltsplan eingestellthat, und daß es
berechtigt wäre, einen Teil dieses bereits geleisteten Betrages bei der späteren Heigabe der
200 000 Mark für die Provinz auf ihren Anteil in Anrechnung zu bringen. Denn wenn eine
solche Berücksichtigungnicht einträte, dann würden nicht allein 200 000 Mark, die jetzt neu
beantragt werden, aufzubringensein, sondern es kämen außerdemnoch die bereits jährlichzu leisten¬
den 150 000 Mark hinzu, also tatsächlich würde sich diese Unterstützungaus Provinzialmitteln auf
350 000 Mark erhöht haben.

Es soll deshalb die Deckung seitens der Provinz in der Weise erfolgen, daß also nicht
die ganze Summe von 200 000 Mark ohne weiteres neu bewilligt wird, sondern die Verzinsung
und die halbe Amortisation der bisher in Höhe von 1250 000 Mark gegebenen Anleihen im
Betrage von 75 000 Mark in Abzug kommen.

Die Deckung der später notwendig werdenden Summen, die sich im ganzen gegenüber
den seitherigen Leistungenum 81 250 Mark erhöhenwürden, soll dann anch aus den Ueberschüssen
der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltentnommenwerden.

Auf dieser Grundlage soll nochmals an die Staatsregierung herangetreten werden. Die
IV. Fachkommission hat sich dem Antrage des Provinzialausschussesangeschlossen und den Antrag
gestellt, es möge beschlossen werden:

„Der Provinziallandtag erklärt sich damit einverstanden, daß die bisher aus den
Ueberschüssender Provinzial-Feuerversicheiungsanstaltfür die Förderung des Baues von
Wasserversorgungsanlagenzur Verfügung gestellte Summe von 150 000 Mark bis zum
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Bettage von 231500 Mark erhöht wird unter der Voraussetzung,daß die Königliche
Staatsregierung den Betrag von 200 000 Mark für den gleichen Zweck zur Verfügung
stellt und daß ferner aus dem von der Provinz bewilligtenBetrage 75 000 Mark für
die Verzinsung und Tilgung der vom 43. und 45. Provinziallcmdtag beschlossenen
Anleihen von 750 000 Mark und 500 000 Mark vorweg genommenwerden."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung uud gebe zunächst das Wort dem
Herrn AbgeordnetenWallenborn.

AbgeordneterWallenborn: Meine Herren! Die Vertreter der hier in Betracht kommenden
Gemeindenund Bezirke sind gewiß mit mir darin einverstanden,daß wir kaum eine Vorlage in
dieser Session mit solcher Freude begrüßen durften, wie diese, und ich glaube, Sie stimmen eben¬
falls mit mir überein, wenn ich namens der in Betracht kommenden Gegenden dem Provinzial-
ausschnß unsern besten Dank abstatte sür sein Entgegenkommenund für die Bereitwilligkeit,mit
der er bereits früher so ganz bedeutendeSummen zu diesem Zwecke aufgewandt hat

Ebenso wird der Dank sich zu erstrecken haben auf die Landesbankund auf die Landes-
Versicherungsanstaltder Rheinprovinz, die ja auch durch Darlehen zu ermäßigtem Zinssatz den
Gemeinden entgegengekommen sind.

Seit Jahren haben sich die Vertreter der westlichenProvinzen im Abgeordnetenhaus«:
bemüht, staatlicheMittel zu diesem Zwecke flüssig zu machen.

Sie haben bereits vom Herrn Referenten gehört, daß es mit sehr wenig Erfolg geschehen
ist, weil die Staatsregierung immer zur Bedingung gemacht hat, daß die betreffendeProvinz
eine gleiche Aufwendung machensoll.

In diesem Jahre zuerst haben wir für die Provinz Westfalen und für die Provinz
Hannover im Haushaltsplan eine Erhöhung des Westfonds zu verzeichnen,welche zur Wasserver¬
sorgung dienen wird, und es ist uns jetzt eine große Freude, daß die Rheinprovinz endlich auch
nach den vielen Aufwendungen,die sie aus eigener Kraft gemacht hat, dort anklopft, wo auch ein
großes Interesse sein muß für derartige Veranstaltungen. Denn das Interesse ist doch nicht blos
ein lokales, es ist nicht blos ein provinzielles,sondern es ist ein ganz eminent staatliches Interesse,
daß die in Betracht kommenden Gegenden gesund erhalten werden durch Beschaffungvon gutem
Trinkwasscr. Das Reich hat großes Interesse an dieser Sache, da gerade für die Manöver die
meisten der betreffenden Gegenden oftmals in Betracht kommen, gerade diese Gegenden müssen
gesund erhalten weiden, damit die Truppen dort in aller Ruhe ihren Dienst verrichten können.

Ich bitte Sie, der Vorlage des Provinzialausschussesresp, der Fachkommission einstimmig
zustimmenzu wollen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand weiter zum Wort — dann schließe ich die
Verhandlung. — Wünscht der Herr Berichterstatternoch das Wort? — Verzichtet. — Dann darf
ich auch hier feststellen, daß das hohe Haus mit dem Antrage seiner Fachkommission einverstanden ist.

Wir gehen über zum 15. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses, betreffend Gesuch der Erben des am 11. August 1905
verstorbenen Gutsbesitzers Ophoff zu Schonnebcck bei Kray, Landkreis
Essen, vom 5. Mai bezw. 7. November 1905 um Abstandnahmc von der
Verfolgung eines Regreßanspruches der Rheinischen landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaft gegen sie.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDick, dem ich das Wort gebe.
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Berichterstatter AbgeordneterDick: Nur anscheinend zwei ganz kleine Sachen, meine sehr
verehrten Herren, habe ich die Ehre, Ihnen vorzutragen und es würde dies mit wenigen Worten
geschehen können, wenn nicht der Ernst, mit welchem Ersatz-Ansprücheder landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaftzu behandeln sind, und die Würde dieses hohen Hauses, dessen Entscheidung
angerufen wird, es verlangten, die tiefer liegendenUrsachen aufzudecken, welche den Vorstand der
landwirtschaftlichen Verufsgenossenschaftzwingen, fast rücksichtslosvorzugehen. Es erscheint dies
nötig, um die Mitglieder vor in's ungemessenegehenden Anforderungen so weit als möglich
zu schützen.

Ich betone: „so weit als möglich" und bin seitens der IV. Fachkommission beauftragt,
hervorzuheben,daß tatsächlich bei Andauer der zurzeit bestehenden Rechtsverhältnisse,bei Constanz
in der bisherigen Rechtsprechungdes Reichsversicherungsamtesdie jetzt schon drückend empfundene
Belastung, welche in einem Kreife — im Kreife Waldbröl — bereits 112"/« der Grundsteuer
übersteigt,während der Höhepunktbei 28,8 "/<, Zugang an Rentenempfängerund 12,» °/u Abgang
noch lange nicht erreicht zu fein scheint, ganz unerträglicheZustände zu befürchten sind.

Versichert sind nämlich bei der landwirtschaftlichenVerufsgenossenschaft auch alle kleinen
fast als rein hauswirtschaftlichanznsprechendenBetriebe, daneben alle landwirtschaftlichtätigen
Grundbesitzerund Pächter mit Familien mit Ginkommen unter 2000 Mark.

Das Gesetz verpflichtet die landwirtschaftlicheBerufsgenosseuschaftzur Entschädignngs-
leistung bei Unfällen hauswirtschaftlicherArt, zur Entschädign«gslcistungbei Unfällen der Mehrzahl
der Vetriebseigentümer,da in unserer Heimat glücklicherweiseder Kleinbetriebvorherischt. Dieser-
halb sind es auch die ärmeren Kreise, in welchen der Kleinbetrieb sich fast ausschließlich findet, die
an Beiträgen höchstbelastet sind.

Fällt eine Hausfrau oder des Hauses Tochter, aus der Hoftür tretend, und bricht dabei
Fuß, Bein oder Arm, so ist das ein landwirtschaftlicherBetriebsunfall, da zweifellos sie hat nach
dem Viehstall gehen wollen!

Steigt ein bei seiner im Besitz eines Gartens befindlichenSchwiegermutter wohnender
Fabrikarbeiter nach Tisch auf den Kirschbaum, fällt und nimmt dabei Schaden, so ist's wiederum
ein landwirtschaftlicher Betriebsunfall, da sicherlich die Kirschen zum Verkauf gepflückt werden sollten!

Es sind beides Beispiele aus der Praxis; der zuletzt bezeichnete Geschädigte verdient heute
mehr, als vor dem Unfall — bleibt aber Rentenempfänger.

Ja, es soll vorgekommensein, daß ein landwirtschaftlicherBetriebsunfall angenommen
werden mußte, als eine Person beim Feld- oder Forstfrevel von Vichfutter sich mit der Sichel
verletzte!

Nach fünfjähriger Frist dürfen Rentenänderungen bei den die Zahl von 22 000 über¬
steigendenRentenempfängernnur noch auf Antrag des Schiedsgerichtserfolgen.

Nun wird es verständlich, daß bei solchen Verhältnissen eine Jagd nach Renten heranf-
befchworen ist; es gilt in den beteiligten Kreisen geradezu als ein GlückZfall — nicht mehr als
Unfall — wenn man einen kleinen Schaden genommenhat, und die Geschädigten werden beneidet!

Es sind nämlich die kleinen Schäden, die unter 20°/» Erwerbsunfähigkeit,die bald aus-
wachsen und eine Lohnverturzunggar nicht zur Folge haben, welche den Ruin der Berufsgenossen¬
schaft herbeiführen, da sie 45°/« aller Schadcnfalle ausmachen. 50°/« betragen die unter 25»/»
Erwerbsfähigkeit-Einbuße.

Bei Festsetzungdieser Prozentsätze, welche durch Aerzte erfolgen, wird durchgängig in
weitgehendstemMaße Entgegenkommen gezeigt, und das mit Recht. Jedoch wird man nicht gut-
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heißen können, wenn die Erwerbsfähigkeiteines abgearbeitetenGreises in den achtziger Jahren vor
einem Unfall noch auf über 50°/« angenommenwird, und dennoch kommt auch das vor.

Es werden Mittel und Wege gefunden werden müssen, um die Unzahl der kleinen
Schaden, welche bis 20"/° Grwerbsuerlust geschätzt zu werden pflegen — in Wirklichkeitaber
lange nicht eine so hohe Schädigung hervorrufen — bald nach der Abheilung außer Rechnungzu
stellen, bei Lohnarbeitern, wenn nachweislich ein Lohnausfall nicht eingetretenist.

Solange die Rechtsprechungdas durch Anerkennungder hier angeführten Gründe nicht
veranlassen kann, wird unsere Rheinische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft eine schwereLast für
die Landwirte bleiben und eine übermäßigeBesteuerung weiter veranlassenmüssen. Die Beschlüsse
derselben auf Abänderung der Gesetzgebung in dem angedeutetenSinne haben Erfolg nicht gehabt,
— ihr Notschrei wird bis jetzt leider nicht beachtet.

Nun zu den Anträgen des Provinzialausschusses,welche ihnen in den Drucksachen20 und
26 vorliegen.

Es waren drei Anträge eingegangen. Einer hat zurückgestellt werden müssen und kommt
später zur Erledigung, weil noch Vorgänge zu erledigenwaren.

Der 15 jährige zu SchonnebeckgeboreneGustav Lcnkeit war im Betriebe eines Guts¬
besitzers,des inzwischen verstorbeneuHeinrich Ophoff zu Schonnebeck bei Kran, Landkreis Essen,
mit Häckselschneiden beschäftigt. Bei dieser Gelegenheit wurde seine linke Hand von den frei¬
liegenden Kammräderu erfaßt und die Endglieder des dritten und vierten Fingers gequetscht.Die
Knochenspitzenmußten operativ entfernt werden.

Auf Grund dieses Tatbestandes gewährte der Sektionsvorstand zu Essen dem Verletzten
für die Zeit vom 19. März bis 18. Dezember1904 eine Rente von 20 "/<, --- 5 Mark monatlich
und von da an eine Rente von 10 °/« ^ 2,50 Mark monatlich. Da Lcnkeit inzwischen das 16.
Lebensjahr vollendet hat, beträgt die Rente nunmehr 52 Mark jährlich, jahlbar in vierteljährlichen
Raten von 13 Mark. Mit Ablauf des Monats März ist die Reute aufgehobenund es ist an¬
zunehmen, daß der RentenaufhebungsbescheidRechtskraft erlangt. Im ganzen sind an Rente
79 Mark 93 Pfg. gezahlt worden.

Der Betriebsunternehmer ist inzwischen gestorben, die Erben haben aber den Ersatzanspruch
auch geltend gemacht. Es ist nachgewiesen, daß die durch Polizeiuerordnung verlangten Schutz-
Vorschriften nicht befolgt worden sind.

Die Familie ist übrigens vermögend. Das Gesamtvermögenbeträgt 254 765 Mark und
das Reineinkommender ganzen Familie 11569 Mark.

Unter diesen Umständenbeantragt der Provinzialausschußund die Fachkommission:
„Der Provinziallandwg wolle den Antrag der Erben des verstorbenenGutsbesitzers
Heinrich Ophoff zu Schonnebeck bei Kray, Landkreis Essen, auf Abstandnahmc von
der Verfolgung des Regreßanspruchs der Rheinischen landwirtschaftlichenBerufs¬
genossenschaft gegen sie aus dem Unfälle des Gustav Lenkeit vom 5. Mai 1905
ablehnen."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich niemand zum Wort
meldet, schließe ich dieselbe und darf feststellen,daß das hohe Haus mit dem Antrage seiner
Fachkommission einverstandenist.

Wir kommen zum letzten Gegenstandeder Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend das Gesuch des Ackcrers und Bäckers Hubert Pütz

12
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zu Wahn 32, Landkreis Mülheim am Rhein, vom 30. Januar 1906 auf
Abstandnahmc von der Verfolgung eines Ncgrcßanspruches der Rheini¬
schen landwirtschaftlichen Vcrufsgeuosscuschaft gegen ihn.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDick.
Berichterstatter Abgeordneier Dick: In diesem Falle hat der 14 jährige Sohn des

Netriebsunternehmers Wilhelm Pütz seine rechte Hand verletzt, indem er beim Drehen einer
Wllnnmühle mit der rechten Hand zwischen die Kammräder geriet. Hierbei wurden ihm der dritte
und vierte Finger namentlichaber der letztere stark gequetscht. Er war bei Beginn der 14. Woche
noch um 40°/« in seiner Erwcrbsfähigkeitbeschränkt.Auf Grund des Unfallversicherungsgesetzes für
land- und forstwirtschaftliche Betriebe vom 30. Juni 1900 hat der Sektiousvorstcmddes Landkreises
Mülheim Rhein ihm die entsprechende Rente von 40°/» der Vollrente mit 112,20 Mark jährlich
zahlbar in monatlichenBetragen von 9,35 Mark, vom 24. November1905 ab zugesprochen.Da
inzwischen eine wesentliche Besserungeingetretenist, so ist die Rente vom 1. März 1906 ab ans
den Netrag von jährlich 28 Mark, vierteljährlichzahlbar mit ? Mark, herabgesetzt worden.

Der Nctriebsunternchmer, Ackerer und nebenher Bäcker Hubert Pütz zu Wahn, hat den
Unfall durch Fahrlässigkeit verschuldet,da er, entgegen den ausdrücklichenVorschriften damals
bestehenderPolizciuerordnungen,die Kammrädcr nicht so verdecktund abgesperrt hat, daß eine
Berührung derselbenmit den Händen ausgeschlossen war. Er ist dicserhalb auch durch polizeilichen
Strafbcfehl in 3 Mark Strafe genommen wurden. Nach § 147 des genannten Unfallversicherungs¬
gesetzes haftet er der Berufsgenosscnschast für ihre Aufwendungenaus Anlaß des Unfalles; er hat
sich aber an das hohe Hans gewandt uud beantragt die Entscheidungdes Prouinziallandtages.

Er ist vermögend, besitzt 7 Hektar Ackerland und einen größeren Niehstand. Sein
Jahreseinkommen ist auf 2300 Mark eingeschätzt, 800 Mark aus der Landwirtschaftund 1500
Mark aus der Bäckerei.

Unter solchen Umständen hat auch hier der Provinzialnusschußbccmtrngt — und die
IV. Fachkommission unterstütztdeu Antrag —:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag des Nckerersund Bäckers Hubert Pütz zu
Wahn, Landkreis Mülheim am Rhein, auf Abstandnahmc von der Verfolgung des
Rcgrcßllnspruchcsder Rheinischen landwirtfchaftlichenBcrufsgcnossenschaftgegen ihn
aus Anlaß des Unfalles des Sohnes Wilhelm Pütz vom 24. August 1905 ablehnen."

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort, — Dann schließe ich die Ver¬
handlung und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage Ihrer Fachkommission fest.

Meine Herren! Damit sind wir am Ende unserer Tagesordnung.
Zu einer geschäftlichenMitteilung hat Herr AbgeordneterConze noch ums Wort gebeten.
AbgeordneterConze: Meine Herren! Nachdemgestern (Glocke des Präsidenten) in der

Versammlung der Abgeordnetendes RegierungsbezirksDüsseldorf über die bevorstehendenWahlen
eine Verständigung, das heißt eine Beschlußfassungdurch Majorität, stattgefundenhatte, habe ich
gefragt, ob es wünschenswertsei, diese Versammlung heute zu wiederholen. Das ist einstimmig,
so viel ich habe sehen können, gestern abgelehnt worden. (Zustimmnng.) Nun ist heute morgen
von verschiedenen Seiten au mich das Ersuchen gestellt worden, dennoch die Versammlung zu
berufen. Dazu glaube ich kein Recht zu haben, ohne daß ich dabei bemerke, daß diejenigen
Herren, die eine wiederholteVersammlungfür unzweckmäßig halten, nicht erscheinen möchten. Ich
entspreche also dem an mich gestellten Wunsch und fage: ja, ich bin bereit, eine Versammlung
derjenigen Herren zu berufen, die eine wiederholte Besprechung für notwendig halten, während ich
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bitten muß, daß diejenigen Herren, die das nicht für notwendig halten, zurückbleiben.(Sehr
richtig!) Ich bitte also diejenigenHerren, die eine weitere Besprechung für wünschenswert halten, sich
auch jetzt wieder unmittelbar nach Schluß der Tagesordnung im Saale XXII zu versammeln.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Dann kommen wir zu der Tagesordnung für die
nächste Sitzung. Ich beabsichtige die Sitzung, wenn Sie nicht anders belieben, nm 11 Uhr beginnen
zn lassen, und zwar mit folgender Tagesordnung:

1. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs,betreffend
Abänderungeinzelner Vorschriften des Reglementsüber die dienstlichen Verhältnisse der Provinzial-
beamten und des Besolduugsplanes für diese Beamten; und in Verbindung damit
zur Petition verschiedeuerBeamten der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltum andere Regelung
ihrer Gehaltsbezüge.

2. Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Straßenuerwaltuug nebst
Anlage H,, Voranschlag über die Verwendungdes Fonds für den Neubau vou Prouinzialstraßcn,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eiscnbahnfonds,
Anlage (ü, Voranschlag über die Verwendungdes Fonds zur Unterstützungdes Gemeindc-

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

3. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend die
Errichtung eines Erweiterungsbauesfür das Provinzialmuseumin Bonn.

4. Antrag der I. Fachkommissinn zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die Wahl des Direktors der Prouinzial-Feuerversicherungsanstaltder Rheinprovinz, und Vor¬
nahme der Wahl.

5. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs,betreffend
Ersatz- und Neuwahlen für den Provinzialausschuß, und Vornahme der Wahlen.

6. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die Wahl des stellvertretendenVorsitzenden des Provinzialausschusscs,und Vornahme der Wahl.

?. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die Neuwahl von bürgerlichen Mitgliedern uud Stellvertretern der Ober-Ersatzkommissionen,
und Vornahme der Wahlen. (Glocke des Präsidenten.)

Ach, meine Herren, bitte haben Sie die Güte, wenn Sie sich unterhalten, treten Sie
wenigstensein bischenzurück. Die Herren können sonst das nicht hören.

8. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzial¬
ausschuß und die Zentralvcrwaltungsbehörde für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis
31. März 1907.

9. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genosscn-
schaftsvorstandesder Rheinischenlandwirtschaftlichen Verufsgenossenschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1906.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Landcs-
bank der Rheinprovinz für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

11. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrage des Prouinzialausschusses,betreffend
Erweiterung der Geschäftsräumeder Landesbank.

12. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die Abänderung des Reglements für die Verteilung der gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom
2. Juni 1902 an leistungsschwache Kreise und Gemeinden zu verteilendenStaatsrenten.

12*
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13. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besoldungenund anderen persön¬
lichen Ausgaben für die

^,. bei der Landes-Versicherungsanstalt„Rheinprouinz",
L. bei den Schiedsgerichtenfür Arbeiterversicherung

beschäftigten Provinzialbeamten
für das Kalenderjahrvom 1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1906.

14. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Neubau der Anstaltsgebäudefür die Provinzial-Hebammenlehranstaltzu Cöln.

1 5. Antrag der IV. Fachkommission znm Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaftlichen
Angelegenheitennebst

Anlage ^,, Voranschlagfür die Provinzial-Wein« und Obstbauschalezu Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Kreuznach,
Anlage <ü, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbcmschulc zu Ahrwcilcr

für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31. März 1907.
16. Antrag der IV. Fachkommission zur Petition des Vorstandes des Vereins der Gemcindcober-

förster, betreffendVorschlägefür die Verstaatlichungder Gemeindeforstuerwaltungen.
17. Antrag der IV. Fachkommission zum Antrage des AbgeordnetenMooren, betreffenddie Erst¬

und Niersmeliorationen.
Das ist, meine Herren, die für morgen bis jetzt festgesetzteTagesordnung. Ich bitte

mich zu ermächtigen,wenn noch andere Gegenstände inzwischen von den Kommisstonen beschlossen
werden sollten, sie auch noch auf die Tagesordnung zu setzen. (Zustimmung.)

Die Rechnungenusw. weiden wie üblich dann am Sonnabend hoffentlich uns nur uoch
zu einer kurzen Sitzung vereinigen, und die Sonnabendsitzung beabsichtige ich dann verschiedenen
an mich laut gewordenen Wünschen und dem Verfahren in den früheren Jahren entsprechend schon
um 10 Uhr anzuberaumen, (Zustimmung) damit die Herren rechtzeitig in die Heimat zurück¬
kehren können.

Das findet alles Ihren Beifall. Es wünscht sonst niemand mehr das Wort. — Herr
AbgeordneterKlotz!

AbgeordneterKlotz: Darf ich vielleicht bitten, daß der Bericht des Haushaltsplans der
Provinzial-Straßenverwaltung mit dem Antrage, betreffendAbänderung des Regulativs, betreffend
die Dutlltiousrente,zusammen verhandelt wird, wenigstens hintereinander,weil das innig mit einander
zusammenhängt.

Vorsitzender Becker: Warten Sie einmal! — Sind Sie in beiden Sachen Berichterstatter?
AbgeordneterKlotz: Nein! Es hängt aber innig zusammen. Es wird jedenfalls bei dem

einen auf das andere Bezug genommenwerden.
Vorsitzender Becker: Ja, wenn aber zwei verschiedene Berichterstattersind!
AbgeordneterKlotz: Vielleichtbeide Punkte unmittelbar nacheinander!
Vorsitzender Becker: Aber, meine Herren, noch einen Augenblick! Das ändert gewiß

nur die Reihenfolge. Das ist eine Sache, die wir noch im Moment verändern können.
Hat sonst noch jemand einen Wunsch zur Geschäftsordnung? — Dann schließe ich

unsere Sitzung.
(Schluß 12 Uhr 55 Minuten.)
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Wüste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Freitag, den 16. Februar 1906.

Beginn gegen 11^2 Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkonimission zum Bericht und Antrag des Provinzialausfchusfes,betreffend

Abänderung einzelner Vorschriften des Reglements über die dienstlichenVerhältnisse der
Provinzialbeamten und des Vesoldungsplanes für diese Beamten; und iu Verbindung damit
zur Petition verschiedener Beamten der Prouinzial-Feuerversicherungsanstaltum andere Rege¬
lung ihrer Gehaltsbezüge.

3. Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltung nebst
Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzial-

straßen,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlagüber die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde-

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

4. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Abänderung des Reglements für die Verteilung der gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes
vom 2. Juni 1902 an leistungsschwache Kreise und Gemeinden zu verteilendenStaatsrenten.

5. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung eines Erweiterungsbaues für das Provinzialmuseumin Bonn.

6. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl des Direktors der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltder Rheinprovinz,und Vor¬
nahme der Wahl.

7. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Ersatz- und Neuwahlen für den Provinzialausfchuß,und Vornahme der Wahlen.

8. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzialausschusses, und Vornahme der Wahl.

9. Antrag der I. Fachkommision zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Neuwahl von bürgerlichenMitgliedern und Stellvertretern der Ober-Ersatzkommissionen,
und Vornahme der Wahlen.

IN. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Pro-
vinzialausschußund die Zenttalverwaltungsbehördefür das Rechnungsjahrvom 1. April 1906
bis 31. März 1907.
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11, Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostcndes Genossen-
schaftsvorstandes der Rheinischenlandwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1906.

12, Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskustender Landes¬
bank der Nheinprovinz für das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31, März 1907.

13. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die Erweiterung der Geschäftsräumeder Landesbank,

14, Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besoldungenund anderen persön¬
lichen Ausgaben für die
^,. bei der Landes-Versichemngsanstalt„Rheinprovinz",
L. bei den Schiedsgerichtenfür Arbeiterversicherung
beschäftigten Provinzialbeamtcn
für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1906.

15. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
den Neubau der Anstaltsgebäudefür die Provinzial-Hebammenlehranstaltzu Cöln.

16, Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaft¬
lichen Angelegenheitennebst

Anlage H,, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Kreuznach,
Anlage 0, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom I. April 1906 bis 31. März 1907.
17. Antrag der IV. Fachkommission zur Petition des Vorstandes des Vereins der Gemeindeober-

förster, betreffendVorschläge für die Verstaatlichungder Gemeindeforstverwaltungen.
18. Antrag der IV. Fachkommission zum Antrage des AbgeordnetenMooren, betreffend die Erst¬

und Nicrsmeliorationen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll über die Plenarsitzung

vom 15, d. Mts. liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren AbgeordnetenDr. Momm und

Suethlage.
An Eingängen liegt nur eine Petition der Vürgergesellschaft in Kettwig vor, welche bittet:

„Provinziallandtag wolle beschließen bezw. der zuständigen Verwaltungsbehörde zur
Berücksichtigung überweisen, den Teil der Provinzialstraße Krummenweg-Werden,der
zwischen der Stadt Kettwig und der Eisenbahnstationgelegen ist und von dem Verkehr
besonders stark in Anspruch genommen wird, aus dem regelmäßigen Turnus der
Erneuerung auszuscheidenund in halb so langen Iwischenräumen als bisher mit
einer neuen Decke versehen zu lassen, dagegen die Teilstrecken dieser Straße, die durch
den Bahnverkehr entlastet sind, entsprechend weniger decken zu lassen."

Nach meinem Ermessen würde es sich empfehlen, die Petition dem Provinzialausschuß
zur Prüfung und Erledigung zu überweisen. Meine Herren! Wir im Landtage sind, da wir
morgen schon schließen, kaum in der Lage, wenn wir es auch wollten, eine Prüfung und Beschluß¬
fassung in der Angelegenheit eintreten zu lassen. Die Petenten selbst haben ja auch gebeten,
eventuell die Angelegenheitder zuständigenVerwaltungsbehördezu überweisen.

Also wenn kein Bedenkendagegen laut wird, dann würde ich die Petition dem Provin¬
zialausschußin Ihrem Namen überweisen.— Das scheint Ihr Wille zu sein.
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Dann, meine Herren, ist von zwölf Abgeordnetendes RegierungsbezirksDüsseldorf zu
Nr. ? der Tagesordnung wegen der Wahlen für den RegierungsbezirkDüsseldorf in den Provin-
zialcmsschuß ein Antrag eingegangen,welcherauf die Platze der Abgeordnetenverteilt worden ist.

Weitcrc Eingänge sind nicht zu verzeichnen.
Dann habe ich noch eine geschäftliche Mitteilung zu machcu. AbgeordneterSpiritus hat

eines Sterbcfalles wegen gestern abreisen müssen.
Abgeordneter von Groote hat die Berichterstattung zu Nr. 5 und der Abgeordnete

Veltman zu Nr. 6 7 und 8 der heutigen Tagesordnung übernommen.
Wir treten in die Verhandlung des zweiten Gegenstandesder Tagesordnung ein:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzial-
ausschusscs, betreffend Abänderung einzelner Vorschriften des Reglements
über die dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten und des Vesol-
dungsplanes für diese Beamten; und in Verbindung damit
zur Petition verschiedener Beamten der Provinzial-Feuerversicherungs-
nnstalt um andere Regelung ihrer Gehaltsbezüge.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. zur Nieden, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordnetervi-, zur Nieden: Meine Herren! Ihnen liegt ja allen

die Drucksache Nr. 3 vor, aus welcher sich ergibt, in welcher Beziehung einzelneVorschriften des
Reglements über die dienstlichenVerhältnisse der Provinzialbeamten und des Nesoldungsplcmes
für diese Beamten abgeändert werden sollen.

Es wird nicht Ihren Wünschenentsprechen, daß ich Ihnen all die vielen Punkte — ich
glaube es sind 46 — mit all den Zahlen, mit den Anfangsgehältern,Endgehältern und Steige¬
sätzen einzeln vortrage. Es wird vielmehr Ihr Wunschsein, nur einzelneSachen zu vernehmen,
die wichtig sind und die die Fachkommission insbesonderebeschäftigt haben.

Es handelt sich zunächsthier um bedeutendeGehaltsaufbesserungen,die, wie Sie aus
Ihrem Haushaltsplan ersehen wollen, in ihrer Gesamtheit eine Höhe von 30 000 Mark erreichen
und zwar allein im Haupt-Haushaltsplan. Außerdem sind noch in den Straßenetat besondere
Summen insgesamt 2375 Mark eingesetzt und ferner in den Eiuzelhaushaltspläuen, welche die
Provinz als solche nicht belasten, Erhöhungen in einer Gesamtheit von über 10 000 Mark vorge¬
nommen. Das sind also wieder erhebliche Erhöhungen, die, wie ich vorausschicken will, nicht die
höheren Beamten, sondern insgesamt die mittleren und unteren Beamten der Provinz betreffen.

Sie finden hier unter II der Drucksache zunächst den ärztlichenBerater der üandes-
Versicherungsanstaltund der landwirtschaftlichenBerufsgenossenschafterwähnt. Die Einrichtung
dieser Stelle hat Wandlungen durchgemacht. Es hat früher schon einmal eine Zeit gegeben, in
der ein vollbeschaftigter Beamter mit der Wahrnehmung dieser Aufgabenbetraut war. Dcmn zuletzt
hat der hiesige Regierungs- und Medizinalrat diese Fuuktioneu wahrgenommen und hat dafür
aus dem Haushaltsplan der Landes-Versicherungsanstalt1800 Mark und aus dem der landwirt¬
schaftlichen Berufsgenossenschaft 600 Mark bezogen. Bei der großen Arbeitslast,welche dem hiesigen
Regierungs- und Medizinalrat obliegt, wird vorgeschlagen als ärztlichen Berater einen vollbesoldeten
Beamten anzustellenund ihm das Gehalt der Landesräte zu gewähren,nämlichein Gehalt steigend
von 5000 bis 10 000 Mark.

Es ist aber daraus nicht zu folgern, daß die Gutachten der Aerzte in den unteren In¬
stanzen irgendwie übergangen werden sollen. Es handelt sich nur um eine obergutachtliche Tätigkeit,
oie in verschärfter Weise wahrgenommenwerden soll.
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Sie wissen ja alle, daß bei der Ausführung des Invaliden-Versicherungsgesetzesdie Be¬
obachtung gemacht worden ist, daß sich die Lasten in einer Weise anhäufen, welche von dem
Gesetzgeber nicht beabsichtigtwar. Es dient zur Verminderung dieser Lasten und beruht auf
Anregungen des Reichsversicherungsamteseine schärfere ärztlicheNachprüfungdieser Anträge vor¬
zunehmen. Dieser Tendenz entspricht auch der Antrag des Provinzialausschussesund Ihrer
Fachkommission.

Ein zweiter wichtiger Punkt, meine Herren, betrifft die Stellung der Landesassessoren,
die bei der Provinz beschäftigtsind. Es steht im Haushaltsplan für die Landesassessorenein
Gehalt von 3600 Mark bis 4800 Mark. Es ist bekannt, daß in den letzten Jahren die Praxis
obgewaltet hat, Landesassessoren nicht mehr anzustellen,sondern nur Gerichtsassessoren kommissarisch
zu beschäftigen.

Der Herr Landeshauptmann hat schon im vorigen Jahre bei seinen Ausführnngen zum
Haushaltsplan hervorgehoben,daß er mit diesem System nicht mehr auskommen könne. Es ist
ein derartiger Wechsel in den Stellen der Gerichtsassessoren zu verzeichnen,daß dabei eine Gin-
arbeitung nicht möglich ist. Außerdem kommt hinzu, daß der Herr Landeshauptmann seine älteren
bewährten Beamten vielfach abgeben muß, damit sie an die Spitze der einzelnen von der Provinz
ressortierendenAnstalten treten. Er ist also in seiner Ientralverwaltung im wesentlichenvielfach
auf die Mitarbeit von Assessoren angewiesen. Deshalb hat er gebeten, sich damit einverstandenzu
erklären, daß die Stellen der Landesassessoren wieder als solche besetzt werden.

Die Landesassessorenweiden ja auf zwölf Jahre vom Provinzialcmsschußgewählt, und
zwar wird vorgeschlagen, das Gehalt der Landesassessorenvon 3600 Mark bis 5400 Mark fest¬
zusetzen.Diese Erhöhung des Höchstgehaltes wird insbesonderedamit motiviert, daß ans der Wahl
zum Landesassessor kein Präjudiz gefolgert werden soll für die spätere Wahl zum Landesrat.

Meine Herren! Gerade mit dieser Maßgabe hat auch Ihre Fachkommission diesen Vor¬
schlag genehmigt,da der Provinziallandtag ein Interesse daran hat, ausdrücklich festzustellen, daß
durch die Wahl zum Landesassessor noch kein Anspruch geschaffen ist auf eine spätere Wahl zum
Landesrat, daß der Provinziallandtag vielmehr sich vollkommenFreiheit in dieser Beziehung
vorbehält.

Meine Herren! Es kommt dann die Stellung des eisten mittleren Beamten der Pro-
vinzialverwaltung, die des Landes-Obersckretärs,der bisher mit einem Höchstgehalt von 5400 Mark
hier vorgesehenwar. Er soll fortan steigen können bis auf 6000 Mark. Meine Herren! Sie
alle werden überzeugt sein, daß es der Stellung dieses verantwortlichenBeamten entspricht,diese
Erhöhung im Höchstgehalteintreten zu lassen.

Besonders erörtet worden ist noch der Titel, der ihm gegeben werden soll, nämlich der
Titel eines Bureau-Direktors. Bisher ist er Landes-Ober-Sekretärgenannt worden. Er ist also
nach den bisherigen Vorschriftendazu bestimmt, Zeit seines Lebens Herr „Sekretär" zu heißen.
Nun ist ja das Wort „Bureau-Direktor" durchaus kein glückliches und schönes. Es sind zwei
häßliche Fremdwörter darin. Aber man hat es doch als der Stellung dieses Beamten entsprechend
erachtet, dem Antrage des Provinzialausschussesstattzugebenund ihm diesen Titel als Bureau-Direktor
auch offiziell beizulegen. Man beruft sich dabei auf Vorgänge in unserm Landtage, im Reichstage,
dann aber auch auf Vorgänge in den städtischen Verwaltungen nicht nnr der Nheinprovinz, sondern
auch anderer Provinzen.

Meine Herren! Es kommt eine Reihe weiterer Beamten, von denen neu ist der Fürsorge-
erzichuugs-Inspektor. Bei der großen Ausdehnung, welche das Fürsorgeerziehungswesengewonnen
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hat, ist es notwendig gewesen, einen solchen Fürsorgeerziehungs-Inspektoranzustellen. Er hat hier
die Leitung des gesamten Bureaus dieser Fürsorgeerziehungsstelle,die von der Provinzialverwaltung
ressortiert,und hat außerdem aber auch durch Reisen an Ort und Stelle zu überwachen,daß die
Fürsorgeerziehung in sachgemäßerWeise gehandhabt wird. Es wird für diesen vorgeschlagen ein
Gehalt von 3600—5400 Mark und diesem gleich zu stellen sind dann der Ncchnungsrevisor,der
Provinziallcmdmesser, die Vorsteherdes Bureaus und der Kartenregistraturder Landes-Versicherungs-
anstalt, die Rendanten der Landesbank, die Vorsteher des Generalbureaus und des Hypothelen-
burecmsder Landesbank, ... alle mit demselben Gehalt.

Die entsprechenden Veränderungen in dem Reglement und Besolduugsplan sind hiernach
zu treffen.

Meine Herren! Eine weitere wichtige Frage betrifft die Stellung der Landessekretäre und
ihre Dotierung. Die Landessekretäresind bisher genommen worden — wie es auch bleiben soll —
aus den Verwaltungssekretärenuud zwar haben sie ein besonderes Anfangsgehalt von 3200 Mark
und ein Höchstgehaltvon 4800 Mark gehabt. Sie haben zwei Examina zu machen. Neun sie
das zweite Examen gemacht haben, rücken sie nach Maßgabe der Stellenerledigungen in die Stellen
der Landessekretäreauf.

Es wird nuu vorgeschlagen, diesen zum Teil älteren Herren, die infolge ihrer Uebcrlastung
in der Provinzialverwaltung ihr Examen erst später machen, nicht aufzuerlegen, mit dem Gehalt
von 3200 Mark anzufangen, sondern einfach den Modus einzuführen,daß jeder Verwaltungssekretär,
der das zweite Examen bestanden hat, eine Zulage von 500 Mark erhält und im übrigen die
Gehaltssteigerungenbehält, die er schon auf Grund seiner erreichten Altersstufen erlangt hat.

Auch dieser Vorschlag ist von Ihrer Fachkommissionals zweckmäßig genehmigt worden.
Das Höchstgehalt der Landessekretäre von 4800 Mark ist beibehaltenworden.
Dagegen ist das Höchstgehalt und ebenso das Mindestgehaltder Verwaltungssetretäre

erhöht worden. Diese haben bisher bezogen2000 bis 3850 Mark, während sie fortan beziehen
sollen 2200 bis 4200 Mark.

Meine Herren! Das Mindestgehalt mußte um diese 200 Mark erhöht werden, weil es
früher schon einmal ebensoviel betragen hat. Es sind dann aber die Stellen der Burenuassistenten
weggefallenund man hat infolgedessen das Mindestgehaltder Veiwaltungsekretäreauf 2000 Mark
ermäßigt. Nun hat man aber inzwischendie Bureauassistentenwieder eingeführt und dabei ver¬
gessen, die Verwaltungssekretärein ihrem Mindestgehalt wieder auf 2200 Mark zu erhöhen — das
ist im Jahre 1899 gewesen — und es ist daher billig, wenn den Verwaltungssekretärenjetzt ange¬
sichts dieser wieder eingetretenen Veränderung der Sachlage auch dieses Mindestgehalt wieder
gewährt wird, und dabei sogar denjenigen Herren, die seit 1899 ein niedrigeres Anfangsgehalt
als 2200 Mark erhaltenhaben, vom 1. April 1906 ab eine entsprechendeGehaltssteigerungin der Höhe
der Differenz zwischen dem bewilligtenAnfangsgehaltund dem Gehalt von 2200 Mark gewährt wird.

Nach reiflicher Erwägung und nicht ohne Erörterung von Bedeuten ist Ihre Fachkommission
dem Vorschlagebeigetrcten,das Höchstgehalt von 3850 Mark auf 4200 Mark zu erhöhen. Es ist
da allerhand berücksichtigt worden, es sind auch Vergleiche angestelltworden mit anderen Beamten,
aber man hat sich immer wieder gesagt, daß derartige Vergleiche doch niemals zwingendsein können.
Man muß solche Stellungen allein und in sich beurteilen und danach das Gehalt festsetzen und da
hat man sich doch gesagt, daß im allgemeinendie Stellung dieser Verwaltungssckretäreder Provinz
nicht derart glänzend ist — besondersin Bezug auf die Chancen, andere, selbständige Stellen zu
erhalten —, daß man ihnen diese Gehaltssteigerungnicht gewähren möchte.

13
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Man hat sich also damit einverstandenerklärt, daß auch diejenigen Verwaltungssekretäre,
die das zweite Examen nicht machen,doch bis 4200 Mark steigen dürfen.

Meine Herren! Es kommt dann eine Reihe uon minderwichtigcnStellen, mit deren
einzelnerBesprechung ich Sie nicht aufhalten will. Ich möchte nur noch die Boten besonders
eüvähnen, weil der Provinzialausschuß anheim gestellt hat, das Höchstgehalt der Boten noch höher
zu normieren, als es hier auf Seite 5 der Druclsache geschehen ist.

Die Boten bekamen bisher 1000—1500 Mark Gehalt und außerdem Dienstwohnung
oder Wohnungsentschädigungund es wird hier vorgeschlagen,sie auf 1000 bis 1600 Mark zu
erhöhen. Es haben Erwägungen stattgefunden,ob 1600 Mark als Höchstgehalt ausreicht.

Wir haben aber nach reiflicher Ueberlegungdoch beschlossen,dem Vorschlag des Provinzial
nusschusses beizutretenund dieses Höchstgehaltauf 1600 Mark festzusetzen.

Ich glaube, das wird auch der Sachlage entsprechen.
Meine Herren! Wir kommen nun zu L Seite 6 der Drucksache, zu den Beamten der

Provinzilllllnstalten.
Meine Herren! Gestatten Sie mir hier zunächst ans die Verhältnisseder Provinzial-Arbeits-

anstalt in Brauweiler einzugehen.
Ich glaube Ihrer aller Zustimmung sicher zu sein, wenn ich diese Besprechungmit einer

persönlichen Bemerkung einleite. Als Ihr Referent für die Arbeitsanstalt Brauweiler habe ich im
vorigen Jahre die Ehre gehabt, ausführeu zu können, daß der damalige Direktor Schellmann die
Anstalt in ganz vorzüglicherWeise verwaltete, daß er morgens bereits um 4 Uhr manchmal trotz
seines schon vorgeschrittenen Alters zur Stelle war, um die Verwaltung der Anstalt in mustergiltiger
Weise zu führen. Meine Herren! Der Herr Direktor Schellmann ist inzwischen verstorben. Ich
glaube, es wird Ihrer aller Wünscheentsprechen, wenn ich hier noch einmal hervorhebe,daß auch
durch den Tod dieses Mannes eine gewaltige und klaffende Lücke in die Reihe der Beamten der
Provinzialverwaltung gerissen worden ist.

Meine Herren! Der Nachfolger soll im Gehalte erhöht werden. Herr Schcllnmnn hat
ein für seine Stelle durchaus bescheidenes Gehalt von 3600 bis 6000 Mark gehabt. Das Gehalt
soll erhöht werden auf 4500 bis 7500 Mark. Wir habeu nach reiflichen Erwägungen uns diefem
Vorschlage angeschlossen,denn ähnliche Beamte in Staatsstellungen beziehen auch ciu der¬
artiges Gehalt.

Nunmehr bitte ich Sie, gleich übergreifenzu dürfen auf Nr. 15, Seite 8 der Druckfache.
Da ist noch ein Oberinspektorder Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler erwähnt, eine neue Stelle,
die geschaffen werden muß, um die gewaltige Arbeitslast, die bisher dem Herrn Schcllnmnn
obgelegen hat und die jetzt seinem Nachfolger obliegt, zu bewältigen. Es haben aber schon zur
Zeit Schellmanns Erhebungen über Einführung dieser Stelle geschwebt. Es ist kein Bedürfnis,
welches sich nur durch den Wechsel der Stelle ergeben hat. Dieser Oberinsprektor,welcheralso
den Direktor in jeder Beziehung vertreten und dadurch auch den Arzt entlasten soll, dem bisher
diese Vertretung oblag, soll mit 3600 bis 5400 Mark, freier Wohnung, Brand und Licht
dotiert werden.

Gleich im Anschluß daran erwähne ich noch die Gehaltserhöhung des Arbeitsinspektors
in der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler. Der hatte bisher 2400 bis 4000 Mark und soll
fortan 2400 bis 4800 Mark bekommen. Meine Herren! Diesem Vorschlageist die Kommission
gern beigetreten, denn in der Hand dieses Mannes liegt es gerade, die Arbeitsbetriebe so zu
führen, daß sie rentabel sind, und in der Hand dieses Mannes liegt es daher auch, darauf zu
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wirken, daß die Zuschüsse,die die Provinz an die Anstalt zu Brauweiler leisten muß, nicht zu
hoch weiden. Wir haben in diesem Jahre mit einem Zuschuß von 163 000 Marl zu rechnen
gehabt. Bei der fortschreitendenAusgestaltung der Anstalt ist zu befürchten, daß leicht eine
Erhöhung eintritt. Dies wird vielleichtohnehin nicht ausbleiben; aber daß sie sich in mäßigen
Grenzen hält, liegt in einer rentablen Verwaltung der einzelnenArbcitsbetriebe,und da wird es
gut sein, wenn an der Spitze der Arbeitsbetriebe speziell ein Mann steht, der nicht zu gering
besoldetist.

Meine Herren! Eine wichtige Frage, die hier noch zu erörtern gewesen ist, ist die Frage
der Aerzte in den Provinzieil-Heil-und Pflegeanstalten,Seite 7 der Drucksachc. Diese Aerzte haben
einen durchaus schwierigen Dienst. Sie sind psychiatrischtätig, und wenn schon sonst diese Tätigkeit
eine aufreibende ist, so ist sie in unseren Provinzialanstalten besondersangreifend. Es hat sich
daher der Mißstand geltend gemacht, daß Nachwuchs für diese Arztstellen nur schwer zu
bekommen war.

Sie selber haben früher schon die Stelle der zweiten Aerzte aufgegeben. Es wird Ihuen
nunmehr vorgeschlagen,auch die Stellen der dritten Aerzte aufzuheben und unter dem Direktor
lauter Oberärzte mit dem Gehalt der Oberärzte anzustellen. Dieser wichtige Schritt hat sich als
»»umgänglichnotwendig erwiesen, weil andauernd mit Vakanzen in den Stellen zu rechnen war,
und weil wirklich auch die Gehaltsnormierung dieser Aerzte mit 4200 bis 5400 Mark doch nur
billigen Ansprüchen in so schwieriger Stellung befindlicherBeamten entspricht.

Unter den Oberärzten gibt es fortan nur Assistenzärzte. Diese Assistenzärzte erscheinen
als solche nicht im Besoldungsplan; trotzdem wird gebeten sich damit einverstandenzu erklären,daß
aus der im Pauschale für sie vorgesehenenSumme die Remuneration fortan auf 1800 bis 4000 Mark
bemessen werde. Auch hier ist eine Erhöhung vorgesehen. Ich möchte aber darauf hinweisen, daß
der Satz von 4000 Mark wohl in seltenen Fällen erreicht weiden wird, denn alle tüchtigen
Assistenzärztewerden, bevor sie diesen Satz erreicht haben, wahrscheinlich in höhere Stellungen
aufgerückt sein. Trotzdem hat man es für gut gehalten, diesen Maximalsatz anzusetzen, um den
Ncwerb um diese Stellen anzuregen.

Meine Herren! Ich habe dann nur noch einzelne Lehrerstcllen zu erwähnen, die wichtig sind.
Es ist hier Seite 9 unter Nr. 18 der Lehrer an der Anstalt für Epileptische in

Iohannisthal bei Süchteln erwähnt. Er muß eine besondere Vorbildung haben und muß daher
auch etwas höher besoldetweiden als Volksschullehrer. Er muß eine Ausbildung haben, die ihn
befähigt, schwach Begabte zu unterrichten,und der Gehaltssatz, der hier für ihn festgesetzt ist, ent¬
spricht durchaus diesen Ansprüchen.

Ferner sind noch zu erwähnen: die Lehrer an der Provinzial-Arbeitsanstalt und an den
Seite 10. Auch hier hat sich die Gchaltsfestsetzung, wie sie

Ihnen vorliegt, an die Gehaltsfcstsctzung der sonst im Volksschuldienst beschäftigtenLehrer angeschlosseu;
es ist aber eine etwas höhere Besoldung, als die dieser Lehrer im allgemeinenvorgesehen. Sie
alle, meine Herren, werden dies begreiflich finden, denn aus den Prozessenschon, die wir in den
letzten Jahren in den Zeitungen gelesen haben, hat sich ergeben, eine wie schwere und dornenvolle
Stellung diese Lehrer an der Provinzial-Arbeitsanstalt und auch an den Provinzial-Fürsorge-
"nstalten haben.

Meine Herren! Eine Frage die Sie vielleicht noch interessieren würde, ist auf Seite 11
Nr. 30 die Stellung der Oberinnen in den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten,welche auch etwas
höher als bisher besoldetwerden sollen. Hier handelt es sich außerdem um eine Titelfrage. Diese
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Beamten sind bisher Oberpflegerinncugenannt wurden und füllen fortan den Namen Oberinnen
erhalten, In jeder Anstalt ist, wie ich mich unterrichtet habe, nur eine derartige Oberin tätig, die
die fämtlichen anderen Pflegerinnen unter sich hat. Es wird großes Gewicht darauf gelegt, daß
diefe Damen aus besseren Ständen entnommenwerden. Sie rekrutieren sich schon jetzt aus solchen
Ständen. Man wünscht, daß das auch beibehalten wird, deshalb will man ihnen in Anlehnung
an die Vorgänge in anderen Provinzen den Namen Oberin beilegen,der an und für sich ja wohl
etwas Ausncchmsweiseshat; aber ich möchte ausdrücklich hervorheben, daß der Vorgang schon in anderen
Provinzen besteht, daß man da schon in ganz eben derselben Stellung diesen Titel Oberin hat.

Meine Herren! Die anderen Vorschlägedie hier formuliert sind, sind sämtlichzustande
gekommen auf Grund eingehender Besprechungenmit den Direktoren der einzelnen Anstalten. Sie
sind eingehenderwogen. Ich bin gern bereit, auf Anfragen aus Ihrer Mitte Auskunft zu geben,
versage es mir aber im Interesse der Kürze, Ihnen das alles jetzt einzeln vorzutragen. Zum Teil
sind die Gehaltsnormierungcn auch Konsequenzender anderen von Ihnen zu genehmigendenEr¬
höhungen der Gehälter der mittleren Beamten insbesondereder Sekretäre. Dies gilt namentlich
auch für die Beamten der Straßenucrwaltung, die unter (ü angeführt sind.

Meine Herren! Ihre Fachkommission hat diese sämtlichen Gehaltserhöhuugen mit der
Maßgabe angenommen, daß die Erwartung ausgesprochenwurde, daß nun bei diesen mittleren
und unteren Beamten ein Abschluß in den Gchaltsverbesserungenerreicht sein müsse, denn alle
Ansprüche,die billiger Weise zu stellen sind, sind durch die Ihnen unterbreitetenVorschlägeerfüllt.

Es wird also vorgeschlagen, vom 1. April 1906 ab — ich bitte dies zu beachten,meine
Herren; das betrifft auch die Frage inwiefern und in welcher Weise die zu genehmigenden Gehalts¬
erhöhungen auf die vorhandenen Beamten angewandt werden sollen - es wird vorgeschlagen

1. denjenigenBeamten, welche das vorgeschlagene Anfangsgehalt ihrer Gehaltsklafsenoch
nicht beziehen, es zu gewähren;

2. denjenigen Beamten, in deren Gchaltsklassc eine Verbesserungdes Steigesatzcs vor-
geschlagenist, sofern sie sich nicht in einer Gehaltsstufe der ueuen Gchaltsskala befinden, die
nächst höhere Stufe diefer Gchaltsskala zu gewähren.

Das empfiehlt sich deshalb, damit diese Beamten in eine Gehaltsstufe kommen, die tat-
sächlich in der neu eintretendenSkala vorgesehen ist.

3. Denjenigen Beamten, in deren Gehaltsklafseeine Erhöhung des Höchstgehaltesumge¬
schlagen ist, sofern sie am 1. April 1905 nur eiue Teilsteigerung nach dem bisherigenBesoldung^
plan zur Erreichung des Höchstgehalteserhalten konnten,die nächst höhere Gehaltsstufe des ucueu
Bcsolduugsplancs,sofern sie aber am 1. April 1905 überhaupt uicht mehr aufrücken konnten, eine
volle Gehaltssteigerungnach dem vorgeschlagenen Bcsulduugsplan zu gewähren.

Auch dies entspricht dem eben von mir erwähnten Prinzip, und ich möchte bemerken, daß
nach der bisherigen Praxis Gchaltssteigcrungenimmer nur am 1. April 1903, am 1. April 1905,
in den ungradcn Jahren stattgefunden haben, so daß dieser Termin dafür zutrifft. Sofern die
Beamten am 1. April 1905 überhaupt nicht mehr aufrücken konnten, soll ihnen eine volle Gehalts¬
steigerung nach dem vorgeschlagenen Besoldungsplan gewährt werden. Meine Herren! Das hängt
ja zusammenmit der Erhöhung der Höchstgehälter.Denjenigen Beamten, die nach dem bisherigen
Modus das Höchstgehaltschon erreicht hatten, muß natürlich die Möglichkeit gewährt werden, auf
Grund der neuen Festsetzungen bis zum Höchstgehaltaufzurücken.

4. Denjenigen Sekretären und Buchhalter«, welche unter dem jetzt geltendenBcsolduugs-
plm mit einem niederen Aufcmgsgehallals 2200 Mark angestellt worden sind, das jetzige Gehalt
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um den Diffcrcnzbctillg zwischendem wirklich bewilligtenAnfangsgehciltund dem Betrage von
2200 Mark zu erhöhen.

Meine Herren! Diesen Punkt habe ich schon vorhin motiviert. Er rechtfertigtsich ans
dem Umstände, daß bei der Wiedereinführung der Bureauassistentenstcllenim Jahre 1899 das
frühere Anfangsgehalt der Sekretäre von 2200 Mark nicht wieder hergestellt ist und es deshalb
billig erscheint, daß die Sekretäre, welche davon betroffen worden sind, vom 1. April 1906 ab
einen Ausgleicherhalten,

5. Dem Provinzialcmsschußdie Ermächtigungzu erteilen, etwaige Ungleichheiten, welche
in der Ucbergangszcitdadurch entstehen können, daß das bisherigeAnfangsgchaltder Üandesfekretärc
von 3200 Mark beseitigtund dafür eine feste Gehaltszulage zu dem bisherigen Gehalte der zu
beförderndenSekretäre bewilligt wird, in billiger Weise auszugleichen.

Da handelt es sich nur um eine kurze Uebergangszeit,und es ist zweckmäßig, dem
Proviuzialausschuß diese Ermächtigung zn erteilen, um Ungleichheiten,die da entstehen können,
auszugleichen.

Die erforderlichenBeträge zur Bestreitung der durch die vorgeschlagenenAenderungen
entstehendenMehrausgaben sind in einer Summe im Haupt-Haushaltsplan vorgesehen,und im
Ucbrigen sind die Beamten nur mit ihren bisherigen Gehältern anfgcführt. Es wird also der
Provinzialausschuß zu ermächtigensein, die Äenderuugen, die auf Grund der heutigen Beschlüsse
etwa stattfinden würden, auch in den einzelnenHaushaltsplänen vorzunehmen.

Meine Herren! Alle diese Vorschlägegestattet sich Ihre Fachkommission, mit der Maß¬
gabe Ihnen zur Genehmigungzu empfehlen, daß den vorgeschlagenen Aenderungender Bcsoldnngs-
urdnung rückwirkende Kraft nicht beigelegtwird.

Meine Herren! Von grundsätzlicher Nedeutuug ist die Frage der rückwirkcuden Kralt.
Sie haben sich im Jahre 1899 bei den damaligen Gehaltserhöhungenauf den Standpunkt gestellt,
daß rückwirkende Kraft den Gehaltserhöhungen nicht beizulegen ist, und zwar keine rückwirkende
Kraft infofern, als irgend welchen Beamten jetzt ein Pfennig für die vergangeneZeit nachzuge-
währen ist, und keine rückwirkendeKraft insofern, als Beamte, welche auf Grund ihres Nnstcllungs
Vertrages und auf Grund der bisherigen Einrichtnngen jetzt eine bestimmte Altersstufe erreicht
haben, nun auf einmal in eine Gehaltsstufe einspringen sollen, die ihnen nur zukommen würde, wenn
sie unter den jetzt geltenden Bedingungen seiner Zeit neu angestellt worden wären. Das ist ein
Grundsatz, dem Sie damals auf Grund des Berichtes Ihres Referenten nach reiflicher Erwäguug
bcizutrctcn beschlossenhaben. Ich möchte bitten, daß Sie sich nnch jetzt auf diesen Standpunkt
stellen, und würde auch von diesem Standpunkte aus Ihnen vorschlagen,die Petition einzelner
Beamten der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt,der Inspektoren Straeßer und Stöcker und des
technischenObcrsekretärsSchindler jetzt abzulehnen, welche entgegen diesen GrundsätzeuSteigerungen
empfangenmöchten, die ein spruugwcisesAufrücken bedingenwürden.

Meine Herren! Es liegt darin durchaus kein Mißtrauensvotum gegen diese drei Herren,
die diese Petition an Sie eingereicht haben, sondern es liegt darin nur die Konsequenz dessen, was
Sie im Jahre 1399 beschlossen haben, und was ich Sie auch jetzt wieder zu beschließen bitte.
(Beifall.)

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich niemand zum Wort
meldet, schließe ich die Verhandlung und darf wohl feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage
der I. Fachkommission beigetretenist und daß damit auch die Petitionen erledigt sind.
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Wir treten in die Verhandlung des dritten Punktes der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-
Straßenverwaltung nebst

Anlage A, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den
Neubau von Provinzialstraßen,

Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Gisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unter¬

stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.

Zu diesem Gegenstandeund zum GegenständeNr. 4
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Abänderung des Reglements für die Verteilung
der gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 2. Juni 1902 an leistungs¬
schwache Kreise und Gemeinden zu verteilenden Staatsrenten,

ist folgender Antrag des AbgeordnetenKrähwinkel eingegangen. (Glocke.)
Der Provinziallandtag wolle beschließen:

„Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, für die Herstellung und Unterhaltung von
Haussierten Wegen, Uebernahme solcher in Provinzialverwnltung, Gewährung von
Beihilfen zum Kreis- und Gemeindewegebaualljährlich weit größere Mittel als bisher
in den Haushaltsplan der Provinziciluerwaltungder Rheinprovinz zu setzen, und zwar
zunächst für das Rechnungsjahr vom 1. April 190? bis 31. März 1908 mindestens
eine Million Mark. (Hört! Hört!)

Meine Herren! Der Antrag wird ja mit zur Verhandlung kommen bei der Verhandlung
über Nr. 3 und 4 der Tagesordnung.

Berichterstalterfür Nr. 3 der Tagesordnung, mit dem wir es zunächst zu tun haben, ist
der Herr AbgeordneteKlotz, dem ich das Wort gebe.

BerichterstatterAbgeordneterKlotz: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Prouinzial-
straßenverwaltungfür das Rechnungsjahr1906 schließt sich in den meisten Punkten dem vorjährigen
Haushaltsplan vollständig an. Die eigenen Einnahmen sind erfreulicherWeife, wie im vorigen
Jahre, so auch in diesem wieder bei verschiedenen Positionen gestiegen,so namentlichbei den
„Abgaben für die Anlage von Straßenbahnen auf den Provinzialstraßen und für die Anlage von
Gas- und Wasserleitungenin diesen Straßen" von 16 000 auf 20 000 Mark, bei dem „Bruttoerlös
aus den Obstnutzungen an den Provinzialstraßen" von 63 000 auf 70 000 Mark und bei dem
„Bruttoerlös für Chaufscebäumeund deren Abfallholz" von 30 000 auf 35 000 Mark. Ferner
sind die ordentlichen Ausgaben bei den Gehältern der Beamten, Wohnungszuschüssen und dergleichen
infolge teilweise!Einstellung jüngerer Kräfte um 7600 Mark geringer angefetzt. Dieses Mehr
bei den ordentlichenEinnahmen resp, diese Ersparnissebei den ordentlichenAusgaben werden aber
wieder reichlich wett gemacht durch Mehrausgaben in dem Pensionshaushaltsplan in Höhe von
3800 Mark und Erhöhung der Ausgaben an Renten um 12 000 Mark für diejenigenStädte und
Gemeinden, welche die in ihren BezirkengelegenenProvinzialstraßenstreckenin eigene Verwaltung
und Unterhaltung übernommenhaben.

Der Ihnen vorgetragene geringe Unterschiedzwischenden ordentlichenEinnahmen und
ordentlichenAusgaben würde also den gesamtenHaushaltsplan der Straßenverwaltung für 1906
nur wenig beeinträchtigen,wenn nicht in zwei größeren Posten eine durchgreifende Aenderung ein-



46, RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 16. Februar 1966. 103

getreten wäre. Dieses ist zunächst bei Titel V der Einnahmen der Fall, welcher benannt ist:
„Bestand und Eümahmcrcsteaus den früheren Rechnungsjahren", und der im Haushaltsplan 1905
»och mit 126 000 Mark bedacht ist, im nächstjährigenHaushaltsplan aber nicht mehr erscheint
Dies geschieht infolge des Beschlusses des vorigen Prouinziallandtages vom 15. März 1905, der
dahin geht, daß dergleichen Ueberschüsse nicht mehr als laufende Einnahmen eingestellt werden,
sondern dem Reservefondsunter Titel Nr. IV 9 der Einnahmen fo lauge zufließenfollen, bis er
2»,»°/<, der für die gewöhnliche Unterhaltung der Prouinzialstraßcn im Haushaltsplan vorgesehenen
Summe erreicht hat. Infolgedessen erscheint im nächstjährigenHaushaltsplan der Straßcnver-
waltung bei Titel V der Einnahme nichts mehr, unter Titel IV 9 dagegen nur ein Mehr an
Zinsen des jetzt vorhandenen Reservefonds, der zur Zeit rund 282 000 Mark beträgt, und zwar
in Hohe von 2500 Mark.

Diefer erheblichen Aenderung in den ordentlichen Einnahmen steht eine andere bedeutende
Aenderung der ordentlichenAusgaben gegenüber. Bisher wurden nämlich unter Titel IV Nr. 2,
2. Absatz der Ausgaben die Zinsen und Tilgung der Anleihe ^ über zwei Millionen Mark einge¬
stellt, deren Aufnahme zur Deckung der Kosten für Herstellungvon Kleiupflaster vom 41. Rhei¬
nischen Provinzillllcmdtage durch Beschluß vom 3. Februar 1899 genehmigt wurden ist. Diese
Zinsen- und Tilgungsquoten betragen für das laufende Rechnungsjahr 1905 die Summe oou
N1914 Mark 1? Pfg. In dem Bericht und dem Antrage des Provinzialausschusfes,betreffend
die Herstellung von Kleinpflaster, war rechnerisch nachgewiesen worden, daß durch Herstellung von
Kleinpflaster der Provinzialverwaltung gegenüber den Macadam-Straßen auf die Dauer keine
Mehrausgaben erwachsen würden. Da sich nuu jetzt schon die Wirkung der Anleihe geltend macht,
so ist der Provinzialausschuß der Ausicht, daß es angezeigt erscheine,die Kosten der Verzinsung
und Tilgung dieser Kleinpflasteranleihe nunmehr dem laufendenUnterhaltungsfondsunter Titel IV 1,
welcher 3 700 000 Mark beträgt, zu entnehmen. Es ist deshalb der frühere Betrag von
111914 Mark 1? Pfg. für 1906 nicht mehr als befondere Ausgabe eingesetzt worden und soll
auch für die folgendenRechnungsjahreaus dem Haushaltsplan gänzlichverschwinden.

Infolge dieser Ihnen soeben vorgetragenen anderweitigenVerrechnungenund infolge der
Einstellung eines Mehr von 24 000 Mark bei den außerordentlichenAusgaben für die Verzinfuug
und Tilgung einer im Rechnungsjahre 1906 zur Verwendung kommendenweiteren Rate von
400 000 Mark aus der Anleihe 0 zu Erneuerungs- und Umbauten an den Provinzialstraßcn,
Umpflastcruugcngrößerer Straßenstreckeu usw.; infolge aller diefer Umstände, sage ich, stellt sich
der Gesamthaushaltsplan der Prouinzialstraßenverwaltungin den ordentlichen und außerordentlichen
Einnahmen und Ausgaben auf 6 609 800 Mark gegen 6 696 050 Mark im Vorjahre; das ergibt
also ein Weniger von 86 250 Mark. Dies ist aber nach den vorhergehendenDarlegungen nicht
etwa als eine wirkliche Ersparnis gegenüberdem Haupt-Haushaltsplan aufzufassen, wie irrtümlich
von einer Seite in der Fachkommission angenommenworden ist — (sehr richtig!), vielmehr ist der
Zuschuß des Haupt-Haushaltsplans für Provinzialabgabcn zur Deckuugder ordentlichenAusgaben
für die Verwaltung und Unterhaltung der früheren Bezirksstraßen von 2 986 400 Mark auf
2 996 000 Mark, also um 9600 Mark, gestiegen, was klar aus dem Titel II Nr. 19,3 der
Ausgaben des Haupt-Haushaltsplans uud Titel II 2 der Einnahmen des Haushaltsplans der
Straßenverwllltung hervorgeht.

Die Fachkommission III ist im allgemeinen mit allen Vorschlagendes ihr zur Prüfung,
ilberwiefenen Haushaltsplans der Straßcnverwaltung einverstandenund schlägt deshalb vor, diesen
nebst Anlagen unverändert anzunehmen.
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Nur in einem Punkte glaubte sie eine Anregung zu einer andcrweiten Regelung geben
zu sollen. Es betrifft dies die Einziehung der Icigdpachtanteile, welche auf der Provinz gehörige
Straßen, Wegeabsplissc,Kiesgruben und sonstige Pertinenzen entfallen und zum ersten Male in
den Bemerkungen bei Titel IV, 11 der Einnahme Erwähnung finden, wodurchwir erst erfahren
haben, daß die Straßenverwaltung überhaupt solche Iagdpachten erhebt.

Damit verhält es sich nun folgendermaßen: Nach der uns in der Kommission gewordenen
Auskunft sind diese Einnahmen seit Anlegung des Grundbuches in den verschiedenen Gemeinden
nach und nach entstanden und sind freiwillig immer mehr eingezahlt worden, so daß sich im Rech¬
nungsjahr 1904 ein Gesamtbetrag von 600 Mark ergab, und im laufenden Rechnungsjahre bis
jetzt rund 1000 Mark eingegangensind.

Die Provinzialverwciltunglegt nun auf diese Einnahmen nur deshalb uoch Wert, weil
von den Gemeinden, welche die Iagdpacht einsenden, auch gleich die Steuerzettel mitgeschicktzu
werden pflegen, auf denen angegeben ist, wie viel die Provinz an öffentlichen Abgaben, die mit
dem Grundbesitz zusammenhängen,zu zahlen hat. Letztere Beträge werden dann seitens der
Gemeinden von der Iagdpacht gleich in Abzug gebracht, und es wird nur oer Restbetrag der
Provinzialvcrwaltung ausbezahlt. Von anderen Gemeinden gingen dagegen auch sehr viele Steuer-
zcttcl ein mit den minimalsten Beträgen, die aber keine Einnahmen aus Iagdpachten nachwiesen,
sondern nur die Anforderung von Abgaben an die Gemeinde enthielten. Die Erledigung dieser
kleinen Beträge, die oft geringer waren, als das Porto betrug, für die Provinz daher eine höchst
unbequeme Bringschuld darstellten, verursachten der Verwaltung viel Schreiberei, den unteren
Organen viele Laufereienufw.

Der Provinzialausschuß glaubt daher, daß dies vermiedenwerden könnte, wenn er sich
gegenüber allen Gemeinden eine Forderung in Form der Iagdpächte verschaffte,die in der
Regel höher ist, als die der Provinz zu zahlende Abgabe, um auf dem Wege der Kompensation
schließlich zu dem Ergebnis zu kommen, daß die Gemeinden den Nest zu bringen bezw. einzu¬
zahlen haben. Deshalb hat der Provinzialausschußder Gleichmäßigkeit halber und im Sinne der
ausgleichendenGerechtigkeitam 17./18. Oktober v. Is. beschlossen, die Iagdpacht nunmehr von
allen Gemeinden einzufordern, obgleich dadurch keine nennenswerte Einnahme erwartet wird.
Nach den Ausführungen des Vertreters des Provinzialnusschussesin der Kommissionkonnten wir
annehmen, daß ihm auch die Ginziehungder Iagdpachtantcile unter der in unserem Antrage ent¬
haltenen Beschränkung durchaus sympathisch sei.

Wir haben deshalb geglaubt, daß es zweckmäßig sei, dem Herrn Landeshauptmann
Gelegenheitzu geben, auf die Iagdpächte bei den Gemeindenzu verzichten, welche ihrerseits Grund¬
steuer und andere öffentlicheAbgaben von der Provinz nicht erheben, nm auf diefe Weise den
Geschäftsgangzu vereinfachen und zu erleichtern.

Ich bitte daher namens der Kommissionum Annahme dieses Antrages.
Nun noch zum Schluß ein kurzes Wort zu den Anlagen ^,, N und 6 des Haushalts¬

planes der Straßenverwllltung.
Bei der Anlage ^. — Voranschlagfür die Verwendung des Fonds für den Neubau von

Provinzilllstraßen — ist eine Aenderung nicht eingetreten,während ich bei Anlage L — Voran-
anschlagüber die Verwendung des Eisenbahnfonds— besondersdarauf hinweisenmöchte, daß die
Kleinbahn Merzig—Büschfeld,welche bekanntlichvom Staate, der Provinz und dem Kreife Merzig
gemeinfchnftlich als Gesellschaft m. b. H. seit dem 6. Juli 1903 betrieben wird, an Rentabilität
erfreulicherWeise zunimmt, so daß bei dem Einnahme-Titel „Ueberschuß"die verhältnismäßig
immerhin erkleckliche Summe von 3300 Mark mehr eingestellt werden konnte.
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Das Hauptschmerzcnskind fast aller Landtage der letzten Zeit ist aber stets der Fonds
zur Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues gewesen, welcher in Anlage O zum
Vortrug kommt. Der hier eingestellte Zuschuß aus Provinzialmitteln in Höhe von 350 000 Mark
nebst den Zinsen der rentbar angelegten Betrage in Höhe von jetzt 12 500 Mark, im nächsten
Jahre 15 000 Mark, also zusammen 365 000 Mark, ist bei den Verhandlungen des Landtages
wegen seiner angeblich zu geringen Bemessungstets das Ziel lebhafter Angriffe gewesen. Auch
auf dem vorjährigen Landtage hat der Berichterstatter der III. Fachkommission,Herr Landrat
von Kruse, mit beweglichen Worten auf das große Bedürfnis nach Erhöhung dieses Fonds hinge¬
wiesen,von einem Antrage auf Erhöhung aber mit Rücksicht auf die damalige finanzielle Lage der
Provinz Abstand genommen. Er hat damals ferner ausdrücklichbetont, daß auch die weitere
Unterstützung aus der neuen Dotationsrentc nicht ausreiche. Der Rhcinprovinz steht ja
bekanntlichaus dem Gesetz vom 2. Juni 1902 und der Königlichen Verordnung vom 22. Inni
1902 eine Iahrcsrcnte in Höhe von 647 825 Mark zu, aus welcher gemäß § 5 und 6 des
genannten Gesetzes zwei Drittel der Summe, also rund 432 000 Mark zur Unterstützungan
leistungsschwache Kreise und Gemeinden, und zwar lediglich für Zwecke des Armen- und Wege¬
wesens, verwendet werden dürfen. Auf Grund des für die Art der Verteilung erlassenenRegle¬
ments vom 18. Februar/2. April 1903 ist für die Wcgczwcckc vom Provinzialausschuß im Ein¬
vernehmen mit dem Herrn Ober-Präsidenten im Jahre 1903 die Summe von 188 600 Mark, im
Jahre 1904 die Summe von 157 700 Mark und 1905 der Betrag von nur 120 000 Mark zur
Verfügung gestellt.

Der Herr Berichterstatterim vorigen Jahre hat der Hoffnung Ausdruckgegeben,daß es
den Organen der Provinzialverwaltung gelingen möge, für die nächsten Jahre einen wesentlich
höheren Zuschuß wenigstens aus diesen verfügbaren Mitteln für die Zwecke des Kreis- und
Gcmeindewegebauesflüssig zu machen. Vor allen Dingen hat aber der Genannte darauf hinge-
gcwicsen,daß die Unterhaltung der chansseemäßig ausgebauten Gcmeindewegeseitens der unter¬
stützten Gemeinden viel zu wünschen übrig lasse, entwederweil sie nicht leistungsfähiggenug seien,
um gleich wieder nach der Fertigstellung nicht unerhebliche Mittel flüssig zu machen, oder weil es
ihnen an dem nötigen technischen Personal, oder auch weil es ihnen an dem nötigen Interesse
fehle. Er hat deswegen angeregt, ob es sich nicht empfehle,daß diese Wcgebautenvon leistungs¬
fähigen Verbänden übernommen würden, und es ist schließlich nach langer Debatte eine Reso-
lution der III. Fachkommission vom Landtage angenommenworden, welche dahin ging, „daß der
Provinzicilcmsschuß dem nächsten Provinziallandtage Vorschlägemachen möge, unter welchen Be¬
dingungen den Kreisen oder WegebnuverbändmZuschüsse zur Unterhaltung der von ihnen über¬
nommenenoder zu übernehmendenGemeindcwegcgewährt werden könnten."

Dieser Resolution ist bis jetzt vom Provinzialausschußnoch nicht Folge geleistet worden.
Da dem jetzigen Landtage bis jetzt ein Bescheid darauf nicht zugegangenist, weder in Form einer
Vorlage noch einer Denkschrift oder dergleichen. Ich bin deshalb von der Fachkommission beauftragt
worden, mich nach dem formellen Stande dieser Angelegenheit zu erkundigen, und erlaube
mir daher die Anfrage an den Provinzialausschuß zu richten, (Bravo! und Heiterkeit), aus
welchem Grunde dem Landtage bis jetzt eine offizielle Antwort auf die im vorigen Jahre
gefaßte Resolution noch nicht zugegangen ist. Wohl ist inzwischen an den Landtag eine Vorlage,
betreffend die Abänderung des Reglements vom 18. Fcbruar/2. April 1903 ergangen, die ja
nachher zur Verhandlung kommt, aus deren ganzen Tendenz hervorgeht,daß das, was die Fach¬
kommission III im vorigen Jahre gewünscht hat, im großen Ganzen erfüllt werden soll. Namentlich
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geht dies aus der Begründung hervor, wo gesagt ist: „insbesonderewird auch — durch die Vor¬
lage — dem wiederholt ausgesprochenen,mit Rücksichtauf die Fiuauzlagc aber immer wieder
zurückgestellten Wunsch des Prouinziallandtagcs auf Verstärkung der dem Gemeinde- und Kreis¬
wegebau dienenden Mittel Rechnung getragen. Wenn dies geschehen ist, wird es auch möglich sei»,
entsprechend dem Wunschedes 45. Provinziallandtags der Frage naher zu treten, unter welchen
Bedingungen den Kreisen und WegebauucrbändenZuschüsse zur Unterhaltung der von ihnen über¬
nommenen oder zu übernehmendenGemeindewegegewahrt werden können. Die erste Voraussetzung
für die Erledigung dieser Frage ist die Vermehrung der für die GemeindewegeverfügbarenMittel,
und dicfe soll durch die gegenwärtigeVorlage erfüllt werden. Es scheint aber nicht zweckmäßig, schon
jetzt, wo noch kaum Erfahrungen bezüglich dicfcr Frage vorliegen, generelle Bedingungenfestzusetzen."

Nun, meine Herren, diese Antwort genügt ja im allgemeinen vollkommengegenüber der
vorhin erwähuten Resolution. Die III. Fachkommissionbedauert aber vom Standpunkte der
Geschäftsordnung, daß dieselbe nicht selbständig erteilt, sondern mit den Vorschlägen, betreffend
die Neuregelung des Reglements, verquickt worden ist, welche als Finanzsache ins Ressort der
I. Fachkommission fällt und daher der Fachkommifsion III zur Prüfung und Beschlußfassung nicht
überwiesenwerden konnte.

Im Uebrigcn erkennt die Fachtommisionlll in materieller Beziehung das durch das
neue Regulativ für ihre Zwecke Dargebotene dankbarst an. Sie hat sich hcrausgerechnet,daß nun¬
mehr voraussichtlichkünftig jährlich rund 300 000 Mark aus diesen neuen Dotationsmitteln für
die besagten Zweckezur Verfügung stehen werden, also zusammen mit den oben genannten Pro-
vinzinlmitteln in Höhe von 365 000 Mark immerhin die respektable Summe von Ü65 000 Mark,

Die III. Fachkommission, die übrigens — in Parcmthcse gesagt — bei 15 Mitgliedern
aus 8 Landrätcn besteht (Bravo und Heiterkeit), welche alle mehr oder weniger leistungsschwache
Gemeinden in ihren Kreisenhaben, hat deshalb beschlossen, für diefes Jahr von weiterenAnträgen
auf Erhöhung des allgemeinenFonds für genannte Zwecke Abstand zu nehmen und zunächst die
Wirkung der neuen Art der Verteilung aus der Dotationsrentc abzuwarten, wenn das hohe Haus
dieselbe beschließen sollte, was ja wohl zu erwarten steht. An Versuchen, trotzdemnoch jetzt schon
eine höhere Zuwendung aus Provinzialmitteln für die lcistungsfchwachcn Gemeinden zu erhalten,
hat es allerdings in der Kommissionnicht gefehlt. Es wurden dazu teilweife die verzweifeltsten
Anstrengungen gemacht, (Heiterkeit.) Von einer Seite wurde vorgeschlagen,zu beantragen, daß
die angebliche Ersparnis aus dem Haushaltsplan 1906 in Höhe von 86 250 Mark für den öfters
genannten Zweck eine weitere Verwendung finden möchte. Da ich aber schon nachgewiesenhabe,
daß eine solche Ersparnis tatsächlich nicht existiert, konnte natürlich schon aus diesem Grunde jenem
Vorschlagekeine Folge gegeben werden.

Ein, allerdings etwas schüchternvorgebrachter Vorschlag (Heiterkeit) ging sogar dahin,
daß die Ersparnis, die durch Einführung der zweijährigenBudgetpcriodcn gemacht werden würde,
hierfür zur Verwendung kommen möchte. (Heiterkeit,) Da aber vorläufig dieser Gedanke der
Vereinfachungder Vudgetaufftellungwieder fallen gelassen worden ist, so ist es auch damit nichts.
(Heiterkeit)

Die Kommission hat sich dann schließlich dahin geeinigt, mit Rücksicht darauf, daß nach
den Ausführuugen des Herrn Landeshauptmanns sich zur Zeit noch nicht übersehen läßt, ob sich
die Finanzlage der Provinz wirklich so glänzend gestalten wird, wie sie von verschiedenen Rednern,
namentlich auch von dem Etatsredncr, dem Herrn AbgeordnetenFritzen, für die Zukunft geschildert
wurde, sich vorläufig mit dem Gebotenen zusrieden zu geben, das hohe Haus aber zu bitten, auch
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für die Zukunft der Schwachen in Liebe zu gedenken und bei späteren guten Finanz-
Verhältnissen womöglich noch ein Uebriges zu tun. (Beifall.)

Zum Schluß, meine Herren, möchte ich mir noch eine persönliche Bemerkung gestatten
dahingehend,daß die Uebertragung des Referats in dieser heiklen Frage gerade auf mich, der ich
doch eine Stadt vertrete, die wohl vorläufig in absehbarer Zeit nicht zu den leistungsschwachen
gezählt werden wird und deshalb wohl voraussichtlichniemals aus dem berühmten Fonds eine
Unterstützungerhalten wird, und das durch den Herrn Vorsitzenden der Fachkommission III dadurch
bewiesene Vertrauen in meine Objektivität — ich bemerke übrigens, daß der Vorsitzendeauch ein
Lnndrat ist, auch der stellvertretende Vorsitzende, auch der Schriftführerund auch der stellvertretende
Schriftführer, alle Landräte! (Große Heiterkeit.) — ich sage, daß dieses Vertrauen mich
tief gerührt hat. (Heiterkeit.) Ich habe versucht, dasselbe durch eine möglichst objektive
Schilderung der Sachlage und der daran geknüpftenWünsche zu rechtfertigen,nnd ich tue das
ferner dadurch, daß ich das hohe Haus, so objektiv wie möglich,freundlichst bitte, unsere Anträge
anzunehmenund unsere Bitte um weitere wohlwollendeBehandlung dieser der Fachkommission so
sehr am Herzen liegenden Frage gütigst zu erhören. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst das Wort dem
Herrn Landeshauptmann.

Landeshauptmann I)r. von Renvers: Ich möchte mir nur eine kurze rechtfertigende
Bemerkung gestatten. Die III. Fachkommissionhat im vorigen Jahre beschlossen, der Ausschuß
möge Erwägungen anstellen, wie weitere Mittel für den Kommunalwegebau zu beschaffen seien.
Materiell ist diesem Antrage der Fachkommissiondurch den Ausschuß Rechnung getragen, indem
er Ihnen die Vorlage über Abänderung der Verteilung der Dotation gemacht hat. In dieser
Abänderung sind 300 000 Mark für den Wegebau vorgesehen. Diese Druckschriftist allen Mit¬
gliedern des Hauses zugegangen,auch den Mitgliedern also, die der III. Fachkommission angehören.
In der Vorlage ist ausdrücklichdarauf hingewiesen,daß bei den vorjährigen Beratungen dieser
Wunsch seitens der III. Fachkommissiongeäußert und daß ihm Rechnung getragen sei. Unter
diesen Umständen hatte ich es nicht mehr für notwendig erachtet, daß der III. Fachkommission
außer dieser eingehendenund genau gefaßten und auf die vorjährigen Beschlüsse bezugnehmenden
Vorlage eine weitere Vorlage über die Erledigung ihres Beschlusses zu machensei.

Ich hätte ja die Vorlage mit wenig Mühe der III. Fachkommission auch noch macheu
können. Ich hatte ja einfach den Schlußpassus dieses Berichts über die Abänderung der Dotation
m Klammern setzen und einen Umschlag darum legen können: der III. Fachkommission zur gefällige»
Kenntnisnahme. (Heiterkeit.)

Also eine Absicht, der III. Fachkommission etwa die Sache nicht vorzulegen,hat mir fern
gelegen, ich werde aber in Zukunft eine derartigeGeschichte auf jeden Fall auch der Fachkommission
extra vorlegen. (Heiterkeit.)

Nur eine Mitteilung noch: Etwas hat der Herr Referent vergessen,als er die Zahlen
nannte, die für den Kommunalwegebauzur Verfügung stehen.

Im Jahre 187? als die Straßenverwaltung übernommenwurde, zahlte die Königliche
Staatsregierung für die Unterstützungdes Kommunalwegebauessage und schreibefür die ganze
Provinz 124 000 Mark. Wir zahlen jetzt einmal aus dem H.-Fonds 100000 Mark, aus dem
K-Fonds 250 000 Mari und aus der Dotation 300 000 Mark, wenn sie abgeändert ist, also im
ganzen, wie der Herr Referent richtig sagte 650 000 Mark. Dazu kommen aber noch rund
Mischen40- und 50 000 Mark, die aus dem laufende« Straßenbaufouds genommenwerden für

14*



108 46. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 16. Februar 1906.

solche Ortschaften, die ihre Straßen durch Anlagen von Rinnen, Senkgruben usw. in besseren
Zustand versetzen wollen. Also wir haben rund 700 000 Mark gegen 124 000 Mark zu der Zeit,
als wir die Stratzcnbauverwaltung übernahmen. (Hört, Hört!)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Bei diesem Gegenständewird der Antrag Krawinkel
auch zur Verhandlung und zur Beschlußfassung kommen müssen.

Ich möchte zunächst den Antragsteller fragen, ob er zur Begründung seines Antrages das
Wort wünscht.— Herr Krawinkel!

Abgeordneter Krawinkel: Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat soeben
festgestellt, daß der Staat bei Abgabe der Staatsstraße» an die Provinz für den Gemeinde- und
Krciswcgebaunur 124 000 Mark hergegeben hat nnd daß wir im letzten Jahre 400 000 Mark und
demnächst 700 000 Mark dafür zur Verfügung haben würden. Gestatten Sie mir nun in Erinnerung
an das Gesetz von 1875 eine etwas andere Rechnung aufzumachen. Das Gesetz vom Juli 1875
beruhte auf Materialien, die die Stantsrcgicrung dem Landtage vorlegte, in denen der Nachweis
geführt wurde, daß für die Straßenuntcrhaltung, das heißt für die Unterhaltung der Staatsstraßen
und Staatschaussccnim ganzen Gebiete der Monarchie im letztvcrgangcncn Jahre 4 800 000 Taler
und für Neubauten von Chausseen2 600 000 Taler bezahlt worden seien.

Meine Herren! Das machte auf die Meile Staatsunterhaltung gerechnet damals
1640 Taler. Es machten aber die Mittel für Neubauten etwa 54"/» der Straßcnuuterhaltung
ans, und wenn nun für den Gemeinde-und Kreiswcgcbauseitens des Staates ausdrücklich damals
nicht so viel geschehenwar, so war im Laufe der Jahre an Prämien für Straßenbau und Wegebau
außerordentlichviel geschehen im Verhältnis zu den damaligen Mitteln und der Leistungsfähigkeit
des preußischen Haushaltsplans. Der preußische Haushaltsplan belief sich nach meiner Erinnerung
im Anfang der 70er Jahre in den gesamten Staatsvcrwaltungsausgabcn auf rund gerechnet
75 Millionen Taler, und davon waren also, wie ich eben sagte, einzig und allein für die Straßen¬
untcrhaltung und den Neubau von Straßen für diese kulturelle Seite der Staatsverwaltung, rund
7 l/2 Millionen Taler, also ungefähr 10°/» der gesamten Staatsvcrwaltungsausgabcn gewidmet.

Ich könnte den Nachweis führen — nach meiner Erinnerung glaube ich mich nicht zu
irren — daß die Nheiuprouinz in den Jahren 1853—1873 also rund gerechnet in 20 Jahren
nicht weniger als 8 Millionen Mark, genauer gerechnet 7 800 000 Mark, allein für Straßcn-
neubautcn, Prämienzuschüssezu Chaussccbautcnaus dem Staatssäckel erhalten hat. Das ist eine
ganz andere Summc, als sic soeben der Herr Landeshauptmann für den Gemeinde-und Kreis¬
wcgcbau genannt hat. Gewiß decken sich diese Begriffe nicht vollständig. Aber, meine Herren,
was hat denn inzwischendie Provinz getan? Damals hatte der Staat im Durchschnittauf die
Rheinprovinz 400 000 Mark jährlich für Neubauten von Straßen und Prämien zu Neubauten
von Straßen seitens der Provinz und der Bezirke verwandt und er übergab nun durch das
Dotationsgcsetzder Rhcinprovinz Staatschaussccn in einer Länge von rund gerechnet 307 Meilen
also 2300 Kn>. Ich habe soeben gesagt, daß die Meile Straßenuntcrhaltung im Haushaltsplan
für 1874 mit 1640 Talcru eingesetzt war. Wenn Sic die Güte habcu wollen, sich das auf
Kilometern umzurechnen, so macht das rund gerechnet 650 Mark auf den Kilometer. Bei
2300 Km Staatsstraßen erhielt die Rheinprovinz für die Uebernahme der Unterhaltung und die
damit zu übernehmendenVerpflichtungen aber die Summe von rund 2 056 000 Mark für die
2300 Km, deren Unterhaltung sic übernommen hatte, hätte sie nur rund 1^/« Millionen Mark
zu verlangen gehabt. Wenn sic nachrechnen werden, werden Sic das so ziemlich genau stimmend
finden. Die Provinz erhielt also tatsächlich über den Betrag von 1^2 Millionen Mark, den sie
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für die Unterhaltung aufzuwendenhatte und der mit ungefähr 650 Mark pro Kilometer annähernd
auch heute noch zutrifft, 556 000 Mark mehr, als sie für die Unterhaltung nötig hatte, und dieser
Betrag war nach meiner Ueberzeugung nicht nur dafür bestimmt, die Pensionen und Gehälter, die
persönlichen Kosten, die damit verbunden waren, Witwen- und Wüsengeld noch zu tragen, sondern
auch förderlich zu sein für den weiteren Ausbau von Straßen und Chausseen überhaupt.

Gleichzeitigerhielt die Prouinzialoerwaltung in den ß§ 2—4 des Gesetzes von 1875 die
Aufglibe zugewiesen, zur Förderung des Kreis- und Gcmeindewegebauesund zur Förderung des
Baues von Haussierten Wegen eine Summe beizutragen, die in unserem Haushaltsplan in den
Titeln der Einnahme mit 440 000 Mark ausgeworfen ist. Wenn Sie diese 440 000 Mark, die in
der Einnahme unseres Haushaltsplans stehen, zu den 556 000 Mark zuzählen, die ich soeben
genannt habe, als Ueberschußüber die Straßeuuuterhaltung in der Rente, die der § 20 des
Gesetzes von 1875 der Provinzialvenualtung der Rhcinprouinz gebrachthat, so haben Sie sozu¬
sagen genau 1000 000 Mark, den Betrag, den ich als Mindcstsnmmcfür die Förderung des
Neubaues von Straßen, Uebernahmevon Straßen und für die Unterstützungdes Gemeinde- und
Kreiswegebauesin meinem Antrage gefordert habe.

Meine Herren! Ich habe vorgestern bei Gelegenheitder Kanciluorlagcangedeutet,in welch
übler Lage sich weite Gegenden unserer Provinz in Bezug auf das Verkehrswesen befinden, ich
habe damit auf eine Seite unserer staatlichen,kommunalen,öffentlichen Aufgaben hingewiesen, die
die allergrößte Beachtuug verdient und die meiner Meinung nach hier noch nicht genügend ge¬
würdigt wird.

Der Herr Berichterstatter hat in seiner ausgezeichneten Objektivität festgestellt, daß der
Gemeinde- und Kreiswegebauein Schmerzenskindder Provinzialucrwaltung seit vielen Jahren sei,
und daß der Fonds nimmer als unzulänglichanerkannt sei und nach den Nachweisungen,die uns
Jahr für Jahr darüber gegeben worden sind, kann auch wohl kein Zweifel darüber sein, daß,
welche Skepsis man auch bei der Beurteilung der Anträge haben mag, in Wirklichkeitdem Bedürfnisse
nicht entfernt genügt wird.

Nach einer Mitteilung, die mir geworden ist, hat der Provinzialausfchußin den letzten
Tagen Anträgen auf Unterstützungenaus diesem Fonds von rund 1572 000 Mark gegenüber¬
gestanden. Er hat darauf bewilligt 417 000 Mark — meine Herren, noch keine 30°/«, knapp
2? °/„ dessen, was beantragt worden ist.

Nun weiß ich sehr wohl, daß man ja die Frage auswerfenkaun: ja was ist von diesen
Anträgen berechtigtund was nicht? Aber einen sehr großen Teil der Anträge hat auch der Pro-
vinzilllausschußnur zurzeit ablehnen zu sollen geglaubt, natürlich nur aus Mangel an Mitteln,
das Bedürfnis aber implicite anerkannt. Wenn ich aus meinem eigenen Wahlkreise erzählen darf,
daß wir Anträge in Höhe von rund 43 000 Mark gestellt haben und rund 13 000 Mark haben sollen,
dann kann ich Ihnen versichern:die 43 000 Mark waren das allerwenigste,was bei der Armut
unserer Gemeinden überhaupt beantragt werden konnte, wenn dem dringendsten Bedürfnis Rechnung
getragen werden sollte und wenn man damit rechnete, daß Kreis und Gemeindendie cutsprechenden
Zuschüsse noch dazu leisten müssen.

Bei 3- 400°/o Koinmunalstcuerzuschlägcn, bei den enormenLasten, die die landwirtschaft¬
lichen Berufsgenossenschaftcn dazu noch von den Landwirten fordern, von den ländlichenGemeinden
also ganz besonders, dürfen Sie versichert sein, daß die Anträge und Beschlüsse auf Ausbau und
Unterhaltung von Straßen in meinem Kreise sicherlich nicht weiter gehen als bis zu dem aller-
dnngendsten Maß. Sie erreichen aber nach meiner festen Ueberzeugungin sehr vielen Fällen
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überhaupt nicht einmal dieses Maß, weil man sich außer Stande fühlt, noch mehr aufzubringen.
Die Bedürfnissesind sehr viel grüßer, als die Anträge hier lauten. Und demgegenüberhaben wir
nun seit vielen Jahren die Erscheinung, daß der Provinziallandtag mit den 250 und später
350 000 Mark den Kreis- und Gemeindewcgebnnausreichendbedenken soll.

Meine Herren! Nach meiner Ueberzeugungist es absolut nicht der Fall.
Was hat aber die Provinzialverwaltung nun wirklich auf diesem Gebiete an neuen

Leistungenaufgebracht? Während der Staat in früheren Jahren bis zur Abgabe an die Provinzen
Jahr für Jahr große Summen für den Neubau von Chausseenverwandt hat, während damals —
wie ich eben sagte — im Jahre 1874 mehr als die Hälfte der Mittel für Straßenunterhaltung
auch zu Neubauten verwandt wurden, hat die Provinzialverwaltung in all' den Jahren kaum, ja
nicht einmal einen Kilometer, neue Straßen dazu bekommen,sondern es ist rechnungsmäßigsehr
leicht nachzuweisen,daß sie auf dem damaligen Stande geblieben ist. Ein paar kleine unbe¬
deutende Strecken sind dazu gekommcu, eine etwas erheblichere Kilometerzahl — 550 nach meiner
Erinnerung rund — sind an Gemeinden und Kreise abgetreten, aber gegenüberder Ziffer, die ich
eben genannt habe, von 30? Meilen Staatsstraßen und rund 540 Meilen Provinzial- und
Bezirksstraßen, also zusammen 84? Meilen oder 6353 1:m damaliger Staats- und Provinzial-
straßen hat der vorige Haushaltsplan tatsächlich nur 6372 Kin Provinzialstraßen aufgewiesen.
Neben den 84? Meilen Staatsstraßen, Provinzial- und Bezirksstraßen von 1874 waren damals
noch vorhanden 91 Meilen an Kreis-, Kommunal-, Aktien- uud Privatstrcißen, also glatt gerechnet
675 oder 680 Km. Wenn Sie diese dazu zahlen, dann haben Sie in der Tat noch einen
Ausfall, der ja wohl jedenfalls darin besteht, daß auch heute noch — was mir nicht bekannt ist
— von den damaligen Kreis-, Kommunal-, Aktien- und Privatstraßen manche in Privatverwaltnng
sich befinden.

Meine Herren! Gebaut hat also die Provinzialverwaltungmit den Mitteln, die der Staat
ihr gegeben hat, nicht. Und, meine Herren, zahlreiche Kreise und Gemeinden haben sich nun unter
die Last der Neubauten beugen müssen. Ich kenne Gemeinden, die daran zu verbluten drohen,
daß sie solche Straßen in Unterhaltung haben, die als Verbindungsgliederunsrer Gemeinden als
Durchgangsstraßcnheute schwer befahren werden und die von der Gemeinde unterhalten werden
müssen.

Deshalb habe ich in meinen Antrag auch die Worte hincingesetzt:Uebernahmesolcher
Straßen auf die Provinzialverwaltung.

Nun, meine Herren, hat der Herr Berichterstattermit vollem Rechte — wie auch im
vorigen Jahre schon durch seinen Herrn Vorgänger in der Kommission es geschehen ist — darauf
hingewiesen,daß ebenso wie der Neubau von Straßen, der Ausbau, die Unterhaltung der Straßen
von allergrößter Wichtigkeit sei. Ich lege den Nachdruckebenso sehr darauf, wie die Herren es
getan haben, und möchte wünschen, daß in dieser Beziehungnichts versäumt, sundern den Gemeinden
und Kreisen scharf auf die Finger gesehen werde, daß scharf aufgepaßt werde, wie es auch in
manchen Teilen zweifellos infolge der Organisation der Landesbcmämtergeschieht und geschehen
kann. Aber dementsprechend soll man nach meiner Ueberzeugung dem öffentlichen Wohl dadurch
weiter dienen, daß man die Straßen, die die Provinz unschwer auch übernehmen könnte, diesen
armen Kreisen und Gemeinden abnähme, so weit sie Durchgangsstraßensind, mehrere Gemeinden
betreffen, und soweit sie also von weitergehendemöffentlichen Interesse sind. Man soll sie aber
auch weiter dadurch unterstützen,daß man eventuell Zweckverbände,wie ich im vorigen Jahre schon
gesagt habe, unterstütze und last not 1o«,»t lebhaft dafür sorge, daß das entsprechende Personal
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herangebildetwerde, und daß die Provinzialverwaltuug mit Hilfe der Organisation ihrer Straßen-
bcmverwaltuugdiese Überwachung vornehme.

Die Ueberwnchung ist ebenso dringlich, wie die Bewilligung der Beihilfen. Das erkenne
ich, wie ich schon gesagt habe, an. Aber ich kann die Bitte an den Provinziallandtag und auch
an den Provinzialcmsschußnicht dringend genug wiederholen, doch dem Antrag, den ich gestellt
habe — und der nur nicht so gerade von der III. Fachkommission gewagt worden ist, wenn auch
die Liebe dafür vorhanden war — ein größeres Wohlwollen zu schenken und im nächsten Jahre
die entsprechenden Betrage einzusetzen.

Ich bitte Sie, sich der Pflicht zu erinnern, die mit der Dotationsrente nach meiner
Ueberzeugungverbundeu ist und die sogar in der Begründung des Dotationsgesetzcsvon 1875
bezüglich des Neubaues von HaussiertenWegen enthalten war, daß also die Provinzialverwaltuug
diese Verpflichtungübernähme.

Das Verkehrswesen hat bei uns einen großen Teil unserer Proviuzialumlageverschlungen
und wird ihn weiter verschlingen. Ich habe zu meinem Bedauern aber viel zu viel Formalismus
in dieser Beziehung gefunden. Ich bin davon überzeugt, daß die Verwaltung beispielsweise des
Eisenbahnfonds doch noch viel zu engherzig hier erfolgt, daß die Beschränkung auf den Zuschuß
an die bedürftigen Kreise und Gemeinden mit einem halben Prozent Zinsvergütung viel zu niedrig
ist, um dem öffentlichen Bedürfnis zu genügen, und daß die Aufwendungen,die andere Provinzen
nach dieser Richtung machen, außerordentlichviel größer sind, als es bei uns der Fall ist, im
Vergleichzu dem, was andere Provinzen an Steuerleistuugcn haben.

Meine Herren! Der Herr Berichterstatterhat schon die Dotationsrente von 1902 gestreift.
Ich gestatte mir deshalb, auch ein paar Worte noch dazu zu sagen. Ich habe vor 4 Jahren im
Landtage der Monarchie für die Rhcinprovinz auch eine Lanze brechen zu sollen geglaubt, und
habe damals das Mißverhältnis charakterisiertzwischen der Dotation für die Rheinprovinz und
derjenigen sür andere Provinzen, die in Bezug auf die Zahl der leistungsschwachen Kreise und
Gemeinden sich nicht einmal entfernt mit unserer Rheinpruvinz messen können.

Was kann es mir helfen, daß ich einer reichen Familie angehöre, wenn ich so ein
armer Vetter draußen in der Hütte bin nnd die geheimen und andere Kommerzieurätc sitzen
in den Palästen. (Heiterkeit.)

Meine Herren! So geht es uns armen Landkreisen und Gemeindenhier in der Rhein-
Provinz. Was helfen uus die 63, 64 Millionen Mark Stcmtssteuer, wenn beispielsweise der
Kreis Waldbruel kaum 80 000 Mark Staatssteuer aufbringe« kann? Was hilft es da, wenn
man sich mit einem Drittel der Kosten der betreffendenStraßeubcmten nun beteiligen will, uud
die betreffendenKreise und Gemeinden sind nicht in der Lage, die übrigen zwei Drittel aufzu¬
bringen? Aber meine Herren, als ich das damals ziffermäßigdarlegte und anführen konnte, daß
nach der Statistik, die uns vorgelegt war, rechnungsmäßigin der Provinz 644 000 Einwohner
auf Kreise und Gemeinden entfielen, die mehr als 200 bis 500 Prozent Komnumalzuschläge
hatten, wahrend die Provinzen Ostpreußen,Westpreußen, Posen, Pommern und Sachsen zusammen¬
genommennicht so viel leistungsschwache Kreise und Gemeinden aufwiesen — beziehungsweise also
eine solche Einwohnerzahl — da haben sich die Herren vom Osten selbstverständlich glatt darüber
hinweggesetzt und aus den reichen Westen hingewiesen. Der reiche Westen in der Rheinprovinz
und Westfalen könne sich derartiges eher leisten, uud es sei nur zu begrüßen, daß die Königliche
Staatsregierug eine solche Vorlage gemacht habe, und mein verehrter damaliger Kollege, der
jetzige Oberbürgermeistervon Danzig, Herr Ehlers, beantragte damals «n-lilac-Annahme ohne
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Kommissionsberatnng.— Von seinem Standpunkt aus gewiß mit vollem Rechte, von dem
Standpunkte der Rheinprovinz ganz gewiß nicht.

Aber, meine Herren, auch der Finanzminister nahm nicht nur die freundlicheStellung zu
der Vorlage ein — au der er als Minister des Innern mitgearbeitet und die er aus dem
Nachlasse des Herrn Finanzministers von Miquel noch übernommenhatte — sondern er wies auch
darauf hin, daß ja anzuerkennensei, in der Rheinprovinz seien zahlreiche Kreise und Gemeindenmit
einer außerordentlich geringen Leistungsfähigkeit,ebenso gering und noch geringer vielleicht,als in
den besser bedachte»Provinzen. Aber die Rheinprovinz könne sich auch selber helfen. Und, meine
Herren, was ich damals in Berlin nicht ausdrücklich anerkannt habe, das erkläre ich hier allerdings
auch: es ist gar kein Zweifel darüber, daß die Rheinprovinz sich selber und ihren Armen helfen
kann, wenn Sie den ernsten Willen dazu bekunden in der Hergäbe von Mitteln für diese unglück¬
lichen Hinterländer, die bekanntermaßen am allerschärfstenunter der Konkurrenz der reicheren
Nachbargcgendcn,Städte und Industriercvicre leiden.

Ich habe daran erinnert, und erinnere heute wiederum daran, daß die Landfluchtbei uns
nnheimlichist. Wir können die reichen Herren nicht heranziehen; dazu sind die Steuern zu hoch.
Diejenigen Wohlhabenden, die dort noch vorhanden sind, überlegen sich vielfach, ob sie noch in
diesen Bezirkenbleiben oder ob sie nicht vorziehensollen, hier nach Düsseldorf oder nach Bonn zu
zieheu. Aber wer noch foviel Heimatliche besessen hat, wie das beispielsweise Bekannte von mir
getan haben, die im Wuppertale wohnen, in meinem Heimatkreise, in der Nähe von Waldbroel
noch Industriebetriebe eingerichtet haben, und die dann nun, um einen solchen Betrieb einmal
gelegentlich zu kontrollieren,von Elberfeld bei einer Luftlinienentfernungvon etwa 40 Kiu 6—10
Stunden reisen müssen, um hinzukommen, und die dann dort ^—400"/« Kommunalste«« bezahlen;
die, wie ich eben schon gesagt habe, auch die Konkurrenz der Industriebezirke in Bezug auf die
Arbeiterfrage auszuhalten haben, die werden in der Tat ausgepowert bis zum „Weißbluten" wie
Bismarck f, Zt, gesagt hat.

Es ist bedenklich im höchsten Grade, dieser Entwicklung so ruhig zuzuschauenuud uns
nicht weit größere Mittel zur Verfügung zu stellen, uud meine Herren, das kann ja bekannter¬
maßen am allerbestengeschehen durch die Förderung des Eisenbahnwesensund des Straßenbaues.

Meine Herren! Wir verhandeln heute nicht über das Eisenbahnwesen, aber ich habe
doch geglaubt, es hier andeuten zu sollen, weil es die allerbeste Form ist, in der auch die Provinz
die Mittel so billig uud so bequem hergeben kann, indem sie Anteil nimmt an den Grnnderwerbs-
kosten. Sie lehnt es aber bekanntermaßensogar ab, die Ersparnisse,die sie auf Proviuzialstraßen
oder bei deren Unterhaltung hat oder voraussichtlich haben wird, auch nur irgendwie einzubnttern,
wenn es sich darum handelt, die Giunderwerbskostenzu decken. Und welcher Jammer bei uns in
den Kreistagen herrscht, wenn derartige Fragen aufs Tapet kommen, wenn man weiß, es wird
nichts gegebenin Düsseldorf,und dem Staate müssenwir genügen, wenn wir die Eisenbahn haben
wollen .... das können sich viele hier gar nicht vorstellen.

Meine Herren! Ich bitte Sie dringend, stimmen Sie meinem Antrage zu und ich bitte
Sie ebenso dringend, ermächtigenSie den Provinzialausschuß, auch seinerseits für die Förderung
der Eisenbahnunteruehmuugenanders zu wirken, als er das bisher getan hat. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann I)r. von Renvers: Meine Herren! Eben stand ja nur der Kommunal¬

wegebau und die Unterstützungdes Kommunalwegebausdurch die Provinz zur Verhandlung. Ich
bemerkteda, daß zu der Zeit, als die Straßenvcrwaltung von der Königlichen Staatsregierung
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auf die Provinz überging, von der Staatsverwaltung nur 124 000 Mark jährlich für die Rhein-
Provinz aufgewendetwurden.

Herr AbgeordneterKrawinkel hat nun die Sachlage etwas verschoben. Herr Krawinkel
führte aus: Ihr habt die große Dotation vom Staat zur Unterhaltung der Staatsstraßen
bekommen;er verließ dann das Gebiet des Kommunalwegebaues,ging auf die Staatsstraßen über
und führte da aus: Ihr erzielt bei der Unterhaltung dieser Staatsstraßen noch einen gewissen
Gewinn, Nun kommt der Fehler, den Herr Krawinkel gemacht hat.

Wir haben 2600 Km Staatsstraßen mit dieser Rente übernommen. Herr Krawinkelhat
aber vergessen,daß wir nebenbei 4000 Iciu Bezirksstraßenübernommen haben, wofür wir keinen
Heller bekommenhaben. (Sehr richtig!) Wir müssen also nicht nur diese 4000 Km bezahlen
— wenn wir wirklich,was ich im Augenblick nicht zu sagen weiß, einen kleinen Gewinn an der
Stlllltsdotation gemacht haben —, sondern wir müssen zur Unterhaltung dieser Bezirksstraßen
Millionen aufbringen.

Ich darf darauf aufmerksam machen, daß die Bezirksstraßen-Unterhaltung5»/4°/« unseres
Haushaltsplans ausmacht. Hätten wir die Bezirksstraßennicht übernommen, so hätten wir nur
6 >/2 °/o Steuern aufzubringen. Allein für die Bezirksstraßengehen 5«/<°/« der Umlage fort.

Also Herr Krawinkel hat sich geirrt, wenn er sagte: Ihr profitiert rund eine Million an
den Staatsstraßen, die könnt Ihr für den Kommunal-Wegebau verwenden. Wir profitieren sie
nicht, sondern wir geben sie ab für die Bezirksstraßen,das ist außerordentlichwesentlich,und wir
geben bei den Bezirksstraßennoch einige Millionen zu.

Ich glaube, Herr Geheimrat Klein wollte eben noch dazu das Wort nehmen. Herr Ge¬
heimrat Klein hat die ganze Sache mitgemacht;er wird Ihnen vielleicht auch noch einige andere
Daten geben können.

Aber was den Antrag Krawinkelbetrifft, eine Million mehr in den Haushaltsplan einzu¬
stellen .... (Zuruf: Ueberhaupt eine Million!) — überhaupt nur eine Million? (Zuruf: Auf eine
Million zu erhöhen!) .... Also zu erhöhen auf eine Million, um rund 300000 Mark, so kann
ich ja sagen, für die 300 000 Mark liegt gewiß in ärmeren Kreisen ein Bedürfnis vor. Wir
würden für die 300 000 Mark auch gewiß eine sehr gute Verwendung finden, das wäre eine
nützliche Anlage. Aber im Moment haben wir kein weiteres Geld. Das liegt lediglich in der
Hand des Landtages, ob er 300 000 Mark mehr zur Verfügung stellen will oder nicht. Ich will
bemerken,das ist rund gesagt '/«"/« der Steuern. Wenn der Landtag dieses halbe Prozent zur
Verfügung stellt, kann die Verwaltung es ja nur mit Freuden begrüßen. Wir werden das Geld
nützlich verwendenkönnen. (Beifall.)

Nun weist aber weiter Herr Krawinkel darauf hin, wie doch einzelne Kreise so erbärmlich
schlecht bei der Provinzialverwaltung wegkommen.Es heiße, in Düsseldorf würde kein Geld dafür
gegeben usw.

Herr Krawinkel stellt die Sache so dar, als wenn die Provinz für alles, was in solchen
Kreisen vorkommt, für Eisenbahnen, für Grunderwerb, für Straßen, für Schulen ohne weiteres
einspringen müsse. Ja, das geht über die Aufgaben der Provinzialverwaltung, wie sie jetzt ist,
weit hinaus. Wir müssen auch bedenken: Wer bringt im großen und ganzen das alles auf? Seien
wir uns doch darüber ganz klar: die Industriegegenden,die aus den Fonds sehr wenig bekommen,
und ich glaube, es ist sehr nett, daß da eine gewisse ^titia äistridutivÄ waltet, daß die Städte
uns in so liebenswürdiger Weise entgegenkommen und daraus nie eine Beschwerde hergeleitet haben.
(Beifall.)

15
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Ich möchte aber gerade wegen der Behandlung des Kreises Gummersbach noch einige
Zahlen nennen.

Der Kreis Gummersbachhat in 3 Jahren 1903/04/05 aus Provinzialmitteln 181093 Mark
bekommen (hört, hört!) und zwar 92 865 Mark über seine Piovinzialstemrn hinaus. Diese haben
wir ihm also ganz zurückerstattet und noch 92 865 Mark dazu gegeben. Also so ganz schlecht ist die
Behandlung des Kreises doch nicht. (Bewegung.)

Ich möchte nur wiederholen: die Provinz tritt gerne und überall ein, aber sie muß inner¬
halb des Rahmens ihrer Aufgaben bleiben. Wir können hier nicht die allein seligmachende In¬
stitution für die einzelnen kleinen Kreise sein. Wir müssen uns ja auch nach unsern Mitteln
richten (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Klein.
AbgeordneterDr. Klein: Meine Herren! Es ist wohl keine Materie in unserer Ver¬

waltung, mit welcher ich mich während meiner langjährigen Amtstätigkeitso beschäftigt habe, wie
mit der Frage der Unterstützungdes Kommunalwegebcmes.

Ich habe das große Bedürfnis, das auf diesem Gebiete sich fand, niemals verkannt
(Beifall) und habe stets nach einer Lösung gesucht. Die Verhältnisse in dieser Hinsichtlagen aber
in unserer Rheinprovinz besonders schwierig, weil die Entwickelungdes öffentlichen Wegebaues hier
keinen günstigen Verlauf genommenhatte.

Es ist Ihnen bekannt, meine Herren — es ist ja oft in Denkschriften und Berichten aus¬
geführt wurden, die dem Landtag zugestellt wurden — daß in den übrigen Provinzen unserer
Monarchie eine andere Einteilung der Straßen besteht, wie in der Rheinprovinz. Man unter¬
scheidet dort zwischenProvinzialstraßen — das waren die früheren Staatsstraßen — Kreis¬
straßen oder Landstraßen — die die Kreise oder besondere Verbände unterhalten — und
Gcmeindestraßen.

In der Rheinprovinz ist die Entwickelungeine andere gewesen. Da in der Rheinprovinz
einzelne Kreise nicht für potent genug erachtet wurden, um dem Bedürfnis des Kreiswegebaueszu
genügen, hatte die Staatsregierung hier besondereZweckvcrbände,die Bezirkssiraßcnverbandege¬
schaffen. Es bestanden in der Rheinprovinz sieben bis acht solcher Bezirksstraßcnverbände,welche
die Aufgabe hatten, die Bezirksstraßen mit einer Prämie des Staates auszubauen und die auf
den Bezirksstraßenfondsdurch Beschlußdes Provinziallandtages übernommenenStraßen zu unter¬
halten. Die hierzu erforderlichen Mittel wurden in den einzelnenBezirksstraßenverbändendurch
Zuschlage zu den direkten Staatssteuern von dem Staate erhoben, welcher auch die technische
Unterhaltung der Bezirksstraßenleitete.

Der Kreis Gummersbach,der uns hier in erster Linie interessiert,gehörte zum ostrheinischen
Bezirksstraßcnfonds.

Zur Zeit der Uebergabe der Staatsstraßen an die Provinz tauchte infolge der Auf¬
hebung der staatlichen Straßenverwaltuug die Frage auf: „Was soll nun aus den Bezirksstraßen
weiden?" Der Staat hatte, wie bereits erwähnt, bis dahin die Unterhaltung der Bezirksstraßen
bewirkt und die Kosten dieser Unterhaltung an den einzelnenBezirksstraßenals Zuschlägezu den
direkten Steuern umgelegt, in der Weise, daß zum Beispiel da, wo die Zuschläge der Bezirks¬
straßenfonds 10°/o betrugen, 10°/« zur Staatssteucr erhoben wurden und, wo sie weniger betrugen,
weniger und bei höheren Kosten mehr. Man hat damals auch die Frage erwogen, ob man den
Weg nach unten gehen und die Kreise so stellen sollte, daß sie diese Bezirksstraßen unterhalten
tonnten, oder ob die Provinz die Unterhaltung dieser Straßen übernehmensollte.
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Der Landtag hat sich damals für die Uebernahmeder Bezirksstraßenseitens der Provinz
entschlossen (Beifall) und zwar meines Erachtens etwas sehr rasch, ohne die Folgen einer solchen
Uebernahme zu bedenken. (Aha!) Diese Folgen wurden für unsere BudgetvcrlMnisse in der
Folge sehr verhängnisvoll. Man hatte damals an die großen Kosten der Unterhaltung offenbar
nicht gedacht. Das vom Staate vorgelegte Reglement über die Vereinigung der Vezirksstraßen
mit den früheren Staatsstraßen erwähnt hinsichtlich der Kostenfragenur, daß die Unterhaltungs¬
kosten aus den Bezirksstraßenfondsbestritten werden sollten, ohne sich zu sagen, daß die Bezirks-
straßenfonds keine Mittel besaßen. Es handelte sich bei dieser. Uebernahmeaber um ca. 4000 Km
Straßen, deren Unterhaltung jährlich über 3 000 000 Mark kostete. Der Staat hatte nun die
sämtlichen Provinzen, wie bekannt, dotiert und hatte ihnen, wie anerkannt werden muß, soviel
Geld gegeben,daß daraus in der ersten Zeit die neu überwiesencn Aufgaben bestritten werden
konnten, so daß alle Provinzen ihre Laufbahn begonnen haben, ohne Inanspruchnahmevon Pro-
vinzialabgaben.

In der Rheinprovinz waren uns außer den allen Provinzen überwiesenenAufgaben noch
die Bezirksstraßenüberwiesenworden, deren Unterhaltungskosten,wie schon bemerkt,ca. 3 000 000
Mark betrugen. Wenn Sie erwägen, meine Herren, daß der Staat für die Unterhaltung von
rund 2000 Km Staatsstraßen uns eine Rente von 2 Millionen Mark gegeben hatte und daß wir
4000 Km Vezirksstraßenübernommenhatten, so würden, wenn die Bezirksstraßendieselben Unter«
hllltungskostenwie die früheren Staatsstraßen gehabt hatten, für die Unterhaltung der Bezirks-
straßen 4 Millionen Mark jährlich erforderlichgewesen sein, da sie das Doppelte der Staatsstraßen
an Länge betrugen.

Die Bezirksstraßenwaren aber zum Teil sehr schlecht ausgebaut worden, stellenweise ohne
Packlage und kostete deshalb die Unterhaltung in Wirklichkeitpro Kilometer mehr, wie die
Staatsstraßen.

Die Unterhaltungskostenfür die Bczirksstratzcnfehlten in unserem Budget, da die Bc-
zirksstraßenfondsleine Mittel enthielten. Da die ehemaligen Staatsstraßen mit den Bezirksstraßcn
m einen Topf geworfenworden waren und an Ginnahmen nur die Staatsrente für die Straßen¬
unterhaltung mit 2 000 000 Mark vorhanden war, so mußte das, was an den Unterhaltungskosten
fehlte, im Wege der Provinzialumlage erhoben werden. Auf diesem Wege kamen wir in der
Rheinprovinz dahin, daß wir von vornherein eine Umlage von rund 3 000 000 Mark für die
Unterhaltung der ehemaligenBezirksstraßenerheben mußten. Es machte dies bei dem damaligen
geringen Steucrkontingente der Provinz eine Provinzialabgabe von ungefähr 12°/« der direkten
Steuern.

Als diese Umlage zuerst im Jahre 187? erhoben werden mußte, entstand in der Rhein¬
provinz ein gewaltiges Geschreiüber die Wirtschaft der neu gegründeten Provinzialverwaltung
und deren Verschwendung. Man konnte es nicht fassen, daß während in der Nachbarprovinz
Westfalen und in allen anderen Provinzen des Staates kein GroschenProvinzinlabgaben erhoben
wurde, in der Rheinprovinz 12«/« gezahlt weiden sollten.

Es hieß allgemein, wie kommt diese Provinz dazu, solche Umlagen zu erheben— offen¬
bar infolge ihrer unfähigen Verwaltung und ihres leichtsinnigenGeldausgebeus, ein Vorwurf,
Welcher uns lange Jahre angehaftet hat und gewissermaßenwie Mehltau auf die junge Pro¬
vinzialverwaltung der Rheinprovinz gefallen war. Man vergaß und wollte sich nicht davon
überzeugenlassen, so unglaublichdas auch heute erscheinen mag, daß diese Last bisher noch in der
Provinz getragen worden war und daß eigentlich nur ein Ausgleich in der ganzen Provinz und

15*
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eine Aenderung des Umlagemudus stattgefundenhatte. Früher war diese Last als Indiuidual-
steuer getragen worden, indem jeder auf seinem Stcuerzettel einen Zuschlag für die Unterhaltung
der Vezirksstraßenhatte. Wenn jemand 50 Mark Staatssteuern zahlte, so traten dazu auf dem
Steuerzcttel 10 oder mehr oder weniger Prozent Zuschlag für die Bezirksstraßenfonds,so daß
der Betreffende 55 Mark an Steuern zu zahlen hatte. Dieser Zuschlag war am 1. April 18??
fortgefallen, was jedermann dankbar gegen den Staat unerkannte. Dafür, daß nun im Laufe
des Jahres 1877 die Provinz Umlagen erhob, hatte niemand Verständnis. Für d^e Unterhaltung
der Vezirksstraßenwar ja der Bezirksstraßenfondsvorhanden und diese Ausgabe hat mit der Pro-
viuzialumlage nichts zu schaffen. Der Irrtum hinsichtlichder Tragung der Kosten der Unter
Haltung der Bezirksstraßen hat in der öffentlichen Meinung fortgelebt und ist derselbeauch heute
noch nicht vollständig ausgestorben, wie Sie aus dem Vortrage des Herrn Krawinkel wohl ent¬
nommen haben. (Heiterkeit.)

Wir konnten das Geld allerdings nicht aus dem Acrinel schütteln, sondern mußten
dasselbe, wie gesagt, auf dem Wege der Umlage aufbringen. Das war für unsere Etatsver-
hältnisse sehr verhängnisvoll. Ich habe immer meine Kollegen in den übrigen Provinzen beneidet,
wenn ich sah, wie sie Summen für gemeinnützige Zwecke bewilligen konnten, ohne in der ersten
Zeit wenigstensUmlagen zu erheben. Hierzu würden wir auch in der Lage gewesen sein, wenn
wir nicht die 3 000 000 Mark für Unterhaltung der Vezirksstraßenauf den Provinzial-Haushaltsplan
übernommenhätten, wovon niemals geredet wurde und weiter uns niemand Dank wußte.

Ich frage Sie, meine Herren, wie zufrieden würden die Kreise in Westfalen sein, wenn
die Provinz ihnen die für viele Kreise so sehr drückendenAusgaben für die Unterhaltung der
Kreisstraßen abnehmen und diese auf Prouinzialfonds übernehmenwürde. Die westfälischen Kreise
würden in diesem Falle gewiß gerne 19 und mehr Prozent der Provinzialumlagc übernehmen.

Herr von Bennigsen wollte zur Zeit in Hannover die betreffenden Straßen — dort
hießen sie Landstraßen — auf das Budget der Provinz übernehmen,aber er hat schließlich davon
abgesehen,weil er mir einmal sagte, daß dies eine zu große Erhöhung der Provinzialumlagc zur
Folge gehabt haben würde, was vielfach zur Unzufriedenheit gegen die Provinzialuerwaltung
führen würde. Auch in Westfalen ist diese Frage wiederholt erwogen worden, aber man hat von
der Uebernahme der Kreisstraßen abgesehen, weil man die Erhöhung der Provinzialabgaben in
einem so hohen Maße, wie dies erforderlich war, vermeidenwollte.

Es werden ja stets nur Vergleiche angestelltinbezug auf dasjenige, was in den Provinzen
im ganzen an Provinzialabgaben bezahlt wird. Heute zahlt z. B. Westfalen auch 12"/° Pro¬
vinzialabgaben, also ungefähr dasselbe wie wir, aber in den 12'/2>, welche wir zahlen, stecken
ca. 5°/° für die Unterhaltung der Vezirksstraßen,welche Last in Westfalen von den Kreisen direkt
getragen wird und somit im Provinzialbudget nicht erscheint, so daß in Wirklichkeit in der Rhein-
pruvinz im Verhältnis zu Westfalen ca. 5"/« weniger an Provinziallasten aufzubringen sind,
allein das glaubt niemand in Rheinland und Westfalen.

Der Grund, weshalb in der Rheinprovinz die Unterhaltungskostender Bezirksstraßen in
einem Topf zusammen geworfen worden sind, beruht darin, daß die Belastung der einzelnen
Vczirksvcrbllndezu verschiedenwar. Während z. B. der Bezirksuerband des Regierungsbezirks
Düsseldorf nur 6"/„ an Bezirksstraßenbeiträgenaufbringen mußte, hatte Eöln fast das Doppelte und
der ostrheinische Bezirksstraßenfonds,dem der Kreis des Herrn Krawinkel — Gummersbach — an¬
gehört, war nahezu bankerott (AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: vollständig!),
so daß er seine Straßen nicht mehr lunststraßenmäßig unterhalten konnte. Herr Krawinkel hat
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Ihnen heute gesagt, wie hoch sich die Stcncrzuschliigein manchenTeilen der Provinz belaufen.
Wenn Sie zu diesen Steuern noch die Unterhaltungskostender Bezirksstraßenhinzurechnen, die von
den Kreisen getragen werden müßten, wenn die Provinz dieselbennicht übernommen hatte, so
Würde sich ergeben, daß der Kreis des Herrn Krawinkcl heute mindestens 30—40°/« allein für
Straßenzweckemehr in den Haushaltsplan einstellen müßte Was könnte einer solchen Belastung
gegenüberdie von Herrn Krawinkel beantragte Erhöhung des Fonds für Kommunalwegebauund
Eisenbahnzwecke bedeuten? Die Rheinprovinz würde diese Erhöhung gewiß gerne bewilligenund
mit Leichtigkeitbewilligen können, wenn die Unterhaltungskostender Bczirksstraßen,wie in allen
Provinzen des Staates von den Kreisen direkt getragen würden. Ich bitte dies bei einem
Vergleiche mit den übrigen Provinzen nicht zu übersehen.

Wenn also die Zuwendungen der Provinz für den Kreis Gummersbnch, die mein Herr
Amtsnachfolger auf Hundertachtzig und so viel tausend Mark beziffert hat, ganz erschöpfend
dargestellt werden sollen, dann müßte auch eine Snmme von mindestens100 000 Mark, die die
Bezirksstraßenkostenfür Gummersbnch mit zugerechnet werden, und dann wird sich erst ergeben,
um welche hohen Summen es sich handelt und welch segensreicher Schritt es war, daß die
Provinz die Vezirksstraßen übernommen und daß die Gesamtheit diese Lasten getragen hat.
Hieraus ergibt sich aber die nicht abzuweisendeFolgerung, daß, nachdemdie Provinz einmal
große Lasten auf dem Gebiete des Wegebaues übernommenhat, ihr nicht zugemutetwerden kann,
für den Gemeindewegebauebenso erhebliche Opfer zu bringen und damit die Provinzialabgaben
bis ins Ungemessenezu steigern. Das habe ich bei meinen Vorschlägenauf dem Gebiete des
Kommunalwegebaucs stets im Auge behalten. Ich war stets davon durchdrungen, daß die
Zustande auf diesem Gebiete unbefriedigend seien und dringend einer Abhilfe bedürften und
habe ich stets nach einem Auskunftsmittel gesucht, diese Abhilfe ohne zu große Belastung des
Provinzialbudgets herbeizuführeu. Dieser letztere Gesichtspunkt schließt die weitere Uebernahmeder
über einen lokalen Verkehr hinausgehenden größeren Kommunalwegc auf Provinzialfonds von
vornherein aus, und habe ich deshalb versucht, die Frage in der Weise zu lösen, daß das frühere
Zwischengliedzwischen Staatsstraße und Gemeindewegin irgend einer Form wieder hergestellt
würde. Es ist Ihnen, meine Herren, ja allen aus der Praxis bekannt, wie es gegenwärtigmit
den Straßen aussieht. Zwischen den großen durchgehenden Straßenzttgen, welche der Provinz an
ehemaligen Staatsstraßen mit 2300 Km durch das Dotationsgesetzüberwiesen worden sind, und
den 4000 Km Bezirksstraßen, welche sie freiwillig übernommen hat, also den jetzigen Provinzial-
straßcn einerseits und den Wegen, welche dem Ortsverkehredienen, liegt noch eine große Zahl von
Wegen, die eine über den Ortsverkehr hinausgehendeBedeutung haben, aber bei weitem nicht die
Bedeutung einer Provinzialstraße. Diese Wege befinden sich in der Unterhaltung der Gemeinden
und bilden für letztere vielfach eine drückende Last, während umgekehrtunter den übernommenen
Veziiksstiaßen sich viele Straßen finden, welche nur eine lokale Bedeutung und keinen Wert für
den durchgehendenVerkehr haben. Ich habe es stets als Luxus empfunden, daß diese letzteren
Straßen ebenso unterhalten werden mußten, wie eine dem durchgehendenVerkehr dienendePro-
vinzilllstraße. Ich habe deshalb Erhebungen darüber angestellt, ob sich nicht Provinzialstraße«
II. Klasse einführen ließen, die mit weniger Kosten zu unterhalten wären. Allein, meine
Herren, die sorgfältigsten Erhebungen und Berechnungen mußten mich stets belehren, daß
auf diesem Wege sich nicht viel erreichen und ersparen ließe (Sehr richtig!), denn wenn
einmal eine Straße zur Provinzialstraße erklärt ist, so will jedermann sie auch proper und schön
unterhalten haben; dafür sind es eben Provinzialstraße«, und es würde ein großer Lärm außer-
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halb und innerhalb dieses Hauses entstehen, wenn alle Provinzialstraßen nicht gleichmäßig unter¬
halten würden.

Wenn Sie, meine Herren, in die anderen Prouinzen kommen und dort den Zustand der
Kreisstraßen, namentlich bei ungünstiger Witterung, beobachten, dann weiden Sie einen großen
Unterschied wahrnehmen zwischen diesen Krcisstraßen und den gleichartigenhiesiger Bezirksstraßen,
welche hier als Provinzialstraßen unterhalten werden. Ueber den geringerenUnterhaltungszustand
der Kreisstraßen spricht aber kein Mensch in den übrigen Provinzen, denn man weiß, daß es
Kreisstrcißensind und daß der Kreistag die Erneuerung beschließen und die Mittel hierfür selbst
bezahlen muß und da sagen die Leute schon lieber: die Straße genügt den Bedürfnissen. Das ist
alles anders bei den Provinzialstraßen, wo die Provinz die Kosten aufwenden muß, da sind die
Ansprüche viel weitgehender und das würde auch bleibcu, wenn man nur Provinzialstraßen 2. Klasse
einführen wollte, dazu kommt die Frage der lokalen Straßenaufsicht, welche viel Geld kostet, diese
Ausgabe würde auch bleiben bei den Provinzialstraßen zweiter Klasse, Diese Erwägungen mußten
dahin führen, den Plan aufzugeben,von den jetzigen Vezirksstraßendie verkehrsarmen Strecken
mit geringeren Kosten zu unterhalten und zu diesen Straßen die wichtigeren Gemeindewege,welche
über den örtlichen Verkehrhinausgehen, zu übernehmen. Aus diesem Grunde hat damals bei dem
Provinzialverwaltungsrat jener Plan keinen Anklang gefunden. Es blieb also der Uebelstand,daß
die Provinz unter Bezirksstraßen Wege übernommen hat, welche der provinziellen Unterhaltung
nicht bedürfen und daß andererseits den Gemeinden eine Wegebaulast verblieben ist, welche sie
vielfach nicht zu tragen vermögen, bestehen. Hier ist der wunde Fleck, welcher fast bei jeder
Sitzung des Provinziallandtages Anlaß zu Diskussionengeboten hat und welcher die Quelle neuer
— ich muß hinzufügen — nicht unberechtigterUnzufriedenheitin unserer Provinz bildet. Es steht
fest, daß zahlreiche Gemeinden bei uns weder die technischennoch die finanziellenKräfte haben, um
der ihnen obliegendenWegebaulast zu genügen. (Sehr richtig!) Es fehlt an Personal, es fehlt an
Geld, und so lange die Gemeinden mit dieser Wegebaupflichtbelastet bleiben, wird ihnen auch die
Erhöhung der Beihilfe für den Kommunalwegebaunichts helfen. Sie werden die Beihilfe succes¬
sive immer weiter erhöhen müssenund dabei die Erfahrung machen,daß Sie Wasser in ein Sieb
geschüttet haben. Wenn Sie wirklich helfen und sich dauernd Ruhe verschaffen wollen, dann müssen
Sie fester zugreifen, und die Gemeinden von der Wegebaulast, welche Sie nicht tragen können,
befreien und für diese Wege einen leistungsfähigerenTräger schaffen.

Man wird mir nun erwidern, damit schaffen wir Kreisstraßen, gegen welche der Provin-
ziallandtag sich wiederholt ausgesprochen hat. Ja, meine Herren, wenn unsere Provinz einheitlich
entwickelt wäre, würde ich vor diesem Worte nicht zurückschrecken, sondern darin das einzig richtige
Mittel zur Abhilfe aller Uebelständeerkennen. Aber eine solche einheitliche Entwickelungist nicht
vorhanden. VergleichenSie einmal den Süden und den Norden unserer Provinz und Sie werden
das Gesagte bestätigt finden. Die kräftig entwickelten Gemeinden im Norden, die dort vorhandenen
großen, leistungsfähigenGemeinden sind mit dem jetzigen Zustande ganz zufriedenund haben gar
kein Bedürfnis nach einer Abänderungdesselben. Dort sagt man, wir unterhalten unsere Kommunal-
wege selbst und wir kommen weder mit Klagen noch mit Anträgen auf große Beihilfen an die
Provinz heran; und der Zustand unserer Kommunalwege ist ganz befriedigend,weshalb sollen
wir diese Straßen aus der Hand geben, und weshalb sollen wir unnötigerweisenoch eine dritte
Klasse von öffentlichen Wegen einschalten,die nicht erforderlich ist und nur mehr Geld kosten würde.
Deshalb waren alle Herren aus dem Norden der Provinz und aus den Gegenden,wo solche besseren
Verhältnissevorliegen, mit Hand und Fuß gegen die Einführung von Kreisstraßen. (Sehr richtig.)
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Anders stellt sich das Verhältnis im Süden. Im Süden finden sich vorwiegendschwache
und leistuugsunfähigeGemeinde», dort sind verhältnismäßig viel längere Straßenstrecken von den
Gemeinden zu unterhalten, wie im Norden, wo die Bevölkerungenger zusammenwohnt und auch
viel mehr Prouinzialstraßen existieren. Auch die Kreise sind im Süden nicht sehr leistungsfähig
und sind deshalb die Kreistage nicht gewillt, eine große Wegebaulast auf das Kreisbudgetzu über¬
nehmen, sondern sie schielen auf das reichere Provinzialbudget hin. Deshalb schwärmt der Südeil
nicht für Kreisstraßen und doch wird es hier kein anderes Mittel geben, um den Uebclständcn
dauernd Abhilfe zu schaffen, als durch den Eintritt des Kreises als Wegeunterhaltungsuerband.

Der Provinziallandtag hat in seiner Mehrheit stets daran festgehalten, daß von einer
Einreihung des Kreises in die Wegeverbände durch gesetzlichen Zwang abzusehen sei, denn das
würde in der Provinz zu viel böses Blut gesetzt haben und auch für viele Gegendender Provinz
unzweckmäßig oder wenigstensnicht notwendig gewesen sein. Wenn hiernach auch davon Abstand
genommenwerden muß, im Wege des Gesetzes einheitlich in der ganzen Provinz Kreisstraßen ins
Leben zu rufen, so schließt dies doch nicht aus, daß, wo kein leistungsfähigerGemeindeverband
vorhanden ist, mit den Kreisen Abkommen dahin zu treffen, daß diese an Stelle der Gemeindendie
Unterhaltung der größeren Gemeindewegemit Hilfe der Provinz übernehmen. Die Provinz könnte
diesen Entschluß der Kreise noch dadurch erleichtern, daß sie ihnen die Unterhaltung der verkehrs¬
armen Vezirksstraßeu gegen eine feste Rente überträgt, wobei sowohl die Provinz wie der Kreis
gewinnen würde, da Letztereran den Kosten der lokalen Aufsichtohne Nachteil für die Straße»
Ersparnissemachen könnte. Ein solches Abkommenwürde allerdings nur im Süden der Provinz
und im Westerwalde nur ins Auge gefaßt werden tonnen. Ich kann mit Freuden konstatieren,
daß in der letzten Zeit meiner Verufstätigteit einzelneKreise bereits diesen Weg betreten haben;
so Euskirchen und Rheinbach. Da hat der Kreis die wichtigerenGemeindewcgcübernommen.
Die Provinz zahlt die Beihilfen an den Kreis und hat die Garantie, daß die Mittel in den Ge¬
meinden gut und zweckmäßig verwendet werden. Auf diesem Wege wird mau weiter zu gehen
haben, indem man dort, wo die Gemeinden ihrer Wegebaupflichtgenügentonnen, den Gemeinden
die Beihilfen gewährt, und dort, wo die Gemeinden so leistungsunfähigsind, daß sie das nicht
vermögen, wie in der Eifcl und den übrigen Gebirgsgegendender Provinz, muß man mit den
Kreisen in Verbindung treten und dahin wirken, daß diese als Wegevcrband mit Beihilfen der
Provinz eintreten. So allein läßt sich etwas erreichen. Hierzu ist allerdings eine Erhöhung des
Wegebaufoudserforderlich.

Wenn nun Herr Krawintel glaubt, daß wir gewissermaßenden Gemeindewegebaunach
der Dotation um eine Million gebrachthätten, so kann ich dem nicht beipflichten. Herr Landes¬
hauptmann von Renvcrs hat bereits hervorgehoben,daß bei den von Herrn Krawintel vorgebrachten
Zahlen, zn unterscheidensei zwischenden Staats-, Bezirksstraßen und den Gemeindestraßen.
Der Staat hat nur für die 2300 l?in Staatsstraßen 2 Millionen Mark Rente gegeben. Diese
Rente überstieg allerdings die Ausgaben der letzten Jahre an Unterhaltungskostender betreffenden
Straßen um 25«/». Der Staat wollte ursprünglichden Provinzen auch so viel weniger an Rente
geben, allein der Landtag der Monarchie machte geltend, daß die voraussichtliche Steigerung der
Ausgaben an Löhnen, Materialpreisen berücksichtigt werden mühte.

Damals waren die Dagelöhne von zehn bis fünfzehn Silbergroschenauf dem Lande üblich,
deren Steigerung vorauszusehenwar. Ebenso waren die Preise für Straßenbaumaterial gering.
Deshalb sagte der Landtag, wir werden abgefunden und müssen dafür eine ganz ungewisse Zukunft
übernehmen. Da wollen wir doch in etwa gegen diese Steigerungen geschütztsein, und davon aus-
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gehend hat die Staatslegierung sich schließlich bereit finden lassen, die Rente zu erhöhen und
erhielt die Rheinprovinz anstatt der wirklichenKostensummevon 1^2 Millionen Mark ca.
2 000 000 Mark, also 500 000 Mark mehr, die über das damalige Bedürfnis hinausgingen. Die
Rheinprovinz hat diese 500000 Mark in der ersten Zeit anch nicht für die Staatsstraßen gebraucht;
sondern sie für die Unterhaltung der Bezirksstraßen verwendet,da nach der Uebernahme der Bezirks¬
straßen letztere mit den Staatsstraßen in einem Topf geworfenwurden, wobei sich für die gesamte
Straßenunterhaltung eine Ausgabe von insgesamt etwa 5 Millionen Mark ergab, denen an Ein¬
nahmen nur die 2 Millionen Mark Rente für die Staatsstraßen gegenüber standen, so daß noch
3 Millionen Mark fehlten, welche im Wege der Prouinzicilumlageerhoben werden mußten. Hätten
wir die Bezirksstraßennicht übernommenund statt dessen eine besondere Rechnung für die Staats¬
straßen geführt, dann würde sich herausgestellt haben, daß die Staatsstraßen damals etwa
1'/2 Millionen Mark kosteten und daß hierbei ein Ueberschußvon 500 000 Mark verblieben
wäre, über welchen der Provinziallcmdtag in Wcgeinteressenhätte verfügen können. Daß dieser
Ueberschuß dem Gemeindewegebauzu gute kommen müßte, war nirgendwo bestimmt. In dem
derselbeaber, wie eben erwähnt, für die Unterhaltung der Bezirksstraßenmit herangezogen wurde,
kam derselbe dem Wegebau in erster Linie zu gute. Die gesamteRente, welche der Staat für
Straßenunterhaltung an die Nheinprouinz zahlt, ist für diesen Zweck, das heißt für die Unter¬
haltung der vereinigten Bezirks- und Provinzialstraßen verwendet worden, und ist dies auch heute
noch der Fall. Wenn wir den Ueberschuß,welcher sich bei der Unterhaltung der Staatsstraßen
aus der Rente von 2 000 000 Mark ergibt, durch eine gesonderte Rechnung feststellen und den¬
selben dem Kommunalwegebaufondszuführen, wofür sich keinerleigesetzlicheVerpflichtungherleiten
läßt, so würde so viel an Umlagen für die Unterhaltung der Bezirksstraßenerhoben werden müssen.
Ich glaube übrigens nicht, daß heute bei den gesteigerten Löhnen und Materialpreisen überhaupt
noch ein Ueberschuß aus der Staatsrente sich herausrechncn läßt. Damit fallen die 3 000 000 Mark,
welche Herr Krawinkel in Rechnung gestellt hat, fort.

Für den Kommunalwegebauund den Neubau von Straßen sind bei der Dotation jähr¬
lich damals zugewiesen 440 000 Mark Rente. Hiervon sind 90 000 Mark für den Neubaufonds
und der Rest mit 350 000 Mark für den Kommunalwegebauim Haushaltsplan eingestellt. Das
sind zusammen440 000 Mark. Außerdem gibt aber die Rheinprovinz noch, wie Herr von Renvers
angeführt hat, etwa 260 000 Mark, im ganzen also 700 000 Mark für die Gemeindestraßenaus.
Ich meine, meine Herren, daß hieraus hervorgeht, daß die Provinz als solche dem Kommunal-
wegebaufondsnichts schuldet, sondern daß sie mehr gegeben hat, als der Kommunalwegebaufonds
zu fordern hatte, und daß man nicht einen Anspruch stellen kann auf Grund der aus dem
Dotationsfonds vereinnahmten Gelder, sondern nur auf Grund des Bedürfnisses, das ich voll und
ganz anerkenne und das auch für Sie, meine Herren, weit maßgebender sein wird, als solche
Berechnungen. Das ist ja schließlich egal, ob dieser oder jener Betrag sich aus dem Dotations¬
gesetze theoretisch herleiten laßt, das Maßgebende ist und bleibt das Bedürfnis, und dieses Bedürf¬
nis soll und wird meines Erachtens auch befriedigt werden. Heute aber, meine Herren, können
Sie nicht aus dem Handgelenkeine Erhöhung des Kommunalwegebaufondsum mehrere hundert»
tausend Mark beschließen, denn abgesehen davon, daß Sie die Umlage nicht nachträglichnoch ins
Blaue hinein um '/2»/« erhöhenkönnen,meine ich, daß doch auch, wenn die Sache so liegt, wie
ich gesagt habe, die Erhöhung nur gegebenwerden soll, wenn man damit auch etwas wirksames
erzielt, so daß nicht in zwei Jahren wieder Anträge kommen, abermals 300 000 Mark
oder mehr zu gewähren. Ich meine, daß organisatorische Aenderungen angebahnt werden
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müssen und daß nur Hand in Hand mit diesen eine Erhöhung des Kommunalwegebaufondsstatt»
finden kann.

Ich meine, meine Herren, wir können heute mit dem Antrage Krawinkel, dem ich in
seinen Endzielen ja beipflichte, nicht anders verfahren, als diesen Antrag dem Ausschuß als
Material zu überweisen,damit er an der Hand dieses Antrages sich über eine andere Organisation
und über eine weitgehendereUnterstützungdes Kommunalwegebauesschlüssig mache und dahin
zielendeAnträge dem Provinziallandtage in seiner nächsten Sitzung unterbreitet.

Ich gestatte mir hiernachden Antrag zu stellen:
„Der Provinziallandtag wolle den Antrag Krawinkel dem Provinzialcmsschußals
Material bei Aufstellungdes nächstjährigenHaushaltsplans überweisen."

Nachdem der Ausschußdie Frage der cmderweitcn Organisation des Gcmcindewegebaucs
einer Prüfung unterzogen und Ihnen das Ergebnis vorgelegt haben wird, werden Sie, meine
Herren, in der Lage sein, ein Bild davon zu haben, was notwendig ist und was gegeben werden
kann. Es ist zu hoffcu, daß die Kreise und Gemeinden ihrerseitsmitwirken werden, wie auch dies
m einzelnenKreisen schon geschehen ist, und daß in den wirtschaftlich zurückgebliebenen Kreisen der
Provinz die letzterenden unleistungsfähigenGemeinden Straßen abnehmen,damit diese Gemeinden
wieder leistungsfähigwerden. Alsdann können sie auch ein paar Prozent mehr Kreissteuernzahlen.
Eine Gemeinde, die jetzt Wege zu unterhalten hat, die ihr Budget mit 40, 50"/« belastet, wie
solche Fälle ja vorkommen, wird gewiß gerne bei Abnahme dieser Last 10 "/„ mehr Kreissteuern
aufbringen.

Wir müssenalle zusammenarbeiten; die Gemeinde muß das Ihrige tun, der Kreis muß
das Seinigc tun und die Provinz muß ebenfalls das Ihrige tun.

Genug, meine Herren, ich wiederhole, daß wir die Sache jetzt nicht allein vom finanziellen
Standpunkte aus hier erledigen können durch Erhöhung des Budgets, sondern daß wir an die
Organisation abermals, wie schon häufig versucht worden ist, herantreten und versuchen müssen,
dort ein Mittel zu finden, wie wir der gesamtenProvinz, sowohl im Norden mit seinen kräftigen
Gemeinden,der von Kreisstraßen nichts wissen will, gerecht werden, wie im Süden, wo der Kreis
die einzige Möglichkeit darbietet, der Not auch auf dem Gebiete des Gemeindewegebanes dauernde
Abhilfe zu schaffen. Ich empfehle Ihnen deshalb meinen Zufatzantrag. (AllseitigerBeifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKrawinkel.
AbgeordneterKrawinkel: Meine Herren! Nur wenige Worte! Ich habe selbstverständlich

nicht die Absicht gehabt, von der Provinzialverwaltung mehr zu verlangen, als innerhalb des
Nahmens ihrer Aufgabe liegt. Ich habe mit Befriedigungzu konstatieren,daß die Betrachtungen
des Herrn Landeshauptmanns Klein sich zum großen Teil auch mit meinen Anschauungendecken.
Ich habe weiter festzustelleu, daß '^"/u der Erhöhungender Umlagen schon den Bedarf deckt, den
mein Antrag erfordert, uud dann will ich gegenüberder so gewichtig betonten Tatsache, daß wir
w der Rheinprovinz 5 "/<> der Staatssteuern dazu brauchen,um die Unterhaltung der Provinzial-
und Bezirksstraßenzu decken, bemerken, daß damals im Staate Preußen die 22 Millionen Mark,
die der Staat auf deu Bau und die Unterhaltung der Straßen verwandte, nicht weniger als
162,, °/„ — ^H meiner Erinnerung — der gesamtendirektenStaatssteuern ausmachten.

Wenn man also hier wirklich einmal um ciu halbes Prozent erhöht und sich demgegen¬
über vergegenwärtigt, daß bei uns 20, 30, 50 Prozent der Steuererhühung in den Kreisen und
Gemeinden notwendig sind, um solche Bedürfnisseeinigermaßen,aber nur, nur zum kleinen Teile
su befriedigen, dann, meine Herren, werden Sie aus Nächstenliebevor diesem halben Prozent
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wahrhaftig nicht zurückschrecken. Hier heißt es doch auch wirklich einmal: Nächstenliebe betätigen!
Der Altruismus ist immer noch die beste Politik, und die Landflucht ist die größte Gefahr, die
wir haben, und ihre Beseitigung eine Aufgabe ersten Ranges sozial und politisch. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnetev. Stedman.
Abgeordneteru. Stedman: Meine Herren! Gegenüber den Ausführungen des Herrn

AbgeordnetenKlotz als Berichterstatter der III. Fachkommission, kann ich es doch nicht unterlassen,
eine kleine Bemerkung zu machen.

Wenn der Herr Abgeordnete sich gerühmt hat, daß er durch das Vertrauen zu dem
Bericht berufen ist, so stimmt das vollkommen. Er hat dem aber auch dadurch etwas vorgearbeitet,
daß er vorher zu erkennengegeben, daß er diesen Bericht wohl erstatten möchte. (Heiterkeit,)

Es entsprichtnun weiter aber uicht der Gepflogenheitdes Hauses, daß ein Mitglied einer
Fachkommissionin seinen Vorträgen eine gewisse Kritik an der Zusammensetzn««, der Kommission
übt, (Sehr richtig!) Ich möchte das nun aber hier in diesem Punkte nicht als Vorsitzender der
Kommisston bemerken, sondern als einfaches Mitglied des Hauses, weil die Zusammensetzungder
Kommissiondoch aus den Wahlen des ganzen Hauses hervorgegangenist. Wenn dabei die Wahl
auf 8 Lcmdrätcgefallen ist, so, meine ich, wäre das ein sehr schönes Zeichen für die Bestrebungen,
deren sie sich annehmen, Denn der Wegebau ist wahrhaftig des Schweißes der Edlen wert.
(Heiterkeitund Bravo!)

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand weiter zum Worte gemeldet. — (Zuruf): Der
Herr AbgeordneteKirchartz hat das Wort.

AbgeordneterKirchartz: Ich möchte mir die Anfrage erlauben (Rufe: lauter!), ob und
inwieweit die Petition der Gemeinde Unkel im Kreise Neuwied Berücksichtigung gefunden hat. Es
handelt sich um das Gesuch, die Strecke von Unkel bis zur Bahn resp, etwas darüber hinaus zu
pflastern; denn die Straße ist jetzt beiderseitsbebaut. Unter andern steht auch das Postgebäude
da. Sie ist bei etwas regnerischem Wetter gar nicht mehr zu passieren, weil zu viel Fuhrwerke
da fahren. Von der Eisenbahn findet die Abfuhr der Güter statt und gerade der Eisenbahnstation
gegenüber liegt eine Zementwarenfabrik,wo vielfach der Sand, Zement und die fertigen Waren gefahren
werden. Kurz, es ist ein dringendes Bedürfnis, daß da etwas geschieht. (Unruhe, Glocke des
Vorsitzenden). Meine Herren! Es ist wie ich eben bemerkte, bei etwas regnerische!« Wetter gar
nicht mehr durchzukommen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Ich kann darüber kurz Aufklärung geben. Die

Gemeinden Unkel und Scheuren, die glaube ich, mit einander in Verbindung getreten waren,
(AbgeordneterKirchartz:Ja!) haben sich direkt an den Provinziallandtag mit der Petition gewandt,
die Ortsstraße dort zu pflastern(AbgeordneterKirchartz: Verbindungsstraße!),die Veibindungsstraßc
zu pflastern. Bisher ist die Verwaltung mit der Sache noch nicht befaßt worden. Ich habe also
auf die Petition, die dnrch den Herrn Regierungs-Prästdenten mir zuging, einen vorläufigen Be¬
scheid dahin erteilt, daß die Straße dem lokalen Bedürfnis genüge, daß die eine Straßendecke,
glaube ich, fo wenig benutzt ist, daß sie nach 31 Jahren noch da ist. Die andere ist, glaube ich,
16 Jahre da und ist noch tadellos. Ich habe den Zwischenbescheidgegeben und darauf die Sache
dem Provinziallandtag als Petition vorgelegt. Die III. Fachkommifsionhat die Petition dem
Ausschusse nun zum Befinden und zur Entscheidung überwiesen. Die Sache wird also wohl
morgen noch an das Haus kommen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKrawinkel.
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AbgeordneterKrawinkel: Nach dem Verlauf der Erörterung, und nachdem mir Freunde
der Sache selbst dazu geraten haben, glaube ich der Sache den besten Dienst zu leisten, wenn ich
meinen Antrag zu Gunsten des Antrags des Herrn Landeshauptmanns Klein zurückziehe. (Beifall.)

Ich hoffe aber und glaube wirklich im Augenblick nach der Stimmung, die mir aus ver¬
schiedenen Unterhaltungen kund gewordenist, die Zuversichtschöpfen zu dürfen, daß damit dein
Zweck, den ich verfolgeund der von zahlreichen Herren doch gebilligt wird, auch wirklich voll ge¬
dient werde, daß der Zweck nach und nach voll erfüllt werde. (Beifall.)

Mit dieser Hoffnung ziehe ich meinen Antrag zurück. (Beifall.)
Vorsitzender Becker: Ja, meine Herren, wenn der Antrag zurückgezogen ist, dann ist der

Antrag Klein erledigt. (Heiterkeit, Zustimmung und Widerspruch. Zuruf: Zu Gunsten des
Antrags Klein!)

Dann darf er eben nicht zurückgezogen werden, denn der Antrag Klein lautet: Der
Proviüziallcmdtag wolle den Antrag Krawinkel den, Provinzialausschußals Material überweisen.
Wenn der Antrag Krawinkel zurückgezogen ist, existiert er nicht mehr; dann kann er auch nicht
überwiesenwerden. Also ich muß dem AbgeordnetenKrawinkel überlassen, wie er sich zu der
Sache stellen will.

AbgeordneterKrawinkel: Der Herr Vorsitzende hat mich mit vollem Recht auf diese
Folge hingewiesen. Ich kann meinen Antrag nicht zurückziehen wollen, denn dann hätte ich ja
wirklich die Sache unter den Tisch geworfen. Das darf ich nicht. Ich bitte also, dem Antrag
zuzustimmenin der Fassung, wie ihn der Herr Landeshauptmann Klein überwiesenhaben will.

VorsitzenderBecker: Das ist eben so unrichtig. (Heiterkeit.) Dem Antrag ist nicht
zuzustimmen,sondern es ist dem Antrag Klein zuzustimmen,der diesen Antrag dem Provinzial^
ausschußals Material überweisen will, und das meint auch der Herr Abgeordnete,wie ich annehme.
(AbgeordneterKrawinkel: Ganz recht!)

Es hat sich sonst niemand zum Wort gemeldet.
Dann schließe ich die Verhandlung und frage, ob der Herr Berichterstatter noch das

Wort haben will.
Berichterstatter Abgeordneter Klotz: Meine Herren! Zur Sache habe ich nichts mehr

anzuführen. Ich fühle mich nur veranlaßt, auf die persönliche Bemerkung des Herrn von Stedman
zu antworten Ich hätte lieber gesehen, wenn er auf meine harmlosen scherzhaften Bemerkungen,
die ich gemacht habe und die jedenfalls vom ganzen Hause nicht als so gefährlich aufgefaßt
worden sind, nicht in dieser Schärfe geantwortet hätte. Ich erkläre ausdrücklich, daß es mir absolut
nicht eingefallenist, die Herren Landräte in der Fachkommission in irgend einer Weise kritisieren
zu wollen, sondern ich habe nur ausgeführt, daß, trotzdem 8 Landräte in der Kommissionsitzen,
die alle mehr oder weniger in ihren Kreisen leistungsschwache Gemeinden haben und deshalb gern
für diese möglichst viel erreichen wollen, die Kommission bei Lage der Sache doch so zurückhaltend
gewesen ist, diesmal nicht mehr zu fordern. Ja, meine Herren, das darf ich doch zum Ausdruck
bringen! Das sollte doch keine Kritik, sondern im Gegenteil eine Anerkennung für die betreffenden
Herren Landräte sein! (Heiterkeit und Beifall.)

Dann möchte ich aber auch noch auf das Entschiedenste bestleiten (Glocke des Vor¬
sitzenden), daß ich mich um das Referat beworben hätte. Da liegt ein großes Mißverständnis
des Vorsitzenden der Kommission vor. Ich bin sogar sehr erstaunt gewesen, daß es mir übertragen
wurde, allerdings, das muß ich sagen, sehr angenehm erstaunt. Ich hatte dem Herrn Vorsitzenden
der Kommissionnur gesagt, er möchte mir das Referat in einer kleinen Eisenbcchnsachcgeben, die
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auch in der Kommission verhandelt wurde. Mehr hatte ich garnicht zu erstreben gewagt, weil es
sonst stets üblich war, daß die Hauptreferate nur den Herren Lcmdrätcn übertragen weiden. Es
ist das also ein großes Mißverständnis. Aber ich habe mich doch sehr gefreut, daß ich diesmal
das Referat bekommen habe. Ich bin sehr dankbar dafür, daß es auch einmal der Vertreter einer
Stadt erhalten hat und daß mir dadurch Gelegenheit gegebenwurde, das ganze große Gebiet der
Straßeiwerwaltung genau durchzuarbeitenund auch einmal nach meiner Anschauung Ihnen darüber
Vortrag zu halten. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung. Es liegt nur der
Antrag Krawinkel vor und zu demselbender Antrag Klein, diesen Antrag dem Provinzialausschuß
als Material bei der Aufstellungdes nächstjährigenHaushaltsplans zur Ewägung zu überweisen.

Ich bitte diejenigenHerren, welche den Antrag Klein annehmen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht.)

Das ist die große Mehrheit. Der Antrag Klein ist angenommen.(Zuruf: Einstimmig?)
Machen wir erst die Gegenprobe, meine Herren! Ich bitte diejenigenHerren, die den

Antrag Klein nicht annehmen wollen, sich zu erheben.— Es steht noch eine ganze Menge, meine
Herren, (Heiterkeit), also uon Einstimmigkeit ist keine Rede (Heiterkeit)— es steht immer noch
einer. (Heiterkeit).

Also, meine Herren, der Antrag ist mit großer Mehrheit dem Provinzialausschußüber¬
wiesen. (Zuruf: Gegen eine Stimme!)

Damit ist der Gegenstand erledigt.
Wir kommen zum Gegenstand Rr. 4 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Abänderung des Reglements für die Ver¬
teilung der gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 2, Juni 1902 an
leistungsschwache Kreise und Gemeinden zu verteilenden Staatsrentcn.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterI)r. Kaufmann, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Kaufmann: Meine Herren! Das Reglement für die

Verteilung der Staatsrente vom 2. April 1903 endigt am 31, März 1906. Infolgedessenhat
der Provinziallandtag über die Angelegenheiteinen neuen Beschlußzu fassen.

Aus der Dotationsrente uon 1902 hat die Rheinprovinz rund 647 000 Mark erhalten.
Von dieser Summe verwendetdie Provinz ein Drittel zur Erleichterung der eigenen Armenlasten,
während die übrigen zwei Drittel nach dem Dotationsgesetz zur Unterstützungleistungsschwacher
Kreise und Gemeinden und zwar lediglich für die Zwecke des Armen- und Wegewesensund zum
Bau und zur Unterhaltung von Brücken Verwendung finden sollen.

Diese letztgenanntenzwei Drittel finden nun nach dem bisherigen Reglement Verwendung
insofern, als an leistungsschwache Gemeinden Unterstützungenvon mindestens 2(10 und höchstens
2500 Mark gegeben werden.

In der Vorlage (Drucksache 10) ist der Begriff der Leistungsschwache, wie er bisher fest¬
stand, Ihnen in tz 2 mitgeteilt, und ich glaube, es kann erübrigen, Ihnen denselbennochmals in
Erinnerung zu rufen.

Was nun nicht an die leistungsschwacheil Gemeinden zur Verteilung gelangte, tonnte im
Einvernehmen mit dem Herrn Ober-Präsidenten zu einer Unterstützungan Gemeinden verwandt
werden, welche sich im Armen- und Wegewescn zwar nicht leistungsschwach, aber doch einer Unter¬
stützung würdig erwiesenund zu einer Besserung des Armen- und Wegewesensbereit waren. Aus



46. RheinischerPloviuziallandtag. 5. Sitzung am 1«, Februar 1906. 125

dieser Summe, die rund 164 000 Mark betrug, ist insbesondere auf dem Gebiete des Wege¬
baues recht Ersprießlichesund Segensreiches geschaffen worden, während das Gleiche von der Ver¬
wendung der in kleinen, Zum Teil sehr kleinen Beträgen an die Gemeindenzur Verausgabung
gelangten ruud 267 000 Mark nicht gesagt werden kaun. Meine Herren! 480 Gemeinden sind
mit der Summe bedacht worden. Von diesen erhielten z. B. 156 Beträge von nur 200 Mark und
es ist leicht zu verstehen, daß damit dem Ziele des Gesetzes,eine Besserungder Wegeverhältnisse
vor allem auch eine Erleichterungder drückende!: Steuer herbeizuführennicht gedient weiden konnte.

Infolgedessen hat sich der Prouinzialcmsschußmit Zustimmung der 1. Fachkommission
dazu entschlossen, das Reglement gründlich abzuändern und Ihnen nun eiue veränderte Verwen¬
dung der vorher erwähnten zwei Drittel vorzuschlagen. Zunächst wird der Begriff der Leistungs¬
schwache in dem neuen Reglement in § 2 etwas weiter und nicht mehr so schematisch,wie früher,
gefaßt. Hierdurch und durch eine nach den Grundsätzenfür die Unterstützungdes Gemcindewege-
baues geregelte Verwendung werden ohne Zweifel die Zwecke,welche das Dotationsgesetz im
Auge gehabt hat, besser erreicht weiden als bisher.

Im Einzelnen ist zu bemerken der s 1 des neuen Reglements sieht vor, daß 30 Prozent
für Armenzwecke und 70 Prozent für Wegezweckeverwendetwerden sollen. Es ist dabei zu be¬
achten, daß das Reglement auch die Verpflegungsstationeuund die Arbeitsnachweisstellenbei dieser
Verteilung der Rente in betracht zieht, so daß diese eventuellauch eine Unterstützungerhalten
können, obwohl ihre Träger als leistungsschwach nicht bezeichnet werden können. Diese Bestimmung
ist aber nach dem Vorbilde anderer Provinzen zum Beispiel der Provinz Westfalen getroffen und
als durchaus zweckmäßig zu betrachten.

Wenn dann noch schließlich von einzelnen Bestimmungen des Reglements vorgetragen
werden darf, daß auch eine Schiebung von dem einen Fonds zum andern als zulässigbetrachtet
wird, so ist hiergegen auch nichts einzuwenden,weil sich ja immer die Möglichkeit ergeben kann,
daß in dem einen oder anderen Falle die 30 Prozent für die Armenzweckc nicht volle Verwendung
finden, während auf der anderen Seite die 70 Prozent für Wegezweckenicht ausreichen.

Meine Herren! Nachdemich Ihnen soeben schon sagte, daß in dem Reglement auch der
Begriff der Leistungsschwache eine sachgemäßere Interpretation erfahren hat, ist damit wohl die
Hauptsacheund das Wesentliche aus dem neuen Reglement mitgeteilt, und kann ich Ihnen namens
der I. Fachkommission nur empfehlen,das Reglement in seiner neuen Fassung anzunehmen. Es
soll gelten bis zum Jahre 1910, und es wird sich ja dann zeigen, ob es zweckmäßiger ist, als das
alte, ob insbesondere die Ziele, die der Gesetzgeber bei der Dotationsrente im Auge hatte, besser
erreicht werden können, als es unter der Herrschaftdes alten Reglements der Fall war.

Die Kommission hat aber gleichzeitig noch eine Resolutionvorgeschlagen, nach der alljährlich
dem Prouinziallandtag eine besondere Vorlage darüber zu machen ist, welche Gemeinden und
Kreise und mit welchen Beträgen sie — getrennt für die Armen- und Wegezweckc— bedacht werden.

Es würdet sich vielleichtempfehlen,wenn bei der Gelegenheit auch über die Verteilung
des Gemeindewegebaufondsim einzelnenberichtet würde, so daß wir dann ein vollkommenes Bild
bekommen— was mit Rücksicht auf die soeben abgeschlosseneDiskussionfür das hohe Haus von
Interesse sein dürfte — über dasjenige, was die Provinz aus der Dotationsrente und aus dem
Gemeindebaufondsfür den Wegebau der Gemeinden und Kreise geleistethat.

Also ich empfehle dem hohen Haufe die unveränderteAnnahmedes vorgelegtenReglements
und gleichzeitig die Annahme der Resolution, welche ich eben ihrem Inhalte nach vorge¬
tragen habe.
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VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort. — Dann schließe ich die Verhandlung und darf ohne Abstimmung feststellen, daß das hohe
Haus dem Antrage seiner Fachkommission beigetretenist.

Wir gehen über zum GegenstandeNr. 5 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
cmsschusses, betreffend die Errichtung eines Erweiterungsbaues für das
Pruvinzialmuseum in Bonn.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Groote.
Berichterstatter Abgeordnetervon Groote: Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann

hat bereits in seiner Etatsrede auf das dringende Bedürfnis hingewiesen,das Provinzialmnseum
in Bonn durch einen Neubau zu erweitern. Die Räume des Provinzialmuscums, in welchem
außer den Sammlungen der Provinz auch noch die Antiquitätensammlungder Universität und die
Sammlungen des Vereins der Altertumsfreunde untergebracht sind, reichen für ihre Zwecke bei
weitem nicht mehr, so daß bereits dazu übergegangen werden mußte, einen großen Teil der
Sammlungen zu magazinieren.

Der Provinzialllusschuß hatte nuu geglaubt, eine Erweiterung des Provinzialmuscums
noch eine Zeit lang hinausschieben zu können,bis die zur Zeit gerade erheblichen uud drängenden
Vauaufgaben der Provinz einigermaßen erledigt wären. Nun ist aber in der letzten Zeit ein
Umstand hinzugekommen, der die alsbaldige Inangriffnahme des Erweiterungsbaues nahe legt. Die
Stadt Bonn ist nämlich in den Besitz der Wesendonk'schen Gemäldegalerie gekommen,und sie ist
bereit, sich mit der Provinz darüber zu verständigen,daß diese Sammlung auch in dem Provinzial¬
mnseumuntergebrachtwerden soll.

Meine Herren! Die etwa 150 Bilder dieser Sammlung sind nach sachverständigem Urteil
von großemWert und werden eine sehr wünschenswerte Bereicherungdes Provinzialmuscumsbilden.

Mit Rücksicht darauf, daß der Erweiterungsbau für die Aufnahme dieser Sammlungen
doch über das ursprünglicheBedürfnis hinausgehen muß, hat die Stadt Bonn sich bereit erklärt,
jährlich den Betrag von 5500 Mark, gewissermaßenals Miete, zu zahlen. Die Gesamtbaukostcn
sind veranschlagtauf 300 000 Mark, die aus einer Anleihe entnommen werden müssen. Zur Ver¬
zinsung und Tilgung diese Summe waren 15 000 Mark erforderlichund zur Deckungsteht zunächst
die bereits erwähnte Miete der Stadt Bonn mit 5500 Mark zur Verfügung, fodann noch ein
Betrag von 1100 Mark, welcher jetzt für die Unterbringung des Denkmiilerarchivsvon der Provinz
jährlich gezahlt werden muß und der künftig erspart wird, wenn das Denkmälerarchiv gleichfalls,
wie es beabsichtigt ist, in dem Erweiterungsbau Unterkunft findet. Es bliebe dann noch ein
Betrag von 8400 Mark aufzubringen.

In der Vorlage des Provinzialausschussesist die Möglichkeit angedeutet, diesen Betrag
aus dem Ständefonds zu entnehmen. Dieser Vorschlag stieß jedoch in der I. Fachkommission auf
Widerspruch,weil man es nicht für erwünschthielt, den soeben erst wieder auf die frühere Höhe
gebrachten Ständefonds dauernd zu kürzen. Man hielt es vielmehr für richtiger, es dem Provinzial-
cmsschussezu überlassen, für die jeweilige Beschaffungder Deckungsmittelalljährlich in dem Haus¬
haltsplan die geeignetenMittel vorzusehen.

Meine Herren! Im übrigen ist die I. Fachkommissionvollständig der Auffassung des
Provinzialausschusseshinsichtlich der Notwendigkeitund auch hinsichtlichder Ausdehnung des Er¬
weiterungsbaues beigetreten. Die Kommisstonhat nur geglaubt, in einem Punkte über den Antrag
des Provinzialausschusseshinausgehen zu sollen.
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Nach den eingehenden Darlegungen eines orts- und sachkundigenMitgliedes der Kommission
und auf die lebhafte Befürwortung des Herrn Proviuzialkonservators hat nämlich die I. Fach¬
tommissiondie Ueberzeugunggewonnen, daß das Banbedürfnis ein so außerordentlichdringendes
ist, daß sie nicht empfehlenkönne, länger als durchaus notwendig zu warten. Die I. Fach¬
kommission schlägt Ihnen deshalb vor, daß Sie die Prüfung nnd Feststellung der Pläne nicht,
wie das vom Provinzialcmsschußin Aussichtgenommenwar, erst dem nächsten Provinziallandtagc
überlassen,sondern daß Sie den Provinzialausschußermächtigen möchten, in Verbindung mit einer
besonderen Kommission von Mitgliedern des Prooinziallcmdtages diese Pläne zu prüfen und
festzustellen.

Meine Herren! Die Kommission glaubt Ihnen um so eher ein solches Vorgehenempfehlen
zu können,als die Lösung der Vcmfragegar keine besonderen Schwierigkeitenbietet.

Es ist auf dem Grundstückedes Provinzialmuscums noch hinreichendfreier Raum vor¬
handen, und es ist auch gar kein Zweifel, daß die Lösung der Baufrage nur in einer weiteren
Ausgestaltung des bereits vorhandenen Gebäudes gesucht und gefundenwerden kann, eine Lösung,
die auch bereits bei Errichtung des Baues iu Aussicht geuommenwar.

Ich habe daher die Ehre, Ihnen namens der I, Fachkommission vorzuschlagen:
Der Provinziallandtag wolle die Errichtungeines Erweiterungsbauesfür das Provinzial-
museum in Bonn beschließen, die Baukostenbis zum Betrage von 300 000 Mark aus
einer demnächst aufzunehmendenAnleihe bewilligen mit der Maßgabe, daß zur Ver¬
zinsung und Tilgung der von der Stadt Bonn vertragsgemäß zu zahlende Jahres
betrag von 5500 Mark und der bei der Verwaltungdes Denkmälcrarchius erspartenMiete
im Betrage von jährlich 1100 Mark zu verwendenist, ferner mit der Feststellungder
Baupläne den Provinzialausschuß in Verbindung mit einer Kommission beauftragen,
für welche vorgeschlagen werden die Mitglieder des Provinziallandtages: Barthels,
Conze, Ihr Berichterstatter, Dr. Kaufmann, Dr. Klein, Michels, vom Rath,
Exzellenz Freiherr von Solemacher-Antweiler und Spiritus.

Meine Herren! Ganz kurz erwähnen möchte ich noch, daß in der Kommissionangeregt
worden ist, die Besuchszeiten des Museums etwas günstiger zu gestalten und insbesonderedie Zahl
der eintrittsgeldfreienTage zu vermehren.(Beifall.) Die Verwaltung hat sich bereit erklärt, dieser
Anregung, soweit eben möglich,Folge zu leisten.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet, und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus dem von
dem Herrn BerichterstatterverlesenenAntrage seiner I. Fachkommission zugestimmthat.

Wir kommen zum
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusscs, betreffend die Wahl des Direktors der Provinzial-Feuerver-
sicherungsanstlllt der Rheinprovinz und Vornahme der Wahl.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteVeltmcm.
Berichterstatter Abgeordneter Veltman: Meine Herren! Der am 17. Februar 1903

Win Provinziallandtag zum Direktor der Provinzial-Feuerversichcrungsanstaltgewählte damalige
Landesrat Herr I)r. Brandts ist bereits am 16. Oktober des vergangenenJahres gestorben.

In Ihrer I. Fachkommission ist zum Ausdruck gelangt — und ich halte mich verpflichtet,
darüber zu referieren —, wie wir es außerordentlichbedauert haben, daß dieser tüchtige Manu
sobald von der Leitung der Anstalt genommenworden ist. Wir sind in der Fachkommission häufig
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Zeuge gewesen, wie schnell er sich in die nach seiner bisherigenAmtstätigkeit ihm doch fernliegenden
Geschäfte der Feuerversicherungsanstalteingearbeitet hat und mit welcher Sachkenntnisund namentlich
mit welchem hervorragendenEifer er sich der ihm obliegendenAufgabe in der Feuerversicherungs¬
anstalt hingegeben hat. Es ist ihm gelungen, in kurzer Zeit die notwendige Reorganisation der
Anstalt durchzuführen und bereits beginnen sich in erfreulicherWeise auch die finanziell günstigen
Ergebnissedieser Arbeit zu zeigen.

Es ist nun die Aufgabe des hohen Hauses, den richtigen Mann als Ersatz für den ver¬
ehrten Verstorbenen zu schaffen, und da ist es anzuerkennen,daß der Provinzialausschuß und die
Verwaltung in dankenswerter, eingehender und objektiver Weise die Vorlage für Ihre Wahl
geschaffen haben.

Es ist die Stelle mit ihren Kompetenzenöffentlich ausgefchrieben worden. Seitens des
Provinzialausschussessind dann aus der großen Zahl der Bewerber zunächst drei Herren in die
engere Wahl gebrachtworden. Außerdem sind, nachdem einige Bewerbungenzurückgezogenwurden,
noch 41 weitere Bewerbungen vorhanden.

Seitens der I. Fachkommission wird Ihnen einstimmig vorgeschlagen, den vom Provinzial¬
ausschußunter den drei in die engere Wahl gebrachtenBewerbern an erster Stelle vorgeschlagenen
Herrn Lcmdesrnt Voister zu wählen.

Die Bedingungen, unter denen vorgeschlagenwird, dem Herrn Vorster die Stelle des
Direktors der Provinzial-Feuerversichcrungsanstaltzu übertragen, sind folgende:

1. Die Wahl erfolgt auf die Dauer von 12 Jahren.
2. Der Gewählte erhält neben freier Dienstwohnung nebst Heizung und Beleuchtung,

pensionsberechtigt zum Betrage von 3150 Mark, ein (Anfangs)gehalt von 12000 Mark
nach Maßgabe der Bestimmungenfür die Besoldung der Provinzialbeamten.

3. Es werden ihm bei späterer Festsetzung des Ruhegehaltes bezw. der Hinterbliebenen¬
bezüge die bisherigen Dienstzeitenim RheinischenProvinzialdienste angerechnet,

4. Der Gewählte ist verpflichtet:
»,) die zurzeit geltenden und für die Folge zu erlassenden Reglements über die

dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten sowie die erlassenen und noch
ergehendenDienstanweisungenals verbindlichanzuerkennen;

K) die Stelle des Direktors der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt unter Bei¬
behaltung des mit derselben verbundenen Diensteinkommen,wobei an Stelle der
Wohnung usw. der dafür im Haushaltsplan angesetzte Geldbetrag zu treten haben
würde, mit der Stelle eines Lcmdesrats oder des Direktors der Landesbank zu
vertauschen, sofern der Provinziallandtag ihn zu einer diefer Stellen berufen sollte;

«) die Wahl zum Mitglied des Hauses der Abgeordnetenoder des Reichtags nur
mit Zustimmung des Provinzalausschussesanzunehmen, ebenso in die Gemeinde¬
vertretung, vorausgesetzt,daß ein gesetzlicher Ablehnungsgrundvorliegt.

Meine Herren! Ihre I. Fachkommissionist nach der bisherigen tüchtigen Amtsführung
des Herrn Vorster überzeugt, daß es ihm wie seinem Herrn Vorgänger gelingen wird, sich, nachdem
er längere Jahre schon in der Provinzialverwaltung tätig war, auch in die Geschäfte der Provinzial-
Feuerversicherungsllnstlllteinzuarbeiten und daß er ein tüchtiger Direktor derselbenwerden wird.

Es schien uns der Billigkeit zu entsprechen und auch im Vorteil der Provinz zu liegen,
daß, wenn es möglich ist, verdiente Beamte in begehrenswertebessere Stellen der Provinz unter-
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zubringen,dann auch so verfahren wird. Es kann das nur die Arbeitsfreudigleit aller Beamten
der Provinz fördern. (Sehr richtig! Beifall,)

Ich bitte Sie, meine Herren, nach dem verlesenenAntrage beschließen zu wollen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst dem Herrn Landes¬

hauptmann das Wort.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Nur eine ganz kurze Bemerkung.
Ich glaube in dem gedruckten Antrage ist ein kleiner Irrtum untergelaufen. Es darf

nicht heißen „Anfangsgehalt", sondern es muß heißen „Gehalt", denn Steigesätze sind ja nicht
vorgesehen. Eine eventuelleSteigerung würde gegen den Beschlußdes Landtags sein.

Vorsitzender Becker: Dann hat Herr Geheimrat Michels ums Wort gebeten.
AbgeordneterMichels: Meine Herren! Ich möchte mir die Mitteilung erlauben, daß

die I. Fachkommission Ihnen Herrn Landesrat Vorster einstimmigvorzuschlagen die Ehre hat und
in Anbetrachtder Bekanntschaft,die alle die Herren vom Landtage mit Herrn Vorster haben, und
in Anbetracht der Tüchtigkeit,die er seither als Beamter bewiesenhat, glaube ich berechtigt zu
sein und in Ihrem Sinne zu handeln, wenn ich Sie bitte, die Wahl per Akklamation vorzunehmen
und Herrn Landesrat Vorster zum Direktor der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltzu wählen.
(Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet.— Dann kommen
wir zur Wahl.

Ich setze dabei voraus, daß dem Vorschlagedes Herrn Landeshauptmannes entsprechend
in dem Antrage der I. Fachkommissionstatt „Anfangsgehalt" „Gehalt" gesetzt wird. Darüber
brauchen wir dann nicht mehr besonders abzustimmen.

Es ist der Antrag aus Aktlamationswahl gestellt. Die Wahl ist zulässig, wenn von keiner
Seite Einsprucherhoben wird. — Ein solcher Einspruch erfolgt nicht. — Dann nehmen wir die
Aktlamationswahl vor und da nur der Herr Landesrat Vorster vorgeschlagen ist, darf ich wohl
feststellen, daß das hohe Haus diese Alklamationswahl seinerseits vollzogenhat. (Beifall.)

Herr Landesrat Vorster ist demnach per Akklamationzum Direktorder Provinzial-Feuer-
Versicherungsanstalt unter den mitgeteilten Bedingungen gewählt. (Beifall.)

Damit ist der Gegenstand erledigt.
Wir kommen zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Ersatz- und Neuwahlen für den Provinzialausschuß
und Vornahme der Wahlen.

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterVeltman.
Berichterstatter Abgeordneter Veltman: Meine Herren! Nach den Bestimmungender

Provinzialordnung scheidet alle 3 Jahre die Hälfte der gewählten Mitglieder und Stellvertreter
des Prouinzialausschussesaus. Da die Wahl der Mitglieder und deren Stellvertreter auf 6 Jahre
erfolgt, so werden jetzt die seit dem 1. April 1900 im Amte befindlichenMitglieder und Stell¬
vertreter bezw. die für dieselben eingetretenen,in Ergänzungswahlen gewähltenHerren am 1. April
1906 ausscheiden. In der Drucksache Nummer 7 des Provinzialausschusscssind nun namentlich
die Herren mitgeteilt, die für die am 1. April 1900 begonnenesechsjährige Amtstätigkeitgewählt
worden waren und ist ferner mitgeteilt, wer inzwischen durch Tod oder Amtsniederlegungausge¬
schieden ist, und für welche dieser Herren inzwischen eine Ergänzungswahl stattgefundenhat.

Auf der zweiten Seite ist dann namentlichmitgeteilt, für welche Herren am 1. April 1906
die Wahlperiode abläuft, für welche eine Ersatzwahlvorzunehmenist.
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Ich glaube, meine Herren, in Ihrer aller Sinne zu handeln, wenn ich davon Abstand
nehme, einzeln die Namen zu verlesen und habe Ihnen nur in Uebereinstimmungmit dem Vor¬
schlage des Provinzialausschussesden Beschluß Ihrer I. Fachkommission zu unterbreiten, die erforder¬
lichen Ersatz- und Neuwahlen für die Mitglieder des Provinzialausschussesund ihrer Stellvertreter
vorzunehmen.

Vorsitzender BeÄer: Meine Herren! Es würde sich dann wohl empfehlen, daß, ehe wir
den einzelnen Wahlakt tätigen, die Herren aus der VersammlungVorschlage über hie zu Wählenden
machen, über die zunächst verhandelt wird. Dann würde die Verhandlung in jedem einzelneu
Falle zu beendensein und dann würden wir für jeden einzelnen Regierungsbezirkden Wahlakt
tätigen, bei dem ja, wie Sie wissen, nach dem Reglement keinerlei Verhandlungenstattfindendürfen.

Damit sind Sie einverstanden.—
Dann kämen wir zunächst zum RegierungsbezirkAachen. Im RegierungsbezirkAachen

scheidenaus: Herr Geheimrat Kesselkaul in Aachen als Mitglied, Herr Landrat Pastor in
Aachenals Stellvertreter; Herr Landrat von Breuning in Düren als Mitglied und Herr Berg-
rat Kreuser zu Mechernich als Stellvertreter.

Ich bitte um Ihre Vorschlage.
Herr AbgeordneterIoerissen hat das Wort.
AbgeordneterIoerissen: Ich beantrage Wiederwahl per Akklamation.
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Es ist der Antrag auf Wiederwahl per Akklamation

gestellt. Erfolgt ein Einspruch gegen die Wiederwahl per Akklamation?— Das ist nicht der Fall.
Dann ist die Wiederwahl per Akklamation zulässig, von Ihnen also beschlossenund ich darf demnach
feststellen, daß Sie die Wahl per Akklamation vollzogenhaben, und zwar haben Sie die bisherigen
Mitglieder des Provinzialausschussesund deren Stellvertreter für den RegierungsbezirkAachen
wiedergewählt.

Ich erlaube mir die Anfrage an die hier anwesenden Herren, ob Sie die Wahl annehmen?
Herr Geheimrat Kesselkaul?

AbgeordneterKesselkaul: Ich danke für die Wiederwahl und nehme sie an.
Vorsitzender Becker: Herr von Breuning?
Abgeordnetervon Breuning: Ich nehme die Wahl mit herzlichem Danke an.
Vorsitzender Becker: Jetzt kommt Herr Pastor. (Zuruf: Ist nicht da!) Herr Bergrat Kreuser?
AbgeordneterKreuser: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Dann würde nur die Erklärung von Herrn Pastor noch einzu»

holen sein.
Damit wäre der RegierungsbezirkAachenerledigt.
Wir kämen zum Regierungsbezirk Cöln. Da scheidet aus der Gutsbesitzer Jakob Destr6e

in Efferen und der Stellvertreter GutsbesitzerTheodor Pin gen zu Bonn.
Ich bitte um Vorschläge. (AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Ich

bitte ums Wort!)
Herr AbgeordneterFreiherr von Solemacher hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Auch ich bin

in der glücklichenLage (Heiterkeit), Ihnen mitteilen zu können, daß volle Einstimmigkeitunter den
versammelt gewesenen Herren des Regierungsbezirksgeherrscht hat und namens der Mitglieder des
RegierungsbezirksCöln beantrage ich, den Herrn GutsbesitzerDcstr6e als Mitglied und den Herin
Theodor Pingen als Stellvertreter per Akklamationwiederzuwählen. (Beifall.)
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Vorsitzender Becker: Auch hier ist die Akklamationswahlnur zulässig, wenn von keiner
Seite ein Einspruch erfolgt. — Ein solcher Einspruch erfolgt nicht. — Dann stelle ich fest, daß
Sie die Wlamationswahl beschlossenund die betreffenden beiden Herren durch Akklamationwieder¬
gewählt haben. (Beifall.)

Ich frage auch hier zunächst den Herrn AbgeordnetenDestr^e, ob er die Wahl annimmt?
AbgeordneterDestroe: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Und ebenso den Herrn Pingen?
AbgeordneterPingen: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
VorsitzenderBecker: Damit wäre die Wahl für den RegierungsbezirkCöln erledigt,

und wir kommen zum Regierungsbezirk Düsseldorf. (AbgeordneterConze: Ich bitte ums Wort!)
Herr AbgeordneterConze hat das Wort.
AbgeordneterEonze: Meine Herren! Leider liegt es für den RegierungsbezirkDüsseldorf

nicht ganz so einfach, (Rufe: Lauter!) wie für die beiden anderen, jetzt zur Abstimmunggelangten
Regierungsbezirke,und um Mißverständnissen vorzubeugen,erlaube ich mir, hier das Wort zu
nehmen und Ihnen die Vorgänge in der Vorverhandlung kurz zu schildern.

Sie haben gehört, daß ich die Herren vorgestern am 14. zweimal aufgeforderthabe, sich
nach der Sitzung im Zimmer XXII zu versammeln. (Sehr richtig!) Dort haben sich 32 oder
33 Mitglieder versammelt. Nach Abschluß der Präsenzlistewaren noch ein paar Herren gekommen,
deshalb kann ich die Zahl nicht ganz genau feststellen. Da wurde der Vorschlaggemacht, den
Herrn Gehemmt de Greiff an Stelle des verstorbenen Herrn Karl Lueg, als wirkliches Mitglied
des Prouinzialausschussesund an seiner Stelle Herrn Geheimrat Heinrich Lueg als Stellvertreter
des Herrn Dietze zu wählen. Ich bitte das festzuhalten: als Stellvertreter des Herrn Dietzc
wurde vorgeschlagen,Herrn Geheimrat HeinrichLueg zu wählen und an Stelle des Herrn Karl
Lueg als wirkliches Mitglied Herrn de Greiff, ferner als Stellvertreter des Herrn dc Greiff Herrn
KommerzienratKarl Funke. Diese Beschlüsse wurden mit großer Majorität gefaßt. Es ist mir
gesagt worden, daß von den anwesenden Herren 25 dieser Kombination zugestimmthätten.

Nun kam gestern, wie Sie gehört haben, das Gesuch an mich, eine neue Versammlung,
eine Wiederholung der Versammlung vom 14. d. Mts. stattfinden zu lassen. Ich habe Ihnen
gestern gesagt, daß in der vorhergehendenVersammlung ausdrücklich eine Wiederholung der Ver¬
sammlung abgelehnt worden ist. Ich habe aber dem Wunsche der Herren in der Weise Rechnung
getragen, daß ich diejenigenHerren, die nicht an dem Beschlußfesthalten wollten, gebetenhabe,
gestern nach der Sitzung im Zimmer XXII zusammenzutreten. Ich habe den Gesuchstelleru
damit den Beweis geliefert, daß sie in einer verschwindenden Minorität sind, denn gesternwaren
nur 8 oder 9 Herren dort versammelt, und ich habe Ihnen dann gesagt: Meine Herren! Es
scheint mir doch richtig, daß Sie sich der großen Majorität in diesem Falle unterordnen und den
RegierungsbezirkDüsseldorf nicht wieder in die Lage bringen, durch Abstimmungim Hause seine
Vertretung im Provinzialausschußzu bekommen.

Ich habe dann die Versammlung verlassen. Als Ergebnis der Besprechungder Herren
unter sich ist uns dieses Blatt übergebenworden, auf dem an Stelle des verstorbenenHerrn Karl
Lueg Herr Kommerzienrat Goecke vorgeschlagenwird, während die Herren im übrigen sich
unserem Antrage für die Wiederbesetzung der Stellvertretung durch Herrn Funke anschließen.

Ich bedauere, daß das Verhältnis so liegt- wir können es aber nicht ändern und ich
möchte hier in letzter Stunde nochmals an die Minorität die Bitte richten, sich der wirklich großen
Majorität unterzuordnen. Ich bemerke hierbei, daß in der Versammlung vom 14. von den 12

17'
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Herreu, die dies Blatt unterschrieben haben, 6 zugegen gewesen sind, also von den divergierenden
Stimmen, die damals laut wurden, glaube ich annehmen zu dürfen, daß sie zum allergrößten
Teil den Herren angehörten,die auch jetzt sich nicht unterwerfen wollen.

Um kein Mißverständnis aufkommen zu lassen, wiederhole ich: Im Auftrage der Ver¬
sammlung vom 14. habe ich hier vorzuschlagen, daß an Stelle des verstorbenenHerrn Carl Lueg
Herr Gcheimrat Cmil de Greifs gewählt werde und an dessen Stelle als Stellvertreter des Herrn
Dietze — wohl verstanden an Stelle des Stellvertreters des Herrn Dietze — Herr Geheimrat
Heinrich Lueg; nachher dann als Stellvertreter des Herrn de Greift Herr KommerzienratKarl Funke.

Ich glaube, das ist jetzt klar.
Vorsitzender Becker: Ich habe Herrn Conze nicht ganz verstanden. Wenn ich ihn recht

verstandenhabe, schlägt er uus — namens der Vertreter des Regierungsbezirkesnota deue —
vor, daß sür dcu verstorbenenHerrn KommerzienratLueg Herr Abgeordneterde Greift gewählt
werde. (AbgeordneterConze: Ja wohl!) Dann habe ich nicht verstanden, wer an Stelle des
Herrn de Greift Stellvertreter werden soll. (AbgeordneterConze: Herr Heinrich Lueg! das heißt
oben an Stelle des Herrn Dietze!) Ja, machen wir doch keine Konfusion! Das ist ja Herr
de Greifs. (Zuruf: zur Geschiiftsordnuug!)

Herr de Greift war Stellvertreter, und an dessen Stelle soll Herr Heinrich Lueg zum
Stellvertreter gewählt werden. (Zuruf: Zur Geschäftsordnungbitte ich ums Wort!) Dazu kommen
wir gleich. Erst müssen wir wissen, was wir wollen. (Zuruf: AIs Stellvertreter des Herrn Dietze soll
Herr HeinrichLueg gewählt werden!) Das ist die einzigeAenderung? Die anderen Herren sollen
also nach Ihrem Vorschlage wieder gewählt weiden?

AbgeordneterConze: Für den verstorbenenHerr Karl Lueg soll eben der Herr de Greift
gewählt werden! (Unruhe; Glucke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir sind jetzt nicht im Wahlakt, sondern in der
Verhandlung über die zu tätigende Wahl. Ich habe das ausdrücklich bei Veginn dieses Gegen¬
standes der Tagesordnung hervorgehoben. Bei dieser Verhandlung befinden wir uns nicht im
Wahlakt. Wenn ich die Verhandlung geschlossen habe, dann beginnt der Wahlakt und dann können
keine Diskussionenmehr stattfinden. Wie wollen Sie sich denn überhaupt über die Sache ver¬
ständigen? Wir haben das hier doch jedesmal so gemacht.

Also, meine Herren, Herr Conze schlägt namens der Vertreter des Regierungsbezirksvor,
um das ganz einwandfrei einmal festzustellen,daß an Stelle des Herrn KommerzienratsLueg
Herr Abgeordneterde Greift gewählt wird (AbgeordneterConze: Ja!), daß für Herrn Dietze als
Stellvertreter an Stelle des Herrn de Greift der Herr Geheime KommerzienratLueg (Abgeordneter
Conze: Heinrich Lueg!) — bitte lassen Sie mich jetzt sprechen —und daß endlich für die Stelle
des Herru Scrvaes, der sein Amt niedergelegthat, der Herr Gewerke KommerzienratFunke gewählt
wird, daß im übrigen aber die Herren wieder gewählt werden, (Zustimmung!)

Das Wort hat zur Geschäftsordnungzunächst Herr AbgeordneterBlank,
AbgeordneterBlank: Ich meine, die Wahl der Mitglieder per Zuruf müßte vorher

gehen. Sie können doch nicht einen Stellvertreter für Herrn Dietze wählen, bevor Sie ihn selbst
wieder gewählt haben. Also das muß meines Erachtcns das Erste sein.

VorsitzenderBecker: Wir sind überhaupt nicht im Wahlakt, sondern es handelt sich
lediglich um die Verhandlung über die Personen, die nachher für den Wahlakt vorgeschlagen
weiden. Das wird sich nachherfinden, wie wir im Wahlakt abstimmen. Soweit sind wir noch
gar nicht.
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Zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech
das Wort.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Ich
stelle den Antrag, diejenigenHerren des RegierungsbezirksDüsseldorf,die nicht ausfallen, sondern
deren Mandat nur abläuft, per Akklamationwiederzuwählen. Ferner stelle ich den Antrag, auch
diejenigen Herren, die von Herrn Geheimrat Conze sowohl wie vom Herrn Vorsitzenden als von
der Majorität des RegierungsbezirksDüsseldorfvorgeschlagengenannt worden sind, per Akklamation
zu wählen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterLehr.
AbgeordneterLehr: Meine Herren! Es tut mir ja außerordentlichleid, namentlich im

Hinblick auf die heute schon so weit vorgeschrittene Zeit, daß im RegierungsbezirkDüsseldorfkeine
Einigkeitbezüglich der Wahlen zustande gekommen ist.

Das ist darauf zurückzuführen, daß der nicderrheinische Industriebczirk glaubt, durch die
Vorschläge, die gemacht worden sind, zurückgesetzt zu sein. Meine Herren! Er glaubt, daß er mit
Rücksicht auf seine Bedeutung, seine Wichtigkeit und seine große Bevölkerungszahlvon 800 000
bis 900000 Seelen wohl eine Stelle im Provinzialausschuß,d. h. eine wirkliche Mitgliedschaft
beanspruchen könne, und er glaubt, diesen Anspruchumsomehr erheben zu können, als die beiden
ausgeschiedenen Herren, Herr Geheimer KommerzienratLueg und Herr Geheimer Kommcrzienrat
Servaes diesem Industriebezirkangehörten und aus diesem Bezirkegewählt worden sind.

Meine Herren! Ich glaube, daß dieser letztere Gesichtspunktdoch gewiß ein durch¬
schlagender Grund für die Berechtigungunseres Anspruchsist, und wenn Sie eine so wichtigeEcke
wie unsere sieben niederrhcinischenIndustriekreise durch die von dem Düsseldorfer Bezirke ge¬
machten Vorschlägekaltstellen wollen, so glaube ich nicht, daß das der Gerechtigkeit entspräche.
Bei aller Anerkennungund Hochachtuug,die ich insbesonderefür die aus dem Regieruugsbezirk
Uorgeschlagenen Herren hege, kann ich doch nicht umhin, und habe den Auftrag von den eben
erwähnten nicderrheinischen Kreisen, die Zettelwahl zu beantragen und Sie zu bitten, unseren
Kandidaten Ihre Stimmen zu geben. Die Namen ersehen Sie aus der Drucksache, die Ihnen
heute vorgelegt ist.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Bei der Zettelwahl sind wir noch gar nicht. Wir
sprechen über die Wahl. Das wird sich nachher finden, wie wir wählen, und zwar können Sie
nicht per Zettelwahl die ganzen Abgeordnetenwählen, da wählen wir jeden einzeln, und da wird
sich finden, ob per Zettel oder per Akklamationzu wählen ist. Hier haben wir vorläufig blos
eine Besprechungüber die Wahl.

Wenn sich keiner zum Wort meldet und keine anderen Vorschläge kommen, werde ich die
Verhandlung schließen und erst dann treten wir in den Wahlakt ein.

Es hat sich niemand mehr zum Worte gemeldet. Dann schließe ich unsere Vorbesprechung
und jetzt kommen wir zum Wahlakt.

Nun, meine Herren, sind nur noch Besprechungen über den Wahlakt selbst zulässig.
Meine Herren! Da wir jetzt zum Wahlakt komme», wollen wir nun zunächst nach den

Vorschriftendas Wahlbureau bilden und da nehmen wir mal ein bischen die Geschäftsordnung
zur Hand. (Heiterkeit)

Meine Herren! Da unzweifelhaft eine Zettelwahl beantragt wird — sie ist ja schon
angekündigt - haben wir zunächst den Wahlakt zu beginnen mit der Verlesung der stimm¬
berechtigtenVrouinziallandtagsabgeordneten.in der Reihenfolge, wie sie in der Wahlliste stehen,
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und dann erfolgt die Bildung des Wahlvorstandes. (Zuruf: Ach!) Ja, das ist alles die Folge,
wenn man sich nicht einigt! (Heiterkeit,Glocke)

Meine Herren! Das formelle Wahlprotokoll entspricht nicht ganz den Bestimmungendes
Regulativs; das müssenwir einmal ändern.

Der Wahloorstand besteht aus dem Vorsitzenden und aus zwei oder vier Beisitzern, welche
von der Wahlversammlung aus der Zahl der Wähler zu wählen sind. Ich erlaube mir, den
Vorschlag zu machen: beschränken wir uns auf zwei Beisitzer und wählen Sie die beiden Beisitzer,
die hier neben mir sitzen, die Herren Dr. Momm und Snethlage.

Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.)
Dann ernenne ich den Herrn Snethlage zum Protokollführer. Das liegt mir nach dem

Wahlreglement ob. Damit ist das in Ordnung.
Dann kommen wir zur Wahl, und nun handelt es sich um die verschiedenen Personen.
Es ist also einmal vorgeschlagen,die Herren Beigeordneten Theodor Dietze in Elber-

feld und Geheimrat Eich als Mitglieder und Seine Durchlaucht den Prinzen Johann zu
Arenberg als Stellvertreter per Akklamationwieder zu wählen.

Das ist in einem Akte zulässig, wenn überhaupt von Ihnen die Mlamationswahl beliebt
wird und Sie damit einverstandensind.

Die Mlamationswahl kann nur erfolgen, wenn von keiner Seite Ginspruch erhoben
wird. — Gin solcher Einspruch erfolgt nicht, es erfolgt auch kein Widerspruchdagegen, daß die
drei Herren zusammenper Akklamationgewählt werden. — Dann ist es Ihr Wille, daß die drei
Herren in einem Wahlakte per Akklamation gewählt werden, und diesem Willen entsprechend
erkläre ich die Wahl per Akklamationgetätigt. (Beifall.)

Damit sind die drei Wahlen erledigt.
Jetzt kommen wir zur Wahl eines Mitgliedes des Provinzialschusses für den verstorbenen

Herrn Kommerzienrat Lueg. Da ist der Vorschlag gemacht morden Herrn de Greifs per
Akklamationzu wählen. Ich frage, ob dagegen Einspruch erhoben wird?

AbgeordneterLehr: Ich bitte ums Wort. Ich bitte dann au Stelle des Herrn Geheimen
KommerzienratLueg den Herrn KommerzienratGoecke zu wählen.

Vorsitzender Becker: Sie erheben also Einspruch gegen die Mlamationswahl? (Abge¬
ordneter Lehr: Ja!)

Meine Herren! Damit kommenwir zur Zettelwahl.
Ich bitte, auf die Wahlzcttel den Namen des Herrn zu schreiben, den Sie an Stelle des

Herrn KommerzienratsLueg zum Mitgliede des Ausschusses wählen wollen. (Kurze Pause.)
Meine Herren! Haben Sie Ihre Wahlzcttel geschrieben? (Wird bejaht. — Glocke.)

Dann kommen wir zum Wahlakt. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel.
Durch Handschlag habe ich an Eidesstatt die beiden Herren zu verpflichten,die mit mir

das Bureau bilden. (Geschieht.) Das ist geschehen.
Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher sie in der Wählerliste verzeichnet

sind, aufgerufen. Jeder aufgerufeneWähler legt den Stimmzettel uneröffnet in die Wahlurne.
Während des Wahlaktes erscheinende Wähler tonnen an der nicht geschlossenenWahl

teilnehmen.
Sind keine Stimmen mehr abzugeben, so erklärt der Wahlvorstand die Wahl für geschlossen.
Ich bitte also nunmehr den Herrn Schriftführer Dr. Momm, die Wähler einzeln auf¬

zurufen.
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Die Herren, die den Buchstabennach kommen, haben die Güte sich dann schon zu nähern,
damit das Wahlgeschäftuns nicht zu lange in Anspruch nimmt und in dieses Gefäß Ihre
beschriebenen Stimmzettel zu legen.

Die Herren haben die Güte, mit „hier" zu antworten. (Der Namensaufrufwird vollzogen.)
Sind noch Wähler da, die ihre Stimme nicht abgegeben haben, dann bitte ich, daß es

jetzt geschieht. (Ein Abgeordnetermeldet sich.)
Ist sonst noch jemand da, der seine Stimme nicht abgegeben hat? — Es meldet sich

niemand mehr. — Dann erkläre ich den Wahlakt für geschlossen.
Meine Herren! Die Vorlesung beginnt. «Glocke.)
(Nach vollzogenerFeststellung:)
Meine Herren! Der Ausgcmgder Zettelwahl ist folgender: Es haben erhalten:
Goecke 4? und de Greifs 74 Stimmen.
Herr de Greifs ist also zum Mitglied des Ausschusses gewählt.
Meine Herren! Nun bitte, nehmen Sie wieder Platz.
Ich habe bereits mitgeteilt, daß Herr de Greifs die absolute Stimmenmehrheit erhalten

hat, also zum Ausschußmitgliedgewählt ist. Ich frage Herrn de Greiff, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneterde Greifs: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Desgleichenfrage ich noch nachträglichden Herrn Dietze, ob er die

Wahl annimmt?
AbgeordneterDietze: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
Vorsitzender Becker: Ebenso den Herrn Geheimrat Eich.
AbgeordneterEich: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
Vorsitzender Becker: Seine Durchlauchtden Prinzen zu Arenberg?
AbgeordneterPrinz zu Arenberg: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Jetzt kommen wir noch zur Ersatzwahlfür den Vertreter des Herrn

Beigeordneten Dietze, da Herr de Greiff Mitglied des Ausschusses geworden ist. Da ist von
Herrn Conze Herr HeinrichLueg vorgeschlagen und zwar hat Herr Conze beantragt, den Herrn
HeinrichLueg per Akklamationzu wählen. Das kann nur erfolgen, wenn von keiner Seite Ein¬
spruch erhoben wird. — Gin solcher Einsprucherfolgt nicht. — (Bravo!) Dann stelle ich fest, daß
Sie Herrn HeinrichLueg per Akklamationals Stellvertreter gewählt haben. (Beifall.)

Wir kommen zur letzten Wahl, zur Wahl für den Herrn Geheimen Kommerzienrat
Servaes, der Stellvertreter war und sein Amt niedergelegt hat. Hier hat Herr Conze vorge¬
schlagen, den Herrn GewerktKommerzienratFunke zu wählen und zwar per Akklamation.(Beifall.)

Wird Einspruch erhoben gegen die Mlamationswahl? — Das ist nicht der Fall. —
Dann darf ich auch hier feststellen,daß das hohe Haus per Akklamation den Herrn Gewerkc
Funke zum Stellvertreter gewählt hat.

Ist Herr AbgeordneterHeinrichLueg hier? (Wird bejaht.) Ich frage ihn, ob er die
Wahl annimmt?

AbgeordneterLueg: Ich nehme die Wahl dankendan.
Vorsitzender Becker: Ist Herr AbgeordneterFunke hier? (Zuruf: Ja!) Ich frage ihn,

ob er die Wahl annimmt?
AbgeordneterFunke: Jawohl!
Vorsitzender Becker: Also Herr Lueg und ebenso Herr Funke haben die Wahl ange¬

nommen, — Ich stelle das fest.
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Meine Herren! Damit sind die Wahlen beendet.
Meine Herren! Wir kommen zum Gegenstand Nr, 8 der Tagesordnung,
Ich möchte noch etwas vorwegnehmen. Der Herr Landesrat Vorster, der ja soeben, meine

Herren, von Ihnen zum Direktor der Provinzial-Feuerveisicherungsanstaltgewählt wurde, ist
hier und ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt?

Landesrat Vorster: Meine Herren! Ich danke Ihnen recht herzlich für das Vertrauen,
welches Sie mir durch die eben vollzogeneWahl in so ehrenvoller Weife bewiesen haben. Es
wird mein eifrigstes Bestreben fein, nach dem Vorbilde meines allzufrüh verstorbenen teuren
Kollegen Brandts die Verwaltung dieses wichtigenProvinzialiustituts in dem Sinne zu führen,
wie es das hohe Haus, wie es der Provinzialcmsfchußund mein hochverehrter Herr Vorgefetzter
von mir erwarten. (Lebhafter Beifall)

Vorsitzender Becker: Dann kommen wir zum 8. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommifsion zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschuffes, betreffend die Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden des
Provinzialausschusses und Vornahme der Wahl.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterVeltman.
BerichterstatterAbgeordneterVeltman: Meine Herren! Der vom Provinziallandtag am

11. März 1904 zum stellvertretendenVorsitzenden des ProvinzialausschussesgewählteHerr Geheime
KommerzienratDr. Ing. Karl Lucg ist am 5. Mai 1905 verstorben. Es ist daher vom hohen
Hause die Neuwahl eines stellvertretendenVorsitzenden des Provinzialausschusseszu tätigen.

Nach der Bestimmung der Provinzialordnung für die Rheinprovinz ist der stellvertretende
Vorsitzendedes Provinzialausfchuffesaus der Zahl der Mitglieder des Provinzialausfchufsesvom
Provinziallandtage zu wählen. Dann enthält die Provinzialordnung die negative Bestimmung,
daß der Landeshauptmann nicht zum stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzialausschussesgewählt
werden kann.

Nach dem Vorschlage des Provinzialausschussesbeantragt die I. Fachkommission: Der
Provinziallandtag möge die Wahl des stellvertretendenVorsitzenden des Provinzialausschusses
vornehmen.

Vorsitzender Becker: Ich bitte um Ihre Vorschläge,meine Herren. Herr Conze!
AbgeordneterConze: Ich erlaube mir, dem hohen Hause vorzuschlagen, Herrn Schmidt

von Schwind zum Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen (Beifall) und zwar per Akklamation.
Vorsitzender Becker: Es ist der Vorschlaggemacht, den Herrn AbgeordnetenSchmidt

von Schwind per Akklamation zum stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzialausschusseszu wählen.
Die Wahl kann per Akklamation nur erfolgen, wenn von keiner Seite Einspruch

erhoben wird. — Ein solcher Einsprucherfolgt nicht. — Dann stelle ich fest, daß das hohe Haus
den Herrn AbgeordnetenSchmidt von Schwind per Akklamationzum stellvertretendenVorsitzenden
des Ausschusses gewählt hat. (Lebhafter Beifall.)

Ich frage Herrn Schmidt von Schwind, ob er die Wahl annimmt?
AbgeordneterSchmidt von Schwind: Ich nehme die Wahl mit Dank an. (Beifall.)
Vorsitzender Becker: Damit ist der Gegenstand erledigt.
Wir gehen über zu den letzten Wahlen, meine Herren:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial«
ausschusses, betreffend die Neuwahl von bürgerlichen Mitgliedern und
Stellvertretern der Ober-Ersatzkommissionen und Vornahme der Wahlen.
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Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Wätjen.
Berichterstatter Abgeordnetervon Wätjen: Meine Herren! Seine Exzellenz der Herr

Ober-Präsident der Rheinprovinz hat durch Schreiben vom 27. Dezember 1905 den Ausschuß
ersucht, die Neuwahl von bürgerlichenMitgliedern und deren Stellvertretern für die Ober-Ersatz-
kommissionen in den Bezirkender 27,, 28., 29., 31, 32. und 80. Infanterie-Brigade durch diesen
Provinziallandtag für eine dreijährigeAmtsdauer vom 1. April 1906 bis 31. März 1909 herbei¬
zuführen. — (Glocke des Vorsitzenden.)

Der Provinzialausschuß hat sich mit der Angelegenheitbeschäftigt;sie ist der I. Fach¬
kommissionüberwiesen worden. Die I. Fachkommission hat sich dem Antrage des Provinzial-
ausschusses angeschlossen, der dahin geht:

„Der Provinziallandtag wolle
1. die erforderlichen Wahlen vornehmen,
2. den Provinzialausschuß beauftragen, falls bis zum Zusammentritt des nächsten

Provinziallandtllgs im Bereiche der 2?., 28., 29., 30, 31., 80. und 32. Infanterie¬
brigade durch Verziehen, Amtsniederlegungund Tod von bürgerlichenMitgliedern
der Ober-Ersatzkommissionen bezw. von Stellvertretern der Mitglieder oder durch
anderweite Einteilung der Bezirke dieser Kommissionen Ersatzwahlennötig werden
sollten, diese Wahlen namens des Provinziallandtags zu tätigen und dem Provin«
ziallandtage alsdann in der nächsten Tagung von den etwa stattgehabtenWahlen
behufs Bestätigung Mitteilung zu machen."

Meine Herren! Es handelt sich um die Wahl (Glockedes Vorsitzenden)von 46 Mit¬
gliedern der Ober-Ersatzkommissionen.Es ist Ihnen in der vorliegendenDrucksache Nr. 5 in der
die sämtlichen Vakanzen aufgeführt sind, eine Liste derjenigenHerren vorgelegt,die bereit und geeignet
sind, dieses Amt zu übernehmen. Diese Liste ist im Einvernehmenmit den Herren Regierungs-
Priisidenten der betreffendenBezirke aufgestellt. Es handelt sich darnach um 3? Herren, die zur
Wiederwahl, und um 9 Herren, die zur Neuwahl vorgeschlagen sind.

Ich beantrage namens der Fachkommission:
„Der Provinziallandtag wolle die Wahlen tätigen und im übrigen dem Antrage des
Provinzialausschussesstattgeben."

(Vorsitzender Becker: Per Akklamation?)
Ich stelle auch zugleich den Antrag, diese Wahlen nach Maßgabe der Liste per Akkla¬

mation zu tätigen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum

Wort. — Dann schließe ich die Verhandlung.
Wir kommen zur Wahl.
Es ist der Antrag gestellt, die Wahl per Akklamation zu tätigen. Die Akklanmtionswahl

kann nur stattfinden, wenn von keiner Seite Einspruch erfolgt. — Ein solcher Einspruch erfolgt
nicht. — Dann stelle ich fest, daß das hohe Haus die Wahlen sämtlich per Akklamation,dem
Antrage Ihrer I, Fachkommission gemäß, getätigt hat.

Damit ist der Gegenstand erledigt.
Meine Herren! Die Berichterstatterzu den Gegenständenfür Nr. 10 bis 14 der Tages¬

ordnung haben gebeten, zunächstdem BerichterstatterNr. 15 der Tagesordnung den Vortritt zu
lassen, also den Gegenstand Nr. 15 der Tagesordnung zunächst zu beraten und dann erst die
Gegenstände10 bis 14 der Tagesordnung folgen zu lassen.

1«
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Wenn seitens des hohen Hauses keine Bedenkenlaut werden, dann stelle ich fest, daß das
hohe Haus dem Wunsche des Berichterstattersvon Nr. 15 stattgeben will,

Nr. 15 betrifft:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Neubau der Anstaltsgebäude für die Provin¬
zial-Hebammenlehranstalt zu Cöln,

Ich gebe Herrn Abgeordnetenvi-. Ioesten als Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Ioesten: Meine Herren! Die Belegschaftder Provin-

zial-Hebammcnlehrcmstllltzu Cöln, welche im Jahre 1866 zunächst in Benutzung genommenwurde,
hat sich stetig vermehrt. Im Laufe der siebzigerund achtziger Jahre mußte dem steigendenBe¬
dürfnis durch Neubauten, Anbauten und die Ncucrrichtung einer DirektorwohnnngRechnung ge¬
tragen werden. Aber auch jetzt noch findet sich die Belegschaftder Anstalt in stetiger Zunahme.
Es ist deshalb nötig geworden, daß dem steigendenBedürfnis, welches sich in den Jahren von
1898 bis 1904 derart gehobenhat, daß, während im Jahre 1898 in der Anstalt 1170 Geburten
erfolgten, im Jahre 1904 bereits 2654 Geburten zu verzeichnenwaren, weiterhin Rechnung
getragen wird.

Man hat zunächstdie Frage erwogen, ob nicht durch weitere Neubauten auf dem bis¬
herigen Anstaltstcrrain dem Bedürfnis würde Rechnung getragen werden können. Es hat sich aber
gezeigt, daß das Grundstückzu klein ist — und daß, wenn Neubauten errichtetwürden, der freie
Licht- und Luftraum, wie er für derartige große Anstalten nötig ist, zu sehr beschränktwird.
Außerdem ist von Seiten der Prouinzialvcrwaltung zutreffenderwogenworden, daß die bisherigen
Einrichtungender Provinzial-Hebammenanstaltkeineswegs mehr den hygienischen und sanitären An¬
forderungen entsprechen. Es mußte deshalb von einer weiteren Benutzung des alten Gebäudes
Abstand genommen werden, und so hat denn der Provinzialausschußbeschlossen, Ihnen die Er¬
richtung einer neuen Provinzial-Hebammenlehranstaltin Eöln in Vorschlagzu bringen.

Daß gerade in Cöln wieder diese neue Anstalt errichtetwerden soll, hat zum Teil seinen
Grund in dem Umstand, daß die Stadt Cöln den größten Teil der Entbindungen liefert, die in
der Anstalt vollzogen werden, zum Teil in dem Umstand, daß die Stadt Cöln ihrerseits den
Wunsch hegt, die Anstalt auch ferner in ihrem Bezirk — in dem Stadtbezirk — zu haben.
Dieser Wunschist umfomehr berechtigt, als es von großem Interesse für die Stadt ist, eine vor¬
züglich eingerichtete Entbindungsanstalt in der Nähe ihrer neuen Krankenanstalten zu besitzen, der
Krankenanstalten, die nicht allein den städtischen Bedürfnissen in Bezug auf die Krankenpflege,
sondern auch der dortigen Akademie für praktische Medizin zu Unterrichtszwecken dienen sollen.

Es ist nun von Seiten der Provinzialvcrwaltung bezüglich des Verkaufs der bisherigen
Provinzial-Hebammenanstalt nach verschiedenen Seiten hin verhandelt worden. Die bezüglichen
eingehendenBemühungen haben zu keinem Resultate geführt und schließlich hat die Provinzial-
verwaltung es für richtig befunden,sich mit der Stadt Cöln zur Herbeiführungeines Einverständ¬
nisses bezüglich der Uebernahme der alten Hebammenlehranstalt durch die Stadt in Verbindung
zu setzen. Die Verhandlungen haben längere Zeit geschwebt. Selbstverständlichsuchte die Pro¬
vinzialvcrwaltung die Hebammenanstllltzu einem hohen Preise zu verwerten, während andererseits
von der Vertretung der Stadt Cöln erwogen und geltend gemacht wurde, daß die alte Hebammen-
nnstalt für sie absolut keinen Wert habe, daß also, da die alten Baulichkeitenschwer verwendbar
sind, nur der Grundstückswert in Betracht kommen könne. Der Grundstücksweltaber ist keines¬
wegs sehr hoch. Das Grundstückder alten Provinzial-Hebammenlehranstalt hat eine Form, die



46, Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 16. Februar 1906. 139

es nicht zuläßt, es zu gewöhnlichen Bauten zu verwenden. Es kann nur verwertet weiden zu
ganz besonderenZwecken, deren Erfüllung der städtischen Verwaltung in Cöln fernliegt.

Nach längeren Verhandlungen hat sich die Provinzialverwaltung mit der Stadt Cöln
dahin geeinigt, daß diese bereit ist, das Grundstück zu dem Preise von 625 000 Mark zu über¬
nehmen. Dafür soll nach Ingebrauchnahme der neuen Anstalt das Grundstückmit samt den darauf
stehendenGebäulichkeitenin das Eigentum der Stadt Cöln übergehen. Auf der anderen Seite
hat die Stadt Cöln sich bereit erklärt zum Zwecke der Neuerrichtung einer Hebammenlehranstalt
ihrerseits an die Provinzialverwaltung ein Grundstückan der Kerpener Straße in Cöln-Lindenthal
herzugeben,ein sehr gut formiertes Grundstück,welches 18 000 ym groß ist. — Ich bemerke, daß
das Grundstückder alten Hebammenlehranstalteine Ausdehnung von nur 6400 qm hat. — Die
18 000 <M, die die Stadt Cöln zur Verfügung gestellt hat, ist sie bereit, zu einem Preise von
23 l/9 Mark für das Quadratmeter zu überlassen. Der gesamte Kaufpreis würde die Summe von
425 000 Mark betragen.

Auf dem Grundstücksoll nun ein Gebäude errichtet werden, welches nicht allein den
hygienischen und sanitären Anforderungender Neuzeit vollständigentspricht, sondern auch zu einem
einheitlichen Betriebe und einer rentablen Benutzunggeeignet ist. Dem Mangel eines einheitlichen
wirtschaftlichen Betriebes, welcher sich in der alten Hebammenanstalt fühlbar macht, soll vollständig
abgeholfen werden durch die Einrichtungvon Zentralheizung, Maschinenbetriebder Wäscherei, der
Kochkücheusw. usw.

Ich will kurz aus das Bauprogramm zurückkommen, indem ich mitteile, daß in der neu
zu gründendenHebammenlehranstaltnicht allein eine große Entbindungsanstalt entstehen, sondern
daß auch eine gynäkologische Abteilung dort geschaffen weiden soll, deren Errichtung deshalb
wünschenswertist, weil die Hebammen nicht allein in der Entbindungskunst unterrichtet werden
müssen, sondern auch über die Krankheitsfälle,welche es nötig machen, einen Arzt zur Hilfe zu
ziehen. Es müssen also zu diesem Zwecke Frauen vorhanden sein, die nicht allein der gewöhnlichen
Entbindung entgegensehen, sondern auch solche, welche an Frauenleiden erkrankt sind, Frauenleiden,
die sich nicht selten nach schwierigen Entbindungen einstellen oder die Schwangerschaftkomplizieren.
Die gynäkologische Abteilung soll auf einem besonderenStockwerkdes neuen Gebäudes unterge¬
bracht werden.

Außerdem wird eine ganze Reihe von wirtschaftlichen Gebäuden errichtet weiden. Ferner
soll auf dem Grundstück der neuen Anstalt ein Isolierhaus errichtet werden, in dem die schwie.
rigeren und ansteckenden Krankheitenbehandelt werden, die unter den Pfleglingen und unter dem
Schülerinnen-, Warte- und Pflegepersonal der Anstalt auftreten könnten.

Es ist in der II. Fachkommission erwogenworden, ob es nicht zweckmäßig sei, zu diesem
Grundstück, welches in Aussichtgenommenist, zu diesen 18 000 ym, noch ein weiteres Grundstück
hinzuzulaufen, welches sich ebenfalls im Besitz der Stadt bezw. der Armenverwaltungder Stadt befindet.

Die Gründe, die in der Kommissionzunächst auch für den Anlauf dieses Grundstückes
geltend gemacht worden sind, Gründe, die hauptsächlich darauf beruhten, daß man befürchtete, das
Terrain der neuen Anstalt würde für die Dauer auch nicht ausreichendsein, sind widerlegt worden,
und schließlich haben sich sämtliche Kommissionsmitglieder damit einverstandenerklärt, daß nur das
vom Prouinzilllllusschuhin Vorschlag gebrachte Grundstückin der Größe von 18 000 hm ange¬
kauft weiden möge.

Ich will noch kurz eiwähnen, daß in dei Fachkommission auch die Ansicht geltend gemacht
worden ist, es sei die gynäkologische Abteilung in ein besonderes Gebäude zu verlegen; ab« auch

18»
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in dieser Hinsichthat man sich schließlich dahin geeinigt, daß davon abzusehen sei, und daß die
gynäkologischeAbteilung dem Vorschlage des Provinzialausschusscsentsprechendin dem Haupt¬
gebäudemit untergebrachtweiden möge.

Die Baupläne der Anstalt sind im Foyer des Hauses einzusehen und werden wahrschein¬
lich von Ihnen, meine Herren, schon eingesehen worden sein, so daß ich zu so später Stunde ein
weiteres Eingehen auf diese Pläne und die Dispositionen in dem zu errichtendenGebäude mir
versagenwill.

Die N. Fachkommission, meine Herren, schlägt Ihnen vor, dem Antrage des Provinzial¬
ausschusscs zustimmenzu wollen, welcherdahin geht:

„den Neubau einer Hebammenlehranstalt auf dem von der Stadt Cülu zum Preise
von 425 000 Mark zu erwerbenden,an der Kerpenerstraßezu Cöln gelegenen Grund¬
stück nach Maßgabe der vorliegenden generellen Pläne genehmigen und die vorer¬
wähnten Grunderwerbskostenvon 425 000 Mark, sowie die Baukosten im Betrage
von 1450 000 Mark bewilligenzu wollen, ferner zu genehmige!!, daß die Grundstücke
der jetzigen Hebammenlehranstnltin Cöln nebst aufstehenden Gebäudennämlich: Flur 12
Nr. 547/149, 548/143 und 285/115, Iakobstraße 39, 3? und 35 nach Ingebrauch¬
nahme der neuen Anstalt an die Stadt Cöln zum Preise von 625 000 Mark
verkauftwerden;
und endlich beschließen zu wollen, daß die Grunderwerbs- und Baukosten, soweit sie
nicht aus dem Kaufpreis der alten Anstalt Deckungfinden, aus einer demnächst auf¬
zunehmendenAnleihe entnommenwerden.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürsteuberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussion. — Es meldet sich niemand zum Wort. — Der Herr Berichterstatterverlangt auch
nicht weiter das Wort. — Dann schließe ich die Diskussionund darf wohl annehmen, daß Sie
mit dem Antrage, der eben vorgebrachtist, einverstandensind.

Ich konstatiere, daß der Antrag angenommenist.
Wir kommen dann zum 10. Gegenstandeder Tagesordnung, Das ist der

Antrag der I, Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinzial-
landtag, den Provinzialausschuß und die Ientralverwaltungsbehörde für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 190?.

Berichterstatterist Herr Dr. Neveu DuMont, dem ich hiermit das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneterI>. Neven DuMont: Meine Herren! Der Haushaltsplan,

über den ich Ihnen Vortrag halten soll, schließt ab mit einer Gesamtsummevon 542 000 Mark
oder einem Mehr für das laufende Jahr von 7000 Mark. Er verzeichnet in seinen Eingängen
eine Reihe von Beiträgen der einzelnen Abteilungen und verschiedenerBetriebe des Provinzial-
haushalts, welche in dem Maße, wie sie selbst Gehälter auszugebenhaben, auch zu den allgemeinen
Verwaltungskostenmit beitragen müssen. Es sind dies in der Hauptsachedie Feuer-Versicherungs»
anstalt, die Straßenverwaltung mit einem Betrage von 130 000 Mark und eine Menge kleinerer
Verwaltungen. Es ist dann aber zu den Mitteln des Haushaltsplans noch ein Zuschußaus
Provinzialmitteln nutig von 363 200 Mark oder für den laufenden Haushaltsplan ein Mehr von
6700 Mark,

Die Ausgaben, die diesen Einnahmen gegenüberstehen, betreffen zunächst die Kosten des
Provinziallandtages, des Provinzialausschussesund des Provinzialrates, die alle gegen das Vor¬
jahr unverändert sind. Dagegen haben sich in den Gehältern, die aus diesem Haushaltsplan zu
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nehmen sind, einige Verschiebungennotwendig gemacht. Es sind zunächst angesetzt die Gehälter
mit 7200 Mark für zwei Lcmdesassessorcn, wozu dann ein Wohnnngsgeldzuschuhvon 1320 Mark
kommt.

Weshalb jetzt wieder zu dem System der Landesassessorcn übergegangenworden ist, ist
ja bereits bei der Vorlage über die Gehaltsregulierung auseinandergesetzt.Es hat auf diesen
Haushaltsplan insofern wenig finanziellenEinfluß, als auch die beiden Gerichtsassessoren, die sonst
erforderlich wären, mit 6000 Mark bezahlt weiden müßten, so daß also der Unterschied sich nur
auf 1200 Mark beläuft.

Es werden dann in diesem Haushaltsplan mehr gefördert: 15 400 Mark für 16 Landes»
sekretäre, dem aber gegenübersteht,daß das Gehalt für 11 Sekretäre mit 17 100 Mark in Weg
fall gekommen ist. Auch diese Verschiebungenergeben sich aus der Gehaltsvorlage, welche Sie
bereits genehmigthaben.

Es sind dann ferner 3 Hilfsarbeiterstellen für den Vureaudienst mehr vorgesehen, eine
Forderung der Verwaltung, die ebenfalls berechtigterscheint, damit dem Anwachsen der verschiedenen
Stellen entsprechend auch die Vorbereitungsmöglichkeiten weiter ausgebildet werden können.

Ferner ist das Gehalt der Hilfsarbeiter in etwa anders geregelt. Es beläuft sich jetzt
auf 1500 bis 1800 Mark, statt früher 1380 bis 1710 Mark, damit wir in der Provinzialver-
waltung in der Besoldung dieser Stellen den großen Städten Düsseldorf und Cöln gleichkommen.

Weitere Veränderungen sind in dem Haushaltsplan nicht vorgesehen. Ich empfehle Ihnen
denselbendaher auf Antrag der I. Fachkommission zur unveränderten Annahme.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich eröffne die
Diskussionund frage, ob jemand das Wort verlangt — das ist nicht der Fall — dann schließe
ich die Diskussion und darf also feststellen,daß der Antrag nach dem Vorschlage,den Sie eben
gehört haben, angenommenist.

Wir kommendann zum 11. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs¬
kosten des Genossenschllftsvorstandes der Rheinischen landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaft für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1906 bis
31. Dezember 1906.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHueck, dem ich hiermit das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneterHueck: Meine Herren! Der Haushaltsplan der landwirt¬

schaftlichen Verufsgenosscnschaft schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit 130 850 Mark — eine
Erhöhung gegen das Vorjahr von 10 664,80 Mark, eine Verminderungvon 2814,80 Mark, so daß
ein Mehr von 7850 Mark — durch die Umlage zur Deckung der Verwaltnngskostenaufzu¬
bringen ist.

Diese Mehr-Ausgabe setzt sich zusammen an Gehältern für einen Landesassessormit
3600 Mark, einen Landessekretärvon 3200 Mark, Kanzlistenund Bureaugehilfen von 2580 Mark,
den Wohnungsgeldzuschüssendieser Beamten, sowie eines Betrages von 1005 Mark zur Durch¬
führung der Besoldungsvorlage. Ferner für Hilfsarbeiter, die infolge der Zunahme der Geschäfte
einzustellen sind 6100 Mark, den Zuschuß zum Pcnsionsfouds von 15°/° laut Reglement, sowie
Auslagen für Porto, Frachten :c. von 600 Mark, in Summa 10 664,80 Mark.

Die Minder-Ausgabe ergibt sich aus Ersparnissen bei Titel I 4 für Sekretäre von
4950 Mark, für den durch den Landesassessorfortfallenden wissenschaftlichenHilfsarbeiter mit
3050 Mark, an Schreibmaterialien von 2100 Mark, welche aus einem anderen Fonds zum Teil
zu decken find, sowie an Verminderung außergewöhnlicherAusgaben mit 1614,80 Mark.
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An dem Haushaltsplan fand die I. Fachkommission nichts zu erinnern, und beantragt
dieselbe:

Das hohe Haus wolle den vorbezeichneten Haushaltsplan unverändert genehmigen.
Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich stelle den

Antrag auch hier zur Diskussion,frage, ob jemand das Wort verlangt. — Das ist nicht der Fall.
— Dann bitte ich diejenigenHerren, die gegen den Antrag stimmen wollen, sich zu erheben. —
Es erhebt sich keiner. Der Antrag ist somit angenommen.

Meine Herren! Wir kommen dann zum 12. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zudem Haushaltsplan über dieBerwaltungs-
kosten der Landesbank der Rheinprovinz für das Rechnungsjahr vom
1. April 1906 bis 31. März 1907.

Berichterstatterist ebenfalls der Herr Abgeordnete Hueck, dem ich hiermit das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterHueck: Der Haushaltsplan der Landesbank schließt ab in

Einnahme und Ausgabemit 314 000 Mark — ein Mehr gegenüberdem Vorjahre von 31000 Mark.
— In den Einnahmen finden Sie die Vergütung für die Aufbewahrung und Verwaltung der
Effekten der Landes-Versicherungsanstalt ausgeworfen mit 18 000 Mark — gegenüber früher
12 500 Mark, Die Landesbankbesorgt dafür die Verwaltung von ca. 90 Millionen Mark Effekten,
verwaltet 900 Darlehnslonten, besorgt die Inkassi usw., so daß bei dem so sehr gestiegenen Um¬
fang dieser Transaktionen diese Vergütung erhöht werden mußte.

In den Ausgaben finden Sie die Anstellung eines neuen Landesbcmkrats,wofür an
Gehalt und Wohnungsgeldzuschuß5600 Mark ausgeworfensind. — Für diese Stellung ist ein
tüchtiger, junger Assessor gewonnen,welcherim Bankgeschäft ausgebildet, sich bewahrt hat, und der
sowohl in dem Kassa- wie im Darlehnsgeschäft Verwendung finden soll. Ebenso finden Sie
weitere Mehrausgaben durch Schaffung neuer Stellen bei den Oberbuchhaltern und den Ober¬
sekretären, den Buchhaltern und Sekretären, den Assistenten, deren Wohnungsgeldzuschuß,sowie
bei den Unterbeamten im Gesamtbeträgevon 15 032 Mark, sowie weitere 3000 Mark zur Durch¬
führung der vorgeschlagenen Aenderungen im Besoldungsplan. Der Zuschuß zum Pensionsfonds,
der reglementsmäßig15°/« der Durchschnittsgehälterbeträgt, erhöht sich demgemäß um 4165,05 Mark,

Ferner sind für Hilfsarbeiter in der Buchhaltern und dem Sekretariat 7000 Mark mehr
eingestellt, ein Betrag, der dazu dient, tüchtige junge Leute, welche im Bankfachausgebildet sind,
besser dotierte Einkünfte zu geben und sie dadurch der Bank zuzuführen und zu erhalten.

In Fortfall kommt die Vergütung von 4200 Mark für einen wissenschaftlichenHilfs¬
arbeiter, da dieser in die Stellung des neu zu schaffenden Landesbankrats einrücken soll.

Meine Herren! Wie wir aus diesem ersehen, sind die Personalausgaben auch im letzten
Jahre bedeutend gestiegen, hervorgerufendurch die fortlaufende, starke und recht erfreuliche Weiter¬
entwickelung der Geschäfte der Bank.

Im Jahre 1903 waren vorhanden 12 271 Konten,
1904 deren 14 712

bezw. 1. Oktober 1905 1? 188
und heute 15. Februar 1906 18 030 „ ,

so daß allein in den letzten 4 Monaten eine Steigerung von 842 Konten stattfand, und im Jahre
1906 mit einer Gesamtsteigerungvon 2800 Konten zu rechnensein wird.

Die Gesamtzahl der im letzten Rechnungsjahr 1904/05 ausgegebenenDarlehen betrug
1709 Stück im Bettage von ca. 38 Millionen, zurückgezahltwurden für ca. 11 Millionen, so
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daß ein Zuwachs von ca. 27 Millionen verbleibt. — Die Gesamtdarlehnsforderungenbetrugen
am 31. März 1905 ca. 358 Millionen, worunter ca. 106 Millionen ländliche Darlehen aufzu¬
weisen sind.

Der Ziusüberschuß der Landesbank betrug 1 032 000 Mark, wovon der größere Teil
für allgemeineZwecke im Haupt.HauslMZplan Verwendung findet, und woraus wir ersehen, wie
segensreich Kuratorium und Direktion mich im vergangenenJahre gewirkt haben, wofür ihr in der
I. Fachkommissionherzlichster Dank ausgesprochenwurde, dem sich das hohe Haus gewiß an¬
schließen wird. (Bravo!)

Ich beantrage nunmehr im Namen der I. Fachkommission:Das hohe Haus wolle den
Haushaltsplan für 1906 genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fiirstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussion,frage, ob jemand das Wort verlangt? — Das ist nicht der
Fall. — Dann darf ich wohl annehmen, daß Sie auch hier mit dem Antrage Ihrer Kommission
einverstandensind, und schließe die Diskussion.

Wir kommen dann zum 13. Gegenstand der heutigen Tagesordnung, Das ist der
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrage des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Erweiterung der Geschäftsräume der Landesbcink.

Hier ist ebenfalls Herr AbgeordneterHueck Berichterstatter,dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneterHueck: Meine Herren! Für die Bewältigung der umfang¬

reichen Vermehrung der Geschäfte der Landesbank, die sich in so erfreulicher Entwicklungbefinden,
erweisensich die jetzigen Geschäftsräumesowohl als auch der Tresor zu klein, so daß schon heute
ein Teil der Wertpapiere in eisernen Schränken auf den Gängen untergebrachtsind. Das Kura¬
torium und die Direktion haben sich schon seit längerer Zeit mit dieser Frage beschäftigt,um
nach dieser Richtung hin Wandel zu schaffen und in weiser Voraussicht der kommenden Ver¬
hältnisse vor ca. 2 Jahren die Häuser 56 und 58 in der Friedrichsstraßeangekauft.

Drei Wege kamen nun in Erwägung, entweder die Errichtung eines ganz neuen Vank-
gebiiudes mit allen Einrichtungen der Neuzeit im Mittelpunkt des Verkehrs gelegen oder die
Heranziehung der beiden angekauften Nachbarhäuser und deren Ausbau oder den Umbau des
jetzigen Bankgebäudcsunter Hinzuziehungder jetzigen Dienstwohnungdes Direktors und der Neu¬
anlage eines unterirdischen neuen Tresors im Garten des Bcmkgebäudes,anstatt die Vergrößerung
des jetzigen oberirdischenTresors. — Meine Herren! Ein Neubau würde nach Voranschlag
ca. 1200 000 Mark kosten, wozu event, ein Platz auf dem alten Kasernenplatz in Erwägung
gezogen war. Dann stand aber das alte Bankgebaudeim Werte von ca. 600 000 Mark leer,
indem anderweitig für provinzielle Zwecke keine Verwendung vorhanden, ein Verkauf bei der
ungünstigen Lage sehr schwierig und wohl ziemlich verlustbringendwäre. Eine Verzinsungder beiden
Beträge von Summa 1 800 000 Mark hätte auch die Bank und die Provinz recht schwer belastet.

Dieses erschien für alle Teile nicht wünschenswertund auch nicht notwendig, da die
Lage der Landesbank als solche bei ihrem Darlehns- und Hypothekengeschäft, bei ihrem Konto-
Korent-Verkehrmit den Sparkassen?c. nicht für diese so ins Gewicht fällt, wie für andere Banken
mit ihrem lebhaften Depositen- und Effektenverkehr, so daß dieser Plan verlassenwurde. — Der
Umbau der beiden Häuser in der Friedrichsstraße, die jetzt wie gesagt hauptsächlichals Dienst¬
wohnungen, weniger als Bureau benutzt werden, erschien gleichfalls nicht als empfehlenswert, wegen
der Zersplitterung der Bureaus, der schwierigen Erledigung der Geschäfte, dann auch wegen der
Höhe der Umbaukosten im Verhältnis zu dem gewonnenenRaume.
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Durch das bereitwillige Entgegenkommendes Herrn Direktors, seine Dienstwohnung für
die Zwecke der Landesbank zur Verfügung zu stellen, kam man auf denjenigenPlan, welcherim
Interesse des Dienstes und hinsichtlichder geringstenKosten allein richtig und empfehlenswert
erscheint. Beim Neubau des Landesbcmkgebäudesim Jahre 1895 war schon darauf Rücksicht
genommen, die oberen Raume so zu gestalten, daß sie zu geeigneterZeit zum Geschäftshaus
hinzugezogen werden können. Durch die Hcrrichtungder Dienstwohnung zu Bureauzweckenkönnen
unter Hinzuziehung der frei werdenden Räume, welche jetzt durch Direktion und Oberbeamte
benutzt werden, ca. 50 Arbeitsplätzegewonnen werden. Weiden nun, wie beabsichtigt,die sämt¬
lichen Geschäftsräumeder Direktion in die I. Etage des Eckhauses verlegt, so werden dadurch ein
Sitzungssaal, sowie Räume für den Direktor und 3 Landesbankcätegeschaffen.

Dann wird das Erdgeschoß für die Kasse der Ientralverwaltung, die Buchhaltereieufrei und
sind außerdem im zweiten Stock noch fünf Räume für Sekretäre vorhanden. Alsdann wird der
Haupteingang vom Fürstenwall nach der Friedrichstrahcverlegt, so daß dadurch die Hauptfront an
die Hauptverkehrsstraßekommt und das ganze Gebäude dadurch wertvoller wird. Dazu ist dann
die Terrasse zwischen dem Eckhause und dem Hause am Fürstenwall auszubauen.

Der Tresor soll im Garten unterirdisch,mit allen Verbesserungender Neuzeit ausgestattet,
neu angelegt weiden. Wir gewinnen durch diesen Umbau in der DirektorialwohnungRaum für
50 Plätze, durch den Terrasfenbau Raum für 16 Plätze und im unteren Kassensaaldurch Neu¬
anlage des Tresors weitere 16 Platze und behalten dann die beiden Häuser 56 und 58 Friedrich-
straße mit event. Raum für ca. 40 Plätze in Reserve. Da das heutige Personal ca. 85 Köpfe
beträgt, so bleibt Raum für über 100 Plätze in Reserve, wodurch das Bedürfnis an Raum
durch diese Anlage für 10 bis 20 Jahre gedeckt erscheint.

Der Umbau des Gebäudes wird ca. 30 bis 40 000 Mark, die Neuanlage des Tresors
ca. 70 bis 80 000 Mark erfordern, also verhältnismäßig sehr billig im Verhältnis zu den dadurch
gewonnenenRäumlichkeiten.

Da ein definitiver Kostenanschlagseitens des Kuratoriums noch nicht vorliegt, weil
dasselbe sich über die Einzelheiten noch nicht schlüssig geworden ist, so empfiehlt die I. Fach¬
kommission dem hohen Hause, dem Kuratorium die Summe von 120 000 Mark behufs Umbau
uud Neubau im Lanoesbankgebäudezur Verfügung zu stellen.

Dieselbe empfiehlt Ihnen ferner: dem Herrn Landesbankdirektorfür die Aufgabe seiner
Dienstwohnungund die damit verbundenen Gmolumentedie jährliche Summe von 6000 Mark zu
bewilligen,wovon nur der Betrag von 3150 Mark pensionsberechtigt sein soll.

Demnach beehre ich mich im Namen der I. Fachkommission vorzuschlagen:
„Der Provinziallandtag wolle dem Provinzialausschusscfür die durch die Zuziehung
der Dienstwohnung des Direktors zu den Geschäftsräumender Landesbank erforder¬
lichen Umbauten und für den Neubau des Tresors einen Betrag von 120 000 Mark
— zu entnehmen aus den Uebelschüssen der Landesbank — zur Verfügung stellen
und genehmigen, daß dem Landesbankdirektorfür die Aufgabe der Dienstwohnung
und der sonstigen Emolumente, vom Tage der Aufgabe dieser Emolumeute ab, eine
jährliche Summe von 6000 Mark — wovon ein Betrag von 3150 Mark pensions¬
berechtigtbleibt — ausgezahlt werde."

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Heuen!
Ich stelle den Antrag zur Diskussionund frage ob jemand das Wort, verlangt? — Das ist nicht
der Fall. — Dann schließe ich die Diskussion.
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Wir kommenzur Abstimmung, und ich bitte, daß diejenigenHerren, welche gegen den
Antrag Ihrer Kommission sind, sich erheben, — Es hat sich keiner erhoben. Daher ist der Antrag
einstimmigangenommen.

Wir kommen dann zum 14. Gegenstand der Tagesordnung: Das ist der
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besoldungen
und anderen persönlichen Ausgaben für die ^. bei der Landes-Versiche-
rungsanstalt „Rheiuprovinz", L. bei den Schiedsgerichten für Arbeiter-
Versicherung beschäftigten ProvinzicilbeaMte
für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1906 bis 31. Dezember 1906.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterBarthels, dem ich hiermit das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneter Barthels: Meine Herren! Ich gestatte mir zunächst darauf

aufmerksamzu machen, daß der vorliegendeHaushaltsplan den Provinzialverbcmdnicht belastet.
Nach den abgeschlossenenVerträgen, die sich noch bis Ende Dezember 1910 erstrecken,

werden die Beamten unter denselben Bedingungenangestellt,wie die Provinzicilbeamten,unterstehen
der Kontrolle der Provinzialverwaltung, und die Kosten des ganzen Haushaltsplans werden aus
den Einnahmen der Landes-Versicheiungsanstaltgedeckt. Nach den uns vorliegenden Zusammen¬
stellungen erhöht sich der Haushaltsplan von 485 900 Mark im Vorjahre auf 551000 Mark in
diesem Jahre,

In den Ausgaben finden wir zunächst eine Reihe von Posten, welche die von Jahr zu
Jahr zunehmende Vermehrung der Geschäfte erfordert. Es sind neu angestellt worden 2 Landes-
Assessoren,6 neue Stellen sind geschaffen für Landcssekretäre,5 neue Stellen für Burcauassistenten
und ? neue Stellen für Bureaugehilfen,

Die Anstellung von Landesassessoren,die eine zeitlang hier in der Verwaltung nicht
beliebt worden ist, ist dadurch erforderlichgeworden, daß die Königliche Staatsregierung jetzt in
der Beurlaubung von Assessoren nicht mehr so entgegenkommendist wie früher. Es hat infolge¬
dessen in den letzten Jahren ein so erstaunlicher Wechsel unter diesen nur beurlaubten Herren
stattgefunden,so, daß der Herr Landeshauptmann mit Recht erklärte, in der bisherigen Weise die
Geschäftenicht mehr ordnungsmäßig führen zu können. Infolgedessen sollen also 2 Landes¬
assessoren hier wieder dauernd eingestellt werden.

Auch dadurch ist eine Vermehrung der Geschäfte herbeigeführt worden, daß von der
Regierung auf eine intensivere Bearbeitung gedrungen worden ist; ferner dadurch,daß eine größere
Zahl vou Beamten als bisher für die Veitragskontrolleim auswärtigen Dienste eingestelltworden
ist. Es sind das Auslagen, die sich aber für die Anstalt als sehr segensreich erweisen weiden.

Weiter ist eine wesentlicheAenderung in der Organisation der Anstalt herbeigeführt
worden durch die Anstellung eines ärztlichen Beraters. Es ist das eine sehr erwünschteVer¬
besserung, denn es ist wiederholt auch bei den Kontrollen durch die Staatsregierung darauf
hingewiesenworden, daß die ärztlichen Atteste, auf denen die Renten beruhen, nicht in der
genügendenWeise kontrolliert und nachkontrolliertwurden. Das war bisher nicht möglich, weil
man sich bei der Verwaltung dadurch geholfen hat, daß ein Medizinalst von der Königlichen
Regierung — soviel es dessen Zeit gestattete — zugezogenworden ist. Das hat sich aber nun
nicht mehr als tunlich erwiesen und es ist deshalb ein ärztlicher Berater in der Person des Ober¬
arztes Herrn Vi-, Liniger, der in der sozialen ärztlichen Praxis ganz besondersbewandert ist, ein¬
gestelltworden. Dieser Herr Dr. Liniger fängt an mit einem Gehalt von 5000 Mark, das bis

1!)
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auf 10 000 Mark steigt, und zwar alle zwei Jahre um 500 Mark, nach den Austellungs-
bcdingungender Provinzialverwaltuug.

Auch diese Anstellungwird sich durch die dadurch herbeigeführtevermehrte Kontrolle, als
sehr segensreich für die Verwaltung erweisen.

Ich enthalte mich weiterer Mitteilungen aus dem Haushaltsplan, weil im Hinblick auf
die vorgerückte Zeit die Herren wohl alle wünsche» werden, daß wir bald schließen, und beantrage
namens der I. Fachkommission unveränderte Annahme des Hanshaltsplans, sowohl dieser Landcs-
Versicherung,wie auch der Schiedsgerichte. Ueber die letzteren sind spezielle Bemerkungen uicht zn machen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf vun Fürstenberg-Stammhcim: Meine Herren!
Ich stelle den Antrag zur Diskussionund frage, ob jemand das Wort verlangt? — Das ist nicht
der Fall. — Dann schließe ich die Diskussionund darf wohl auch hier annehmen, daß Sie mit
dem Antrag, wie Sie ihn eben gehört haben, einverstandensind.

Wir gehen dann über zu dem nächststehcnden Puukt der Tagesordnung, das ist der
Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten nebst

Anlage ^, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
zu Trier,
Anlage N, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulc
zu Kreuznach,
Anlage 0, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulc
zu Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906 bis 31. März 1907.
Berichterstatterist Herr Abgeordneter Landrat Heising, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterHeising: Meine Herren! Der Haushaltsplan für die Ver¬

waltung der landwirtschaftlichenAngelegenheiten der Provinzialverwaltuug nebst den Voranschlägen
für die Weinbauschulen,liegt Ihnen unter Nr. 20 des Haupt-Haushaltsplanes vor.

Ich möchte im voraus bemerken, daß Aenderungenin diesem Haushaltsplan, die irgend¬
wie eine weitere Erörterung notwendig machenkönnten, nicht vorgekommensind, so daß Ihre
IV. Fachkommission die unveränderte Annahme dieses Haushaltsplanes empfiehlt. Derselbe schließt
in Einnahme und Ausgabe mit 1086 400 Mark ab, und hat gegen das Vorjahr nur eine Ver¬
änderung von 3405 Mark in Einnahme und Ausgabe erfahren, bei der Einnahme hauptsächlich
dadurch, daß die Zinsen des Meliomtionsfonds bezw. des Westfondsnach dem dreijährigenDnrch-
schnitt etwas anders veranschlagtworden sind, als das früher der Fall war.

Bei Nr. 1 der Einnahmen: „Staatszuschuß zur Unterhaltung niederer landwirtschaftlicher
Lehranstalten" ist in der Kommission darauf hingewiesen worden, daß die Lcistuugender Provinz
sehr erheblich größer sind, als die bisherigen Leistungen seitens des Staates auf diesem Gebiete
und daß es wohl angezeigt wäre, auf eine Erhöhung dieses Fonds bei der Staatsregierung
hinzuwirken.

Es ist in der Kommisiondarauf hingewiesen worden, daß diese 12 000 Mark, welche Sie
im Hllnshllltsplcm als Einnahmen aus landwirtschaftlichenstaatlichen Fonds sehen, zu einer Zeit
bewilligt worden seien, wo in der Rheinprovinz nur 3 landwirtschaftliche niedere Schulen vorhanden
gewesen seien, wahrend jetzt 31 beständen, daß diesen Leistungen des Staates von 12 000 Mark
eine Leistung der Provinz von ca. 84 000 Mark gegenüberstände, und daher eine Erhöhung des
Staatszuschusseswohl gerechtfertigtwäre.
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Es ist deshalb bei diesem Punkt eine Resolution der IV. Fachkommissionangeschlossen,
welche Ihnen unter Nr. 47 der Drucksachen, Nr. 3 des Antrages vorliegt.

„Der Provinziallandtag gibt der UeberzeugungAusdruck,daß angesichtsder im Ver¬
gleich zu den anderen Provinzen unverhältnismäßig hohen Aufwendungen der Provinz,
der Landwirtschaftskammer und der Kreise für die landwirtschaftlichen Wintcrschuleneine
weit erheblichereUnterstützung dieser überaus wichtigen Einrichtungen aus Staats¬
mitteln auch in der Rheinpruvinz angezeigt erscheint, und beauftragt den Provinzial-
ausschuß, in dieser Richtung bei der Königlichen Staatsregierung vorstelligzu werden."

Sodann ist noch bei Nr. 1 der Ausgaben zu erörtern, daß es sich um die Neubildung
von zwei weiteren landwirtschaftlichenWinterschulenhandelt, nämlich für Geldern und Prüm.

Auch der Gründung dieser Schulen hat die Fachkommission zugestimmtund sie bittet das
hohe Haus, sich mit der Gründung bczw. Unterstützungdieser Schulen einverstandenzu erklären.

Da der landwirtschaftliche Haushaltsplan im Uebrigen unverändert ist und zu Bemer¬
kungen keinen Anlaß gibt, stellt die IV. Fachkommission den Antrag, der Ihnen unter Nr. 4? der
Drucksachen vorliegt,

„Der Provinziallcmdtag wolle
1. den vorbezeichnetenHaushaltsplan nebst den zugehörigen Voranschlägen für die

Provinzial-Wein- und Obstbauschulenunverändert annehmen,
2. die Errrichtung neuer landwirtschaftlicher Winterschulcnin Prüm und Geldern, so¬

wie die Bewilligung des Normalzuschusses von 2500 Mark für jede dieser Schulen
beschließen und

3. die eben verleseneResolution annehmen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand

zum Wort meldet - und darf ohne Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus dem Antrag der
IV. Fachkommission beigetretenist.

Wir gehen zum Gegenstand 1? der Tagesordnung über:
Antrag der IV. Fachkommission zur Petition des Vorstandes des Vereins
der Gemeindeoberförster, betreffend Vorschläge für die Verstaatlichung
der Gemeindefurstverwaltungen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterWallenborn, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterWallenborn: Meine Herren! Es tut mir leid, daß ich

noch in so später Stunde Ihre Geduld in Anspruchnehmen muß; aber die Sache, welche zur
Verhandlung steht, ist von einer solchen Wichtigkeit, daß wir sie doch nicht ohne weiteres kurz ab¬
fertigen können. Ich werde mich jedoch bemühen, Ihre Geduld nicht zu lange in Anspruch
zu nehmen.

In der Budgetkommissiondes Abgeordnetenhauseserklärte der Landwirtschaftsministerbei
Beratung des Forst-Haushaltsplans im Januar d. Is. auf eine an ihn gerichtete Anfrage, daß er
bereit sei, die staatlicheOberbeföisterung auch der Gemeindewaldungender Rheinprovinz und in
Westfalen einzuführen, wenn dies seitens der Provinzialverwaltung und seitens des Provinzial-
landtags beantragt werde. Die beteiligten Gemeinden hätten dann pro Hektar 80 Pf. an den
Staat zu zahlen. Es sei ein Unding, daß staatliche und kommunaleOberförster jetzt oft weithin
denselben Weg zu machen hätten; durch Zusammenlegung der Verwaltungsbezirke ließe sich
manchesvereinfachenund verbilligen. Ein großes Interesse habe er nicht an der Sache, da es
sich nur um etwa 60 Stellen handle.

19*
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In der Sitzung des Abgeordnetenhausesvom 1, Februar kam der Minister auf diesen
Gegenstand zurück; er hob die Schwierigkeitender Stellung der staatlichenOberförster, welche
Gemeindewaldungeu zu verwalten haben, hervor, die darin besonders beständen, daß diese
Beamten, wenn sie nicht nachgiebig seien, in Differenzen mit den Gemeinden ge¬
rieten, wenn sie zu nachgiebig seien, von ihrer Aufsichtsbehörde getadelt würden,
so daß sie wirklich sehr diplomatisch angelegte Lente sein müßten, um diese vielen
Klippen zu umschiffen.

Dann äußerte er aber wörtlich: „Im allgemeinen schätze ich die Vorzüge dieses
Beaufsichtigungssystems für die Gemeindewaltungen so, daß es mir erwünscht sein
würde, auch in der Rhcinprouinz die Verwaltung der Gemeindeforsten verstaatlichen
zn können. Ich bin aber im Zweifel, ob die berufenen Provinzialorgane sich hiermit einverstanden
erklären weiden."

Der Minister führte weiter aus, er glaube, daß eine bessere Durchführung der objektiven
Staatsverwaltung für die Forsten gerade diesen Gemeiudeholzungenzum Segen gereichenwerde.
Im Gegensatz zum Osten, wo Erfahrungen vielfach sehr trauriger Art mangels eingehenderstaat¬
licher Aufsicht gemacht worden seien, wies er auf die besseren Verhältnisse in Hannover, Cassel
nnd Nassau hin und glaubte, daß diese Verhältnisse dazn anregen sollten, auf diesem Gebiete im
ganzen Staate eine möglichstwirksame Aufsicht über die Gemcindcforstendurchzuführen, damit
diese Waldungen sowohl im allgemeinen Landeskulturintercsscals auch in dem der besitzenden
Gemeinden erhalten werden.

Ein rheinischer Abgeordneter, Freiherr von Wolff-Metternich— selbst Königlicher Oberförster
— äußerte gegen die Absicht der staatlichenBeoberförsterungfolgende Bedenken:

„Wenn die Zustände der Waldungen in Hessen deshalb als so gut bezeichnet seien, weil
die Verwaltung derselben in staatlichen Händen liege, so dürfte dasselbe mit den bisherigen
Mitteln auch in Rheinland und Westfalen zu erreichensein, weil jetzt schon die Staatsforstver-
waltung durch ihre Organe, die Oberforstmeister und Forsträte bei den Regierungen imstande
seien, auf die Bewirtschaftungder Gemeindewaldungcneinen großen Einfluß auszuüben.

Dazu kommen die Befürchtungender waldbesitzcndcn Gemeinden, daß ihnen höhere Kosten
erwachsen, daß durch die Verstaatlichungder Verwaltung der ganze Betrieb bureaukratischer werde
und daß das Verfügungsrecht der Gemeinde über die Waldprodukte unliebsame Einschrän¬
kungen erfahre.

Die Ansicht, daß nach der Verstaatlichung die Oberförster länger als bisher auf ihren
Stellen bleiben würden, bezeichneteer als irrig. Infolge der geplanten Zusammenlegung von
Gemeinde- nnd Staatswald würden diese Oberförstereienwenig beliebt und nach den üblichen
5 Jahren verlassen werden. Besser sei es, wenn die Gemeindeoberförstermöglichst mit ihren
Revieren verwüchsen,wie wir ja auch in der Rhcinprovinz eine ganze Reihe von solchen Fällen
haben, wo alte verdiente Oberförster sehr segensreich in ihren Stellen gewirkt haben.

Wegen des Mangels an Anwärtern für Gemcindeoberförsteistellmbrauche man die Vcr
waltung nicht zu verstaatlichen; man solle einfach diese Karriere wieder öffnen, dann gebe es
Anwärter genug.

Als Mißstand beim jetzigen Znstande bezeichneteer die Schwierigkeitder Versetzung der
Gemcindeforstbeamten, die sich schwer beseitigen lasse, und den zu großen Umfang mancher Oberförstereien.

Er wünschte dann ganz besonders, daß die Verstaatlichung nicht gegen den Willen der
Piovinzialverwllltungen und der Gemeinden geschehe.
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Durch diese Vorgänge ist die Frage der Verstaatlichungder Gemeindeforstverwaltungen
wiederum ausgerollt worden. Dieselbe hat bereits im Jahre 1890 — infolge eines Antrages der
Abgeordnetenv. Boch und Gen. — den hohen Provinziallandtag beschäftigt. Damals wurde die
Anregung der Verstaatlichung der Gemcinbeforstverwaltungdem Prouinzialausschusseüberwiesen,
welcher in Verhandlungen mit der Königlichen Staatsregierung trat, die aber anscheinend ohne
Resultat gebliebensind. Auch die spätere Anregung, durch eine Alterszulagekasse die Versetzbarkeit
der Gemeindeoberförsterzu ermöglichen,blieb ohne Ergebnis.

Die IV. Fachkommission, welcher dieser Antrag zur Beratung überwiesen wurde, war ein»
stimmig der Ansicht, daß diese Frage von ganz besonderer Wichtigkeit und Tragweite für die wald¬
besitzenden Gemeinden und für die Gemeindeoberförstersei. Aber grade deshalb herrschteauch
Uebereinstimmungdarin, daß ohne eingehende Prüfung der einschlägigen Verhältnisse und des
darüber zu sammelndenMaterials in der kurzen Zeit der jetzigen Tagung eine Beschlußfassung im
Sinne der Antragsteller nicht möglich nnd auch nicht angängig sei. Zudem hatte sich der Provin-
zialansschußmit diesen Vorschlägennoch nicht befassen können.

Es herrschte in der KommissionUebereinstimmungdarüber, daß die Vorschläge dem
Provinzialausschussezur Prüfung, zur Sammlung des Materials und zur Berichterstattungin der
nächsten Taguug des Provinziallandtags zu überweisenseien. Die Kommission sprach dabei den
Wunschaus, daß die Prüfung sich erstrecken solle insbesondereauf die Fragen

1. der Ermöglichungder Versetzung der Forstbeamten,
2. der Wiedereröffnungder Auwärterschaftzu Gemeindeobcrfürsterstellen,
3. der Zweckmäßigkeit gemischter Oberförstcreien,
4. der Durchführbarkeiteines gleichmäßigenVerfahrens in der ganzen Provinz,
5. des Kostenpunktes.
Nach Beginn der diesjährigen Tagung dieses hohen Hauses liefen seitens des Vorstandes

des Vereins RheinischerGemeindeoberförsterVorschläge über Verstaatlichung der Gemeindeforst-
Verwaltungen ein. Mit Rücksicht darauf, daß vor etwa 4 Iahreu der Vorschlag, eine von der
Staatsfurstverwllltung getrennte Provinzialforstverwaltung einzuführen, für undurchführbar erklärt
worden sei und die Bildung gemischter Staatsreviere ans Widerspruch bei den waldbesitzenden
Gemeinden stoße, die heutige Art der Besetzung freiwerdendcrStellen mit Forstassessorendurch
den häufigen Wechsel unsympathisch und schädlich sei.

Die Vorschläge der Gemeindeoberförstcr wenden sich zuerst gegen die Ginrichtunggemischter
Reviere, die der Minister doch grade im Auge hatte, bei der der Staatswald bevorzugt,der Gemeinde-
Wald vernachlässigt werde, die zudem ein Zerreißen der jetzigen Gemeinde-Staatsreviercerforderten,
was Kosten und Beunruhigung verursache.

Eine Verstaatlichung der Gemeindeforstverwaltuug böte aber Vorteile durch die
Vereinfachung der Anstellung, Besoldung und Pensionierung der Oberförster, durch die Mög¬
lichkeit der Versetzung und durch endgültige Festsetzung des Verwaltungskostenbeitragsder
Gemeinden.

Die Vorteile ließen sich aber auch dadurch erreichen, daß die Gemeindeoberförstereien bestehen
blieben und nur den Oberförstern der Charakter als Staatsbeamte gegeben würde. Die Mit¬
wirkung der Gemeinden bei der Anstellung würde bleiben, nicht aber bei der Besoldung; dadurch
würden die Unzuträglichkeiten bezüglich der letzteren aus der Welt geschafft. Die Berichterstattung
der Oberförster liefe wie auch jetzt an den Regierungs-Piiisidenten durch die Hand des Landrats,
so daß dessen Einwirkung ermöglicht bliebe. Als oberste Instanz sei eine Zentralstelle im Mini-
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sterium des Innern zu schaffen — also nicht wie bisher im Ministerium der Forsten —, welche
freiwerdendeStellen ausschriebe und kommissarisch besetzte. Nach Ablauf eiues Probejahres würden
die Walddeputicrtcn gehört zur Ausübung des Vorschlagsrcchts, Bei dieser Ordnung würden sich
aus den Staatsforstaspiranten genügend Anwärter finden.

Die Selbstverwaltung würde dabei nicht leiden, sondern gestärkt werden, die Rivalität des
Staatswaldes fiele weg. Der Geschäftsgangwürde vereinfacht, die Befugnisseder Oberförsterhin¬
sichtlich der Genehmigungvon NutzungenuntergeordneterArt könnten bei der Unabhängigkeitdieser
Beamten von den Gemeindenerweitert werden. Der Staat setze die Besoldung etwa gleich der der
Staatsoberförster fest, wozu die Gemeinden einen festen Beitrag zu liefern hätten. Dienstgebäude
und Schreibhilfe stellten die Gemeinden. So würden die Vorteile der getrennten Gemeindeforstuer-
waltung mit denjenigender Staatsbeförsterung ohue zu hohe Belastung der Gemeinden oder des
Staates vereinigt werden.

Jedenfalls werden also Verhandlungen nötig zwischender Provinzialverwaltung und der
Staatsverwaltung.

Man kann, wie die Herren Antragsteller uns zugeben müsseu, diese Frage nicht ohne eine
eingehendeUntersuchungund Prüfung lösen, wie die Herren Antragsteller das wohl annahmen.
Des weiteren wurde in Ihrer Fachkommissionder Wunsch geäußert, daß der Einfluß der Ge¬
meinden auf die Waldwirtschaft erhöht und nicht gemindert werden möge. Bezüglich der Kosten
und des Ertrages der Waldungen wurde darauf hingewiesen, daß im RegierungsbezirkeTrier in
den Jahren 1901—1903 die Verwaltungskosten des Staatswaldes betrugen 1,79 Mark pro da,
die der Gemeinden nur 0,72 Mark, daß dagegen der Dnrchschnittsreinertragder Staatswaldungen
12,93 Mark pro Hektar, der der Gemeinden 16,51 Mark pro Hektar betragen haben.

Auch diese Zahleu geben zu denkenund dürsten doch auch veranlassen,daß eine eingehende
Prüfung erfolge.

Aus diesen Erwägungen hat Ihre Kommission den Antrag gestellt, der Ihnen in Nr. 40
der Drucksachen vorliegt —

„Der Prouinziallandtag wolle die Petition dem Provinzialausschussezur Prüfung und
Berichterstattungan den nächstenProvinziallandtag überweisen."

Ich empfehle namens der KommissionIhnen die Annahme desselben.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand

zum Wort meldet — und darf feststellen,daß das hohe Haus dem Antrage der Fachkommission
zugestimmthat.

Wir kommen zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zum Antrage des Abgeordneten Mooren,
betreffend die Erft- und Niersmeliorationen.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteWallenborn.
Berichterstatter AbgeordneterWallenborn: Meine Herren! Die Klagen der Erft- und

Niers-Meliorationsgenossenschaftüber sehr drückende Kosten sind bereits des öfteren hier und im
preußischen Abgeordnetenhauseverhandelt worden. Diese lebhaften und ernsten Klagen gingen
besonders dahin, daß die staatlichen Beamten s. Z. bei Einrichtung dieser Meliorationsarbeiten
minderwertigeArbeit zugelassen hatten, wodurch ständig große Nacharbeitenund Kosten entstanden
seien. Infolgedessen habe sich die Amortisationszcit, welche ursprünglich auf "25 Jahre normiert
war, schon über die doppelte Zeit hinaus ausgedehnt; so daß bei der Erftmelioration jetzt noch
649182 Mark abzutragen seien, bei der Niers 212 352 Mark, zusammenalso 861534 Mark.
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Dazu kommen stets wiederkehrende Unterhaltung^- und Ergänzungskosten,so daß die Lage der
Genosseneine sehr gedrückte ist.

Der Antragstellerzu Nr. 37, Heil AbgeordneterMooren ist seit Jahren dafür eingetreten,
daß der Staat, dessen Angestelltediese Kalamität verursachthaben, auch die Sanierung heibei-
sührcn sollen. Da er damit nicht durchgerungen ist. sucht er für seine Schutzbefohlenen die Befür¬
wortung dieses hohen Hauses bei der KöniglichenStaatsregiemng. Er hat deshalb den Antrag
gestellt,der Ihnen unter Nr. 3? vorliegt.

Die IV. Fachkommission glaubte diesem Wunsche nachgeben zu sollen und hat fast einstimmig
beschlossen, zu bitten, der Provinziallandtag wolle dem Antrage des AbgeordnetenMooren zustimmen.

Nameus der Kommissionempfehle ich Ihnen die Annahme dieses Antrages.
VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Rcnvers: Meine Herren! Ich will dem Antrage der

IV. Fachkommission gewiß nicht widersprechen,aber auf eins muß ich noch aufmerksam machcu:
Die Sache wird anders kommen, als Herr AbgeordneterMooren sich gedacht hat. Nämlich ich
sehe schon den Erlaß des Herrn Ministers vor mir liegen; der wird lauten: Wir erkennen dankbarst
an, daß der rheinische Provinziallandtag sich der armen Niers- und Erftgemcindenin dieser Weise
angenommenhat.

In Erwägung aber der in Betracht kommendenVerhältnisse bin ich nicht in der Lage,
das Staatsdarlchn zn erlassen und auch uoch die Provinzialdarlehen der Provinz zurückzugeben.
Ich will aber ein weites Entgegenkommenzeigen. Das besteht darin, daß die Staatsregicrnng
das Darlchn erläßt in der Höhe, in der auch die Provinz ihr Darlehn erlassen wird, nnd es kommt
darauf hinaus, daß in äudio also die Provinz den Sack zu läppen hat.

Ich möchte, wie gesagt, dem Antrage hier nicht widersprechen, aber kommt ein derartiges
Ministerial-Neskript, wodurch der Provinz aufgegebenwird, ihr Darlchn zu erlasse», und worin
das zur Voraussetzungeines Erlasses der Staatsdarlehcn gemacht wird, dann muß die Verwaltung
sich doch vorbehalten, auf diese Sache noch einmal zurückzukommen.Ich möchte da kein Präjudiz
für diese Möglichkeit schaffen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMooren.
AbgeordneterMooren: Meine Herren! Es kann nicht meine Absicht sein, in dieser vor¬

gerückten Stunde Ihre Aufmerksamkeit noch lange in Anspruchzu nehmen, umsoweniger,da ich
mich nicht wohlbefinde. Aber in einem Punkte muß ich doch den Ausführungen des verehrten
Herrn Landeshauptmanns widersprechen. Er glaubt, die Herren in Berlin, die mitunter ja -
wir wissen das aus Erfahrung — sehr fiskalisch angelegt sind, würden sich darauf überhaupt nicht
einlassen. Das ist doch für uns kein Grund; hier heißt es doch nicht: zahlen und schweigen, sundern
verfassungsmäßigpetitionieren.

Meine Herren! Was verlangen wir denn mit unserer Bitte? Wir verlangen nur die¬
selbe Behandlung, wie sie die älteren, zum Teil verkrachten Genossenschaften — der Ausdruck
paßt auch hier auf die Erst und Niers, ich brauche das aber nicht weiter auszuführen, weil es
Ihnen ja bekannt ist — seitens der Königlichen Staatsrcgierung in wohlwollender Weise bereits
erfahren haben.

Die Königliche Stacüsregieruug — und das werden mir die hier anwesendenMitglieder
des Abgeordnetenhausesbestätigen— hat seit einer Reihe von Jahren bei Vorlage ihrer Budgets
stets etwa folgende Sprache geführt:
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Da die Genossenschaften zur Melioration, zur Entsmnpfung usw. seiner Zeit
— zum Teil gegen den Willen der Interessenten — ausgebaut worden sind und
in einer Zeit, wo die Meliorationstechnik noch vollständig in den Windeln lag,
wo wir noch gar keine Erfahrungen auf diesem Gebiete gesammelt hatten . . ,
als wir die betreffenden Gemeinden gezwungenhaben, sich diesen Meliorationen — ich
habe sie scherzhafterWeise eine Deterioration genannt auf Grund einer genauen
Kenntnis der Verhältnisse — yuÄsi als Erperimentur-Gebiete zu unterziehen, kann es
nur recht und billig erscheinen, daß wir die dadurch entstandenenKosten nunmehr auf
den Staatshaushalt übernehmen.

Meine Herren! Es würde zu weit führen, die ganze Reihe von Genossenschaften ähnlicher
Art anzuführen. Es ist in den Staatshaushaltsplänen klargestellt. Nun sehe ich in der Tat nicht
ein, warum wir für unfere beiden notleidendenSchwestergenossenschaftenErst und Niers eine Aus¬
nahme machen sollten. Ich brauche nur zu sage», daß an der Niers — ich weiß nicht genau
wie es an der Erst aussieht — seit jetzt gerade fünfzig Jahren amortisiert worden ist, daß die
Schuldenlast heute noch eine ebenso drückendeist, wie sie sich damals nach dem Kostenanschlag
gestalten sollte nnd daß die Bewässerungsanlagen — diese haben gerade die allermeisten
Auslagen verursacht— total mißlungen sind — ich habe darüber amtliche Aussprüche, ich darf
Sie aber in dieser vorgerückten Stunde nicht damit behelligen und daß also die Genossenschafts¬
mitglieder — es sind meistens kleine bäuerliche Besitzer, vielleicht ihrer 2500, ich weiß nicht genau
— die, wie ich früher fcherzweise bezeichnete, die besten Aktionäre des Landes sind, seit Jahren unter
den Austagen seufzen — wodurch der Ertrag der Grundstücke— das möchte ich dem Herrn
Landeshauptmann auch für seine Berichterstattung gern mit auf den Weg geben — in den
meisten Gemeinden absorbiert und nicht entfernt gedeckt wird. Ist das nicht unerhört? (Zurnf:
Richtig!)

Es freut mich, hier auch eine Stimme zu hören: Richtig! Ja es ist richtig und diejenigen,
die daran zweifeln, mögen sich doch an die untere Niers, unterhalb Gladbach begeben, wo eine
schwarze ätzende Brühe aus dem rheinischenManchesterbezirk— wir sind große Verehrer der
Industrie, denn Industrie und Landwirtschaft müssen Hand in Hand gehen — ihre verheerende
Fluten dahin wälzt, den ganzen Pflanzenwuchs und das animalische Leben zerstörend.

Meine Herren! Ich darf hier nicht Bezug nehmen auf die Fischereien — ich sehe hier
einen lieben Freund aus der Gegend von Crefeld — auf die wertvollen Fischereien, deren Besitzer
sich früher ihrer Erträgnisse bei munterem Mahle oft erfreut haben. Ferner steht fest, das fröhliche
Kleinleben — so will ich es einmal bezeichnen — welches früher an der Niers, unterhalb Gladbach
herrschte und sich nussprachin Naturwäschereien,in Naturbleichereien,in Badeanstalten — die ja
jetzt von der Sanitätsbehörde mit Recht warm empfohlenwerden — auch Ticrfchwemmen,die in
landwirtschaftlichemSinne in Betracht kommen — alles ist vollständig zerstört. Ja, es ist kaum
möglich — das spreche ich hier aus persönlicher Erfahrung aus und übernehme jede Garantie
dafür — daß, wenn man eine hübsche Besitzung an den Ufern der Niers hat, man es dort in
gewissen Jahreszeiten namentlichim Sommer noch aushalten kann. (Zuruf: Richtig!) Auch richtig!
Es freut mich sehr, auch das bestätigt zu hören. Uebrigens können alle Mitglieder aus
der Gegend der Erst- und Niersniederung mir das bestätigen.

Meine Herren! Also warum sollen wir nicht dieselben Begünstigungenin Anspruch nehmen,
welche auch die älteren Genossenschaften in den älteren Provinzen jetzt schon seit einer Reihe von
Jahren genossen haben?
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Ja wurde mir noch neulich gesagt, als ich darüber im Abgcordnetenhausegesprochen
hatte -Mich in einer mehr inoffiziellen Weise -: aber Ihre reiche Rheinprouinz . . . ., diese
Provinz ist ja recht wohl in der Lage, alle diese Kosten zu tragen, und nun wehren Sie stch da¬
gegen. Das ist unrichtig und das ist gerade der Grund, weshalb ich so nnbescheiden bm m letzter
Stunde hier zu Ihnen zu sprechen, wo Sie gewissermaßensich zur Abreise wappnen und vorbe¬
reiten. Man deutete an. das Alles muß aus ihren Dotationsmittcln getragen werden! Darauf
habe ich dem Herrn Landwirtschaftsministervon Podbielski erwidert - ich nehme gar keinen
Anstand,den Namen hier cmszusprecheu -: Aber Sie haben vor 50 Jahren diese beiden GenosM-
schafteu in bester Absicht begründet, Sie haben also die Autorschaft, Sie haben doch auch die
Verpflichtung, für uns gerade so aufzukommen,wie Sie das in analogen Fallen für die
übrigen tun. ^ ,,, . „. ,

Meine Herren! Was bezweckt denn unser Antrag? Er soll stch nur zum berechtigten Dol¬
metsch oder Organ der berechtigten Anschauungennnd Klagen der beiden Genossenschaften resp -
ich darf wohl sagen - der ganzen Provinz machen. Hier muß ein deutliches,verstandliches
Wort nach Berlin gelangen, hier frene ich mich jetzt mit dem lebhaftesten Danke gegen die verehrten
Mitglieder der IV. Fachkommission konstatieren zu können, daß mich nicht - vielleicht war es
eine etwas abweichende Stimme - eine dissenticrende Stimme sich dagegen äußerte. Man sagt
sich mit vollem Recht: Unsere Provinz braucht das nicht zu tragen, denn der Staat hat das
peceiert,nnd wenn die Berliner Geheimräte vor 50 Jahren diese Fehler gemacht haben - nren
ist menschlich - da mag jetzt auch der Staat dafür aufkommen. (Beifall.)

Ich bitte Sie also dem Antrage einstimmigbeizutretcn.
Vorsitzender Becker: Ich schließe die Verhandlung und gebe dem Herrn Berichterstatter

noch das Wort. ^ , , «, . , c^
BerichterstatterAbgeordneterWallenborn: Meine Herren! Noch eine Bemerkung! ^ch

kann dem Herrn Vorredner nnr bestätigen, daß solche Fälle schon oft im preußischen Haushalts¬
plan vorgekommensind und fast jedes Jahr noch vorkommen, und ich hege deshalb die Hoffnung,
daß man uns hier nicht wieder auf die ..reiche"Rheinprovinz verweisen darf. Wu Abgeordnete
in Berlin haben doch schon sehr oft das freundliche und überaus wohlwollendeEntgegenkomme,
hervorgehoben,welches in unserer Provinz die Industrie den landwntfchaftlichen
gegenbringt. Wir aben aber auch schon hervorgehoben,daß man unseres
nicht alles zumuten darf nnd daß es auch da eine Grenze gäbe. Dies '
kurzer Zeit noch hervorgehobengerade bei dem Punkte, der uns vorher beschäftigt hat w den
Leistungendes Swates für die landwirtschaftlichenWiuterschuleuund «uH hlerbe. mnßw. w.r
sag n die Provinz gibt ehr viel, sie tut viel mehr als irgend eme andere Provinz deshalb muß

dem' es gibt doch eudlich eine gewisse Grenze,

alles auf die Provinz abwälzen, uud deshalb bitte ich Sie, daß wn auch hier den ^r «ch nmch
dem Wunscheder Petenten nnd des Herrn Antragstellers nachzukoninreu«nd deu Dolm sch

Wünsche dieser armen Genossen in Berlin abzugeben. Ich empfehle nochmals den Antrag der
Kommission zur einstimmigenAnnahme. (Beifall.)

Vorsitzender Becker- Meine Herren! Gegenanträge liegen auch von keiner Veite vor.
- Ich d^kah« wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Hans dem Antrage
der IV. Fachkommission beigetretenist. (Beifall.)

Damit sind wir am Ende unserer Tagesordnung,
Ich beabsichtigedie Sitzung, wie ich Ihnen das schon angetnnd'gt habe, morgen auf

W Uhr anzuberaumen mit folgender Tagesordnung:
20



154 46. RheinischerProvinziallandtag, 6. Sitzung am 17, Februar 1906.

1. Gingänge.
2. Vorberichtzum Haupt-Haushaltsplan und der Haushaltsplan selbst.
3. Antrag zu dem Gesuch des Ackercrs Gustav Jünger zu Hämmerholz, Kreis Altenkirchcn,um

Abstandnahme von der Verfolgung eiues Regreßcmspruchesder Rheinischenlandwirtschaftlichen
Berussgeuossenschaft gegen ihn.

4. Petition der Gemeinde» Unkel und Scheuren, betreffend die Pflasterung der Prouinzialstraßen
zwischen beiden Orten.

5. Wahlprüfungen und endlich
6. Rcchnungsentlllstungen,

Gegen die Tagesordnung und den Zeitpunkt der Sitzung werden keine Bedenken laut.
Meine Herren! Dann schließe ich die Sitzung. Auf Wiedersehenmorgen 10 Uhr!

(Schluß 4 Uhr 5 Minuten.)

Sechste Sitzung
im Stimdehausezu Düsseldorf,am Samstag, den 17. Februar 1906.

Beginn 10 Uhr 22 Minuten.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zum Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialuer-

waltung der Rhcinprovinzsowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen
Verwaltnngszwcigeund Anstaltenfür das Rechnungsjahrvom 1. April 1906 bis 31. März 190?

und
zum Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr vom 1. April 1906
bis 31. März 1907.

3. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
Gesuch des Ackerers Gustav Jünger zu Hämmerholz,Kreis Altenkirchen, um Abstandnahmevon
der Verfolgung eines Regreßanfpruchesder RheinischenlandwirtschaftlichenBerufsgenossenschaft
gegen ihn.

4. Antrag der III. Fachkommission zur Petition der Gemeinden Unkel und Scheuren, Kreis Neu-
wied, betreffend die Pflasterung der Provinzialstraße Bendorf-Honnef zwischen Km 37,93?
und 38,°l?.

5. Antrag der Wahlprüfungskommissionzu den stattgehabten Ersatzwahlen in den Wahlkreisen
heim a. d. Ruhr-Land, Ruhrort, Saarluuis und Bernkastel.
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6. Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung der Rechnungen im Verzeichnisder Landtags-
vorlagcn (Drucksachen. Nr. 23) Nr. 29—3 l und 33—44, sowie der Rechnung der Rhei¬
nischen Piovinzial-Feuersichcrungsanstaltfür 1903.

7. Antrag der Fachkommission auf Entlastung der Rechnuug im Verzeichnis der Landtagsvorlagen
(Drucksachen. Nr. 23) Nr. 32.

8. Antrag der II. Fachkommissionauf Entlastung der Rechnungenim Verzeichnisder Landtags¬
vorlagen (Drucksachen. Nr. 23) Nr. 45—53 und Nr. 65-86.

9. Antrag der III. Fachkommission aus Entlastung der Rechnungenim Verzeichnis der Landtags-
vorlagm (Drucksachen. Nr. 23) Nr. 90—93 und Nr. 94—96.

10. Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung der Rechnungenim Verzeichnis der Landtags»
vorlagen (Drucksachen. Nr. 23) Nr. 101-107.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung. (Glocke)
Das Protokoll der Plenarsitzungvom 16. d. Mts. liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Schrakamp und

von Groote.
Meine Herren! Ich bitte Sie, mich mit den Herren Schriftführern zu ermächtigen,das

Protokoll der heutigen Plenarsitzung festzustellen, da Sie ja doch in Ihre Heimat zurückkehren.—
Ich nehme an, daß diese Ermächtigung erteilt ist. —
Wir treten dann in die Tagesordnung ein.
Zum ersten Gegenstand der Tagesordnung:

„Eingänge" ist nichts zu berichten; Eingänge liegen nicht vor. (Glocke.)
Der zweite Gegenstand ist:

Antrag der I. Fachkommission zum Vorbericht zu dem Haupt-Haushalts¬
plan der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz sowie zu den zu dem¬
selben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungs zweige
und Anstalten.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Laer, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Der Vorbericht zum Haupt-Haus¬

haltsplan der Provinzialverwaltung und zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der
einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten liegt Ihnen bereits im Druck voe und ist bei Beginn
der Tagung vom Herrn Landeshauptmann in der eingehendstenWeise erläutert worden. Sie
werden gewiß aus den Berichten mit Befriedigung von der günstigen Finanzlage der Provinzial¬
verwaltung Kenntnis genommen haben.

Die I. Fachkommissionhat an diesen Bericht besondereBemerkungen weiter nicht zu
knüpfenund empfiehlt Ihnen, diesen Vorbericht durch Kenntnisnahme als erledigt zu erklären.

Meine Herren! Was den Haupt-Haushaltsplau betrifft, über den nunmehr nach Fest¬
stellung der einzelnenHaushaltspläne Beschluß zu fassen sein wird, so sind die einzelnenHaus¬
haltspläne unverändert zur Annahme gekommen,so daß die Schlußzahlen in derselbenWeise, wie
es im Entwurf vorgesehen ist, in den Haupt-Haushaltsplan bei der Feststellung übernommen
werden können.

Mus den Drucksachen werden die Herren entnommenhaben, daß der Haupt-Haushaltsplan
mit einer Gesamtausgabe von 25 308 028 Mark abschließt. Das ist ein Mehr gegenüber dem
Vorjahre von 1 043 099 Mark.

20*
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Von dieser Summe sind durch eigene Einnahmen gedeckt 11 600 028 Mark. Die eigenen
Einnahmen haben demnachgegenüberdem Vorjahre ein Mehr von 634 099 Mark ergeben und es
sind daher aus dem Haupt-Haushaltsplan noch 13 708 000 Mark zu decken. Diese Summe
beträgt 409 000 Mark mehr als im Vorjahre.

Die Hauptlast zur Deckung dieser Ausgabcsummcruht, abgesehenvon den Dotations¬
rente!!, die nnveräuderlichsind, auf den Provinzialcibgaben. Es ist da in dem Haupt-Haushalts¬
plan ein Bedarf von 7 960 000 Mark nachgewiesen. Dieser Bedarf übersteigt den des Vorjahres
um 351000 Mark.

Zur Deckung des Bedarfs solle» nach dem Vorschlagedes Provinzialausschusscs12^/««/»
an Prouiuzialabgabcn erhoben werden. Wenn man hierbei von dem Staatsstcuersull des laufenden
Jahres ausgeht, das 63 Millionen beträgt, und gegenüber den: vorhergegangenenJahre um
1750 000 Mark gestiegen ist, so wird man annehmen dürfen, daß für das Jahr 1906 bei der
anhaltenden Hebung der wirtschaftlichen Lage wiederum sich eine Steigerung der Steuerkraft, des
Staatssteucrsolls ergebenwird, die vorsichtiger Weise in dem Vorbcricht und in den Unterlagen
des Haupt-Haushaltsplans auf 1 500 000 Mark geschätzt ist. Legt man diese Zahl zu Grunde,
so würde die Erhebung von 12^2°/» an Provinzialabgaben gegenüberdem etatsmäßigen Bedürfnis
eine Mehreinnahme von 102 500 Mark ergeben.

Meine Herren! Diese Summe ist keineswegsso beträchtlich,daß sie eine Herabsetzung
des Provinzialabgaben-Prozentsatzesrechtfertigen könnte. Es würde, wie in dem Vorberichteausge¬
führt ist, den Grundsätzeneiner vorsichtigen Fincmzwirtschaft nicht entsprechen, wenn man bei einem
so geringen Ncberschussczu einer Reduzierung des Provinzialabgaben-Prozentsatzesschreiten würde.

Die I. Fachkommission glaubt daher auch, daß die bei Eingang der Verhandlungen der
Tagung angeschnitteneFrage wegen Herabsetzungder Provinzialabgaben ohne weiteres im ver¬
neinenden Sinne beantwortet werden muß, und schlägt Ihnen vor, dem Antrage des Pruvinzial-
ausschnsscs wegen Erhebung der Provinzialabgaben mit 12'/2«/„ Folge zu geben.

Meine Herren! Es ist Ihnen aus dcu Verhandlungen bekannt, daß bei dem Haushalts¬
plan der FürsorgeerziehungMinderjähriger im Jahre 1905 voraussichtlichsich ein Fehlbetrag
ergebenwird, dessen Höhe einstweilennoch nicht feststeht.

Der Provinzialausschußbeantragt, daß dieser Fehlbetrag aus den zu erwartenden Mehr¬
einnahmen an Provinzialabgaben bcstritten werden dürfe.

Der vorliegendeAntrag des Prouinzialausschussesbezicht sich dann noch auf zwei weitere
Ermächtigungen, die jedes Jahr wiederzukehrenpflegen: einmal die Ermächtigung, daß für den
Fall, daß der Provinziallandtag nicht bis zum Ablauf der HauZhaltspläue von neuem zusammen¬
treten sollte, »ach dem Haushaltsplan weiter gewirtschaftetwerden darf und auch die Provinzial-
abgabc weiter erhoben weiden darf, und zweitens die Ermächtigung, daß die etwa aus den
Provinzialabgaben sich ergebende Mehreinnahme zur Verfügung des Provinziallandtagcs ge¬
halten wird.

In beiden Beziehungen kann Ihnen die I. Fachkommissionnur Annahme der Anträge
des Provinzialausschusscsempfehlen.

Der Antrag des Provinzialausschusses,der damit dem hohen Hause zur Annahme unter¬
breitet wird, lautet folgendermaßen:

„Der Provinziallandtag wolle
I. den Hanpt-Hcmshaltsplan nebst den dazu gehörigenHaushaltsplänen für die einzelnen

Verwaltungszwcigeund Anstalten feststellen;
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2. genehmigen, daß zur Bestreitung der Ausgaben 12'/°"/° des berichtigten Sollauf
kommens an direkten Staatsstcnern des Rechnungsjahres 1906 als Provinzialabgabe
erhoben werde;

3. beschließen, daß nach dem festgestellten Haupt-Haushaltsplane und nach den zu dem¬
selben gehörenden Haushaltsplänen der einzelneu Verwaltungszwcigeund Anstalten auch
nach dem 1, Januar 190? bezw. 1. April 190? die Verwaltung so lange weiter¬
geführt und die zu 2 genehmigteProvinzialabgabe so lange weiter erhoben werde, bis
der Provinzillllandtag neue Haushaltspläne genehmigthaben wird;

4. ferner genehmigen,daß der sich bei den Kosten der FürsorgeerziehungMinderjähriger
im Rechnungsjahr1905 voraussichtlich ergebende Fehlbetrag, soweit er aus Provinzial-
mitteln zu decken ist, aus den Mehreinnahme!,der Psouinzialabgabeu bcstritlcn werde;

5. endlich bestimmen,daß die nach Entnahme der in vorstehendemBerichte bezeichneten
Beträge etwa noch verbleibendeSumme an Mehreinnahme aus den Provinzialabgabe»
zur Verfügung des Prouinziallandtags gehalten werde."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe,da sich niemand
zum Wort meldet, und stelle fest, daß das hohe Haus mit dem Antrage seiner I. Fachkommission
einverstandenist.

Wir kommenzum dritten Gegenständeder Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial
ausschusses, betreffend Gesuch des Ackcrers Gustav Iüuger zu Hämmer-
holz um Abstaudnahmc von der Verfolgung eines Regreßanspruchcs.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDick.
Berichterstatter Abgeordneter Dick: Sehr geehrte Herren! Von drei Gesuchen au dies

hohe Haus: Abstand nehmen zu wollen von Regreßansprüchen,welche der Vorstand der land
wirtschaftlichen Beruisgcnossenschaft geltend zu machen sich veranlaßt gesehen hat, haben Sie vor
gestern zwei erledigt.

Dasjenige des Ackerers Jünger von Hämmerholz im Kreise Altentirchcn, welches heute
vorzutragen ich die Ehre habe, erforderte Rückfragen, welche inzwischenbeantwortet sind. Ein
hochverehrtesMitglied der IV. Fachkommissionerhob nämlich bei der Vorberatung auf Grund
persönlicherKenntnis der Verhältnisse Zweifel uud vermutet, daß heute die Vermögenslage des
Antragstellers wesentlichungünstiger sei wie vielleicht zur Zeit der Aufnahme der Verhandlungen.
Die inzwischen eingetroffeneamtliche Auskunft über die Vermögenslage des Gesnchstellers bestätigt
das VorhandenseinbedeutenderSchuldbeträge, so daß die Beurteilung des Antrags eine Aenderung
erfahren muß, lautet also wesentlichanders, wie die vorher zu Grunde gelegte. Ich glaube auf
den angegebenenFall hier ganz besonders aufmerksammachen zu müssen, meine sehr verehrten
Herren, da er die Schuldenstatistikder Rheinprovinz, auf welche gewöhnlichhingewiesen und
welche als sehr günstig bezeichnet wird, drastisch beleuchtet uud die Verhältnisse in ein wesentlich
ungünstigeres Licht stellt. Nach der Steucrliste waren bei dem betreffendenAntragsteller 12,52 a
Grundbesitz vorhanden. Tatsächlichsind es nur 8,4? H. Schulden waren gar nicht angegeben,
während an Schulden 10 442 Mark vorhanden sind. Der Mann bezahlt 9 Mark Ergäuzungs-
steuer und ist nach dem Gesetz ergänzungssteuerfrei.

Der Unfall liegt wie folgt: Die 12 Jahre alte Elisabeth, Tochter des Ackerers und Fuhrmannes
Jünger zu Hämmerholzerlitt einen Betriebsunfall beim Futterschneidenin der Häkselmaschine. Von
der rechten Hand wurden die beiden ersten Glieder des Zeige-, Mittel- und Ringsingers abgetrennt.
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Es wurde ihr eine Iahresrente von 100 Mark 20 Pf. zugesprochen. Der Vater, der
zugeben muß, daß er den Unfall durch Fahrlässigkeitverschuldet hat, hatte keine Schutzvorrichtungen,
wie sie von der Negiciuugs-Polizeiuerorduuugvorgeschrieben sind, angebracht und wurde dieserhalb
gerichtlich bestraft.

Auf Grund der gesetzlichenBestimmungenwar Anspruchauf Ersatz erhoben worden.
Der Betreffende, Jünger, bittet von dem Anspruch absehen zu wollen, da er tatsächlich

außerstande sei, zu zahlen.
Die IV. Fachkommission beantragt, der Provinziallaudtag wolle dem Gesuch des Nckerers

Jünger stattgeben.
VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Ver¬

handlung und darf feststellen,daß das hohe Haus mit dem Antrage seiner IV. Fachkommission
einverstandenist

Wir gehen über zum Gegenstände Nr. 4 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zur Petition der Gemeinden Unkel und
Scheuren, Kreis Neuwied, betreffend die Pflasterung der Provinzial-
straße Bcndorf-Honnef.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Stedman.
Berichterstatter Abgeordnetervon Stedman: Meine Herren! Es liegt hier ein Bitt¬

gesuch der Gemeinden Unke! und Scheuren vor, das ein gewisses Interesse hat, da es Straßen-
Pflasterung angeht, bei der es fraglich ist, ob die Provinz oder die Gemeinden die Kosten tragen.
Die Landstraße Vendorf-Honnefzieht sich durch die Gemeinden durch und im Haushalt ist vor¬
gesehen, daß für eine gewisse Strecke im künftigen Jahr eine neue Vasaltdeckc aufgebrachtwerden soll.

In dem Bittgesuchwird nun ganz besonders darüber geklagt, daß die Kleiuschlagdccke
eine große Belästigung für die Anwohner dadurch bringe, daß sie Staub erzeuge und bei schlechter
Witterung viel Schlamm auszuweisen hat.

Es fragt sich uuu, inwieweit der Landtag hier Abhilfe schaffen kann oder will oder ob
er den Antrag anderweitig zur Erlcdiguug briugeu will.

Nach der Beschlußfassung des 23. Pcovinziallandtags sind darüber bereits gewisse Grund'
sätze festgelegt, sofern es sich um Pflasterung handelt, wird dahin unterschieden, ob diese Pflasterung
im straßenbau-wirtschaftlichenNutzen der Provinz liegt oder ob der Nutzen lediglichder Oertlichkcit
zu gut kommt.

Der Bericht des Landesbmmmtsfür diese Strecke läßt nun erkennen, daß der in den:
Bittgesuchbeklagte außerordentlichgroße Verkehr durch Fuhrwerk wohl uicht anzuerkennenist, denn
tatsächlich haben diese Decken streckenweise10, 12, aber auch bis 31 Jahre gehalten.

In dem Haushaltsplan ist die neue Decke mit 2—3000 Mark vorgesehen, während eine
Pflasterung 30 000 Mark kosten würde.

Zunächst lehnt es das Landcsbauamt ab anzuerkeuuen,daß in diesem Falle die Pflasterung
zum straßenbau-wirtschaftlichenNutzen der Provinz führen möchte. Es käme alfo der zweite Fall
in Betracht, ob die Provinz den Wünschen der Gemeinden entgegenkommenwill. Dann aber
treten die alten Beschlüsse ein, und es würden der Gemeinde zwei Drittel der Kosten selbst zu
tragen, zufallen, während die Provinz ein Drittel beisteuert. Es waren also dann von der Provinz
nur 10 000 Mark zu leisten, während die Gemeinden 20 000 Mark aufzubringen hätten. Eine
Erklärung zu dieser Vereitwilligkeitist aber in dem Bittgesuche nicht enthalten. Vielmehr bean¬
sprucht dasselbe, daß die Provinz die Gesamtkostentragen soll. In den Gcsamtkosten handelt es
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sich aber nicht nur um die 30 000 Mark, sondern es kommen auch noch die Bürgersteige, Rinncn-
anlagen und dergleichen hinzu.

Gegenüber den beklagten MiMndcn der Staubcntwickelungund Verschlammungwird
aber wesentlich anerkannt, daß eine Pflasterung wohl zum Nutzen der Ocrtlichkeitgereichen mag.

Es bleibt daher nichts übrig, da das Bittgesuch an das hohe Hans gerichtet ist, als es
einfach nach den Beschlüssen der Kommission zunächst dahin zu verweisen, wohin es gehört. So
lantet auch der Antrag, den ich namens der III. Fachkommission nur znr Annahme empfehlen
kann, dahin:

„Der Provinziallandtag wolle dem Antrage des Provinzialcmsschusses entsprechend die
Petition zur Prüfung und Erledigung an den Prouinzialausschußzurückverweisen."

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — fchließc dieselbe, da sich niemand
zum Worte meldet, und stelle fest, daß das hohe Haus mit dem Antrage der III. Fachkommission
einverstandenist.

Wir treten nun in die Verhandlung des GegenstandesNr. 5 der Tagesordnung:
Antrag der Wahlprüfnngskommisson zu den stattgehabten Ersatzwahlen
in den Wahlkreisen Mülheim a. d. Ruhr-Land, Ruhrort, Saarlouis und
Bernkastel.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteMolenaar.
BerichterstatterAbgeordneterMolenaar: Meine Herren! Der Antrag der Wahlprüfungs°

kommission geht dahin:
Der Provinziallandtag wolle

1. die stattgehabten Ersatzwahlen der WahlkreiseMülheim a. d. Ruhr-Land, Saar¬
louis und Bernkastelmit der Maßgabe für gültig erklären, daß die in dem letzt
genannten Kreise vorgenommeneWahl gleichfallsals gültig angefehen wird, wenn
innerhalb der gesetzlichenFrist von 2 Wochen ein Einspruch nicht erhoben sein
wird;

2. die im Kreise Ruhrort stattgehabte Ersatzwahl für ungültig erklären."
Die Ersatzwahl im Kreise Ruhrort ist mit 16 gegen 15 Stimmen getätigt worden. Ein

Stimmzettel wurde für ungültig erklärt. In der Ginladung zum Kreistage heißt es: „Ein Ver¬
zeichnis der Kieistagsabgeordneten,sowie eine Zusammenstellungder Kommissionenn., deren Mit¬
glieder neu zu wählen sind, süge ich znr gefälligenKenntnisnahme bei. Die Namen der aus¬
scheidenden Herren sind mit einem Kreuzchen gekennzeichnet."

In dem beigelegtenVerzeichnisder Kommissionen finden sich die Namen von drei Pru-
vinziallandtags-Abgcordneten. Zwei von diesen Namen sind mit einem Kreuzchcu bezeichnet,
während überhaupt nnr ein Proviuziallandtags-Abgeordnetcrzn wählen war. Es ist nun infolge¬
dessen auch ein Stimmzettel abgegebenworden, der zwei Namen enthielt. Zählen Sie diese eine
Stimme, die für ungültig erklärt worden ist, den 15 Stimmen zu, so ist also Stimmengleichheit
vorhanden und es hätte eine Neuwahl stattfinden müssen.

Meine Herren! Die Kommission hat sich nicht zu der Auffassungbekennenkönnen, daß
die Einladung zur Vornahme der Wahl eines Provinziallandtags-Abgeordneten in einer Form
"folgt sei, die als bedenkenfrci zu erachtenist. Diefe Bedenken erschienen so wesentlich, daß die
Kommissionzu dem Ihnen vorliegenden Antrage gelangen mußte, die Wahl für ungültig zu
erklären, zumal da das Sitzungsprotokollüber die Vornahme der Wahl keinen Vermerk darüber
enthält, daß die zur Wahl berufenenKreistagsabgeordnctenvor Eintritt in die Wahlhandlung darüber
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aufgeklärt worden sind, daß es sich um die Vornahme der Wahl nur eines Provinziallandtags-
Abgeordnetenhandle.

Ich ersuche Sie, dem Antrag der Kommissionzuzustimmen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum

Wort, dann schließe ich dieselbe und darf feststellen,daß das hohe Haus mit dem Antrage seiner
Fachkommission einverstandenist.

Wir kommen zum 6. Gegenstand der Tagesordnung:
Autrag der I. Fachkommission auf Entlastungen von Rechnungen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Wätjeu.
Berichterstatter Abgeordneter von Wätjen: Meine Herren! Die Rechnungen, welche

in den Drucksachen unter 2!» bis 31 und 33 bis 44 verzeichnet sind, sowie die Rechnung der Rhei¬
nischen Prouinzial-Feuerversicherungsanstaltsind der l. Fachkommission zur Prüfung überwiesen worden.

Die I, Fachkommission ist in diese Prüfung eingetreten, hat nichts zu erinnern gefunden
und beantragt bezüglich der aufgeführten Rechnungen die Entlastung unter Genehmigung der
Kreditüberschreitungen.

Ich schließe mich diesem Antrage hiermit an.
Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die

Verhandlung und darf Ihr Einverständnis feststellen.
Wir kommen zum Gegenstand Nr. ?:

Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung der Rechnung über den An¬
kauf und den Umbau des Hauses Elisabethstraße 10 zu Düsseldorf.

Berichterstatterist ebenfalls Herr Abgeordnetervon Wätjen.
BerichterstatterAbgeordnetervon Wätjen: Meine Herren! Es handelt sich hier um die

Rechnung über den Ankauf und den Umbau des Hauses Elisabethstraße 10 zu Düsseldorf. Diese
Rechnung schließt in Einnahme und Ausgabe mit 90 600 Mark ab. Sie ist von der I. Fach¬
kommission geprüft worden. Gegen die Rechnung selbst hat die Fachkommission nichts zu erinnern
gefunden,nur hat sie den Antrag gestellt, einen Vorschußvon 20 000 Mark, der von der Landes¬
bank zur Ausführung der inneren Einrichtung genommenworden ist, durch speziellen Beschlußdes
Landtages gedeckt zu erhalten. Es soll dieser Vorschuß von 20 000 Mark aus einer demnächst
aufzunehmendenAnleihe gedeckt werden.

Danach stellt die I. Fachkommission den Autrag:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen,die Rechnung über den Ankauf und deu
Umbau des Hauses Elisabcthstraße 10 zu Düsseldorf zu entlasten, indem er sich die
Beschlußfassung über die Deckungeines zum Umbau des Hauses verwendetenvorschuß¬
weise bei der LaudesbankentnommenenBetrages in Höhe von 20 000 Mark vorbehält.

Meine Herren! In der I. Fachkommissionwurde der Wunsch ausgesprochen,daß die
Rechnungeninnerhalb der Verwaltung so zeitig geprüft werden möchten,daß sie ein Jahr früher
als bisher an den Landtag und an die Fachkommissionen gelangen können. Der Herr Landes¬
hauptmann erklärte gegenüber dieser Anregung, daß er tunlichst Anordnung dahin treffen wolle,
daß die Prüfung der Rechnungeninnerhalb der Verwaltung zeitiger als bisher erfolge. Sollte
diese Anordnung bis zum nächsten Jahre durchgeführtsein, so würde der Landtag und es würden
damit die betreffenden Fachkommissionen die Rechnungen von zwei Rechnungsjahren zu prüfen
haben.

Ich trete meinerseitsdem Antrage der Fachkommission bei.
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Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. Dann schließeich die Ver¬
handlung und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage Ihrer Fachkommission fest.

Wir kommen zum 8, Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II Fachkommission auf Entlastung einiger Rechnungen.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Bemberg-Flamersheim.
Berichterstatter Abgeordneter von Bemberg-Flamersheim: Meine Herren! Die

II. Fachkommission hat die hier in Betracht kommenden Rechnungen geprüft. Es handelt sich um
die Rechnungen,welche im Verzeichnisder Landtagsvorlagen unter Nr. 45 bis 53 und unter Nr. 65
bis 86 im einzelnenaufgeführt sind.

BesondereErinnerungen zu diesen Rechnungen sind seitens der II. Fachkommission nicht
zu ziehen. Ich darf deshalb namens der II. Fachkommission den Antrag hier stellen, die Kredit-
Überschreitungen in den einzelnenRechnungen zu genehmigen und diese Rechnungen für erledigt
anzusehen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis fest.

Wir gelangen zum 9. Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der III. Fachkommission wiederum auf Entlastung verschiedener
Rechnungen."

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteFreiherr von Hammerstein.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Hammerstein: Meine Herren! Die

III. Fachkommission hat mich beauftragt, die Rechnungen über die Verwaltung und Unterhaltung
der Provinzialstraßcn für das Haushaltsjahr 1902, über den Fonds für den Neubau von Provin-
zialstraßen für 1903, über den Reservefondsder Provinzialstrahenverwaltung für 1903 und den
Sammelfonds der Provinzialstraßenverwaltung für 1903 durchzusehenund hier im Namen der
III. Fachkommission den Antrag zu stellen, diese Rechnungenzu entlasten.

Nur zu der erstgenanntenRechnung ist zu bemerken, daß einige Haushaltsüberschreitungen
vorgekommen sind, die aber nicht haben vermiedenwerden können.

Ich stelle also hiermit namens der III. Fachkommission den Antrag, für diese vier Rech¬
nungen die Entlastung zu erteilen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und stelle Ihre Zustimmung zu den Anträgen Ihrer III. Fachkommission fest.

Wir kommen zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung von Rechnungen.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteEngels.
Berichterstatter Abgeordneter Engels: Meine Herren! Im Auftrage der IV. Fach¬

kommission bitte ich um Genehmigung der Kreditüberschrcitungenuud Entlastung der Rechnungen
in Drucksache 23 Nr. 101—107.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis fest.

Damit haben wir unsere Tagesordnung erledigt, und ich habe die Ehre, Seiner Exzellenz
dem Königlichen Herrn Landtagskommissariuszu melden, daß der 46. Rheinische Provinziallandtag
seine Geschäfte beendet hat.

Königlicher LandtagskommissariusOber-Präsident Dr. Freiherr von Schorl einer.
(Die Mitglieder erhebensich):

2t
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Hochgeehrte Herren!
Mit großer Befriedigung können Sie auch auf die diesmalige Tagung zurückblicken! Die

von Ihnen unter der bewährten Leitung Ihres Herrn Vorsitzendennach eingehender Beratung
gefaßten Beschlüssewerden der provinziellen Selbstverwaltung auch weiterhin eine befriedigende
und erfreuliche Entwicklungsichern.

Indem ich Ihnen den Dank der Königlichen Staatsregiernng für Ihre hingebendeArbeit
ausspreche, ist es mir ein Bedürfnis, Ihnen noch besonders auch dafür zu danken, daß Sie die
Uebernahmeder Garantieverpflichtungendes Wasserstraßmgesetzcsvom 1, April 1905 so einmütig
angenommen und damit seitens der Nhcinprovinz die Voraussetzungenerfüllt haben, von welcher
die Ausführung dieses für unsere Provinz und das weitere Vaterland so bedeutungsvollenGesetzes
abhängig gemachtworden ist.

Mit dem herzlichen Wunschedaß wir uns im nächsten Jahre zu gleicher freudiger Arbeit
hier wieder zusammenfinden,schließe ich hierdurch im Allerhöchsten Auftrage den 46. Rheinischen
Provinziallandtag,

Vorsitzender Becker: Und nun, meine Herren, lassen Sie uns auseinandergehen,wie wir
zusammengetretensind, mit dem lebhaften Rufe: Seme Majestät unser teurer Kaiser und König
und das ganze Königliche Haus sie leben hoch und nochmals hoch und nochmals hoch! (Die Mit
glieder, die auch diese Worte stehend angehört haben, st'mmen begeistert in das dreimalige Hoch ein.)

Abgeordneter Conze: Meine Herren! I) erlaube mir, bevor wir auscinandergchen,
Sie, das heißt uns an eine Dankespflichtzu erinnern (Beifall), an die Pflicht der dankbaren An
eckenuungiiir die umsichtigeund förderlicheLeitn: g unserer Geschäfte durch Miseren verehrten
Vorsitzenden und seinen Stellvertreter (Beifall) und auch an die Pflicht des Dankes für die Mühe
waltung, der sich unsere Schriftführer unterzogen haben.

Wenn Sie, wie ich sicher weiß, dem Gesagten zustimmen, bitte ich Sie, sich von Ihren
Sitze» zu erheben. (Zuruf: Ist bereits geschehen. Heiterkeit.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ich danke Ihnen zugleich im Namen meines
Herrn Stellvertreters und der Herren Schriftführer herzlich für die freundlichenWorte, die Sie
über unsere Geschäftsführungdurch den Mund des Herrn AbgeordnetenConze ausgesprochen haben.

Meine Herren! Wenn der Landtag so glatt verlaufen ist, dann ist das einmal der sorg¬
fältigen Vorbereitung zu danken, die die Vorlagen sowohl durch den Prouinzialcmsschuß,wie durch
den Herrn Landeshauptmann und die ihm beigeordnetenBeamten erfahren haben und vor allem
dem Umstände, meine Herreu, daß Sie alle uns ,n der Leitung der Geschäfte so freundlichunter¬
stützt haben. Es ist endlich zu danken dem trefflichenEinvernehmen, das nicht blos zwischen
Ihnen allen, sondern auch zwischen dem Provin,ialausschuß, der Provinzialvcrwaltung und dem
Landtage selbst seit einer Reihe von Jahren bestD nnd hoffentlich dauernd so bleiben wird, (Beifall.)

(Schluß K^ r 55 Minuten.)
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